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Bundesregierung: Kabinett beschließt das Grundsteuer-Reformpaket 

Das Bundeskabinett hat am 21.06.2019 das Grundsteuer-Reformpaket beschlos-

sen. Aufgeteilt auf mehrere Gesetze (im Einzelnen: Entwurf eines Gesetzes zur 

Änderung des Grundgesetzes (Artikel 72, 105 und 125b), Entwurf eines Geset-

zes zur Reform des Grundsteuer- und Bewertungsrechts, Entwurf eines Geset-

zes zur Änderung des Grundsteuergesetzes zur Mobilisierung von baureifen 

Grundstücken für die Bebauung, Entwurf einer Verordnung zur Durchführung des 

§ 254 Abs. 2 des Bewertungsgesetzes mit Anlage) sieht die Reform eine wertab-

hängige Grundsteuer vor, wobei Grundstücksfläche, Bodenrichtwert, Immobilien-

art, Mieten auf Basis des Mikrozensus (in Abhängigkeit von kommunalen Mietni-

veaustufen), Gebäudealter und anderen Faktoren eine Rolle spielen (vgl. TAX 

WEEKLY #14/2019).  

Die wesentlichen Änderungen des nun vorgelegten Gesetzentwurfs gegenüber 

dem bisherigen Referentenentwurf liegen im Entfall des Metropolenzuschlags bei 

Wohnimmobilien sowie in der zwingenden Anordnung des Sachwertverfahrens 

für Gewerbeimmobilien. 

Vorgesehen ist nun außerdem eine umfassende Öffnungsklausel, die es den 

Ländern ermöglicht, von dem Bewertungsmodell des Bundes abzuweichen. So 

können beispielsweise auch wertunabhängige Modelle zum Tragen kommen. 

Maßstab für den Länderfinanzausgleich soll jedoch das Bundesgesetz sein.  

Das Reformpaket wurde im schriftlichen Umlaufverfahren vom Kabinett gebilligt, 

damit die Gesetzentwürfe noch vor der am 07.07.2019 beginnenden parlamenta-

rischen Sommerpause dem Bundestag zugeleitet werden und bis zum Jahresen-

de in Kraft treten können. 

Deutsche Emissionshandelsstelle: Neue Emissionshandelsverordnung - 

Befreiung von Kleinemittenten 

Mit Wirkung zum 04.05.2019 ist die neue Emissionshandelsverordnung 2030 

(EHV 2030) in Kraft getreten. Sie gilt für die kommende Handelsperiode, die von 

2021 bis zum Jahr 2030 andauern wird. Dieser verhältnismäßig lange Zeitraum 

dient der Investitionssicherheit, damit etwa Effekte durch Wetterschwankungen 

ausgeglichen werden. 

Die Verordnung ergänzt das Treibhaus-Emissionshandelsgesetz (TEHG). Kon-

kretisiert werden zum Beispiel Regelungen über die Emissionsberichterstattung 

und den Überwachungsplan sowie über die Auktion von Emissionszertifikaten. 

Insbesondere wird die Befreiung von Kleinemittenten geregelt, § 16 EHV 2030. 

So kann derjenige, der mit einer stationären Anlage in den Jahren 2016 bis 2018 

weniger als 15.000 Tonnen CO2 pro Jahr ausgestoßen hat, eine Befreiung von 

der Abgabepflicht gemäß § 7 TEHG beantragen. An deren Stelle tritt dann jedoch 

gemäß § 18 EHV 2030 entweder die Zahlung eines Ausgleichsbetrages oder ei-

ne Selbstverpflichtung zur Emissionsminderung. So bleibt ein Anreiz zur Redukti-

on der Emissionen bestehen. 
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Der Ausgleichsbetrag wird aufgrund des Verbrauchs in einem Berichtsjahr er-

rechnet. Dem wird dann lediglich der Durchschnittspreis des jeweils laufenden 

Berichtsjahres und des Jahres vor dem Berichtsjahr zugrunde gelegt. Wenn der 

Preis für ein CO2-Zertifikat – was zu erwarten ist – steigt, ergibt sich dadurch ein 

Kostenvorteil. Dabei wird vorab eine hypothetische Zuteilungsmenge von freien 

Zertifikaten festgesetzt. Eine Anpassung ist dann nicht mehr möglich. Daher kann 

es im Einzelfall, z.B. aufgrund starker Produktionssteigerungen, günstiger sein, 

keine Befreiung zu beantragen. 

Der Selbstverpflichtung zur Emissionsminderung liegt ein Zielwert von 

2,2 Prozent pro Jahr für die Handelsperiode 2021 bis 2030 zugrunde. Bei der Be-

rechnung des zugrunde zu legenden Basiswerts wird der Median zurückliegender 

Emissionen verwertet, so dass starke Ausreißer vermieden werden können.  

Die Befreiung erlischt erst bei einem Ausstoß von 25.000 Tonnen CO2 pro Jahr. 

Ein breiter Sicherheitspuffer ist folglich gegeben. Ein Rückfall in die Emissions-

handelspflicht sollte damit ausgeschlossen sein. 

Praxishinweis: Für eine Befreiung für den Zeitraum von 2021 bis 2025 ist bereits 

bis spätestens 31.07.2019 ein Antrag bei der Deutschen Emissionshandelsstelle 

(DEHSt) einzureichen.  

 

FG Köln: Gewerbesteuerliche Kürzung der AStG-Hinzurechnungsbeträge in 

Altfällen (§ 9 Nr. 3 GewStG) 

Das FG Köln entschied mit Urteil vom 08.11.2018 (13 K 552/17), dass AStG-

Hinzurechnungsbeträge nach § 10 AStG in Altfällen der Kürzungsvorschrift des 

§ 9 Nr. 3 GewStG unterliegen und somit nicht gewerbesteuerpflichtig sind. Betrof-

fen sind Altfälle, die unter die Fassung des GewStG bis zur Änderung durch das 

EU-Amtshilferichtlinien-Umsetzungsgesetz vom 20.12.2016 (auch BEPS-

Umsetzungsgesetz genannt) fallen – folglich in der bis zum 31.12.2016 gültigen 

Fassung des GewStG. 

Mit den Änderungen des GewStG reagierte der Gesetzgeber auf die Entschei-

dung des BFH vom 11.03.2015 (I R 10/14), in der der BFH eine Kürzung des 

Hinzurechnungsbetrags i.S.d. § 10 Abs. 1 AStG nach § 9 Nr. 3 GewStG zuließ. 

§ 7 S. 7 GewStG n.F. ordnet seit der Änderung an, dass Hinzurechnungsbeträge 

Einkünfte sind, die in einer inländischen Betriebsstäte anfallen und somit nicht 

mehr unter die Kürzungsvorschrift des § 9 Nr. 3 GewStG fallen. 

Im Urteilsfall war die Klägerin eine inländische GmbH, der Hinzurechnungsbeträ-

ge i.S.d. § 10 Abs. 1 AStG von schweizerischen Kapitalgesellschaften hinzuge-

rechnet wurden. Die Streitjahre lagen allesamt vor den Änderungen des GewStG 

durch das EU-Amtshilferichtlinien-Umsetzungsgesetz. Für diese Hinzurech-

nungsbeträge wollte die Klägerin die Kürzung nach § 9 Nr. 3 GewStG geltend 

machen. Das Finanzamt lehnte eine Kürzung jedoch ab, da es sich seiner An-

sicht nach bei der gesetzlichen Änderung um eine rückwirkende Klarstellung des 

Gesetzgebers handelte. 
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Vor dem Hintergrund der verfassungsrechtlichen Rechtsprechung zu den Gren-

zen der rückwirkenden Klarstellung von Gesetzen folgte das FG Köln der Ansicht 

des Finanzamts jedoch nicht. Ebenso sieht das Finanzgericht keine Gründe, von 

der BFH-Rechtsprechung zur bis zum 31.12.2016 geltenden Rechtslage abzu-

weichen. 

Da die Entscheidung des FG Köln ausgelaufenes Recht betrifft und im Einklang 

mit der BFH-Rechtsprechung steht, ließ das Finanzgericht keine Revision zu. 

Das Finanzamt legte hiergegen beim BFH eine Nichtzulassungsbeschwerde 

(BFH I B 4/19) ein, über welche noch nicht entschieden wurde. 

Beim BFH sind zudem zwei weitere Verfahren in dieser Angelegenheit anhängig, 

bei denen das FG Baden-Württemberg die Revision wegen grundsätzlicher Be-

deutung der Rechtssache nach § 115 Abs. 2 Nr. 1 FGO zuließ (BFH I R 28/18 

und I R 29/18). 
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Urteile und Schlussanträge des EuGH bis zum 14.06.2019 

Aktenzeichen Datum Stichwort 

C-420/18 13.06.2019 
Vorlage zur Vorabentscheidung – Mehrwertsteuer – Richtlinie 2006/112/EG – 
Art. 9 und 10 – Steuerpflichtiger – Wirtschaftliche Tätigkeit, die ,selbständig‘ 
ausgeübt wird – Begriff – Tätigkeit als Mitglied des Aufsichtsrats einer Stiftung 

C-75/18 13.06.2019 

Vorabentscheidungsersuchen – Niederlassungsfreiheit – Beihilfen – Mehrwert-
steuersystem – An den Umsatz anknüpfende Steuer für Telekommunikations-
unternehmen – Benachteiligung ausländischer Unternehmen durch progressiv 
wirkenden Steuertarif – Mittelbare Diskriminierung – Rechtfertigung einer pro-
gressiv wirkenden Steuer nach Maßgabe des Umsatzes – Unzulässige Be-
günstigung kleiner Unternehmen durch progressiven Steuertarif – Charakter 
einer Umsatzsteuer im Sinne von Art. 401 der Mehrwertsteuerrichtlinie 

 

Alle am 21.06.2019 veröffentlichten Entscheidungen des BFH (V)  

Aktenzeichen Entscheidungs-

datum 

Stichwort 

III R 49/17 17.01.2019 
Thesaurierungsbegünstigung bei Übertragung eines Mitunternehmeranteils auf 
eine Stiftung 

VI R 47/16 14.02.2019 
Wiederaufforstungskosten bei vorherigem pauschalem Betriebsausgabenab-
zug 

 

Alle am 21.06.2019 veröffentlichten Entscheidungen des BFH (NV) 

Aktenzeichen Entscheidungs-

datum 

Stichwort 

V B 43/17 30.04.2019 Bestandskräftige Ablehnung einer Vorsteuervergütung 

X R 17/18 19.02.2019 
Änderung von Steuerbescheiden aufgrund von Grundlagenbescheiden, die 
nicht sämtliche Tatbestandsmerkmale der Steuernorm betreffen 

III R 27/18 20.02.2019 
Teilweise inhaltsgleich mit BFH-Urteil vom 11.12.2018 III R 26/18 - Mehraktige 
Ausbildung im Kindergeldrecht 

http://curia.europa.eu/juris/document/document.jsf?text=&docid=214942&pageIndex=0&doclang=DE&mode=req&dir=&occ=first&part=1&cid=9079041
http://curia.europa.eu/juris/document/document.jsf;jsessionid=9E5D0636DDE70C30AFC31116AA18FAED?text=&docid=214959&pageIndex=0&doclang=DE&mode=req&dir=&occ=first&part=1&cid=9077625
https://juris.bundesfinanzhof.de/cgi-bin/rechtsprechung/document.py?Gericht=bfh&Art=en&Datum=Aktuell&nr=41018&pos=0&anz=46
https://juris.bundesfinanzhof.de/cgi-bin/rechtsprechung/document.py?Gericht=bfh&Art=en&Datum=Aktuell&nr=41021&pos=1&anz=46
https://juris.bundesfinanzhof.de/cgi-bin/rechtsprechung/document.py?Gericht=bfh&Art=en&Datum=Aktuell&nr=41024&pos=2&anz=46
https://juris.bundesfinanzhof.de/cgi-bin/rechtsprechung/document.py?Gericht=bfh&Art=en&Datum=Aktuell&nr=41030&pos=3&anz=46
https://juris.bundesfinanzhof.de/cgi-bin/rechtsprechung/document.py?Gericht=bfh&Art=en&Datum=Aktuell&nr=41033&pos=4&anz=46
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Aktenzeichen Entscheidungs-

datum 

Stichwort 

XI B 9/19 12.03.2019 

Umfang der dem FG gemäß § 71 Abs. 2 FGO zu übersendenden Akten; kein 
Antrag gemäß § 86 Abs. 3 FGO, wenn FA die Übersendung der Akten nicht 
abgelehnt hat; Beschwerde gegen die Ablehnung der Anforderung weiterer 
Aktenteile unzulässig; Kostenentscheidung 

IX R 16/18 19.02.2019 
Objektbezogene Prüfung der Überschusserzielungsabsicht bei den Einkünften 
aus Vermietung und Verpachtung; Beginn des Prognosezeitraums 

III R 52/18 20.02.2019 

Teilweise inhaltsgleich mit BFH-Urteil vom 11.12.2018 III R 26/18 - Kindergeld; 
Abgrenzung zwischen mehraktiger Erstausbildung und Zweitausbildung bei 
Ausbildung zum Bachelor of Laws nach Abschluss als Groß- und Außenhan-
delskaufmann 

 

Alle bis zum 21.06.2019 veröffentlichten Erlasse  

Aktenzeichen Entscheidungs-

datum 

Stichwort  

 
III C 3 -S 
7155/19/ 
10001 :001 
 

18.06.2019 

 
Umsatzsteuer; Steuerbefreiung der Umsätze für die Seeschifffahrt (§ 4 Nr. 2, § 
8 UStG, Abschnitt 8.1 UStAE) 
 

IV A 4 - 
S 0316- 
a/18/10001 
 

17.06.2019 

 
Einführung des § 146a AO durch das Gesetz zum Schutz vor Manipulationen 
an digitalen Grundaufzeichnungen vom 22. Dezember 2016; Anwendungser-
lass zu § 146a AO 
 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

https://juris.bundesfinanzhof.de/cgi-bin/rechtsprechung/document.py?Gericht=bfh&Art=en&Datum=Aktuell&nr=41036&pos=5&anz=46
https://juris.bundesfinanzhof.de/cgi-bin/rechtsprechung/document.py?Gericht=bfh&Art=en&Datum=Aktuell&nr=41039&pos=6&anz=46
https://juris.bundesfinanzhof.de/cgi-bin/rechtsprechung/document.py?Gericht=bfh&Art=en&Datum=Aktuell&nr=41042&pos=7&anz=46
https://www.bundesfinanzministerium.de/Content/DE/Downloads/BMF_Schreiben/Steuerarten/Umsatzsteuer/Umsatzsteuer-Anwendungserlass/2019-06-18-steuerbefreiung-der-umsaetze-fuer-die-seeschifffahrt.pdf?__blob=publicationFile&v=1
https://www.bundesfinanzministerium.de/Content/DE/Downloads/BMF_Schreiben/Steuerarten/Umsatzsteuer/Umsatzsteuer-Anwendungserlass/2019-06-18-steuerbefreiung-der-umsaetze-fuer-die-seeschifffahrt.pdf?__blob=publicationFile&v=1
https://www.bundesfinanzministerium.de/Content/DE/Downloads/BMF_Schreiben/Steuerarten/Umsatzsteuer/Umsatzsteuer-Anwendungserlass/2019-06-18-steuerbefreiung-der-umsaetze-fuer-die-seeschifffahrt.pdf?__blob=publicationFile&v=1
https://www.bundesfinanzministerium.de/Content/DE/Downloads/BMF_Schreiben/Weitere_Steuerthemen/Abgabenordnung/AO-Anwendungserlass/2019-06-17-einfuehrung-paragraf-146a-AO-anwendungserlass-zu-paragraf-146a-AO.pdf?__blob=publicationFile&v=1
https://www.bundesfinanzministerium.de/Content/DE/Downloads/BMF_Schreiben/Weitere_Steuerthemen/Abgabenordnung/AO-Anwendungserlass/2019-06-17-einfuehrung-paragraf-146a-AO-anwendungserlass-zu-paragraf-146a-AO.pdf?__blob=publicationFile&v=1
https://www.bundesfinanzministerium.de/Content/DE/Downloads/BMF_Schreiben/Weitere_Steuerthemen/Abgabenordnung/AO-Anwendungserlass/2019-06-17-einfuehrung-paragraf-146a-AO-anwendungserlass-zu-paragraf-146a-AO.pdf?__blob=publicationFile&v=1
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Gesetzentwurf 


der Bundesregierung 


Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des Grundgesetzes (Artikel 72, 
105 und 125b) 


A. Problem und Ziel 


Die Bundesregierung hat einen Gesetzentwurf zur Reform des Grundsteuer- und Bewer­
tungsrechts vorgelegt, der die Vorgaben aus dem Urteil des Bundesverfassungsgerichts 
vom 10. April 2018 (BVerfGE 148, 147) - (BGBl I 2018, 531) - umsetzt. 


Die Frage der Gesetzgebungskompetenz des Bundes für die notwendige Reform des 
Grundsteuer- und des Bewertungsgesetzes wird nicht einheitlich beantwortet. Es werden 
unterschiedliche Auffassungen zur Frage der Erforderlichkeit einer bundesgesetzlichen 
Regelung der Grundsteuer zur Herstellung gleichwertiger Lebensverhältnisse oder zur 
Wahrung der Rechts- oder Wirtschaftseinheit im Bundesgebiet nach der seit dem 16. No­
vember 1994 geltenden Fassung des Artikels 72 Absatz 2 Grundgesetz (GG) vertreten. 
Artikel 125a Absatz 2 GG räumt dem Bund lediglich eine begrenzte Änderungskompetenz 
des fortgeltenden Bundesrechts unter Beibehaltung der wesentlichen Elemente ein, er­
laubt aber keine grundlegende Neukonzeption der Materie. 


Da die Gesetzgebungskompetenz des Bundes in der Wissenschaft nicht einheitlich beur­
teilt wird, soll diese unzweifelhaft abgesichert werden. Dazu erhält der Bund mit dieser 
Grundgesetzänderung uneingeschränkt die konkurrierende Gesetzgebungskompetenz 
zur Regelung der Grundsteuer. Zeitgleich wird den Ländern über eine Ergänzung in Arti­
kel 72 Absatz 3 GG eine umfassende abweichende Regelungskompetenz eröffnet. Dafür 
bestehen gute Gründe mit Blick auf das Ziel einer bundesgesetzlichen Grundlage. Zu­
gleich bietet sich gerade die Grundsteuer aufgrund der Immobilität des Steuerobjekts und 
des bereits in der Verfassung vorhandenen kommunalen Hebesatzrechts dafür an, die 
Steuerautonomie der Länder zu stärken. 


B. Lösung 


Der Gesetzentwurf sieht eine Änderung des Grundgesetzes vor, um dem Bund ausdrück­
lich die konkurrierende Gesetzgebungskompetenz für die Grundsteuer zu übertragen, 
ohne dass für deren Ausübung die Voraussetzungen des Artikels 72 Absatz 2 GG vorlie­
gen müssen. Um den Ländern die Befugnis zu umfassenden abweichenden landesrecht­
lichen Regelungen einzuräumen, wird den Ländern für die Grundsteuer das Recht zu ab­
weichenden Regelungen nach Artikel 72 Absatz 3 GG eingeräumt. 


C. Alternativen 


Keine Änderung des Grundgesetzes. 


1. Der Bundesgesetzgeber könnte bestimmen, dass das Grundsteuer- und Bewertungs­
recht in vollem Umfang durch Landesrecht ersetzt werden kann (Artikel 125a Absatz 2 
Satz 2 GG). 
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2. Der Bundesgesetzgeber könnte das Grundsteuergesetz und die Bewertungsvorschrif­
ten für Zwecke der Grundsteuer aufheben, um den Ländern landesgesetzliche Regelun­
gen zu ermöglichen. 


D. Haushaltsausgaben ohne Erfüllungsaufwand 


Keine. 


E. Erfüllungsaufwand 


E.1 Erfüllungsaufwand für Bürgerinnen und Bürger 


Ein Erfüllungsaufwand für Bürgerinnen und Bürger ist nicht zu erwarten. 


E.2 Erfüllungsaufwand für die Wirtschaft 


Ein Erfüllungsaufwand für die Wirtschaft ist nicht zu erwarten. 


Davon Bürokratiekosten aus Informationspflichten
 


Durch das Gesetz werden keine Informationspflichten eingeführt oder abgeschafft.
 


E.3 Erfüllungsaufwand der Verwaltung 


Ein zusätzlicher Erfüllungsaufwand für die Verwaltung ist mit der Grundgesetzänderung 
nicht unmittelbar verbunden. 


F. Weitere Kosten 


Durch das Gesetz entstehen der Wirtschaft keine Kosten, da sie von der Regelung nicht 
unmittelbar betroffen ist. Unmittelbare Auswirkungen auf die Einzelpreise und das Preisni­
veau, insbesondere auf das Verbraucherpreisniveau, sind nicht zu erwarten. 
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Gesetzentwurf der Bundesregierung
 


Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des Grundgesetzes (Artikel 72,
 
105 und 125b) 


Vom ... 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundesrates das folgende Gesetz beschlos­
sen; Artikel 79 Absatz 2 des Grundgesetzes ist eingehalten: 


Artikel 1
 


Änderung des Grundgesetzes
 


Das Grundgesetz für die Bundesrepublik Deutschland in der im Bundesgesetzblatt 
Teil III, Gliederungsnummer 100-1, veröffentlichten bereinigten Fassung, das zuletzt 
durch Artikel 1 des Gesetzes vom 28. März 2019 (BGBl. I S. 40) geändert worden ist, wird 
wie folgt geändert: 


1.	 In Artikel 72 Absatz 3 Satz 1 Nummer 6 wird der Punkt am Satzende durch ein Semi­
kolon ersetzt und folgende Nummer 7 wird angefügt: 


„7. die Grundsteuer“. 


2.	 Artikel 105 Absatz 2 wird wie folgt geändert: 


a) Folgender Satz wird vorangestellt: 


„Der Bund hat die konkurrierende Gesetzgebung über die Grundsteuer.“
 


b) In Satz 2 werden die Wörter „Der Bund“ durch das Wort „Er“ ersetzt.
 


3.	 Dem Artikel 125b wird folgender Absatz 3 angefügt: 


„(3) Auf dem Gebiet des Artikels 72 Absatz 3 Satz 1 Nummer 7 darf abweichen­
des Landesrecht der Erhebung der Grundsteuer frühestens für Zeiträume ab dem 1. 
Januar 2025 zugrunde gelegt werden.“ 


Artikel 2
 


Inkrafttreten
 


Dieses Gesetz tritt am Tag nach der Verkündung in Kraft. 
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Begründung 


A. Allgemeiner Teil 


I. Zielsetzung und Notwendigkeit der Regelungen 


Ziel des Gesetzentwurfs ist die Begründung einer uneingeschränkten konkurrierenden 
Gesetzgebungskompetenz des Bundes für die Neuregelung des Grundsteuer- und Be­
wertungsrechts ohne die besonderen Voraussetzungen des Artikels 72 Absatz 2 GG, un­
ter gleichzeitiger Ermächtigung der Länder zu abweichenden landesrechtlichen Regelun­
gen. Die Frage der Gesetzgebungskompetenz des Bundes für die notwendige Reform 
des Grundsteuer- und des Bewertungsgesetzes wird nicht einheitlich beantwortet. Gemäß 
Artikel 105 Absatz 2 GG hat der Bund für die Grundsteuer die konkurrierende Gesetzge­
bungskompetenz unter den Voraussetzungen des Artikels 72 Absatz 2 GG. Es werden 
unterschiedliche Auffassungen zur Frage des Erfordernisses einer bundeseinheitlichen 
Regelung der Grundsteuer zur Herstellung gleichwertiger Lebensverhältnisse oder zur 
Wahrung der Rechts- oder Wirtschaftseinheit im Bundesgebiet nach der seit dem 16. No­
vember 1994 geltenden Fassung des Artikels 72 Absatz 2 GG vertreten. Darauf hat das 
Bundesverfassungsgericht in seinem Urteil vom 10. April 2018 hingewiesen, ohne dass es 
dazu einer Entscheidung bedurfte. Artikel 125a Absatz 2 GG räumt dem Bund lediglich 
eine begrenzte Änderungskompetenz des fortgeltenden Bundesrechts unter Beibehaltung 
der wesentlichen Elemente ein, erlaubt aber keine grundlegende Neukonzeption der Ma­
terie. 


Da die Gesetzgebungskompetenz des Bundes in der Wissenschaft nicht einheitlich beur­
teilt wird, soll diese unzweifelhaft abgesichert werden. Dazu erhält der Bund mit dieser 
Grundgesetzänderung uneingeschränkt die konkurrierende Gesetzgebungskompetenz 
zur Regelung der Grundsteuer. Zeitgleich wird den Ländern über eine Ergänzung in Arti­
kel 72 Absatz 3 GG eine umfassende abweichende Regelungskompetenz eröffnet. Dies 
entspricht der bisherigen Systematik bundeseinheitlicher Steuergegenstände und Bemes­
sungsgrundlagen auf der einen und Hebesatzautonomie der Gemeinden auf der anderen 
Seite bei Grund- und Gewerbesteuer. Hierfür bestehen gute Gründe. Das betrifft vor allem 
die Schaffung einer bundesgesetzlichen Grundlage. Denn die Grundsteuer wird aufgrund 
ihrer historisch gewachsenen Funktion als unverzichtbare Finanzierungsquelle für die 
Kommunen bundesweit erhoben. Darüber hinaus bestehen Querbezüge zwischen Grund-
und Gewerbebesteuerung insbesondere im Bereich der Land- und Forstwirtschaft, die 
Vorkehrungen zur Vermeidung von Doppelbesteuerungen erfordern. Zugleich bietet sich 
gerade die Grundsteuer aufgrund der Immobilität des Steuerobjekts und des bereits in der 
Verfassung vorhandenen kommunalen Hebesatzrechts dafür an, die Steuerautonomie der 
Länder zu stärken. Dem trägt die vorgesehene Abweichungsbefugnis der Länder Rech­
nung. 


II. Wesentlicher Inhalt des Entwurfs 


Durch Ergänzung des Artikels 105 Absatz 2 GG wird die konkurrierende Gesetzgebungs­
befugnis des Bundes für die Grundsteuer festgeschrieben und die Abweichungsbefugnis 
der Länder durch Aufnahme der Grundsteuer in den Katalog in Artikel 72 Absatz 3 Satz 1 
Nummer 7 GG begründet. 


III. Alternativen 


Keine Änderung des Grundgesetzes. 
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1. Der Bundesgesetzgeber könnte bestimmen, dass das Grundsteuer- und Bewertungs­
recht in vollem Umfang durch Landesrecht ersetzt werden kann (Artikel 125a Absatz 2 
Satz 2 GG). 


2. Der Bundesgesetzgeber könnte das Grundsteuergesetz und die Bewertungsvorschrif­
ten für Zwecke der Grundsteuer aufheben, um den Ländern landesrechtliche Regelungen 
zu ermöglichen. 


IV.	 Gesetzgebungskompetenz 


Die Gesetzgebungskompetenz des Bundes für die Änderung des Grundgesetzes folgt aus 
Artikel 79 Absatz 1 GG. 


V.	 Vereinbarkeit mit dem Recht der Europäischen Union und völkerrechtlichen 
Verträgen 


Das Gesetz steht mit dem Recht der Europäischen Union und völkerrechtlichen Verträgen 
in Einklang. 


VI.	 Gesetzesfolgen 


1. Rechts- und Verwaltungsvereinfachung 


Aspekte der Rechts- und Verwaltungsvereinfachung sind nicht unmittelbar betroffen. 


2. Nachhaltigkeitsaspekte 


Die Managementregeln und Indikatoren der nationalen Nachhaltigkeitsstrategie wurden 
geprüft. Der Gesetzentwurf berührt keine Aspekte einer nachhaltigen Entwicklung. 


3. Haushaltsausgaben ohne Erfüllungsaufwand 


Durch die Grundgesetzänderung ergeben sich keine unmittelbaren finanziellen Auswir­
kungen. Die Auswirkungen sind nach Maßgabe des Haushaltsgesetzes von der einfach-
gesetzlichen Ausgestaltung und der Wahrnehmung der eingeräumten Kompetenzen ab­
hängig. 


4. Erfüllungsaufwand 


Ein Erfüllungsaufwand für Bürgerinnen und Bürger bzw. für die Wirtschaft ist nicht unmit­
telbar zu erwarten. Insoweit werden keine Vorgaben neu eingeführt, geändert oder abge­
schafft. Es werden keine Informationspflichten eingeführt oder abgeschafft. 


5. Weitere Kosten 


Unmittelbare Auswirkungen auf Einzelpreise und das allgemeine Preisniveau, insbeson­
dere das Verbraucherpreisniveau, sind nicht zu erwarten. 


6. Weitere Gesetzesfolgen 


Die Änderungen haben keine Auswirkungen auf die Gleichstellung von Frauen und Män­
nern. 
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VII. Befristung; Evaluierung 


Keine. 


B. Besonderer Teil 


Zu Artikel 1 (Änderung des Grundgesetzes) 


Zu Nummer 1 


Durch Aufnahme der neuen Nummer 7 in Artikel 72 Absatz 3 Satz 1 GG wird den Ländern 
die Befugnis zur abweichenden Gesetzgebung über die Grundsteuer eingeräumt. 


Zu Nummer 2 


Mit der Ergänzung des Artikels 105 Absatz 2 GG wird dem Bund die konkurrierende Ge­
setzgebung über die Grundsteuer unabhängig von den Voraussetzungen des Artikels 72 
Absatz 2 GG zugewiesen. 


Zu Nummer 3 


Mit der Regelung soll gewährleistet werden, dass die Grundsteuer erst für Veranlagungs­
zeiträume ab dem 1. Januar 2025 auf der Grundlage abweichenden Landesrechts erho­
ben werden kann. Auf diese Weise wird sichergestellt, dass zu einem einheitlichen Zeit­
punkt (1. Januar 2025) in allen Ländern die Grundsteuer nach neuem Recht – bundesge­
setzlich oder landesgesetzlich geregelt - erhoben wird. Eine vorherige Diversifizierung der 
Grundsteuererhebung soll steuerpolitisch vermieden werden. Die Regelung ermöglicht es 
den Ländern zugleich, bereits frühzeitig und parallel zur Fortgeltung des bisherigen Bun­
desrechts bis zum 31. Dezember 2024 mit den erforderlichen Schritten zur verfahrens­
mäßigen Umsetzung abweichenden Landesrechts zu beginnen (z.B. Anforderung der 
Steuererklärungen, Erlass von Steuermessbescheiden). 


Zu Artikel 2 (Inkrafttreten) 


Die Vorschrift regelt das Inkrafttreten. 
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Gesetzentwurf 


der Bundesregierung 


Entwurf eines Gesetzes zur Reform des Grundsteuer- und 
Bewertungsrechts 


(Grundsteuer-Reformgesetz – GrStRefG) 


A. Problem und Ziel 


Mit dem Urteil vom 10. April 2018 – 1 BvL 11/14, 1 BvL 12/14, 1 BvL 1/15, 1 BvR 639/11, 
1 BvR 889/12 – hat das Bundesverfassungsgericht die §§ 19, 20, 21, 22, 23, 27, 76, 79 
Absatz 5 sowie § 93 Absatz 1 Satz 2 des Bewertungsgesetzes in Verbindung mit Artikel 2 
Absatz 1 Satz 1 und Satz 3 des Gesetzes zur Änderung des Bewertungsgesetzes in der 
Fassung des Artikels 2 des Gesetzes vom 22. Juli 1970 (BGBl. I S. 1118), soweit sie be­
baute Grundstücke außerhalb des Bereichs der Land- und Forstwirtschaft und außerhalb 
des in Artikel 3 des Einigungsvertrags genannten Gebiets betreffen, jedenfalls seit dem 1. 
Januar 2002 für unvereinbar mit Artikel 3 Absatz 1 des Grundgesetzes erklärt. Dem Ge­
setzgeber hat das Bundesverfassungsgericht eine Frist zur Neuregelung spätestens bis 
zum 31. Dezember 2019 gesetzt. Bis zu diesem Zeitpunkt dürfen die als unvereinbar mit 
Artikel 3 Absatz 1 des Grundgesetzes festgestellten Regeln über die Einheitsbewertung 
weiter angewandt werden. Nach Verkündung einer Neuregelung dürfen die beanstande­
ten Regelungen für weitere fünf Jahre ab der Verkündung, längstens aber bis zum 31. 
Dezember 2024 angewandt werden. 


Bei der Umsetzung der Vorgaben des Bundesverfassungsgerichts soll unter Wahrung der 
dem Bund derzeit nach dem Grundgesetz zustehenden Gesetzgebungskompetenz an 
das bestehende Bewertungs- und Grundsteuersystem angeknüpft werden. Der Gesetz­
entwurf zielt daher auf eine verfassungskonforme, rechtssichere und zeitgemäße Fort­
entwicklung der Grundsteuer und der damit verbundenen Bewertung der Grundsteuerob­
jekte, um die Grundsteuer als verlässliche Einnahmequelle der Kommunen zu erhalten. 
Da die Gesetzgebungskompetenz des Bundes in der Wissenschaft nicht einheitlich beur­
teilt wird, soll diese unzweifelhaft abgesichert werden. Dazu erhält der Bund mit der zeit­
gleich eingebrachten Grundgesetzänderung uneingeschränkt die konkurrierende Gesetz­
gebungskompetenz zur Regelung der Grundsteuer. Zeitgleich wird den Ländern über eine 
Ergänzung in Artikel 72 Absatz 3 GG eine umfassende abweichende Regelungskompe­
tenz eröffnet. Nicht beabsichtigt ist eine strukturelle Erhöhung des Grundsteueraufkom­
mens. An die Gemeinden wird daher appelliert, die aus der Neubewertung des Grundbe­
sitzes resultierenden Belastungsverschiebungen durch eine gegebenenfalls erforderliche 
Anpassung des Hebesatzes auszugleichen, um ein konstantes Grundsteueraufkommen 
zu sichern. Die Bundesregierung erwartet deshalb auch, dass Kommunen in einem Haus­
haltssicherungsverfahren landesrechtlich nicht die Möglichkeit verwehrt wird, ihre Hebes­
ätze zur Wahrung der Aufkommensneutralität entsprechend anzupassen. 


Um eine wiederkehrende Bewertung der Grundsteuerobjekte zu gewährleisten, sollen die 
Grundlagen für ein weitgehend automatisiertes und damit zukunftsfähiges sowie einfach, 
transparent und nachvollziehbar ausgestaltetes Verwaltungsverfahren zur Erhebung der 
Grundsteuer geschaffen werden. 


B. Lösung 
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Das Bewertungs- und Grundsteuerrecht bleibt in seiner Grundstruktur erhalten und wird 
unter Berücksichtigung der Vorgaben des Bundesverfassungsgerichts sowie unter weit­
gehender Nutzbarmachung automationstechnischer Möglichkeiten fortentwickelt. 


C. Alternativen 


Keine. 


D. Haushaltsausgaben ohne Erfüllungsaufwand 


Angestrebt wird eine Reform, die bundesweit das nach bisherigem Recht geschätzte Auf­
kommen der Grundsteuer A und B von rund 14,8 Milliarden Euro im Jahr 2022 sichert. 
Dies soll konzeptionell durch die Bestimmung von Steuermesszahlen erreicht werden, mit 
denen unter der Annahme von konstanten Hebesätzen ein annähernd gleiches Grund­
steueraufkommen rechnerisch erreicht werden kann. Letztlich wird jedoch das Aufkom­
men der Grundsteuer entsprechend den verfassungsrechtlichen Vorgaben des Artikels 28 
des Grundgesetzes auf kommunaler Ebene durch die Festsetzung der Hebesätze be­
stimmt. 


Infolge der künftigen Einbeziehung der Wohngebäude bei land- und forstwirtschaftlichen 
Betrieben in die Grundsteuer B verlagert sich ein jährliches Aufkommen von rund 
100 Millionen Euro von der Grundsteuer A in die Grundsteuer B. 


E. Erfüllungsaufwand 


E.1 Erfüllungsaufwand für Bürgerinnen und Bürger 


Die Durchführung der Hauptfeststellung auf den 1. Januar 2022 und die Hauptveranla­
gung der Grundsteuermessbeträge auf den 1. Januar 2025 sowie die Pflege der ermittel­
ten Werte erstrecken sich über mehrere Jahre, so dass der gesamte Erfüllungsaufwand 
für den Hauptfeststellungszeitraum 2022 – 2028 linear auf einen Zeitraum von sieben 
Jahren zu verteilen ist. Da ein vollständig digitalisiertes Verwaltungsverfahren auf den 
1. Januar 2022 noch nicht angeboten werden kann, ist eine umfassende Datenerhebung 
mittels einer elektronischen Steuererklärung durch die Bürgerinnen und Bürger erforder­
lich. 


Unter Berücksichtigung dieser Prämissen entfällt vom gesamten Erfüllungsaufwand für 
ca. 36 Mio. wirtschaftliche Einheiten ein jährlicher Erfüllungsaufwand von rund 2 100 000 
Stunden auf die Bürgerinnen und Bürger. Zusätzlich entstehen Sachkosten von ca. 
445 000 Euro für die Übermittlung papiergebundener Steuererklärungen. 


Durch die Änderungen des Steuerstatistikgesetzes fällt kein Erfüllungsaufwand an, da es 
sich um eine Sekundärstatistik handelt. 


E.2 Erfüllungsaufwand für die Wirtschaft 


Die Durchführung der Hauptfeststellung auf den 1. Januar 2022 und die Hauptveranla­
gung der Grundsteuermessbeträge auf den 1. Januar 2025 sowie die Pflege der ermittel­
ten Werte erstrecken sich über mehrere Jahre, so dass der gesamte Erfüllungsaufwand 
für den Hauptfeststellungszeitraum 2022 – 2028 linear auf einen Zeitraum von sieben 
Jahren zu verteilen ist. Da ein vollständig digitalisiertes Verwaltungsverfahren auf den 
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1. Januar 2022 noch nicht angeboten werden kann, ist auch für die Wirtschaft eine um­
fassende Datenerhebung mittels einer elektronischen Steuererklärung erforderlich. 


Unter Berücksichtigung dieser Prämissen entfallen vom gesamten Erfüllungsaufwand für 
ca. 36 Mio. wirtschaftliche Einheiten ein jährlicher Erfüllungsaufwand von rund 8,9 Mio. 
Euro auf den Bereich der Land- und Forstwirtschaft und rund 92,3 Mio. Euro auf die übri­
ge Wirtschaft. Zusätzlich entstehen der gesamten Wirtschaft Sachkosten von ca. 181 000 
Euro für die Übermittlung papiergebundener Steuererklärungen. 


Durch die Änderungen des Steuerstatistikgesetzes fällt kein Erfüllungsaufwand an, da es 
sich um eine Sekundärstatistik handelt. 


Davon Bürokratiekosten aus Informationspflichten 


Bei diesem Erfüllungsaufwand handelt es sich um Bürokratiekosten aus Informations­
pflichten. 


Das Regelungsvorhaben unterliegt nicht der One in, one out – Regel, da es die Recht­
sprechung des Bundesverfassungsgerichts 1:1 umsetzt. 


E.3 Erfüllungsaufwand der Verwaltung 


Für die Abschätzung des personellen Vollzugsaufwands in den Finanzämtern ist von 
36 Mio. wirtschaftlichen Einheiten auszugehen. Weitere Voraussetzung ist, dass die 
Durchführung des Gesamtverfahrens weitgehend vollmaschinell erfolgt. Dies bedingt, 
dass die Erklärungen elektronisch eingehen oder gescannt sowie rein automationsge­
stützt weiterverarbeitet werden können und eine papierbasierte Aktenführung nicht erfor­
derlich ist. Der hierfür erforderliche Erfüllungsaufwand kann erst nach technischer Fein­
planung vollständig ermittelt werden. 


Die Durchführung des gesamten Verfahrens erstreckt sich über mehrere Jahre, so dass 
sich der erforderliche personelle Mehraufwand entsprechend aufteilt. Die von Bund und 
Ländern eingerichtete Arbeitsgruppe Grundsteuer geht für die Gesamtdauer der ersten 
Hauptfeststellung bundesweit von rd. 2 200 Vollzeitäquivalenten aus, die für die „modell­
unabhängigen Tätigkeiten“ in jedem Fall erforderlich sind. 


Der aufgeführte, geschätzte Personalbedarf ist daher nicht als jahresbezogener Dauer­
aufwand, sondern als kumulierter Gesamtpersonalbedarf für die Erledigung aller Aufga­
ben im Zusammenhang mit dem ersten Hauptfeststellungszeitpunkt nach neuem Recht zu 
verstehen. Eine Verteilung führt für die Kalenderjahre 2019 bis 2024 zu folgenden Ein­
schätzungen: 


für das Jahr 2019: 222 Arbeitskräfte (16 945 000 Euro) 
37 Arbeitskräfte (2 796 000 Euro) 


und für die Intendanz 


für das Jahr 2020: 260 Arbeitskräfte (19 770 000 Euro) 
43 Arbeitskräfte (3 262 000 Euro) 


und für die Intendanz 


für das Jahr 2021: 260 Arbeitskräfte (19 770 000 Euro) 
43 Arbeitskräfte (3 262 000 Euro) 


und für die Intendanz 


für das Jahr 2022: 1 970 Arbeitskräfte (150 076 000 Euro) 
325 Arbeitskräfte (24 762 000 Euro) 


und für die Intendanz 


für das Jahr 2023: 3 045 Arbeitskräfte (231 857 000 Euro) 
502 Arbeitskräfte (38 256 000 Euro) 


und für die Intendanz 
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für das Jahr 2024:	 320 Arbeitskräfte (24 325 000 Euro) und für die Intendanz 
53 Arbeitskräfte (4 013 000 Euro). 


Dies führt zu Gesamtpersonalkosten in Höhe von rund 462 Mio. Euro. Hinzu kommt ein 
Aufwand für den Intendanzbereich (Sachgebietsleitungen, Geschäftsstelle, IT-Stelle, 
Postverteilung usw.), der Personalkosten in Höhe von rund 76 Mio. Euro verursacht. So­
weit im Rahmen des Vollzugs ein zentraler IT-Betrieb für einzelne Aufgaben erforderlich 
ist, würden hierfür zusätzliche, jährliche Kosten hinzukommen. Ob und in welcher Höhe 
dieser Aufwand zu einem zusätzlichen Personalbedarf (zeitlich befristet oder dauerhaft) 
führt, kann zum gegenwärtigen Zeitpunkt nicht abgeschätzt werden, da in den Ländern 
unterschiedliche Herangehensweisen zur Bewältigung der anstehenden Mehrarbeit ge­
prüft werden. So wurden bereits in einigen Ländern Vorkehrungen getroffen und entspre­
chendes Personal zur Erfassung der Daten für die Erhebung der Grundsteuer bereitge­
stellt. 


Je nachdem in welchem Umfang Leistungen seitens der IT erbracht werden, um hierdurch 
den personellen Aufwand in den Finanzämtern zu verringern und den Komfort für die 
Bürgerinnen und Bürger zu erhöhen, werden sich die Kosten für die IT-Umsetzung nach 
ersten groben Bewertungen auf circa 44 Mio. Euro im Bereich KONSENS bis 2022 
belaufen. Analog zum bisherigen Vorgehen bei der Umsetzung des 
Steuerbürokratieabbaugesetzes sowie des Bürgerentlastungsgesetzes wird empfohlen, 
das KONSENS-Budget mit entsprechender Auswirkungen auf den Haushalt von Bund 
und Ländern um die bereitzustellenden Finanzmittel in Summe zu erhöhen, um die 
Auswirkungen auf andere laufende Umsetzungsprojekte in der IT zu mindestens zu 
verringern. 


F. Weitere Kosten 


Der Wirtschaft, einschließlich mittelständischer Unternehmen, entstehen keine direkten 
sonstigen Kosten. 


Auswirkungen auf Einzelpreise und das Preisniveau, insbesondere auf das Verbraucher­
preisniveau, sind nicht zu erwarten. Es wird eine aufkommensneutrale Reform der Grund­
steuer angestrebt. 
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Gesetzentwurf der Bundesregierung 


Entwurf eines Gesetzes zur Reform des 
Grundsteuer- und Bewertungsrechts 


(Grundsteuer-Reformgesetz – GrStRefG) 


Vom ... 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundesrates das folgende Gesetz beschlos­
sen: 


Inhaltsübersicht 


Artikel 1 Änderung des Bewertungsgesetzes 


Artikel 2 Weitere Änderung des Bewertungsgesetzes 


Artikel 3 Änderung des Grundsteuergesetzes 


Artikel 4 Änderung der Abgabenordnung 


Artikel 5 Weitere Änderung der Abgabenordnung 


Artikel 6 Änderung des Einführungsgesetzes zur Abgabenordnung 


Artikel 7 Weitere Änderung des Einführungsgesetzes zur Abgabenordnung 


Artikel 8 Änderung des Einkommensteuergesetzes 


Artikel 9 Änderung des Umsatzsteuergesetzes 


Artikel 10 Änderung des Gewerbesteuergesetzes 


Artikel 11 Änderung der Gewerbesteuer-Durchführungsverordnung 


Artikel 12 Änderung des Erbschaftsteuer- und Schenkungsteuergesetzes 


Artikel 13 Änderung der Erbschaftsteuer-Durchführungsverordnung 


Artikel 14 Änderung des Gesetzes über Steuerstatistiken 


Artikel 15 Änderung des Bodenschätzungsgesetzes 


Artikel 16 Änderung der Immobilienwertermittlungsverordnung 


Artikel 17 Änderung des Finanzausgleichsgesetzes 


Artikel 18 Inkrafttreten 


Anhang zu Artikel 1 Nummer 6 


Anlage 27 (zu § 237 Absatz 2) Landwirtschaftliche Nutzung 


Anlage 28 (zu § 237 Absatz 3) Forstwirtschaftliche Nutzung 


Anlage 29 (zu § 237 Absatz 4) Weinbauliche Nutzung 
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Anlage 30 (zu § 237 Absatz 5) Gärtnerische Nutzung 


Anlage 31 (zu § 237 Absatz 6 und 7) Übrige land- und forstwirtschaftliche Nutzungen sowie Abbauland, Geringstland und 
Unland 


Anlage 32 (zu § 237 Absatz 8) Nutzungsart Hofstelle 


Anlage 33 (zu § 238 Absatz 2) Weitere den Ertragswert erhöhende Umstände 


Anlage 34 (zu § 241 Absatz 5) Umrechnungsschlüssel für Tierbestände in Vieheinheiten (VE) nach dem Futterbedarf 


Anlage 35 (zu § 241 Absatz 5) Gruppen der Zweige des Tierbestands nach der Flächenabhängigkeit 


Anlage 36 (zu § 251 und § 257 Absatz 1) Umrechnungskoeffizienten zur Berücksichtigung abweichender Grundstücks­
größen beim Bodenwert von Ein- und Zweifamilienhäusern 


Anlage 37 (zu § 253 Absatz 2) Vervielfältiger 


Anlage 38 (zu § 253 Absatz 2 und 259 Absatz 4) Wirtschaftliche Gesamtnutzungsdauer 


Anlage 39 (zu § 254 Absatz 2) Ermittlung des Rohertrages 


Anlage 40 (zu § 255 Absatz 2) Bewirtschaftungskosten 


Anlage 41 (zu § 257 Absatz 2) Abzinsungsfaktoren 


Anlage 42 (zu § 259 Absatz 1) Normalherstellungskosten 


Anlage 43 (zu § 260) Wertzahlen für Teileigentum, Geschäftsgrundstücke, gemischt genutzte Grundstücke und sonstige 
bebaute Grundstücke nach § 249 Absatz 1 Nummer 5 bis 8 


Artikel 1
 


Änderung des Bewertungsgesetzes
 


Das Bewertungsgesetz in der Fassung der Bekanntmachung vom 1. Februar 1991 
(BGBl. I S. 230), das zuletzt durch Artikel 2 des Gesetzes vom 4. November 2016 (BGBl. I 
S. 2464) geändert worden ist, wird wie folgt geändert: 


1.	 Die Inhaltsübersicht wird wie folgt geändert: 


a) Nach der Angabe zu § 203 werden die folgenden Angaben eingefügt: 


„§§ 204 bis 217 unbesetzt 


Siebenter Abschnitt 


Bewertung des Grundbesitzes für die Grundsteuer ab 1. Januar 2022 


A. Allgemeines 


§ 218 Vermögensarten
 


§ 219 Feststellung von Grundsteuerwerten
 


§ 220 Ermittlung des Grundsteuerwerts
 


§ 221 Hauptfeststellung
 


§ 222 Fortschreibungen
 







      


   


     


     


     


       


     


      


   


        


     


  


        


            


       


   


   


         


       


         


     


    


   


   


      


       


   


  


     


   


         


- 7 ­


§ 223 Nachfeststellung 


§ 224 Aufhebung des Grundsteuerwerts 


§ 225 Änderung von Feststellungsbescheiden 


§ 226 Nachholung einer Feststellung 


§ 227 Wertverhältnisse bei Fortschreibungen und Nachfeststellungen 


§ 228 Erklärungs- und Anzeigepflicht 


§ 229 Auskünfte, Erhebungen und Mitteilungen 


§ 230 Abrundung 


§ 231 Abgrenzung von in- und ausländischem Vermögen 


B. Land- und forstwirtschaftliches Vermögen 


I. Allgemeines 


§ 232 Begriff des land- und forstwirtschaftlichen Vermögens 


§ 233 Abgrenzung des land- und forstwirtschaftlichen Vermögens vom Grundvermögen in Sonderfällen 


§ 234 Betrieb der Land- und Forstwirtschaft 


§ 235 Bewertungsstichtag 


§ 236 Bewertungsgrundsätze 


§ 237 Bewertung des Betriebs der Land- und Forstwirtschaft 


§ 238 Zuschläge für Flächen mit Windenergieanlagen 


§ 239 Grundsteuerwert des Betriebs der Land- und Forstwirtschaft 


§ 240 Kleingartenland und Dauerkleingartenland 


II. Besondere Vorschriften 


a) Landwirtschaftliche Nutzung 


§ 241 Tierbestände 


b) Übrige land- und forstwirtschaftliche Nutzungen 


§ 242 Übrige land- und forstwirtschaftliche Nutzungen 


C. Grundvermögen 


I. Allgemeines 


§ 243 Begriff des Grundvermögens 


§ 244 Grundstück 


§ 245 Gebäude, Gebäudeteile und Anlagen für den Zivilschutz 
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II. Unbebaute Grundstücke 


§ 246 Begriff der unbebauten Grundstücke
 


§ 247 Bewertung der unbebauten Grundstücke
 


III. Bebaute Grundstücke 


§ 248 Begriff der bebauten Grundstücke
 


§ 249 Grundstücksarten
 


§ 250 Bewertung der bebauten Grundstücke
 


§ 251 Mindestwert
 


§ 252 Bewertung im Ertragswertverfahren
 


§ 253 Ermittlung des kapitalisierten Reinertrags
 


§ 254 Rohertrag des Grundstücks
 


§ 255 Bewirtschaftungskosten
 


§ 256 Liegenschaftszinssätze
 


§ 257 Ermittlung des abgezinsten Bodenwerts
 


§ 258 Bewertung im Sachwertverfahren
 


§ 259 Ermittlung des Gebäudesachwerts
 


§ 260 Wertzahlen
 


IV. Sonderfälle 


§ 261 Erbbaurecht
 


§ 262 Gebäude auf fremdem Grund und Boden
 


V. Ermächtigungen 


§ 263 Ermächtigungen“. 


b) Die Angaben zum Dritten Teil werden wie folgt gefasst: 


„Dritter Teil 


Schlussbestimmungen 


§ 264 Bekanntmachung 


§ 265 Anwendungsvorschriften 


§ 266 Erstmalige Anwendung des Siebenten Abschnitts des Zweiten Teils“. 


c) Die folgenden Angaben werden angefügt: 


„Anlage 27 (zu § 237 Absatz 2) Landwirtschaftliche Nutzung 


Anlage 28 (zu § 237 Absatz 3) Forstwirtschaftliche Nutzung 


Anlage 29 (zu § 237 Absatz 4) Weinbauliche Nutzung 
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Anlage 30 (zu § 237 Absatz 5) Gärtnerische Nutzung 


Anlage 31 (zu § 237 Absatz 6 und 7) Übrige land- und forstwirtschaftliche Nutzungen sowie Abbauland, Ge­
ringstland und Unland 


Anlage 32 (zu § 237 Absatz 8 und 9) Hofstellen 


Anlage 33 (zu § 238) Weitere den Ertragswert erhöhende Umstände 


Anlage 34 (zu § 241 Absatz 5) Umrechnungsschlüssel für Tierbestände in Vieheinheiten (VE) nach dem Fut­
terbedarf 


Anlage 35 (zu § 241 Absatz 5) Gruppen der Zweige des Tierbestands nach der Flächenabhängigkeit 


Anlage 36 (zu § 251 und § 257 Absatz 1) Umrechnungskoeffizienten zur Berücksichtigung abweichender 
Grundstücksgrößen beim Bodenwert von Ein- und Zweifamilienhäusern 


Anlage 37 (zu § 253 Absatz 2) Vervielfältiger 


Anlage 38 (zu § 253 Absatz 2 und 259 Absatz 4) Wirtschaftliche Gesamtnutzungsdauer 


Anlage 39 (zu § 254 Absatz 2) Ermittlung des Rohertrages 


Anlage 40 (zu § 255 Absatz 2) Bewirtschaftungskosten 


Anlage 41 (zu § 257 Absatz 2) Abzinsungsfaktoren 


Anlage 42 (zu § 259 Absatz 1) Normalherstellungskosten 


Anlage 43 (zu § 260) Wertzahlen für Teileigentum, Geschäftsgrundstücke, gemischt genutzte Grundstücke 
und sonstige bebaute Grundstücke nach § 249 Absatz 1 Nummer 5 bis 8“. 


2. Nach § 203 wird folgender Siebenter Abschnitt eingefügt: 


„Siebenter Abschnitt
 


Bewertung des Grundbesitzes für die Grundsteuer ab 1. Januar 2022
 


A.
 


Allgemeines
 


§ 218 


Vermögensarten 


Für Vermögen, das nach diesem Abschnitt zu bewerten ist, erfolgt abweichend 
von § 18 eine Unterscheidung in folgende Vermögensarten: 


1. Land- und forstwirtschaftliches Vermögen (§ 232), 


2. Grundvermögen (§ 243). 


Betriebsgrundstücke im Sinne des § 99 Absatzes 1 Nummer 2 werden dem land- und 
forstwirtschaftlichen Vermögen zugeordnet und sind wie land- und forstwirtschaftli­
ches Vermögen zu bewerten. Betriebsgrundstücke im Sinne des § 99 Absatzes 1 
Nummer 1 werden dem Grundvermögen zugeordnet und sind wie Grundvermögen zu 
bewerten. 
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§ 219 


Feststellung von Grundsteuerwerten 


(1) Grundsteuerwerte werden für inländischen Grundbesitz, und zwar für Betrie­
be der Land- und Forstwirtschaft (§§ 232 bis 234, § 240) und für Grundstücke (§§ 243 
und 244) gesondert festgestellt (§ 180 Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 der Abgabenord­
nung). 


(2) In dem Feststellungsbescheid (§ 179 der Abgabenordnung) sind auch Fest­
stellungen zu treffen über: 


1.	 die Vermögensart und beim Grundvermögen auch über die Grundstücksart 
(§ 249) sowie 


2.	 die Zurechnung der wirtschaftlichen Einheit und bei mehreren Beteiligten über die 
Höhe ihrer Anteile. 


(3) Die Feststellungen nach den Absätzen 1 und 2 erfolgen nur, soweit sie für 
die Besteuerung von Bedeutung sind. 


§ 220 


Ermittlung der Grundsteuerwerte 


Die Grundsteuerwerte werden nach den Vorschriften dieses Abschnitts ermittelt. 
Bei der Ermittlung der Grundsteuerwerte ist § 163 der Abgabenordnung nicht anzu­
wenden; hiervon unberührt bleiben Übergangsregelungen, die die oberste Finanzbe­
hörde eines Landes im Einvernehmen mit den obersten Finanzbehörden der übrigen 
Länder trifft. 


§ 221 


Hauptfeststellung 


(1) Die Grundsteuerwerte werden in Zeitabständen von je sieben Jahren allge­
mein festgestellt (Hauptfeststellung). 


(2) Der Hauptfeststellung werden die Verhältnisse zu Beginn des Kalenderjah­
res (Hauptfeststellungszeitpunkt) zugrunde gelegt. 


§ 222 


Fortschreibungen 


(1) Der Grundsteuerwert wird neu festgestellt (Wertfortschreibung), wenn der in 
Euro ermittelte und auf volle hundert Euro abgerundete Wert, der sich für den Beginn 
eines Kalenderjahres ergibt, von dem entsprechenden Wert des letzten Feststel­
lungszeitpunkts nach oben oder unten um mehr als 15 000 Euro abweicht. 


(2) Über die Art oder Zurechnung der wirtschaftlichen Einheit (§ 219 Absatz 2) 
wird eine neue Feststellung getroffen (Artfortschreibung oder Zurechnungsfortschrei­
bung), wenn sie von der zuletzt getroffenen Feststellung abweicht und es für die Be­
steuerung von Bedeutung ist. 
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(3) Eine Fortschreibung nach Absatz 1 oder 2 findet auch zur Beseitigung eines 
Fehlers der letzten Feststellung statt. § 176 der Abgabenordnung über den Vertrau­
ensschutz bei der Aufhebung und Änderung von Steuerbescheiden ist hierbei ent­
sprechend anzuwenden. Satz 2 gilt nur für die Feststellungszeitpunkte, die vor der 
Verkündung der maßgeblichen Entscheidung eines der in § 176 der Abgabenordnung 
genannten Gerichte liegen. 


(4) Eine Fortschreibung ist vorzunehmen, wenn dem Finanzamt bekannt wird, 
dass die Voraussetzungen für sie vorliegen. Der Fortschreibung werden vorbehaltlich 
des § 227 die Verhältnisse im Fortschreibungszeitpunkt zugrunde gelegt. Fortschrei­
bungszeitpunkt ist: 


1.	 bei einer Änderung der tatsächlichen Verhältnisse der Beginn des Kalenderjah­
res, das auf die Änderung folgt, und 


2.	 in den Fällen des Absatzes 3 der Beginn des Kalenderjahres, in dem der Fehler 
dem Finanzamt bekannt wird, bei einer Erhöhung des Grundsteuerwerts jedoch 
frühestens der Beginn des Kalenderjahres, in dem der Feststellungsbescheid er­
teilt wird. 


§ 223 


Nachfeststellung 


(1) Für wirtschaftliche Einheiten, für die ein Grundsteuerwert festzustellen ist, 
wird der Grundsteuerwert nachträglich festgestellt (Nachfeststellung), wenn nach dem 
Hauptfeststellungszeitpunkt: 


1.	 die wirtschaftliche Einheit neu entsteht oder 


2.	 eine bereits bestehende wirtschaftliche Einheit erstmals zur Grundsteuer heran­
gezogen werden soll. 


(2) Der Nachfeststellung werden vorbehaltlich des § 227 die Verhältnisse im 
Nachfeststellungszeitpunkt zugrunde gelegt. Nachfeststellungszeitpunkt ist: 


1.	 in den Fällen des Absatzes 1 Nummer 1 der Beginn des Kalenderjahres, das auf 
die Entstehung der wirtschaftlichen Einheit folgt, und 


2.	 in den Fällen des Absatzes 1 Nummer 2 der Beginn des Kalenderjahres, in dem 
der Grundsteuerwert erstmals der Besteuerung zugrunde gelegt wird. 


§ 224 


Aufhebung des Grundsteuerwerts 


(1) Der Grundsteuerwert wird aufgehoben, wenn dem Finanzamt bekannt wird, 
dass: 


1.	 die wirtschaftliche Einheit wegfällt oder 


2.	 der Grundsteuerwert der wirtschaftlichen Einheit infolge von Befreiungsgründen 
der Besteuerung nicht mehr zugrunde gelegt wird. 


(2)	 Aufhebungszeitpunkt ist: 
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1.	 in den Fällen des Absatzes 1 Nummer 1 der Beginn des Kalenderjahres, das auf 
den Wegfall der wirtschaftlichen Einheit folgt, und 


2.	 in den Fällen des Absatzes 1 Nummer 2 der Beginn des Kalenderjahres, in dem 
der Grundsteuerwert erstmals der Besteuerung nicht mehr zugrunde gelegt wird. 


§ 225 


Änderung von Feststellungsbescheiden 


Bescheide über Fortschreibungen oder über Nachfeststellungen von Grundsteu­
erwerten können schon vor dem maßgeblichen Feststellungszeitpunkt erteilt werden. 
Sie sind zu ändern oder aufzuheben, wenn sich bis zu diesem Zeitpunkt Änderungen 
ergeben, die zu einer abweichenden Feststellung führen. 


§ 226 


Nachholung einer Feststellung 


(1) Ist die Feststellungsfrist (§ 181 der Abgabenordnung) abgelaufen, kann eine 
Fortschreibung (§ 222) oder Nachfeststellung (§ 223) unter Zugrundelegung der Ver­
hältnisse vom Fortschreibungs- oder Nachfeststellungszeitpunkt mit Wirkung für ei­
nen späteren Feststellungszeitpunkt vorgenommen werden, für den diese Frist noch 
nicht abgelaufen ist. § 181 Absatz 5 der Abgabenordnung bleibt hiervon unberührt. 


(2) Absatz 1 ist bei der Aufhebung des Grundsteuerwerts (§ 224) entsprechend 
anzuwenden. 


§ 227 


Wertverhältnisse bei Fortschreibungen und Nachfeststellungen 


Bei Fortschreibungen und bei Nachfeststellungen der Grundsteuerwerte sind die 
Wertverhältnisse im Hauptfeststellungszeitpunkt zugrunde zu legen. 


§ 228 


Erklärungs- und Anzeigepflicht 


(1) Die Steuerpflichtigen haben Erklärungen zur Feststellung der Grundsteuer­
werte für den Hauptfeststellungszeitpunkt oder einen anderen Feststellungszeitpunkt 
abzugeben, wenn sie hierzu durch die Finanzbehörde aufgefordert werden (§ 149 
Absatz 1 Satz 2 der Abgabenordnung). Fordert die Finanzbehörde zur Abgabe einer 
Erklärung auf, hat sie eine Frist zur Abgabe der Erklärung zu bestimmen, die mindes­
tens einen Monat betragen soll. Die Aufforderung zur Abgabe einer Erklärung kann 
vom Bundesministerium der Finanzen im Einvernehmen mit den obersten Finanzbe­
hörden der Länder durch öffentliche Bekanntmachung erfolgen. 


(2) Eine Änderung der tatsächlichen Verhältnisse, die sich auf die Höhe des 
Grundsteuerwertes, die Vermögensart oder die Grundstücksart auswirken oder zu ei­
ner erstmaligen Feststellung führen kann, ist auf den Beginn des folgenden Kalender­
jahres anzuzeigen. Gleiches gilt, wenn das Eigentum oder das wirtschaftliche Eigen­
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tum an einem auf fremdem Grund und Boden errichteten Gebäude übergegangen ist. 
Die Frist für die Abgabe dieser Anzeige beträgt einen Monat und beginnt mit Ablauf 
des Kalenderjahres, in dem sich die tatsächlichen Verhältnisse geändert haben oder 
das Eigentum oder das wirtschaftliche Eigentum an einem auf fremdem Grund und 
Boden errichteten Gebäude übergegangen ist. 


(3)	 Die Erklärung nach Absatz 1 und die Anzeige nach Absatz 2 sind abzugeben 


1.	 von dem Steuerpflichtigen, dem das Grundstück zuzurechnen ist, 


2.	 bei einem Grundstück, das mit einem Erbbaurecht belastet ist, vom Erbbaube­
rechtigten unter Mitwirkung des Erbbauverpflichteten oder 


3.	 bei einem Gebäude auf fremdem Grund und Boden vom Eigentümer des Grund 
und Bodens unter Mitwirkung des Eigentümers oder des wirtschaftlichen Eigen­
tümers des Gebäudes. 


(4) Die Erklärungen nach Absatz 1 und die Anzeigen nach Absatz 2 sind bei 
dem für die gesonderte Feststellung zuständigen Finanzamt abzugeben. 


(5) Die Erklärungen nach Absatz 1 und die Anzeigen nach Absatz 2 sind Steu­
ererklärungen im Sinne der Abgabenordnung, die eigenhändig zu unterschreiben 
sind. 


(6) Die Erklärungen nach Absatz 1 und die Anzeigen nach Absatz 2 sind nach 
amtlich vorgeschriebenem Datensatz durch Datenfernübertragung zu übermitteln. Auf 
Antrag kann die Finanzbehörde zur Vermeidung unbilliger Härten auf eine Übermitt­
lung durch Datenfernübertragung verzichten. Für die Entscheidung über den Antrag 
gilt § 150 Absatz 8 der Abgabenordnung. 


§ 229 


Auskünfte, Erhebungen und Mitteilungen 


(1) Die Eigentümer von Grundbesitz haben der Finanzbehörde auf Anforderung 
alle Angaben zu machen, die sie für die Sammlung der Kauf-, Miet- und Pachtpreise 
braucht. Dabei haben sie zu versichern, dass sie die Angaben nach bestem Wissen 
und Gewissen gemacht haben. 


(2) Die Finanzbehörden können zur Vorbereitung einer Hauptfeststellung und 
zur Durchführung von Feststellungen der Grundsteuerwerte örtliche Erhebungen über 
die Bewertungsgrundlagen anstellen. Das Grundrecht der Unverletzlichkeit der Woh­
nung (Artikel 13 des Grundgesetzes) wird insoweit eingeschränkt. 


(3) Die nach Bundes- oder Landesrecht zuständigen Behörden haben den Fi­
nanzbehörden die rechtlichen und tatsächlichen Umstände mitzuteilen, die ihnen im 
Rahmen ihrer Aufgabenerfüllung bekannt geworden sind und die für die Feststellung 
von Grundsteuerwerten oder für die Grundsteuer von Bedeutung sein können. 


(4) Die Grundbuchämter haben den für die Feststellung des Grundsteuerwerts 
zuständigen Finanzbehörden mitzuteilen: 


1.	 die Eintragung eines neuen Eigentümers oder Erbbauberechtigten sowie bei ei­
nem anderen als einem rechtsgeschäftlichen Erwerb zusätzlich die Anschrift des 
neuen Eigentümers oder Erbbauberechtigten; dies gilt nicht für die Fälle des Er­
werbs nach den Vorschriften des Zuordnungsrechts, 
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2.	 die Eintragung der Begründung von Wohnungseigentum oder Teileigentum, 


3.	 die Eintragung der Begründung eines Erbbaurechts, Wohnungserbbaurechts o­
der Teilerbbaurechts. 


In den Fällen der Nummern 2 und 3 ist gleichzeitig der Tag des Eingangs des Eintra­
gungsantrags beim Grundbuchamt mitzuteilen. Bei einer Eintragung aufgrund Erbfol­
ge ist das Jahr anzugeben, in dem der Erblasser verstorben ist. Die Mitteilungen sol­
len der Finanzbehörde über die für die Führung des Liegenschaftskatasters zuständi­
ge Behörde oder über eine sonstige Behörde, die das amtliche Verzeichnis der 
Grundstücke (§ 2 Absatz 2 der Grundbuchordnung) führt, zugeleitet werden. 


(5) Die nach den Absätzen 3 oder 4 mitteilungspflichtige Stelle hat die betroffe­
nen Personen vom Inhalt der Mitteilung zu unterrichten. Eine Unterrichtung kann un­
terbleiben, soweit den Finanzbehörden Umstände aus dem Grundbuch, den Grund­
akten oder aus dem Liegenschaftskataster mitgeteilt werden. 


(6) Die nach den Absätzen 3 oder 4 mitteilungspflichtigen Stellen übermitteln die 
Mitteilungen den Finanzbehörden nach amtlich vorgeschriebenem Datensatz über die 
amtlich bestimmte Schnittstelle. Die Grundbuchämter und die für die Führung des 
Liegenschaftskatasters zuständigen Behörden übermitteln die bei ihnen geführten 
Daten laufend, mindestens alle drei Monate. Das Bundesministerium der Finanzen 
legt im Einvernehmen mit den obersten Finanzbehörden der Länder und den obers­
ten Vermessungs- und Katasterbehörden der Länder die Einzelheiten der elektroni­
schen Übermittlung und deren Beginn in einem Schreiben fest. Dieses Schreiben ist 
im Bundesanzeiger und im Bundessteuerblatt zu veröffentlichen. 


§ 230 


Abrundung 


Die ermittelten Grundsteuerwerte werden auf volle hundert Euro nach unten ab­
gerundet. 


§ 231 


Abgrenzung von in- und ausländischem Vermögen 


(1) Für die Bewertung des inländischen nach diesem Abschnitt zu bewertenden 
Vermögens gelten die §§ 232 bis 262. Nach diesen Vorschriften sind auch die inlän­
dischen Teile einer wirtschaftlichen Einheit zu bewerten, die sich sowohl auf das In­
land als auch auf das Ausland erstreckt. 


(2) Die ausländischen Teile einer wirtschaftlichen Einheit unterliegen nicht der 
gesonderten Feststellung nach § 219. 
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B. Land- und forstwirtschaftliches Vermögen 


I. Allgemeines 


§ 232 


Begriff des land- und forstwirtschaftlichen Vermögens 


(1) Land- und Forstwirtschaft ist die planmäßige Nutzung der natürlichen Kräfte 
des Bodens zur Erzeugung von Pflanzen und Tieren sowie die Verwertung der 
dadurch selbst gewonnenen Erzeugnisse. Zum land- und forstwirtschaftlichen Ver­
mögen gehören alle Wirtschaftsgüter, die einem Betrieb der Land- und Forstwirtschaft 
dauernd zu dienen bestimmt sind. 


(2) Die wirtschaftliche Einheit des land- und forstwirtschaftlichen Vermögens ist 
der Betrieb der Land- und Forstwirtschaft. Wird der Betrieb der Land- und Forstwirt­
schaft oder Teile davon einem anderen Berechtigten zur Erzeugung von Pflanzen 
und Tieren sowie zur Verwertung der dadurch selbst gewonnenen Erzeugnisse über­
lassen, so gilt dies als Fortsetzung der land- und forstwirtschaftlichen Tätigkeit des 
Überlassenden. 


(3) Zu den Wirtschaftsgütern, die dem Betrieb der Land- und Forstwirtschaft 
dauernd zu dienen bestimmt sind, gehören insbesondere: 


1.	 der Grund und Boden, 


2.	 die Wirtschaftsgebäude, 


3.	 die stehenden Betriebsmittel, 


4.	 der normale Bestand an umlaufenden Betriebsmitteln, 


5.	 die immateriellen Wirtschaftsgüter. 


Als normaler Bestand an umlaufenden Betriebsmitteln gilt ein Bestand, der zur gesi­
cherten Fortführung des Betriebs erforderlich ist. 


(4)	 Nicht zum land- und forstwirtschaftlichen Vermögen gehören: 


1.	 Grund und Boden sowie Gebäude und Gebäudeteile, die Wohnzwecken oder 
anderen nicht land- und forstwirtschaftlichen Zwecken dienen, 


2.	 Tierbestände oder Zweige des Tierbestands und die hiermit zusammenhängen­
den Wirtschaftsgüter (zum Beispiel Gebäude und abgrenzbare Gebäudeteile mit 
den dazugehörenden Flächen, stehende und umlaufende Betriebsmittel), wenn 
die Tiere weder nach § 241 zur landwirtschaftlichen Nutzung noch nach § 242 
Absatz 2 zu den sonstigen land- und forstwirtschaftlichen Nutzungen gehören; 
die Zugehörigkeit der landwirtschaftlich genutzten Flächen zum land- und forst­
wirtschaftlichen Vermögen wird hierdurch nicht berührt, 


3.	 Zahlungsmittel, Geldforderungen, Geschäftsguthaben, Wertpapiere und Beteili­
gungen sowie 


4.	 Geldschulden und Pensionsverpflichtungen. 
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§ 233
 


Abgrenzung des land- und forstwirtschaftlichen Vermögens vom Grundvermögen in
 
Sonderfällen 


(1) Land- und forstwirtschaftlich genutzte Flächen in Sondergebieten für Wind­
energieanlagen sind stets dem land- und forstwirtschaftlichen Vermögen zuzurech­
nen. 


(2) Land- und forstwirtschaftlich genutzte Flächen sind dem Grundvermögen zu­
zurechnen, wenn am Bewertungsstichtag nach bestehenden Verwertungsmöglichkei­
ten oder den sonstigen Umständen anzunehmen ist, dass sie innerhalb eines Zeit­
raums von sieben Jahren anderen als land- und forstwirtschaftlichen Zwecken, insbe­
sondere als Bau-, Gewerbe- oder Industrieland oder als Land für Verkehrszwecke, 
dienen werden. 


(3) Flächen sind stets dem Grundvermögen zuzurechnen, wenn sie in einem 
Bebauungsplan als Bauland festgesetzt sind, ihre sofortige Bebauung möglich ist und 
die Bebauung innerhalb des Plangebiets in benachbarten Bereichen begonnen hat 
oder schon durchgeführt ist. Satz 1 gilt nicht für die Hofstelle. 


§ 234
 


Betrieb der Land- und Forstwirtschaft
 


(1)	 Ein Betrieb der Land- und Forstwirtschaft umfasst: 


1.	 die land- und forstwirtschaftlichen Nutzungen: 


a) die landwirtschaftliche Nutzung 


b) die forstwirtschaftliche Nutzung, 


c) die weinbauliche Nutzung, 


d) die gärtnerische Nutzung, 


aa) Nutzungsteil Gemüsebau,
 


bb) Nutzungsteil Blumen- und Zierpflanzenbau,
 


cc) Nutzungsteil Obstbau,
 


dd) Nutzungsteil Baumschulen,
 


e)	 übrigen land- und forstwirtschaftlichen Nutzungen, 


2.	 die Nutzungsarten: 


a) Abbauland, 


b) Geringstland, 


c) Unland, 


d) Hofstelle, 
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3. die Nebenbetriebe. 


(2) Die land- und forstwirtschaftlichen Betriebsflächen sind einer Nutzung, inner­
halb der gärtnerischen Nutzung einem Nutzungsteil oder einer Nutzungsart zuzuord­
nen (gesetzliche Klassifizierung). 


(3) Zum Abbauland gehören die Betriebsflächen, die durch Abbau der Boden­
substanz überwiegend für den Betrieb der Land- und Forstwirtschaft nutzbar gemacht 
werden, zum Beispiel Steinbrüche, Torfstiche, Sand-, Kies- und Lehmgruben. 


(4) Zum Geringstland gehören die Betriebsflächen geringster Ertragsfähigkeit, 
für die nach dem Bodenschätzungsgesetz keine Wertzahlen festzustellen sind. 


(5) Zum Unland gehören die Betriebsflächen, die auch bei geordneter Wirt­
schaftsweise keinen Ertrag abwerfen können. 


(6) Zur Hofstelle gehören alle Hof- und Wirtschaftsgebäudeflächen einschließ­
lich der Nebenflächen, wenn von dort aus land- und forstwirtschaftliche Flächen 
nachhaltig bewirtschaftet werden. 


(7) Als Nebenbetrieb gilt ein Betrieb, der dem Hauptbetrieb zu dienen bestimmt 
ist und nicht einen selbständigen gewerblichen Betrieb darstellt. 


§ 235 


Bewertungsstichtag 


(1) Für die Größe des Betriebs sowie für den Umfang und den Zustand der Ge­
bäude sind die Verhältnisse im Feststellungszeitpunkt maßgebend. 


(2) Für die stehenden und umlaufenden Betriebsmittel ist der Stand am Ende 
des Wirtschaftsjahres maßgebend, das dem Feststellungszeitpunkt vorangegangen 
ist. 


§ 236 


Bewertungsgrundsätze 


(1) Der Bewertung eines Betriebs der Land- und Forstwirtschaft ist der Ertrags­
wert zugrunde zu legen. 


(2) Bei der Ermittlung des Ertragswerts ist von der Ertragsfähigkeit auszugehen. 
Ertragsfähigkeit ist der bei ordnungsmäßiger Bewirtschaftung gemeinhin und nach­
haltig erzielbare Reinertrag eines pacht- und schuldenfreien Betriebs mit entlohnten 
fremden Arbeitskräften (Reinertrag). Er ermittelt sich aus dem Betriebseinkommen 
abzüglich des Lohnaufwands für die entlohnten Arbeitskräfte und des angemessenen 
Anteils für die Arbeitsleistung des Betriebsleiters sowie der nicht entlohnten Arbeits­
kräfte. Hierbei sind alle Umstände zu berücksichtigen, die bei einer Selbstbewirt­
schaftung des Betriebs den Wirtschaftserfolg beeinflussen. 


(3) Der Reinertrag wird aus den Erhebungen nach § 2 des Landwirtschaftsge­
setzes oder aus Erhebungen der Finanzverwaltung für jede gesetzliche Klassifizie­
rung gesondert ermittelt. Bei der Ermittlung des jeweiligen Reinertrags ist zur Berück­
sichtigung der nachhaltigen Ertragsfähigkeit ein Durchschnitt aus den letzten zehn 
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vorliegenden Wirtschaftsjahren zu bilden, die vor dem Hauptfeststellungszeitpunkt 
geendet haben. 


(4) Der Ertragswert ist das 18,6fache der Summe der Reinerträge des Betriebs. 


§ 237 


Bewertung des Betriebs der Land- und Forstwirtschaft 


(1) Der Ermittlung des Ertragswerts für einen Betrieb der Land- und Forstwirt­
schaft sind die land- und forstwirtschaftlichen Nutzungen, Nutzungsarten und die Ne­
benbetriebe (§ 234 Absatz 1) mit ihrem jeweiligen Reinertrag nach den Absätzen 2 
bis 9 zu bewerten. Mit dem Ansatz des jeweiligen Reinertrags sind auch dem Eigen­
tümer des Grund und Bodens nicht gehörende stehende und umlaufende Betriebs­
mittel, die der Bewirtschaftung des Betriebs dienen, abgegolten. 


(2) Der Reinertrag der landwirtschaftlichen Nutzung ermittelt sich aus der Sum­
me der Flächenwerte. Der jeweilige Flächenwert ist das Produkt aus der Größe der 
gesetzlich klassifizierten Eigentumsfläche des Betriebs und den Bewertungsfaktoren 
der Anlage 27. Die Bewertungsfaktoren Grundbetrag und Ertragsmesszahl nach § 9 
des Bodenschätzungsgesetzes sind für jede Eigentumsfläche gesondert zu ermitteln. 


(3) Der Reinertrag der forstwirtschaftlichen Nutzung ermittelt sich aus Summe 
der Flächenwerte. Der jeweilige Flächenwert ist das Produkt aus der Größe der ge­
setzlich klassifizierten Eigentumsfläche des Betriebs und dem jeweiligen gegendübli­
chen Bewertungsfaktor gemäß Anlage 28. Die gegendüblichen Bewertungsfaktoren 
bestimmen sich nach den forstwirtschaftlichen Wuchsgebieten und deren Baumar­
tenanteilen nach der zuletzt vor dem Hauptfeststellungszeitpunkt durchgeführten 
Bundeswaldinventur (§ 41a des Bundeswaldgesetzes). Abweichend hiervon werden 
klassifizierte Eigentumsflächen mit katastermäßig nachgewiesenen Bewirtschaf­
tungsbeschränkungen als Geringstland bewertet, wenn infolge der Bewirtschaftungs­
beschränkungen eine nachhaltige forstwirtschaftliche Nutzung unterbleibt. 


(4) Der Reinertrag der weinbaulichen Nutzung ermittelt sich aus der Summe der 
Flächenwerte. Der jeweilige Flächenwert ist das Produkt aus der Größe der gesetz­
lich klassifizierten Eigentumsfläche des Betriebs und dem Bewertungsfaktor für die 
Verwertungsform Traubenerzeugung gemäß Anlage 29. 


(5) Der Reinertrag der gärtnerischen Nutzung ist gegliedert nach den Nut­
zungsteilen zu ermitteln. Der Reinertrag eines Nutzungsteils ermittelt sich aus der 
Summe der Flächenwerte. Der jeweilige Flächenwert ist das Produkt aus der gesetz­
lich klassifizierten Eigentumsfläche des Betriebs und dem jeweiligen Bewertungsfak­
tor gemäß Anlage 30. Abweichend hiervon wird der Nutzungsteil Gemüsebau wie ei­
ne landwirtschaftliche Nutzung bewertet, wenn im Wechsel landwirtschaftliche und 
gärtnerische Erzeugnisse gewonnen werden und keine Bewässerungsmöglichkeiten 
bestehen. 


(6) Der Reinertrag für die übrigen land- und forstwirtschaftlichen Nutzungen ist 
für jede Nutzung nach § 242 gesondert zu ermitteln. Der Reinertrag einer übrigen 
land- und forstwirtschaftlichen Nutzung ermittelt sich aus der Summe der Flächenwer­
te. Der jeweilige Flächenwert ist das Produkt aus der Größe der gesetzlich klassifi­
zierten Eigentumsfläche des Betriebs und dem jeweiligen Bewertungsfaktor ein­
schließlich des Zuschlags gemäß Anlage 31. Für die übrigen land- und forstwirt­
schaftlichen Nutzungen, deren Nutzung unabhängig von einer Fläche erfolgt, ist der 
Reinertrag für nachhaltig genutzte Wirtschaftsgebäude gemäß Anlage 31 und der 
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Reinertrag für den dazu gehörenden Grund und Boden nach Absatz 8 zu ermitteln; 
dies gilt unabhängig von einer gesetzlichen Klassifizierung als Hofstelle. 


(7) Der Reinertrag für die Nutzungsarten Abbauland, Geringstland und Unland 
ermittelt sich aus der Summe der Flächenwerte der jeweiligen Nutzungsart. Der je­
weilige Flächenwert ist das Produkt aus der Größe der gesetzlich klassifizierten Ei­
gentumsfläche des Betriebs und dem jeweiligen Bewertungsfaktor gemäß Anlage 31. 


(8) Der Reinertrag für die Hofflächen und die Nebenbetriebe ermittelt sich aus 
der Summe der Flächenwerte. Der Flächenwert ist das Produkt aus der jeweils als 
Hofstelle gesetzlich klassifizierten Eigentumsfläche des Betriebs und dem dreifachen 
Bewertungsfaktor gemäß Anlage 32. 


§ 238 


Zuschläge zum Reinertrag 


(1) Ein Zuschlag zum Reinertrag einer Nutzung oder Nutzungsart ist vorzuneh­
men, 


1.	 bei der landwirtschaftliche Nutzung gemäß Anlage 27, wenn der tatsächliche 
Tierbestand am maßgeblichen Bewertungsstichtag (§ 235) die in Anlage 27 ge­
nannte Grenze nachhaltig überschreitet, 


2.	 bei der gärtnerischen Nutzung gemäß Anlage 30, wenn in einem Nutzungsteil 
Flächen unter Glas und Kunststoffen dem Betrieb zu dienen bestimmt sind. Zu 
den Flächen unter Glas und Kunststoffen gehören insbesondere mit Gewächs­
häusern, begehbaren Folientunneln, Foliengewächshäusern und anderen Kultur­
räumen überbaute Bruttogrundflächen. Unerheblich ist, ob die Flächen unter Glas 
und Kunststoffen neben der Erzeugung auch zur Lagerung oder dem Vertrieb der 
Erzeugnisse zu dienen bestimmt sind. 


3.	 bei der Nutzungsart Hofstelle gemäß Anlage 32 für die weinbauliche Nutzung 
und für Nebenbetriebe. Der Zuschlag ermittelt sich durch Multiplikation der Brut­
togrundflächen der nachhaltig genutzten Wirtschaftsgebäude und dem Zwölffa­
chen des jeweiligen Bewertungsfaktors. Unerheblich ist, ob die Wirtschaftsge­
bäude neben der Erzeugung auch zur Lagerung oder dem Vertrieb der Erzeug­
nisse zu dienen bestimmt sind. 


(2) Der Reinertrag einer Nutzung oder Nutzungsart ist um einen Zuschlag zu er­
höhen, wenn die Eigentumsflächen des Betriebs zugleich als Sondergebiet für Wind­
energieanlagen dienen. Der Zuschlag ermittelt sich aus dem Produkt der abgegrenz­
ten Standortfläche und dem Bewertungsfaktor gemäß Anlage 33. 


§ 239 


Grundsteuerwert des Betriebs der Land- und Forstwirtschaft 


(1) Die Summe der Reinerträge des Betriebs einschließlich der Zuschläge 
(§§ 237, 238) ist zur Ermittlung des Ertragswerts mit dem Faktor 18,6 zu kapitalisie­
ren und ergibt den Grundsteuerwert des Betriebs der Land- und Forstwirtschaft. 


(2) Die Summe der Reinerträge des Betriebs einschließlich der Zuschläge 
(§§ 237, 238) eines Betriebs der Land- und Forstwirtschaft ist für jede Gemeinde ge­
sondert zu ermitteln, wenn sich die wirtschaftliche Einheit über mehrere Gemeinden 
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erstreckt. Der auf eine Gemeinde entfallende Anteil am Grundsteuerwert berechnet 
sich aus der jeweils für eine Gemeinde gesondert ermittelten Summe der Reinerträge 
im Verhältnis zur Gesamtsumme der Reinerträge des Betriebs der Land- und Forst­
wirtschaft. 


§ 240 


Kleingartenland und Dauerkleingartenland 


(1) Als Betrieb der Land- und Forstwirtschaft gilt auch Kleingartenland und Dau­
erkleingartenland im Sinne des Bundeskleingartengesetzes. 


(2) Bei der Ermittlung des Ertragswerts für Kleingartenland- und Dauerkleingar­
tenland ist abweichend von § 237 der Reinertrag für den Nutzungsteil Gemüsebau 
anzusetzen. Der Reinertrag ergibt sich aus der Summe der Produkte der jeweils ge­
setzlich klassifizierten Eigentumsfläche und dem Reinertrag für das Freiland gemäß 
Anlage 30. 


(3) Gartenlauben von mehr als 30 Quadratmetern Brutto-Grundfläche gelten als 
Wirtschaftsgebäude. § 237 Absatz 8 findet entsprechende Anwendung. 


(4) Die Summe der Reinerträge nach den Absätzen 2 und 3 ist zur Ermittlung 
des Ertragswerts mit dem Faktor 18,6 zu kapitalisieren und ergibt den Grundsteuer­
wert des Betriebs der Land- und Forstwirtschaft. 


II. Besondere Vorschriften 


a) Landwirtschaftliche Nutzung 


§ 241 


Tierbestände 


(1) Tierbestände gehören in vollem Umfang zur landwirtschaftlichen Nutzung, 
wenn im Wirtschaftsjahr 


für die ersten 20 Hektar nicht mehr als 10 Vieheinheiten, 


für die nächsten 10 Hektar nicht mehr als 7 Vieheinheiten, 


für die nächsten 20 Hektar nicht mehr als 6 Vieheinheiten, 


für die nächsten 50 Hektar nicht mehr als 3 Vieheinheiten, 


und für die weitere Fläche nicht mehr als 1,5 Vieheinheiten 


je Hektar der vom Inhaber des Betriebs selbst bewirtschafteten Flächen der landwirt­
schaftlichen Nutzung erzeugt oder gehalten werden. Zu den selbst bewirtschafteten 
Flächen gehören die Eigentumsflächen und die zur Nutzung überlassenen Flächen. 
Die Tierbestände sind nach dem Futterbedarf in Vieheinheiten umzurechnen. 


(2) Übersteigt die Anzahl der Vieheinheiten nachhaltig die in Absatz 1 bezeich­
nete Grenze, so gehören nur die Zweige des Tierbestands zur landwirtschaftlichen 
Nutzung, deren Vieheinheiten zusammen diese Grenze nicht überschreiten. Zunächst 
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sind mehr flächenabhängige Zweige des Tierbestands und danach weniger flächen­
abhängige Zweige des Tierbestands zur landwirtschaftlichen Nutzung zu rechnen. In­
nerhalb jeder dieser Gruppen sind zuerst Zweige des Tierbestands mit der geringeren 
Anzahl von Vieheinheiten und dann Zweige mit der größeren Anzahl von Vieheinhei­
ten zur landwirtschaftlichen Nutzung zu rechnen. Der Tierbestand des einzelnen 
Zweiges wird nicht aufgeteilt. 


(3) Als Zweig des Tierbestands gilt bei jeder Tierart für sich: 


1. das Zugvieh, 


2. das Zuchtvieh, 


3. das Mastvieh, 


4. das übrige Nutzvieh. 


Das Zuchtvieh einer Tierart gilt nur dann als besonderer Zweig des Tierbestands, 
wenn die erzeugten Jungtiere überwiegend zum Verkauf bestimmt sind. Ist das nicht 
der Fall, so ist das Zuchtvieh dem Zweig des Tierbestands zuzurechnen, dem es 
überwiegend dient. 


(4) Die Absätze 1 bis 3 gelten nicht für Pelztiere. Pelztiere gehören nur dann zur 
landwirtschaftlichen Nutzung, wenn die erforderlichen Futtermittel überwiegend von 
den vom Inhaber des Betriebs landwirtschaftlich genutzten Flächen gewonnen wer­
den. 


(5) Der Umrechnungsschlüssel für Tierbestände in Vieheinheiten sowie die 
Gruppen der mehr oder weniger flächenabhängigen Zweige des Tierbestands sind 
aus den Anlagen 34 und 35 zu entnehmen. 


b) Übrige land- und forstwirtschaftliche Nutzungen 


§ 242
 


Übrige land- und forstwirtschaftliche Nutzungen
 


(1) Zu den übrigen land- und forstwirtschaftlichen Nutzungen gehören: 


1. Hopfen, Spargel und andere Sonderkulturen, 


2. die sonstigen land- und forstwirtschaftlichen Nutzungen. 


(2) Zu den sonstigen land- und forstwirtschaftlichen Nutzungen gehören insbe­
sondere: 


1. die Binnenfischerei, 


2. die Teichwirtschaft, 


3. die Fischzucht für Binnenfischerei und Teichwirtschaft, 


4. die Imkerei, 


5. die Wanderschäferei, 
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6.	 die Saatzucht, 


7.	 der Pilzanbau, 


8.	 die Produktion von Nützlingen, 


9.	 die Weihnachtsbaumkulturen, 


10.	 die Kurzumtriebsplantagen. 


C. Grundvermögen 


I. Allgemeines 


§ 243
 


Begriff des Grundvermögens
 


(1) Zum Grundvermögen gehören, soweit es sich nicht um land- und forstwirt­
schaftliches Vermögen (§§ 232 bis 242) handelt: 


1.	 der Grund und Boden, die Gebäude, die sonstigen Bestandteile und das Zube­
hör, 


2.	 das Erbbaurecht, 


3.	 das Wohnungseigentum und das Teileigentum, 


4.	 das Wohnungserbbaurecht und das Teilerbbaurecht nach § 30 Absatz 1 des 
Wohnungseigentumsgesetzes. 


(2)	 In das Grundvermögen sind nicht einzubeziehen: 


1.	 Bodenschätze, 


2.	 die Maschinen und sonstigen Vorrichtungen aller Art, die zu einer Betriebsanlage 
gehören (Betriebsvorrichtungen), auch wenn sie wesentliche Bestandteile sind. 


(3) Einzubeziehen sind jedoch die Verstärkungen von Decken und die nicht 
ausschließlich zu einer Betriebsanlage gehörenden Stützen und sonstigen Bauteile 
wie Mauervorlagen und Verstrebungen. 


§ 244 


Grundstück 


(1) Jede wirtschaftliche Einheit des Grundvermögens bildet ein Grundstück im 
Sinne dieses Abschnitts. 


(2) Ein Anteil des Eigentümers eines Grundstücks an anderem Grundvermögen 
(zum Beispiel an gemeinschaftlichen Hofflächen oder Garagen) ist in die wirtschaftli­
che Einheit Grundstück einzubeziehen, wenn der Anteil zusammen mit dem Grund­
stück genutzt wird. Das gilt nicht, wenn das gemeinschaftliche Grundvermögen nach 
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den Anschauungen des Verkehrs als selbständige wirtschaftliche Einheit anzusehen 
ist (§ 2 Absatz 1 Satz 3 und 4). 


(3)	 Als Grundstück gelten auch: 


1.	 das Erbbaurecht zusammen mit dem Erbbaurechtsgrundstück, 


2.	 ein Gebäude auf fremdem Grund und Boden zusammen mit dem dazugehören­
den Grund und Boden, 


3.	 jedes Wohnungseigentum und Teileigentum nach dem Wohnungseigentumsge­
setz sowie 


4.	 beim Wohnungserbbaurecht und beim Teilerbbaurecht das Erbbaurecht zusam­
men mit dem belasteten Grund und Boden. 


§ 245 


Gebäude, Gebäudeteile und Anlagen für den Zivilschutz 


Gebäude, Gebäudeteile und Anlagen, die wegen der in § 1 des Zivilschutz- und 
Katastrophenhilfegesetzes bezeichneten Zwecke geschaffen worden sind und im 
Frieden nicht oder nur gelegentlich oder geringfügig für andere Zwecke benutzt wer­
den, bleiben bei der Ermittlung des Grundsteuerwerts außer Betracht. 


II. Unbebaute Grundstücke 


§ 246 


Begriff der unbebauten Grundstücke 


(1) Unbebaute Grundstücke sind Grundstücke, auf denen sich keine benutzba­
ren Gebäude befinden. Die Benutzbarkeit beginnt zum Zeitpunkt der Bezugsfertigkeit. 
Gebäude sind als bezugsfertig anzusehen, wenn den zukünftigen Bewohnern oder 
sonstigen vorgesehenen Benutzern die bestimmungsgemäße Gebäudenutzung zu­
gemutet werden kann. Nicht entscheidend für den Zeitpunkt der Bezugsfertigkeit ist 
die Abnahme durch die Bauaufsichtsbehörde. 


(2) Befinden sich auf dem Grundstück Gebäude, die auf Dauer keiner Nutzung 
zugeführt werden können, so gilt das Grundstück als unbebaut. Als unbebaut gilt 
auch ein Grundstück, auf dem infolge von Zerstörung oder Verfall der Gebäude auf 
Dauer kein benutzbarer Raum mehr vorhanden ist. 


§ 247 


Bewertung der unbebauten Grundstücke 


(1) Der Grundsteuerwert unbebauter Grundstücke ermittelt sich regelmäßig 
durch Multiplikation ihrer Fläche mit dem jeweiligen Bodenrichtwert (§ 196 des Bau­
gesetzbuchs). 


(2) Die Bodenrichtwerte sind von den Gutachterausschüssen im Sinne der 
§§ 192 ff. des Baugesetzbuchs auf den Hauptfeststellungzeitpunkt zu ermitteln, zu 
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veröffentlichen und nach amtlich vorgeschriebenem Datensatz durch Datenfernüber­
tragung an die zuständigen Finanzbehörden zu übermitteln. 


(3) Wird von den Gutachterausschüssen im Sinne der §§ 192 ff. des Bauge­
setzbuchs kein Bodenrichtwert ermittelt, ist der Wert des unbebauten Grundstücks 
aus den Werten vergleichbarer Flächen abzuleiten. 


III. Bebaute Grundstücke 


§ 248 


Begriff der bebauten Grundstücke 


Bebaute Grundstücke sind Grundstücke, auf denen sich benutzbare Gebäude 
befinden. Wird ein Gebäude in Bauabschnitten errichtet, ist der bezugsfertige Teil als 
benutzbares Gebäude anzusehen. 


§ 249 


Grundstücksarten 


(1) Bei der Bewertung bebauter Grundstücke sind die folgenden Grundstücksar­
ten zu unterscheiden: 


1. Einfamilienhäuser, 


2. Zweifamilienhäuser, 


3. Mietwohngrundstücke, 


4. Wohnungseigentum, 


5. Teileigentum, 


6. Geschäftsgrundstücke, 


7. gemischt genutzte Grundstücke und 


8. sonstige bebaute Grundstücke. 


(2) Einfamilienhäuser sind Wohngrundstücke, die eine Wohnung enthalten und 
kein Wohnungseigentum sind. Ein Grundstück gilt auch dann als Einfamilienhaus, 
wenn es zu weniger als 50 Prozent der Wohn- und Nutzfläche zu anderen als Wohn­
zwecken mitbenutzt und dadurch die Eigenart als Einfamilienhaus nicht wesentlich 
beeinträchtigt wird. 


(3) Zweifamilienhäuser sind Wohngrundstücke, die zwei Wohnungen enthalten 
und kein Wohnungseigentum sind. Ein Grundstück gilt auch dann als Zweifamilien­
haus, wenn es zu weniger als 50 Prozent der Wohn- und Nutzfläche zu anderen als 
Wohnzwecken mitbenutzt und dadurch die Eigenart als Zweifamilienhaus nicht we­
sentlich beeinträchtigt wird. 


(4) Mietwohngrundstücke sind Grundstücke, die zu mehr als 80 Prozent der 
Wohn- und Nutzfläche Wohnzwecken dienen, und nicht Ein- und Zweifamilienhäuser 
oder Wohnungseigentum sind. 
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(5) Wohnungseigentum ist das Sondereigentum an einer Wohnung in Verbin­
dung mit dem Miteigentumsanteil an dem gemeinschaftlichen Eigentum, zu dem es 
gehört. 


(6) Teileigentum ist das Sondereigentum an nicht zu Wohnzwecken dienenden 
Räumen eines Gebäudes in Verbindung mit dem Miteigentum an dem gemeinschaft­
lichen Eigentum, zu dem es gehört. 


(7) Geschäftsgrundstücke sind Grundstücke, die zu mehr als 80 Prozent der 
Wohn- und Nutzfläche eigenen oder fremden betrieblichen oder öffentlichen Zwecken 
dienen und nicht Teileigentum sind. 


(8) Gemischt genutzte Grundstücke sind Grundstücke, die teils Wohnzwecken, 
teils eigenen oder fremden betrieblichen oder öffentlichen Zwecken dienen und nicht 
Ein- und Zweifamilienhäuser, Mietwohngrundstücke, Wohnungseigentum, Teileigen­
tum oder Geschäftsgrundstücke sind. 


(9) Sonstige bebaute Grundstücke sind solche Grundstücke, die nicht unter die 
Absätze 2 bis 8 fallen. 


(10) Eine Wohnung ist in der Regel die Zusammenfassung mehrerer Räume, die 
in ihrer Gesamtheit so beschaffen sein müssen, dass die Führung eines selbständi­
gen Haushalts möglich ist. Die Zusammenfassung der Räume muss eine von ande­
ren Wohnungen oder Räumen, insbesondere Wohnräumen, baulich getrennte, in sich 
abgeschlossene Wohneinheit bilden und einen selbständigen Zugang haben. Dane­
ben ist erforderlich, dass die für die Führung eines selbständigen Haushalts notwen­
digen Nebenräume (Küche, Bad oder Dusche, Toilette) vorhanden sind. Die Wohn­
fläche soll mindestens 20 Quadratmeter betragen. 


§ 250 


Bewertung der bebauten Grundstücke 


(1) Der Grundsteuerwert bebauter Grundstücke ist nach dem Ertragswertverfah­
ren (Absatz 2) oder dem Sachwertverfahren (Absatz 3) zu ermitteln. 


(2) Im Ertragswertverfahren nach §§ 252 bis 257 sind zu bewerten: 


1. Einfamilienhäuser, 


2. Zweifamilienhäuser, 


3. Mietwohngrundstücke, 


4. Wohnungseigentum. 


(3) Im Sachwertverfahren nach §§ 258 bis 260 sind zu bewerten: 


1. Geschäftsgrundstücke, 


2. gemischt genutzte Grundstücke, 


3. Teileigentum, 


4. Sonstige bebaute Grundstücke. 
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§ 251 


Mindestwert 


Der für ein bebautes Grundstück anzusetzende Wert darf nicht geringer sein als 
75 Prozent des Werts, mit dem der Grund und Boden allein als unbebautes Grund­
stück zu bewerten wäre (§ 247). Bei der Bewertung von Ein- und Zweifamilienhäu­
sern im Sinne des § 249 Absatz 2 und 3 ist bei der Ermittlung des Mindestwerts § 257 
Absatz 1 Satz 2 anzuwenden. 


§ 252 


Bewertung im Ertragswertverfahren 


Im Ertragswertverfahren ermittelt sich der Grundsteuerwert aus der Summe des 
kapitalisierten Reinertrags nach § 253 (Barwert des Reinertrags) und des abgezins­
ten Bodenwerts nach § 257. Mit dem Grundsteuerwert sind die Werte für den Grund 
und Boden, die Gebäude, die baulichen Anlagen, insbesondere Außenanlagen, und 
die sonstigen Anlagen abgegolten. 


§ 253 


Ermittlung des kapitalisierten Reinertrages 


(1) Zur Ermittlung des kapitalisierten Reinertrages ist vom Reinertrag des 
Grundstücks auszugehen. Dieser ergibt sich aus dem Rohertrag des Grundstücks 
(§ 254) abzüglich der Bewirtschaftungskosten (§ 255). 


(2) Der Reinertrag des Grundstücks ist mit dem sich aus der Anlage 37 erge­
benden Vervielfältiger zu kapitalisieren. Maßgebend für den Vervielfältiger sind der 
Liegenschaftszinssatz nach § 256 und die Restnutzungsdauer des Gebäudes. Die 
Restnutzungsdauer ist grundsätzlich der Unterschiedsbetrag zwischen der wirtschaft­
lichen Gesamtnutzungsdauer, die sich aus der Anlage 38 ergibt, und dem Alter des 
Gebäudes am Bewertungsstichtag. Sind nach der Bezugsfertigkeit des Gebäudes 
Veränderungen eingetreten, die die wirtschaftliche Gesamtnutzungsdauer des Ge­
bäudes wesentlich verlängert haben, ist von einer der Verlängerung entsprechenden 
Restnutzungsdauer auszugehen. Die Restnutzungsdauer eines noch nutzbaren Ge­
bäudes beträgt mindestens 30 Prozent der wirtschaftlichen Gesamtnutzungsdauer. 
Bei einer bestehenden Abbruchverpflichtung für das Gebäude ist die Restnutzungs­
dauer abweichend von den Sätzen 3 bis 5 auf den Unterschiedsbetrag zwischen der 
tatsächlichen Gesamtnutzungsdauer und dem Alter des Gebäudes am Bewertungs­
stichtag begrenzt. 


§ 254 


Rohertrag des Grundstücks 


Der Rohertrag des Grundstücks ergibt sich aus den in der Anlage 39 nach Land, 
Gebäudeart, Wohnungsgröße und Baujahr des Gebäudes angegebenen monatlichen 
Nettokaltmieten je Quadratmeter Wohnfläche einschließlich der in Abhängigkeit der 
Mietniveaustufen festgelegten Zu- und Abschläge. 
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§ 255 


Bewirtschaftungskosten 


Als Bewirtschaftungskosten werden die bei ordnungsgemäßer Bewirtschaftung 
und zulässiger Nutzung marktüblich entstehenden jährlichen Verwaltungskosten, Be­
triebskosten, Instandhaltungskosten und das Mietausfallwagnis berücksichtigt, die 
nicht durch Umlagen oder sonstige Kostenübernahmen gedeckt sind. Sie ergeben 
sich aus den pauschalierten Erfahrungssätzen nach der Anlage 40. 


§ 256 


Liegenschaftszinssätze 


(1) Liegenschaftszinssätze sind die Zinssätze, mit denen der Wert von Grund­
stücken abhängig von der Grundstücksart durchschnittlich und marktüblich verzinst 
wird. Bei der Bewertung bebauter Grundstücke gelten die folgenden Zinssätze: 


1. 2,5 Prozent für Ein- und Zweifamilienhäuser, 


2. 3,0 Prozent für Wohnungseigentum, 


3. 4,0 Prozent für Mietwohngrundstücke mit bis zu sechs Wohnungen, 


4. 4,5 Prozent für Mietwohngrundstücke mit mehr als sechs Wohnungen. 


(2) Bei der Bewertung von Ein- und Zweifamilienhäusern im Sinne des § 249 
Absatz 2 und 3 verringert sich der Zinssatz nach Absatz 1 Nummer 1 um jeweils 
0,1 Prozentpunkte für jede volle 100 Euro, die der Bodenrichtwert oder der Boden­
wert nach § 247 Absatz 3 je Quadratmeter den Betrag von 500 Euro je Quadratmeter 
übersteigt. Ab einem Bodenrichtwert oder Bodenwert nach § 247 Absatz 3 je Quad­
ratmeter in Höhe von 1 500 Euro je Quadratmeter beträgt der Zinssatz für Ein- und 
Zweifamilienhäuser einheitlich 1,5 Prozent. 


(3) Bei der Bewertung von Wohnungseigentum im Sinne des § 249 Absatz 5 
verringert sich der Zinssatz nach Absatz 1 Nummer 1 um jeweils 0,1 Prozentpunkte 
für jede volle 100 Euro, die der Bodenrichtwert oder der Bodenwert nach § 247 Ab­
satz 3 je Quadratmeter den Betrag von 2 000 Euro je Quadratmeter übersteigt. Ab ei­
nem Bodenrichtwert oder Bodenwert nach § 247 Absatz 3 je Quadratmeter in Höhe 
von 3 000 Euro je Quadratmeter beträgt der Zinssatz für Wohnungseigentum einheit­
lich 2 Prozent. 


§ 257 


Ermittlung des abgezinsten Bodenwerts 


(1) Zur Ermittlung des abgezinsten Bodenwerts ist vom Bodenwert nach § 247 
auszugehen. Bei der Bewertung von Ein- und Zweifamilienhäusern im Sinne des 
§ 249 Absatz 2 und 3 sind zur Berücksichtigung abweichender Grundstücksgrößen 
beim Bodenwert die Umrechnungskoeffizienten nach Anlage 36 anzuwenden. 


(2) Der Bodenwert nach Absatz 1 ist mit Ausnahme des Werts von selbständig 
nutzbaren Teilflächen nach Absatz 3 mit dem sich aus der Anlage 41 ergebenden 
Abzinsungsfaktor abzuzinsen. Der jeweilige Abzinsungsfaktor bestimmt sich nach 
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dem Liegenschaftszinssatz nach § 256 und der Restnutzungsdauer des Gebäudes 
nach § 253 Absatz 2 Satz 3 bis 6. 


(3) Eine selbständig nutzbare Teilfläche ist ein Teil eines Grundstücks, der für 
die angemessene Nutzung der Gebäude nicht benötigt wird und selbständig genutzt 
oder verwertet werden kann. 


§ 258 


Bewertung im Sachwertverfahren 


(1) Bei Anwendung des Sachwertverfahrens ist der Wert der Gebäude (Gebäu­
desachwert) getrennt vom Bodenwert zu ermitteln. 


(2) Der Bodenwert ist der Wert des unbebauten Grundstücks nach § 247. 


(3) Die Summe aus Bodenwert (§ 247) und Gebäudesachwert (§ 259) ergibt den 
vorläufigen Sachwert des Grundstücks. Dieser ist zur Ermittlung des Grundsteuer­
werts im Sachwertverfahren mit der Wertzahl nach § 260 zu multiplizieren. Mit dem 
Grundsteuerwert sind die Werte für den Grund und Boden, die Gebäude, die bauli­
chen Anlagen, insbesondere Außenanlagen, und die sonstigen Anlagen abgegolten. 


§ 259 


Ermittlung des Gebäudesachwerts 


(1) Bei der Ermittlung des Gebäudesachwerts ist von den Normalherstellungs­
kosten des Gebäudes in der Anlage 42 auszugehen. 


(2) Der Gebäudenormalherstellungswert ergibt sich durch Multiplikation der je­
weiligen nach Absatz 3 an den Hauptfeststellungszeitpunkt angepassten Normalher­
stellungskosten mit der Brutto-Grundfläche des Gebäudes. 


(3) Die Anpassung der Normalherstellungskosten erfolgt anhand der vom Statis­
tischen Bundesamt veröffentlichten Baupreisindizes. Dabei ist auf die Preisindizes für 
die Bauwirtschaft abzustellen, die das Statistische Bundesamt für den Neubau in 
konventioneller Bauart von Wohn- und Nichtwohngebäuden jeweils für das Vierteljahr 
vor dem Hauptfeststellungzeitpunkt ermittelt hat. Diese Preisindizes sind für alle Be­
wertungsstichtage des folgenden Hauptfeststellungszeitraums anzuwenden. Das 
Bundesministerium der Finanzen veröffentlicht die maßgebenden Baupreisindizes im 
Bundessteuerblatt. 


(4) Vom Gebäudenormalherstellungswert ist eine Alterswertminderung abzuzie­
hen. Die Alterswertminderung ergibt sich durch Multiplikation des Gebäudenormal­
herstellungswert mit dem Verhältnis des Alters des Gebäudes am Bewertungsstich­
tag zur wirtschaftlichen Gesamtnutzungsdauer nach Anlage 38. Sind nach Bezugsfer­
tigkeit des Gebäudes Veränderungen eingetreten, die die wirtschaftliche Gesamtnut­
zungsdauer des Gebäudes wesentlich verlängert haben, ist von einem der Verlänge­
rung entsprechenden späteren Baujahr auszugehen. Der nach Abzug der Alters­
wertminderung verbleibende Gebäudewert ist mit mindestens 30 Prozent des Ge­
bäudenormalherstellungswerts anzusetzen. Bei bestehender Abbruchverpflichtung für 
das Gebäude ist die Alterswertminderung abweichend von den Sätzen 2 bis 4 auf das 
Verhältnis des Alters des Gebäudes am Bewertungsstichtag zur tatsächlichen Ge­
samtnutzungsdauer begrenzt. 
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§ 260 


Wertzahlen 


Zur Ermittlung des Grundsteuerwerts ist der vorläufige Sachwert des Grund­
stücks im Sinne des § 258 Absatz 3 mit der sich aus der Anlage 43 ergebenden 
Wertzahl zu multiplizieren. 


IV. Sonderfälle 


§ 261 


Erbbaurecht 


Bei Erbbaurechten ist für das Erbbaurecht und das Erbbaurechtsgrundstück ein 
Gesamtwert nach den §§ 243 bis 260 zu ermitteln, der festzustellen wäre, wenn die 
Belastung mit dem Erbbaurecht nicht bestünde. Der ermittelte Wert ist dem Erbbau-
berechtigten zuzurechnen. 


§ 262 


Gebäude auf fremdem Grund und Boden 


Bei einem Gebäude auf fremdem Grund und Boden ist für den Grund und Boden 
sowie für das Gebäude auf fremdem Grund und Boden ein Gesamtwert nach den 
§§ 243 bis 260 zu ermitteln. Der ermittelte Wert ist dem Eigentümer des Grund und 
Bodens zuzurechnen. 


V. Ermächtigungen 


§ 263 


Ermächtigungen 


(1) Das Bundesministerium der Finanzen wird ermächtigt, durch Rechtsverord­
nung mit Zustimmung des Bundesrates die folgenden Anlagen zu ändern: 


1.	 die Anlagen 27 bis 33 durch Anpassung der darin aufgeführten Bewertungsfakto­
ren und Zuschläge zum Reinertrag an die Ergebnisse der Erhebungen nach § 2 
des Landwirtschaftsgesetzes oder an die Erhebungen der Finanzverwaltung zum 
nächsten Feststellungszeitpunkt, 


2.	 im Einvernehmen mit dem Bundesministerium für Ernährung und Landwirtschaft 
die Anlagen 34 und 35 durch Anpassung des darin aufgeführten Umrechnungs­
schlüssels und der Gruppen der Zweige eines Tierbestands an geänderte wirt­
schaftliche oder technische Entwicklungen und 


3.	 die Anlagen 36 bis 43 durch Anpassung der darin aufgeführten Bewertungsfakto­
ren des Ertrags- und Sachwertverfahrens an geänderte wirtschaftliche oder tech­
nische Verhältnisse. 


In der jeweiligen Rechtsverordnung kann das Bundesministerium der Finanzen zur 
Sicherstellung der Gleichmäßigkeit der Besteuerung, insbesondere zur Sicherstellung 
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einer relations- und realitätsgerechten Abbildung der Grundsteuerwerte, anordnen, 
dass ab dem nächsten Feststellungszeitpunkt Grundsteuerwerte unter Berücksichti­
gung der tatsächlichen Verhältnisse und der geänderten Wertverhältnisse durch An­
wendung der jeweils angepassten Anlagen 27 bis 43 festgestellt werden. 


(2) Das Bundesministerium der Finanzen wird ermächtigt, durch Rechtsverord­
nung mit Zustimmung des Bundesrats die gemeindebezogene Einordnung in die je­
weilige Mietniveaustufe zur Ermittlung der Zu- und Abschläge nach § 254 Absatz 2 in 
Verbindung mit der Anlage 39, Teil II, auf der Grundlage der Einordnung nach § 12 
des Wohngeldgesetzes in Verbindung mit § 1 Absatz 3 und der Anlage der Wohn­
geldverordnung für steuerliche Zwecke herzuleiten.“ 


3. Der bisherige § 204 wird § 264. 


4. Der bisherige § 205 wird § 265. 


5. Nach § 265 wird folgender § 266 angefügt: 


„§ 266 


Erstmalige Anwendung des Siebenten Abschnitts des Zweiten Teils 


(1) Die erste Hauptfeststellung für die Grundsteuerwerte nach § 221 wird auf 
den 1. Januar 2022 für die Hauptveranlagung auf den 1. Januar 2025 durchgeführt. 


(2) Für die Anwendung des § 219 Absatz 3 bei der Hauptfeststellung nach Ab­
satz 1 ist zu unterstellen, dass anstelle von Einheitswerten Grundsteuerwerte für die 
Besteuerung nach dem Grundsteuergesetz in der am 1. Januar 2022 gültigen Fas­
sung von Bedeutung sind. Die Steuerbefreiungen des Grundsteuergesetzes in der 
am 1. Januar 2022 gültigen Fassung sind bei der Hauptfeststellung nach Absatz 1 zu 
beachten. Bei Artfortschreibungen und Zurechnungsfortschreibungen nach § 222 Ab­
satz 2 ist von der Hauptfeststellung auf den 1. Januar 2022 bis zum 1. Januar 2025 
zu unterstellen, dass anstelle von Einheitswerten Grundsteuerwerte nach dem 
Grundsteuergesetz in der jeweils gültigen Fassung von Bedeutung sind. 


(3) Werden der Finanzbehörde durch eine Erklärung im Sinne des § 228 auf den 
1. Januar 2022 für die Bewertung eines Betriebs der Land- und Forstwirtschaft oder 
eines Grundstücks vor dem 1. Januar 2022 eingetretene Änderungen der tatsächli­
chen Verhältnisse erstmals bekannt, sind diese bei Fortschreibungen nach § 22 und 
Nachfeststellungen nach § 23 auf Feststellungszeitpunkte vor dem 1. Januar 2022 
nicht zu berücksichtigen. 


(4) Einheitswertbescheide, Grundsteuermessbescheide und Grundsteuerbe­
scheide, die vor dem 1. Januar 2025 erlassen wurden, werden kraft Gesetzes zum 
31. Dezember 2024 mit Wirkung für die Zukunft aufgehoben, soweit sie auf den 
§§ 19, 20, 21, 22, 23, 27, 76, 79 Absatz 5, 93 Absatz 1 Satz 2 des Bewertungsgeset­
zes in Verbindung mit Artikel 2 Absatz 1 Satz 1 und Satz 3 des Gesetzes zur Ände­
rung des Bewertungsgesetzes in der Fassung des Artikels 2 des Gesetzes vom 22. 
Juli 1970 (Bundesgesetzblatt I Seite 1118) beruhen.“ 


6. Die Anlagen 27 bis 43 aus dem Anhang zu diesem Gesetz werden angefügt. 
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Artikel 2
 


Weitere Änderung des Bewertungsgesetzes
 


Das Bewertungsgesetz in der Fassung der Bekanntmachung vom 1. Februar 1991 
(BGBl. I S. 230), das zuletzt durch Artikel 1 dieses Gesetzes geändert worden ist, wird wie 
folgt geändert: 


1.	 Die Inhaltsübersicht wird wie folgt geändert: 


a) Die Angabe zu § 19 wird wie folgt gefasst: 


„§ 19 (weggefallen)“. 


b)	 Die Angabe zu § 20 wird wie folgt gefasst: 


„§ 20 Abweichende Feststellung von Besteuerungsgrundlagen aus Billigkeitsgründen“. 


c)	 Die Angaben zu den §§ 21 bis 29 werden wie folgt gefasst: 


„§§ 21 bis 29 (weggefallen)“. 


d)	 Die Angaben zu § 32 wird wie folgt gefasst: 


„§ 32 (weggefallen)“. 


e)	 Die Angaben zu den §§ 33 bis 49 werden wie folgt gefasst: 


„§§ 39 bis 49 (weggefallen)“. 


f)	 Die Angaben zu den §§ 50 bis 52 werden wie folgt gefasst: 


„§§ 50 bis 52 (weggefallen)“. 


g)	 Die Angaben zu den §§ 53 bis 55 werden wie folgt gefasst: 


„§§ 53 bis 55 (weggefallen)“. 


h)	 Die Angaben zu den §§ 56 bis 58 werden wie folgt gefasst: 


„§§ 56 bis 58 (weggefallen)“. 


i)	 Die Angaben zu den §§ 59 bis 61 werden wie folgt gefasst: 


„§§ 59 bis 61 (weggefallen)“. 


j)	 Die Angabe zu § 62 wird wie folgt gefasst: 


„§ 62 (weggefallen)“. 


k)	 Die Angaben zu den §§ 63 bis 67 werden wie folgt gefasst: 


„§§ 63 bis 67 (weggefallen)“. 


l)	 Die Angaben zu den §§ 68 und 69 werden wie folgt gefasst: 


„§§ 68 und 69 (weggefallen)“. 


m)	 Die Angabe zu § 71 wird wie folgt gefasst: 


„§ 71 (weggefallen)“. 
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n) Die Angaben zu den §§ 72 und 73 werden wie folgt gefasst:
 


„§§ 72 und 73 (weggefallen)“. 


o) Die Angaben zu den §§ 74 bis 77 werden wie folgt gefasst: 


„§§ 74 bis 77 (weggefallen)“. 


p) Die Angaben zu den §§ 78 bis 82 werden wie folgt gefasst: 


„§§ 78 bis 82 (weggefallen)“. 


q) Die Angaben zu den §§ 83 bis 90 werden wie folgt gefasst: 


„§§ 83 bis 90 (weggefallen)“. 


r) Die Angaben zu den §§ 91 bis 94 werden wie folgt gefasst: 


„§§ 91 bis 94 (weggefallen)“. 


s)	 Die Angabe zu § 121a wird wie folgt gefasst: 


„§ 121a (weggefallen)“. 


t)	 Die Angabe zu § 122 wird wie folgt gefasst: 


„§ 122 (weggefallen)“. 


u) Die Angaben zu den §§ 125 bis 128 werden wie folgt gefasst: 


„§§ 125 bis 128 (weggefallen)“. 


v) Die Angaben zu den §§ 129 bis 133 werden wie folgt gefasst: 


„§§ 129 bis 133 (weggefallen)“. 


w) Die Angaben zu den §§ 134 bis 137 werden wie folgt gefasst: 


„§§ 134 bis 137 (weggefallen)“. 


x) Die Angaben zu den §§ 138 und 139 werden wie folgt gefasst: 


„§§ 138 und 139 (weggefallen)“. 


y) Die Angaben zu den §§ 140 bis 144 werden wie folgt gefasst: 


„§§ 140 bis 144 (weggefallen)“. 


z)	 Die Angabe zu § 145 wird wie folgt gefasst: 


„§§ 145 (weggefallen)“. 


aa) Die Angaben zu den §§ 146 bis 150 werden wie folgt gefasst: 


„§§ 146 bis 150 (weggefallen)“. 


bb) Die Angaben zu den Anlagen 1 bis 8 werden wie folgt gefasst: 


„Anlagen 1 bis 8 (weggefallen)“. 


2.	 § 17 wird wie folgt geändert: 


a) Absatz 2 wird aufgehoben. 
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b)	 Der bisherige Absatz 3 wird Absatz 2 und in diesem wird die Angabe „§§ 19 
bis 150“ durch die Angabe „§§ 20 bis 266“ ersetzt. 


3.	 § 18 wird wie folgt geändert: 


a) In Nummer 1 wird der Klammerzusatz „(§§ 33 bis 67, § 31)“ gestrichen. 


b) In Nummer 2 wird der Klammerzusatz „(§§ 68 bis 94, § 31)“ gestrichen. 


c) In Nummer 3 wird der Klammerzusatz „(§§ 95 bis 109, § 31)“ gestrichen. 


4.	 § 19 wird aufgehoben. 


5.	 § 20 wird wie folgt gefasst: 


„§ 20 


Abweichende Feststellung von Besteuerungsgrundlagen aus Billigkeitsgründen 


Bei der Bewertung ist § 163 der Abgabenordnung nicht anzuwenden; dies gilt 
nicht für Übergangsregelungen, die die oberste Finanzbehörde eines Landes im Ein­
vernehmen mit den obersten Finanzbehörden der übrigen Länder trifft.“ 


6.	 Die §§ 21 bis 29, 32 bis 69, 71 bis 94, 121a und 122 werden aufgehoben. 


7.	 § 97 Absatz 1 Satz 2 wird aufgehoben. 


8.	 In § 123 wird die Angabe „§ 12 Abs. 4, § 21 Abs. 1, § 39 Abs. 1, § 51 Abs. 4, § 55 
Abs. 3, 4 und 8, den §§ 81 und 90 Abs. 2 vorgesehenen Rechtsverordnungen“ durch 
die Wörter „§ 12 Absatz 4 Satz 3 vorgesehene Rechtsverordnung“ ersetzt. 


9.	 Die §§ 125 bis 150 sowie die Anlagen 1 bis 8 werden aufgehoben. 


10.	 In § 151 wird die Angabe „§ 138,“ gestrichen. 


11.	 § 157 wird wie folgt geändert: 


a) Absatz 1 wird wie folgt geändert: 


aa) In Satz 1 werden nach dem Wort „Bewertungsstichtag“ die Wörter „für inlän­
dischen Grundbesitz, und zwar für Betriebe der Land- und Forstwirtschaft, 
für Grundstücke und für Betriebsgrundstücke,“ eingefügt. 


bb) Satz 2 wird wie folgt gefasst: 


„§ 229 gilt für die Grundbesitzbewertung sinngemäß.“
 


b) In Absatz 3 Satz 1 wird die Angabe „Satz 2“ gestrichen.
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Artikel 3
 


Änderung des Grundsteuergesetzes
 


Das Grundsteuergesetz vom 7. August 1973 (BGBl. I S. 965), das zuletzt durch Arti­
kel 38 des Gesetzes vom 19. Dezember 2008 (BGBl. I S. 2794) geändert worden ist, wird 
wie folgt geändert: 


1.	 Folgende Inhaltsübersicht wird vorangestellt: 


„Inhaltsübersicht 


Abschnitt I 


Steuerpflicht 


§ 1 Heberecht 


§ 2 Steuergegenstand 


§ 3 Steuerbefreiung für Grundbesitz bestimmter Rechtsträger 


§ 4 Sonstige Steuerbefreiungen 


§ 5 Zu Wohnzwecken benutzter Grundbesitz 


§ 6 Land- und forstwirtschaftlich genutzter Grundbesitz 


§ 7 Unmittelbare Benutzung für einen steuerbegünstigten Zweck 


§ 8 Teilweise Benutzung für einen steuerbegünstigten Zweck 


§ 9 Stichtag für die Festsetzung der Grundsteuer, Entstehung der Steuer 


§ 10 Steuerschuldner 


§ 11 Persönliche Haftung 


§ 12 Dingliche Haftung 


Abschnitt II 


Steuerpflicht 


§ 13 Steuermesszahl und Steuermessbetrag 


§ 14 Steuermesszahl für Betriebe der Land- und Forstwirtschaft 


§ 15 Steuermesszahl für Grundstücke 


§ 16 Hauptveranlagung 


§ 17 Neuveranlagung 


§ 18 Nachveranlagung 


§ 19 Anzeigepflicht 


§ 20 Aufhebung des Steuermessbetrags 


§ 21 Änderung von Steuermessbescheiden 


§ 22 Zerlegung des Steuermessbetrags 
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§ 23 Zerlegungsstichtag
 


§ 24 Ersatz der Zerlegung durch Steuerausgleich
 


Abschnitt III
 


Festsetzung und Entrichtung der Grundsteuer
 


§ 25 Festsetzung des Hebesatzes
 


§ 26 Koppelungsvorschriften und Höchsthebesätze
 


§ 27 Festsetzung der Grundsteuer
 


§ 28 Fälligkeit
 


§ 29 Vorauszahlungen
 


§ 30 Abrechnung über die Vorauszahlungen
 


§ 31 Nachentrichtung der Steuer
 


Abschnitt IV
 


Erlass der Grundsteuer
 


§ 32 Erlass für Kulturgut und Grünanlagen
 


§ 33 Erlass wegen wesentlicher Ertragsminderung bei Betrieben der Land- und Forstwirtschaft
 


§ 34 Erlass wegen wesentlicher Ertragsminderung bei bebauten Grundstücken
 


§ 35 Verfahren
 


Abschnitt V
 


Übergangs- und Schlussvorschriften
 


§ 36 Sondervorschriften für die Hauptveranlagung 2025
 


§ 37 Anwendung des Gesetzes
 


§ 38 Bekanntmachung“.
 


2.	 § 2 wird wie folgt gefasst: 


„§ 2 


Steuergegenstand 


Steuergegenstand ist der inländische Grundbesitz im Sinne des Bewertungsge­
setzes: 


1.	 die Betriebe der Land- und Forstwirtschaft (§§ 233, 240 und 241 des Bewer­
tungsgesetzes); diesen stehen die in § 218 Satz 2 des Bewertungsgesetzes be­
zeichneten Betriebsgrundstücke gleich; 


2.	 die Grundstücke (§§ 243, 244 des Bewertungsgesetzes); diesen stehen die in 
§ 218 Satz 3 des Bewertungsgesetzes bezeichneten Betriebsgrundstücke 
gleich.“ 


3.	 § 10 wird wie folgt geändert: 
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a) Absatz 2 wird aufgehoben.
 


b) Der bisherige Absatz 3 wird Absatz 2.
 


4.	 § 13 wird wie folgt gefasst: 


„§ 13 


Steuermesszahl und Steuermessbetrag 


Bei der Berechnung der Grundsteuer ist von einem Steuermessbetrag auszuge­
hen. Dieser ist durch Anwendung eines Promillesatzes (Steuermesszahl) auf den 
Grundsteuerwert oder seinen steuerpflichtigen Teil zu ermitteln, der nach dem Bewer­
tungsgesetz im Veranlagungszeitpunkt (§ 16 Absatz 1, § 17 Absatz 3, § 18 Absatz 3) 
für den Steuergegenstand maßgebend ist.“ 


5.	 In § 14 wird die Angabe „6 vom Tausend“ durch die Angabe „0,55 Promille“ ersetzt. 


6.	 § 15 wird wie folgt gefasst: 


„§ 15 


Steuermesszahl für Grundstücke 


(1)	 Die Steuermesszahl beträgt 


1.	 für unbebaute Grundstücke im Sinne des § 246 des Bewertungsgesetzes 0,34 
Promille, 


2.	 für bebaute Grundstücke 


a)	 im Sinne des § 249 Absatz 1 Nummer 1 bis 4 des Bewertungsgesetzes 0,34 
Promille, 


b)	 im Sinne des § 249 Absatz 1 Nummer 5 bis 8 des Bewertungsgesetzes 0,34 
Promille. 


(2) Die Steuermesszahl nach Absatz 1 Nummer 2 Buchstabe a wird um 25 Pro­
zent ermäßigt, wenn 


1.	 für das Grundstück nach § 13 Absatz 3 des Wohnraumförderungsgesetzes vom 
13. September 2001 (BGBl. I S. 2376), das zuletzt durch Artikel 3 des Gesetzes 
vom 2. Oktober 2015 (BGBl. I S. 1610) geändert worden ist, eine Förderzusage 
durch schriftlichen Verwaltungsakt erteilt wurde, und 


2.	 die sich aus der Förderzusage ergebenden Bestimmungen im Sinne des § 13 
Absatz 2 des Wohnraumförderungsgesetzes für jeden Erhebungszeitraum inner­
halb des Hauptveranlagungszeitraums eingehalten werden. 


(3) Für nach Wohnraumförderungsgesetzen der Länder geförderte Grundstücke 
gilt Absatz 2 entsprechend. 


(4) Liegen für ein Grundstück weder die Voraussetzungen des Absatzes 2 noch 
des Absatzes 3 vor, wird die Steuermesszahl nach Absatz 1 Nummer 2 Buchstabe a 
um 25 Prozent ermäßigt, wenn das jeweilige Grundstück 
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1.	 einer Wohnungsbaugesellschaft zugerechnet wird, deren Anteile mehrheitlich 
von einer oder mehreren Gebietskörperschaften gehalten werden und zwischen 
der Wohnungsbaugesellschaft und der Gebietskörperschaft oder den Gebiets­
körperschaften ein Gewinnabführungsvertrag besteht, 


2.	 einer Wohnungsbaugesellschaft zugerechnet wird, die als gemeinnützig im Sinne 
des § 52 der Abgabenordnung anerkannt ist; oder 


3.	 einer Genossenschaft oder einem Verein zugerechnet wird, der seine Geschäfts­
tätigkeit auf die in § 5 Absatz 1 Satz 1 Nummer 10 Buchstabe a und b des Kör­
perschaftsteuergesetzes genannten Bereiche beschränkt und von der Körper­
schaftsteuer befreit ist. 


Der Abschlag auf die Steuermesszahl nach Satz 1 wird auf Antrag für jeden Erhe­
bungszeitraum innerhalb des Hauptveranlagungszeitraums gewährt, wenn nachge­
wiesen wird, dass die jeweiligen Voraussetzungen am Hauptveranlagungsstichtag 
vorlagen. Entfallen die Voraussetzungen des Satzes 1 während des Hauptveranla­
gungszeitraums, ist dies nach § 19 Absatz 2 anzuzeigen.“ 


7.	 In § 16 Absatz 1 wird die Angabe „§ 21 Abs. 2“ durch die Angabe „§ 221 Absatz 2“ 
ersetzt. 


8.	 In § 17 Absatz 1 wird die Angabe „§ 22 Abs. 1“ durch die Angabe „§ 222 Absatz 1“ 
und die Angabe „§ 22 Abs. 2“ durch die Angabe „§ 222 Absatz 2“ ersetzt. 


9.	 In § 18 wird die Angabe „§ 23 Abs. 1“ durch die Angabe „§ 223 Absatz 1“ und die An­
gabe „§ 22 Abs. 2“ durch die Angabe „§ 222 Absatz 2“ ersetzt. 


10.	 § 19 wird wie folgt geändert 


a)	 Der bisherige Wortlaut wird Absatz 1. 


b)	 Folgender Absatz 2 wird angefügt: 


„(2) Den Wegfall der Voraussetzungen für die ermäßigte Steuermesszahl 
nach § 15 Absatz 4 hat derjenige anzuzeigen, der nach § 10 als Steuerschuldner 
in Betracht kommt. Die Anzeige ist innerhalb von drei Monaten nach dem Wegfall 
der Voraussetzungen bei dem Finanzamt zu erstatten, das für die Festsetzung 
des Steuermessbetrags zuständig ist.“ 


11.	 In § 20 Absatz 2 Nummer 1 wird die Angabe „§ 24 Abs. 2“ durch die Angabe „§ 224 
Absatz 2“ ersetzt. 


12.	 § 22 wird wie folgt gefasst: 


„§ 22 


Zerlegung des Steuermessbetrags 


(1) Erstreckt sich der Steuergegenstand über mehrere Gemeinden, so ist der 
Steuermessbetrag vorbehaltlich des § 24 anteilig in die auf die einzelnen Gemeinden 
entfallenden Anteile zu zerlegen (Zerlegungsanteile). 


(2) Zerlegungsmaßstab ist bei Betrieben der Land- und Forstwirtschaft der nach 
§ 239 Absatz 2 des Bewertungsgesetzes ermittelte Gemeindeanteil am Grundsteu­
erwert des Betriebs der Land- und Forstwirtschaft. 
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(3) Zerlegungsmaßstab ist bei Grundstücken das Verhältnis, in dem die auf die 
einzelnen Gemeinden entfallenden Flächengrößen zueinander stehen. Führt die Zer­
legung nach Flächengrößen zu einem offenbar unbilligen Ergebnis, sind die Zerle­
gungsanteile maßgebend, auf die sich die Gemeinden mit dem Steuerschuldner eini­
gen. 


(4) Entfällt auf eine Gemeinde ein Zerlegungsanteil von weniger als 25 Euro, so 
ist dieser Anteil der Gemeinde zuzuweisen, der nach Absatz 2 oder 3 der größte Zer­
legungsanteil zusteht.“ 


13. § 33 wird wie folgt gefasst: 


„§ 33 


Erlass wegen wesentlicher Reinertragsminderung bei Betrieben der Land- und Forst­
wirtschaft 


(1) Die Grundsteuer wird in Höhe von 25 Prozent erlassen, wenn bei Betrieben 
der Land- und Forstwirtschaft der tatsächliche Reinertrag des Steuergegenstandes 
um mehr als 50 Prozent gemindert ist und der Steuerschuldner die Minderung des 
tatsächlichen Reinertrags nicht zu vertreten hat. Beträgt die vom Steuerschuldner 
nicht zu vertretende Minderung des tatsächlichen Reinertrags 100 Prozent, ist die 
Grundsteuer abweichend von Satz 1 in Höhe von 50 Prozent zu erlassen. Der tat­
sächliche Reinertrag eines Betriebs der Land- und Forstwirtschaft ermittelt sich nach 
den Grundsätzen des § 236 Absatz 3 Satz 1 und 2 des Bewertungsgesetzes für ein 
Wirtschaftsjahr. Er gilt als in dem Erlasszeitraum bezogen, in dem das für den Betrieb 
der Land- und Forstwirtschaft maßgebliche Wirtschaftsjahr endet. 


(2) Der Erlass nach Absatz 1 wird nur gewährt, wenn die Einziehung der Grund­
steuer nach den wirtschaftlichen Verhältnissen des Betriebs unbillig wäre. Ein Erlass 
nach Absatz 1 ist insbesondere ausgeschlossen, wenn für den Betrieb der Land- und 
Forstwirtschaft nach § 4 Absatz 1, § 4 Absatz 3 oder § 13a des Einkommensteuerge­
setzes für dasjenige Wirtschaftsjahr ein Gewinn ermittelt wurde, das im Erlasszeit­
raum bei der Ermittlung des tatsächlichen Reinertrags nach Absatz 1 zugrunde zu le­
gen ist. 


(3) Eine Ertragsminderung ist kein Erlassgrund, wenn sie für den Erlasszeitraum 
durch Fortschreibung des Grundsteuerwerts berücksichtigt werden kann oder bei 
rechtzeitiger Stellung des Antrags auf Fortschreibung hätte berücksichtigt werden 
können.“ 


14. Nach § 33 wird folgender § 34 eingefügt: 


„§ 34 


Erlass wegen wesentlicher Ertragsminderung bei bebauten Grundstücken 


(1) Die Grundsteuer wird in Höhe von 25 Prozent erlassen, wenn bei bebauten 
Grundstücken der normale Rohertrag des Steuergegenstandes um mehr als 50 Pro­
zent gemindert ist und der Steuerschuldner die Minderung des normalen Rohertrags 
nicht zu vertreten hat. Beträgt die vom Steuerschuldner nicht zu vertretene Minderung 
des normalen Rohertrags 100 Prozent, ist die Grundsteuer abweichend von Satz 1 in 
Höhe von 50 Prozent zu erlassen. Normaler Rohertrag ist bei bebauten Grundstü­
cken die nach den Verhältnissen zu Beginn des Erlasszeitraums geschätzte übliche 
Jahresmiete. Die übliche Jahresmiete ist in Anlehnung an die Miete zu ermitteln, die 
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für Räume gleicher oder ähnlicher Art, Lage und Ausstattung regelmäßig gezahlt 
wird. Betriebskosten sind nicht einzubeziehen. 


(2) Bei eigengewerblich genutzten bebauten Grundstücken gilt als Minderung 
des normalen Rohertrags die Minderung der Ausnutzung des Grundstücks. In diesen 
Fällen wird der Erlass nach Absatz 1 nur gewährt, wenn die Einziehung der Grund­
steuer nach den wirtschaftlichen Verhältnissen des Betriebs unbillig wäre. 


(3) Wird nur ein Teil des Grundstücks eigengewerblich genutzt, so ist die Er­
tragsminderung für diesen Teil nach Absatz 2, für den übrigen Teil nach Absatz 1 zu 
bestimmen. In diesen Fällen ist für den ganzen Steuergegenstand ein einheitlicher 
Prozentsatz der Ertragsminderung nach dem Anteil der einzelnen Teile am Grund­
steuerwert des Grundstücks zu ermitteln. 


(4) Eine Ertragsminderung ist kein Erlassgrund, wenn sie für den Erlasszeitraum 
durch Fortschreibung des Grundsteuerwerts berücksichtigt werden kann oder bei 
rechtzeitiger Stellung des Antrags auf Fortschreibung hätte berücksichtigt werden 
können.“ 


15.	 Der bisherige § 34 wird § 35. 


16.	 Die bisherige Überschrift „Abschnitt V Übergangs- und Schlußvorschriften“ vor § 35 
wird gestrichen. 


17.	 Vor § 36 wird die Überschrift „Abschnitt V Übergangs- und Schlussvorschriften“ ein­
gefügt. 


18.	 § 36 wird wie folgt gefasst: 


„§ 36 


Sondervorschriften für die Hauptveranlagung 2025 


(1) Auf den 1. Januar 2025 findet eine Hauptveranlagung der Grundsteuer­
messbeträge statt (Hauptveranlagung 2025). 


(2) Die in der Hauptveranlagung 2025 festgesetzten Steuermessbeträge gelten 
abweichend von § 16 Absatz 2 vorbehaltlich der §§ 17 bis 20 mit Wirkung von dem 
am 1. Januar 2025 beginnenden Kalenderjahr an. Der Beginn dieses Kalenderjahres 
ist der Hauptveranlagungszeitpunkt.“ 


19.	 § 37 wird aufgehoben. 


20.	 Der bisherige § 38 wird § 37 und wie folgt geändert: 


a)	 Satz 1 wird Absatz 1 und in ihm die Angabe „2008“ durch die Angabe „2025“ er­
setzt. 


b)	 Folgender Absatz 2 wird angefügt: 


„(2) Für die Grundsteuer bis einschließlich zum Kalenderjahr 2024 findet das 
Grundsteuergesetz in der Fassung vom 7. August 1973 (BGBl. I S. 965), das zu­
letzt durch Artikel 38 des Gesetzes vom 19. Dezember 2008 (BGBl. I S. 2794) 
geändert worden ist, weiter Anwendung.“ 


21.	 Folgender § 38 wird angefügt: 
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„§ 38 


Bekanntmachung 


Das Bundesministerium der Finanzen wird ermächtigt, den Wortlaut dieses Ge­
setzes in der jeweils geltenden Fassung bekannt zu machen.“ 


22.	 Abschnitt VI wird aufgehoben. 


23.	 In § 10 Absatz 1, § 13 Absatz 1 Satz 2, § 20 Absatz 1 Nummer 1, § 23 Absatz 1 und 
§ 23 Absatz 2 wird jeweils das Wort „Einheitswert“ durch das Wort „Grundsteuerwert“ 
ersetzt. 


Artikel 4 


Änderung der Abgabenordnung 


Die Abgabenordnung in der Fassung der Bekanntmachung vom 1. Oktober 2002 
(BGBl. I S. 3866; 2003 I S. 61), die zuletzt durch Artikel 15 des Gesetzes vom 18. De­
zember 2018 (BGBl. I S. 2639) geändert worden ist, wird wie folgt geändert: 


1.	 In § 180 Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 werden nach dem Wort „Einheitswerte“ die Wör­
ter „und die Grundsteuerwerte“ eingefügt. 


2.	 § 181 wird wie folgt geändert: 


a)	 In Absatz 3 werden die Sätze 1 und 2 durch folgende Sätze ersetzt: 


„Die Frist für die gesonderte Feststellung von Einheitswerten oder von Grund­
steuerwerten (Feststellungsfrist) beginnt mit Ablauf des Kalenderjahres, auf des­
sen Beginn die Hauptfeststellung, die Fortschreibung, die Nachfeststellung oder 
die Aufhebung eines Einheitswerts oder eines Grundsteuerwerts vorzunehmen 
ist. Ist eine Erklärung zur gesonderten Feststellung des Einheitswerts oder des 
Grundsteuerwerts abzugeben, beginnt die Feststellungsfrist mit Ablauf des Ka­
lenderjahres, in dem die Erklärung eingereicht wird, spätestens jedoch mit Ablauf 
des dritten Kalenderjahres, das auf das Kalenderjahr folgt, auf dessen Beginn die 
Einheitswertfeststellung oder die Grundsteuerwertfeststellung vorzunehmen oder 
aufzuheben ist.“ 


b)	 In Absatz 4 werden nach dem Wort „Einheitswert“ die Wörter „oder der Grund­
steuerwert“ eingefügt. 


3.	 In § 182 Absatz 2 Satz 1 werden nach dem Wort „Einheitswert“ die Wörter „oder ei­
nen Grundsteuerwert“ eingefügt. 


4.	 In § 183 Absatz 4 werden nach dem Wort „Einheitswert“ die Wörter „oder den Grund­
steuerwert“ eingefügt. 







      


  


    


           
                


       


              


                
 


       


            


        
          
         


         
         


          
           
       


           


               


             


  


     


           
                  
              
 


            
          


- 41 ­


Artikel 5
 


Weitere Änderung der Abgabenordnung
 


Die Abgabenordnung in der Fassung der Bekanntmachung vom 1. Oktober 2002 
(BGBl. I S. 3866; 2003 I S. 61), die zuletzt durch Artikel 4 dieses Gesetzes geändert wor­
den ist, wird wie folgt geändert: 


1.	 § 141 Absatz 1 Satz 1 Nummer 3 und Satz 3 werden aufgehoben. 


2.	 In § 180 Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 werden die Wörter „die Einheitswerte- und“ ge­
strichen. 


3.	 § 181 wird wie folgt geändert: 


a)	 Absatz 3 Satz 1 und 2 wird durch folgende Sätze ersetzt: 


„Die Frist für die gesonderte Feststellung von Grundsteuerwerten (Feststellungs­
frist) beginnt mit Ablauf des Kalenderjahres, auf dessen Beginn die Hauptfeststel­
lung, die Fortschreibung, die Nachfeststellung oder die Aufhebung eines Grund­
steuerwerts vorzunehmen ist. Ist eine Erklärung zur gesonderten Feststellung 
des Grundsteuerwerts abzugeben, beginnt die Feststellungsfrist mit Ablauf des 
Kalenderjahres, in dem die Erklärung eingereicht wird, spätestens jedoch mit Ab­
lauf des dritten Kalenderjahres, das auf das Kalenderjahr folgt, auf dessen Be­
ginn die Grundsteuerwertfeststellung vorzunehmen oder aufzuheben ist.“ 


b)	 In Absatz 4 werden die Wörter „der Einheitswert oder“ gestrichen. 


4.	 In § 182 Absatz 2 Satz 1 werden die Wörter „einen Einheitswert oder“ gestrichen. 


5.	 In § 183 Absatz 4 werden die Wörter „den Einheitswert oder“ gestrichen. 


Artikel 6 


Änderung des Einführungsgesetzes zur Abgabenordnung 


Dem Artikel 97 § 8 des Einführungsgesetzes zur Abgabenordnung vom 14. Dezem­
ber 1976 (BGBl. I S. 3341; 1977 I S. 667), das zuletzt durch Artikel 13 des Gesetzes vom 
11. Dezember 2018 (BGBl. I S. 2338) geändert worden ist, wird folgender Absatz 5 ange­
fügt: 


„(5) § 152 Absatz 2 der Abgabenordnung ist nicht auf Steuerklärungen zur gesonder­
ten Feststellung des Grundsteuerwerts auf den 1. Januar 2022 anzuwenden.“ 
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Artikel 7
 


Weitere Änderung des Einführungsgesetzes zur Abgabenord­
nung 


Das Einführungsgesetz zur Abgabenordnung vom 14. Dezember 1976 (BGBl. I 
S. 3341; 1977 I S. 667), das zuletzt durch Artikel 6 dieses Gesetzes geändert worden ist, 
wird wie folgt geändert: 


1.	 Dem Artikel 7 wird folgender Absatz 3 angefügt: 


„(3) Die Absätze 1 und 2 sind letztmals anzuwenden für gesonderte Feststellun­
gen auf den 1. Januar 2024.“ 


2.	 Artikel 97 wird wie folgt geändert: 


a)	 Dem § 10 Absatz 2 wird folgender Satz angefügt: 


„Satz 2 ist letztmals anzuwenden für gesonderte Feststellungen auf den 1. Janu­
ar 2024.“ 


b)	 Dem § 10b wird folgender Satz angefügt: 


„§ 180 Absatz 1 Satz 1 Nummer 1, § 183 Absatz 3 Satz 1 und 2 und Absatz 4, 
§ 182 Absatz 2 Satz 1 und § 183 Absatz 4 der Abgabenordnung in der am 1. Ja­
nuar 2025 geltenden Fassung sind erstmals auf Feststellungszeitpunkte nach 
dem 31. Dezember 2024 anzuwenden.“ 


3.	 Dem Artikel 97a § 2 Nummer 7 wird folgender Satz angefügt: 


„Satz 1 ist letztmals für gesonderte Feststellungen auf den 1. Januar 2024 anzuwen­
den.“ 


Artikel 8
 


Änderung des Einkommensteuergesetzes
 


Das Einkommensteuergesetz in der Fassung der Bekanntmachung vom 8. Oktober 
2009 (BGBl. I S. 3366, 3862), das zuletzt durch Artikel 1 des Gesetzes vom 25. März 
2019 (BGBl. I S. 357) geändert worden ist, wird wie folgt geändert: 


1.	 § 13 Absatz 1 wird wie folgt geändert: 


a)	 In Nummer 1 Satz 4 wird die Angabe „§ 51 Absatz 2 bis 5“ durch die Angabe 
„§ 241 Absatz 2 bis 5“ ersetzt. 


b)	 In Nummer 2 wird der Klammerzusatz „(§ 62 Bewertungsgesetz)“ durch den 
Klammerzusatz „(§ 242 des Bewertungsgesetzes)“ ersetzt. 


2.	 § 57 Absatz 3 wird aufgehoben. 
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Artikel 9 


Änderung des Umsatzsteuergesetzes 


In § 24 Absatz 2 Satz 1 Nummer 2 des Umsatzsteuergesetzes in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 21. Februar 2005 (BGBl. I S. 386), das zuletzt durch Artikel 9 des 
Gesetzes vom 11. Dezember 2018 (BGBl. I S. 2338) geändert worden ist, werden die 
Wörter „nach den §§ 51 und 51a“ durch die Angabe „nach § 241“ ersetzt. 


Artikel 10 


Änderung des Gewerbesteuergesetzes 


In § 9 Nummer 1 Satz 1 des Gewerbesteuergesetzes in der Fassung der Bekannt­
machung vom 15. Oktober 2002 (BGBl. I S. 4167), das zuletzt durch Artikel 8 des Geset­
zes vom 11. Dezember 2018 (BGBl. I S. 2338) geändert worden ist, werden die Wörter 
„1,2 Prozent des Einheitswerts“ durch die Wörter „0,11 Prozent des Grundsteuerwerts“ 
ersetzt. 


Artikel 11 


Änderung der Gewerbesteuer-Durchführungsverordnung 


In § 20 Absatz 2 der Gewerbesteuer-Durchführungsverordnung in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 15. Oktober 2002 (BGBl. I S. 4180), die zuletzt durch Artikel 2 Ab­
satz 13 des Gesetzes vom 1. April 2015 (BGBl. I S. 434) geändert worden ist, wird das 
Wort „Einheitswerts“ durch das Wort „Grundsteuerwerts“ ersetzt. 


Artikel 12 


Änderung des Erbschaftsteuer- und Schenkungsteuergesetzes 


§ 12 des Erbschaftsteuer- und Schenkungsteuergesetz in der Fassung der Bekannt­
machung vom 27. Februar 1997 (BGBl. I S. 378), das zuletzt durch Artikel 5 des Gesetzes 
vom 25. März 2019 (BGBl. I S. 357) geändert worden ist, wird der Klammerzusatz „(§ 19 
Abs. 1 des Bewertungsgesetzes)“ durch den Klammerzusatz „(§ 157 Absatz 1 Satz 1 des 
Bewertungsgesetzes)“ ersetzt. 


Artikel 13 


Änderung der Erbschaftsteuer-Durchführungsverordnung 


In Muster 6 (§ 8 ErbStDV) Nummer 4 der Erbschaftsteuer-Durchführungsverordnung 
vom 8. September 1998 (BGBl. I S. 2658), die zuletzt durch Artikel 18 des Gesetzes vom 
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29. Juni 2015 (BGBl. I S. 1042) geändert worden ist, wird in der dritten Spalte das Wort 
„Einheitswert“ durch das Wort „Grundsteuerwert“ ersetzt. 


Artikel 14
 


Änderung des Gesetzes über Steuerstatistiken
 


Das Gesetz über Steuerstatistiken vom 11. Oktober 1995 (BGBl. I S. 1250, 1409), 
das zuletzt durch Artikel 13 des Gesetzes vom 17. August 2017 (BGBl. I S. 3214) geän­
dert worden ist, wird wie folgt geändert: 


1.	 § 1 Absatz 1 Nummer 5 wird wie folgt gefasst: 


„5.	 die Grundsteuerwerte
 


a) des land- und forstwirtschaftlichen Vermögens,
 


b) des Grundvermögens,“.
 


2.	 § 2 Absatz 5 wird wie folgt geändert: 


a) In dem Satzteil vor Nummer 1 wird das Wort „Einheitswerte“ durch das Wort 
„Grundsteuerwerte“ ersetzt. 


b) Die Nummern 1 bis 3 werden durch folgende Nummern 1 und 2 ersetzt: 


„1.	 für die Statistik der Grundsteuerwerte des land- und forstwirtschaftlichen 
Vermögens von den Betrieben der Land- und Forstwirtschaft 


a) Fläche der land- und forstwirtschaftlichen Nutzung, Reinerträge, Grund­
steuerwert und Grundsteuermessbetrag mit den im Bewertungsverfah­
ren festgestellten Angaben; 


b) Rechtsform des Eigentümers, Ort der Belegenheit; 


2.	 für die Statistik der Grundsteuerwerte des Grundvermögens von den 
Grundstücken 


a)	 Gebäudefläche, Grundstücksfläche, Nettokaltmiete, Reinertrag, Ge­
bäudewert, Bodenwert, Grundstückswert, Grundsteuerwert und Grund­
steuermessbetrag mit den im Besteuerungsverfahren festgestellten An­
gaben; 


b)	 Grundstücksart, Rechtsform des Eigentümers, Baujahr, Ort der Bele­
genheit, Art des Bewertungsverfahrens, Art des Besitzverhältnisses.“ 


3.	 In § 5 Satz 1 Nummer 2 wird das Wort „Einheitswertaktenzeichen“ durch die Wörter 
„Aktenzeichen für die Feststellung der Grundsteuerwerte“ ersetzt. 
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Artikel 15
 


Änderung des Bodenschätzungsgesetzes
 


§ 17 des Bodenschätzungsgesetzes vom 20. Dezember 2007 (BGBl. I S. 3150, 
3176), das durch Artikel 232 der Verordnung vom 31. August 2015 (BGBl. I S. 1474) ge­
ändert worden ist, wird wie folgt geändert: 


1. Dem Absatz 2 wird folgender Satz angefügt: 


„Scheidet ein nach Satz 1 Nummer 3 berufenes Mitglied aus, so ist ein neues sach­
kundiges Mitglied zu berufen.“ 


2. Nach Absatz 2 wird folgender Absatz 3 eingefügt: 


„(3) Die nach Absatz 2 Satz 1 Nummer 3 berufenen Mitglieder des Schätzungs­
beirats werden als Amtsträger im Sinne des § 7 Nummer 3 der Abgabenordnung tä­
tig. Sie dürfen den Inhalt der Verhandlungen des Schätzungsbeirats sowie die Ver­
hältnisse der Steuerpflichtigen, die ihnen im Zusammenhang mit ihrer Tätigkeit auf 
Grund dieses Gesetzes bekanntgeworden sind, nicht unbefugt offenbaren und Ge­
heimnisse, insbesondere Betriebs- oder Geschäftsgeheimnisse, nicht unbefugt ver­
werten. Auf Zuwiderhandlungen sind die Vorschriften über das Steuergeheimnis und 
die Strafbarkeit seiner Verletzung entsprechend anzuwenden. Die für die Boden­
schätzung maßgebenden natürlichen Ertragsbedingungen unterliegen nicht der Ge­
heimhaltungspflicht.“ 


3. Der bisherige Absatz 3 wird Absatz 4. 


4. Folgender Absatz 5 wird angefügt: 


„(5) Das Bundesministerium der Finanzen wird ermächtigt, durch Rechtsverord­
nung ohne Zustimmung des Bundesrates die Geschäftsordnung für den Schätzungs­
beirat und die Entschädigung der Mitglieder sowie die Sachausgaben des Schät­
zungsbeirats allgemeinverbindlich zu regeln.“ 


Artikel 16 


Änderung der Immobilienwertermittlungsverordnung 


§ 10 der Immobilienwertermittlungsverordnung vom 19. Mai 2010 (BGBl. I S. 639) 
wird wie folgt geändert: 


1. Nach Absatz 2 wird folgender Absatz 3 eingefügt: 


„(3) Die Richtwertzonen nach § 196 Absatz 1 Satz 3 des Baugesetzbuchs sind 
grundsätzlich so abzugrenzen, dass lagebedingte Wertunterschiede zwischen der 
Mehrheit der Grundstücke und dem Bodenrichtwertgrundstück nicht mehr als 30 Pro­
zent betragen.“ 


2. Der bisherige Absatz 3 wird Absatz 4. 
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Artikel 17
 


Änderung des Finanzausgleichsgesetzes
 


Das Finanzausgleichsgesetz vom 20. Dezember 2001 (BGBl. I S. 3955, 3956), das 
zuletzt durch Artikel 4 des Gesetzes vom 19. Dezember 2018 (BGBl. I S. 2696) geändert 
worden ist, wird wie folgt geändert: 


1.	 § 8 wird wie folgt geändert: 


a)	 Absatz 2 wird wie folgt gefasst: 


„(2) Als Steuerkraftzahlen der Gewerbesteuer werden jeweils für die einzel­
nen Länder die Beträge angesetzt, die sich ergeben, wenn die im Bundesgebiet 
insgesamt im Ausgleichsjahr aufgekommene Gewerbesteuer im Verhältnis der 
länderweisen Grundbeträge dieser Steuern in dem dem Ausgleichsjahr voraus­
gehenden Kalenderjahr verteilt werden. Dabei sind die Grundbeträge maßge­
bend, die das Statistische Bundesamt nach dem Ergebnis der Gemeindefinanz­
statistik festgestellt hat. Als Steuerkraftzahlen der Grundsteuer von den land- und 
forstwirtschaftlichen Betrieben und der Grundsteuer von den Grundstücken wer­
den für die einzelnen Länder jeweils die Beträge angesetzt, die sich ergeben, 
wenn die im Bundesgebiet insgesamt im Ausgleichsjahr aufgekommenen Grund­
steuern jeweils im Verhältnis der Summen der nach bundesgesetzlich normier­
tem Bewertungsrecht berechneten Grundsteuermessbeträge, die die Länder für 
das dem Ausgleichsjahr vorausgehende Kalenderjahr für ihr Gebiet festzustellen 
haben, verteilt werden; dies gilt nicht, soweit das Statistische Bundesamt für alle 
Länder in bundeseinheitlicher Abgrenzung Grundbeträge der Grundsteuern fest­
gestellt hat.“ 


b)	 Die folgenden Absätze werden angefügt: 


„(4) Für die Ausgleichsjahre 2025 bis 2027 werden bei der Ermittlung der 
Steuerkraftzahlen der Grundsteuer von den land- und forstwirtschaftlichen Be­
trieben und der Grundsteuer von den Grundstücken abweichend von den Rege­
lungen in Absatz 2 jeweils die vom Statistischen Bundesamt festgestellten 
Grundbeträge des Jahres 2024 angesetzt. 


(5) Für die Ausgleichsjahre 2028 und 2029 werden bei der Ermittlung der 
Steuerkraftzahlen der Grundsteuer von den land- und forstwirtschaftlichen Be­
trieben und der Grundsteuer von den Grundstücken abweichend von den Rege­
lungen in Absatz 2 jeweils die Steuerkraftzahlen für jedes Land ermittelt, indem 
jeweils anteilig 


1.	 die Grundbeträge nach Absatz 4 


im Jahr 2028 zu 67 Prozent und 


im Jahr 2029 zu 33 Prozent; sowie 


2.	 die für das dem Ausgleichsjahr vorangehende Kalenderjahr ermittelten Be­
träge gemäß Absatz 2 


im Jahr 2028 zu 33 Prozent und 


im Jahr 2029 zu 67 Prozent 
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zugrunde gelegt werden.
 


(6) Das Bundesministerium der Finanzen kann in der Verordnung nach § 14 
Absatz 4 für die Ausgleichsjahre 2025 bis 2029 bei den Grundsteuern in Anleh­
nung an die Festlegungen in Absatz 4 von § 13 Nummer 2 abweichende Festle­
gungen treffen.“ 


Artikel 18
 


Inkrafttreten
 


(1) Die Artikel 1, 3, 14, 15 und 16 treten am Tage nach der Verkündung in Kraft. 


(2) Die Artikel 4 und 6 treten am 1. Januar 2022 in Kraft. 


(3) Im Übrigen tritt dieses Gesetz am 1. Januar 2025 in Kraft. 
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Anhang 


zu Artikel 1 Nummer 6
 


Anlagen 27 bis 43 – neu – 
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Anlage 27 
(zu § 237 Absatz 2) 


Landwirtschaftliche Nutzung 


Bewertungsfaktoren Bezugseinheit in EUR 


Grundbetrag pro Ar 2,32 


Ertragsmesszahl 
pro Ertragsmesszahl 
(Produkt aus Acker-/Grünlandzahl und Ar) 


0,044 


Zuschläge für Bezugseinheit in EUR 


Verstärkte Tierhaltung 
je Vieheinheit über einem Besatz von 2,0 VE je Hektar 
selbst bewirtschafteter Fläche der landwirtschaftlichen 
Nutzung 


75,00 
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Anlage 28 
(zu § 237 Absatz 3) 


Forstwirtschaftliche Nutzung 


Bewertungsfaktor für Wuchsgebiet in EUR/ha 


1 Schleswig-Holstein Nordwest 90,21 


2 Jungmoränenlandschaft 


Schleswig-Holstein Ost/Nordwest-Mecklenburg 
88,14 


3 Schleswig-Holstein Südwest 93,87 


4 Mecklenburg-Westvorpommersches Küstenland 69,56 


5 Ostholsteinisch-Westmecklenburger Jungmoränenland 77,43 


6 (Mittel-)Mecklenburger Jungmoränenland 59,19 


7 Ostmecklenburg-Vorpommersches Jungmoränenland 84,34 


8 Ostvorpommersches Küstenland 55,58 


9 Nordostbrandenburger Jungmoränenland 


(Mittelbrandenburger Jungmoränenland) 
52,77 


10 Ostmecklenburg-Nordbrandenburger Jungmoränenland 
(Nordbrandenburger Jungmoränenland) 


52,32 


11 Ostniedersächsisch-Altmärkisches Altmoränenland 
(Westprignitz-Altmärkisches Altmoränenland) 


42,88 


12 Südost-Holsteinisch-Südwestmecklenburger 


Altmoränenland 
55,14 


13 Ostniedersächsisches Tiefland 63,54 


14 Niedersächsischer Küstenraum 82,39 


15 Mittelwestniedersächsisches Tiefland 68,36 


16 Westfälische Bucht 75,20 


17 Weserbergland 108,98 


18 Nordwestdeutsche Berglandschwelle 81,14 


19 Nordwestliches Harzvorland 71,78 


20 Nordöstliche Harzvorländer 48,29 


21 Sachsen-Anhaltinische Löss-Ebene 60,07 


22 Mittleres nordostdeutsches Altmoränenland 35,16 


23 Hoher Fläming 43,39 


24 Mittelbrandenburger Talsand- und Moränenland 33,31 


25 Düben-Niederlausitzer Altmoränenland 33,62 


26 Lausitzer Löss-Hügelland 87,47 


27 Zittauer Gebirge 156,50 
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28 Oberlausitzer Bergland 155,76 


29 Elbsandsteingebirge 121,95 


30 Westlausitzer Platte und Elbtalzone 73,78 


31 Sächsisch-Thüringisches Löss-Hügelland 69,49 


32 Leipziger Sandlöss-Ebene 59,14 


33 Ostthüringisches Trias-Hügelland 70,99 


34 Thüringer Becken 72,26 


35 Nordthüringisches Trias-Hügelland 67,97 


36 Harz 144,55 


37 Mitteldeutsches Trias-Berg- und Hügelland 104,94 


38 Nordwesthessisches Bergland 93,33 


39 Nördliches hessisches Schiefergebirge 105,61 


40 Sauerland 147,91 


41 Bergisches Land 120,10 


42 Niederrheinisches Tiefland 74,91 


43 Niederrheinische Bucht 78,04 


44 Nordwesteifel 138,40 


45 Osteifel 104,16 


46 Mittelrheintal 70,72 


47 Westerwald 120,19 


48 Taunus 101,50 


49 Wetterau und Gießener Becken 82,59 


50 Vogelsberg und östlich angrenzende Sandsteingebiete 107,27 


51 Rhön 102,51 


52 Südthüringisches-Oberfränkisches Trias-Hügelland 106,16 


53 Thüringer Gebirge 160,33 


54 Vogtland 137,59 


55 Erzgebirgsvorland 96,99 


56 Erzgebirge 169,27 


57 Frankenwald, Fichtelgebirge und Steinwald 179,61 


58 Oberpfälzer Wald 142,13 


59 Oberpfälzer Becken- und Hügelland 72,43 


60 Frankenalb und Oberpfälzer Jura 107,55 


61 Fränkischer Keuper und Albvorland 73,32 
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62 Fränkische Platte 74,44 


63 Spessart 109,62 


64 Odenwald 127,68 


65 Oberrheinisches Tiefland und Rhein-Main-Ebene 69,24 


66 Hunsrück 121,95 


67 Moseltal 95,10 


68 Gutland 104,10 


69 Saarländisch-Pfälzisches Muschelkalkgebiet 86,87 


70 Saar-Nahe-Bergland 83,61 


71 Westricher Moorniederung 76,37 


72 Pfälzerwald 80,25 


73 Schwarzwald 180,18 


74 Baar-Wutach 169,52 


75 Neckarland 123,36 


76 Schwäbische Alb 129,11 


77 Südwestdeutsches Alpenvorland 179,19 


78 Tertiäres Hügelland 165,05 


79 Bayerischer Wald 160,93 


80 Schwäbisch-Bayerische 


Schotterplatten- und Altmoränenlandschaft 
165,76 


81 Schwäbisch-Bayerische 


Jungmoräne und Molassevorberge 
158,43 


82 Bayerische Alpen 135,72 
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Anlage 29 
(zu § 237 Absatz 4) 


Weinbauliche Nutzung 


Bewertungsfaktor für Flächeneinheit in EUR 


Traubenerzeugung pro Ar 12,15 
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Anlage 30 
(zu § 237 Absatz 5) 


Gärtnerische Nutzung 


Nutzungsteil Gemüsebau 


Bewertungsfaktor für Flächeneinheit in EUR 


Flächen 


im Freiland und für Kleingarten- und 
Dauerkleingartenland 


pro Ar 13,21 


Zuschläge für Flächeneinheit in EUR 


Flächen 


unter Glas und Kunststoffen 


pro Ar 44,14 


Nutzungsteil Blumen-/Zierpflanzenbau 


Bewertungsfaktor für Flächeneinheit in EUR 


Flächen 


im Freiland 


pro Ar 28,13 


Zuschläge für Flächeneinheit in EUR 


Flächen 


unter Glas und Kunststoffen 


pro Ar 64,77 


Nutzungsteil Obstbau 


Bewertungsfaktor für Flächeneinheit in EUR 


Flächen 


im Freiland 


pro Ar 10,18 


Zuschläge für Flächeneinheit in EUR 


Flächen 


unter Glas und Kunststoffen 


pro Ar 44,14 


Nutzungsteil Baumschulen 


Bewertungsfaktor für Flächeneinheit in EUR 


Flächen 


im Freiland 


pro Ar 21,52 


Zuschläge für Flächeneinheit in EUR 


Flächen 


unter Glas und Kunststoffen 


pro Ar 64,77 
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Anlage 31 
(zu § 237 Absatz 6 und 7) 


Übrige land- und forstwirtschaftliche Nutzungen 
sowie Abbauland, Geringstland und Unland 


Sondernutzungen 


Bewertungsfaktor für Flächeneinheit in EUR 


Hopfen pro Ar 13,94 


Spargel pro Ar 13,83 


Sonstige land- und forstwirtschaftliche Nutzungen 


Bewertungsfaktor für Bezugseinheit in EUR 


Wasserflächen pro Ar 1,00 


Zuschläge für stehende Gewässer 


Wasserflächen für 


Binnenfischerei, 
Teichwirtschaft, 


ab 1,00 kg bis 4,00 kg Fischer-
trag/Ar pro Ar 


36,00 


Wasserflächen für 


Binnenfischerei, 
Teichwirtschaft 


über 4,00 kg 
Fischertrag/Ar pro Ar 


45,00 


Zuschläge für fließende Gewässer 


Fischzucht für Binnenfischerei und 


Teichwirtschaft 


bis 500 Liter/Sekunde 
Durchfluss pro Liter/Sekunde 


12,50 


Fischzucht für Binnenfischerei und 


Teichwirtschaft 


über 500 Liter/Sekunde Durch­
fluss pro Liter/Sekunde 


15,00 


Saatzucht pro Ar Anlage 27 


Weihnachtsbaumkulturen pro Ar 19,40 


Kurzumtriebsplantagen pro Ar Anlage 27 


Sonstige land- und forstwirtschaftliche Nutzungen, für die kein Bewertungsfaktor festgelegt wurde 


Wirtschaftsgebäude pro Quadratmeter und Monat 1,23 


Nutzungsarten Abbauland, Geringstland und Unland 


Bewertungsfaktor für Flächeneinheit in EUR 


Abbauland pro Ar 1,00 


Geringstland pro Ar 0,33 


Unland pro Ar 0,00 
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Anlage 32 
(zu § 237 Absatz 8) 


Nutzungsart Hofstelle 


Bewertungsfaktor für Flächeneinheit in EUR 


Hofflächen pro Ar 20,16 


Zuschläge für Flächeneinheit in EUR 


Wirtschaftsgebäude der weinbauli­
chen Nutzung bei Fass- und Fla­
schenweinerzeugung 


pro Quadratmeter und Monat 1,23 


Wirtschaftsgebäude der Nebenbe­
triebe 


pro Quadratmeter und Monat 1,23 
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Anlage 33 
(zu § 238 Absatz 2) 


Weitere den Ertragswert erhöhende Umstände 


Bewertungsfaktor für Flächeneinheit in EUR 


Standortflächen in Sondergebieten 
zur Windenergieerzeugung 


pro Ar 84,24 
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Anlage 34 
(zu § 241 Absatz 5) 


Umrechnungsschlüssel für Tierbestände in Vieheinheiten (VE) 
nach dem Futterbedarf 


Tierart 


Nach dem Durchschnittsbestand in Stück: 


Alpakas 


1 Tier 


0,08 VE 


Damtiere 


Damtiere unter 1 Jahr 


Damtiere 1 Jahr und älter 


0,04 


0,08 


VE 


VE 


Geflügel 


Legehennen (einschließlich einer normalen Aufzucht 


zur Ergänzung des Bestandes) 


Legehennen aus zugekauften Junghennen 


Zuchtputen, -enten, -gänse 


0,02 


0,0183 


0,04 


VE 


VE 


VE 


Kaninchen 


Zucht- und Angorakaninchen 0,025 VE 


Lamas 0,1 VE 


Pferde 


Pferde unter 3 Jahren und Kleinpferde 


Pferde 3 Jahre und älter 


0,7 


1,1 


VE 


VE 


Rindvieh 


Kälber und Jungvieh unter 1 Jahr (einschließlich Mastkälber, 


Starterkälber und Fresser) 


Jungvieh 1 bis 2 Jahre alt 


Färsen (älter als 2 Jahre) 


0,3 


0,7 


1 


VE 


VE 


VE 
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Tierart 1 Tier 


Masttiere (Mastdauer weniger als 1 Jahr) 1 VE 


Kühe (einschließlich Mutter- und Ammenkühe mit den 1 VE 


dazugehörigen Saugkälbern) 


Zuchtbullen, Zugochsen 1,2 VE 


Schafe 


Schafe unter 1 Jahr (einschließlich Mastlämmer) 0,05 VE 


Schafe 1 Jahr und älter 0,1 VE 


Schweine 


Zuchtschweine 0,33 VE 


(einschließlich Jungzuchtschweine über etwa 90 kg) 


Strauße 


Zuchttiere 14 Monate und älter 0,32 VE 


Jungtiere/Masttiere unter 14 Monate 0,25 VE 


Ziegen 0,08 VE 


Nach der Erzeugung in Stück: 


Geflügel 


Jungmasthühner (bis zu 6 Durchgänge je Jahr – schwere Tiere) 0,0017 VE 


(mehr als 6 Durchgänge je Jahr – leichte Tiere) 0,0013 VE 


Junghennen 0,0017 VE 


Mastenten 0,0033 VE 


Mastenten in der Aufzuchtphase 0,0011 VE 


Mastenten in der Mastphase 0,0022 VE 


Mastputen aus selbst erzeugten Jungputen 0,0067 VE 


Mastputen aus zugekauften Jungputen 0,005 VE 


Jungputen (bis etwa 8 Wochen) 0,0017 VE 


Mastgänse 0,0067 VE 
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Tierart 1 Tier 


Kaninchen 


Mastkaninchen 0,0025 VE 


Rindvieh 


Masttiere (Mastdauer 1 Jahr und mehr) 1 VE 


Schweine 


Leichte Ferkel (bis etwa 12 kg) 0,01 VE 


Ferkel (über etwa 12 bis etwa 20 kg) 0,02 VE 


Schwere Ferkel und leichte Läufer 0,04 VE 


(über etwa 20 bis etwa 30 kg) 


Läufer (über etwa 30 bis etwa 45 kg) 0,06 VE 


Schwere Läufer (über etwa 45 bis etwa 60 kg) 0,08 VE 


Mastschweine 0,16 VE 


Jungzuchtschweine bis etwa 90 kg 0,12 VE 
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Anlage 35 
(zu § 241 Absatz 5) 


Gruppen der Zweige des Tierbestands nach der Flächenabhängigkeit 


1.	 Mehr flächenabhängige Zweige des Tierbestands: 


Pferdehaltung, 


Pferdezucht, 


Schafzucht, 


Schafhaltung, 


Rindviehzucht, 


Milchviehhaltung, 


Rindviehmast. 


2.	 Weniger flächenabhängige Zweige des Tierbestands: 


Schweinezucht, 


Schweinemast, 


Hühnerzucht, 


Entenzucht, 


Gänsezucht, 


Putenzucht, 


Legehennenhaltung, 


Junghühnermast, 


Entenmast, 


Gänsemast, 


Putenmast. 
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Anlage 36 
(zu § 251 und § 257 Absatz 1) 


Umrechnungskoeffizienten zur Berücksichtigung abweichender 
Grundstücksgrößen beim Bodenwert von Ein- und Zweifamilienhäu­


sern 


Grundstücksgröße Umrechnungskoeffizient 


< 250 m² 1,24 


≥ 250 m² 1,19 


≥ 300 m² 1,14 


≥ 350 m² 1,10 


≥ 400 m² 1,06 


≥ 450 m² 1,03 


≥ 500 m² 1,00 


≥ 550 m² 0,98 


≥ 600 m² 0,95 


≥ 650 m² 0,94 


≥ 700 m² 0,92 


≥ 750 m² 0,90 


≥ 800 m² 0,89 


≥ 850 m² 0,87 


≥ 900 m² 0,86 


≥ 950 m² 0,85 


≥ 1.000 m² 0,84 


≥ 1.050 m² 0,83 


≥ 1.100 m² 0,82 


≥ 1.150 m² 0,81 


≥ 1.200 m² 0,80 


≥ 1.250 m² 0,79 


≥ 1.300 m² 0,78 


≥ 1.350 m² 0,77 


≥ 1.400 m² 0,76 


≥ 1.450 m² 0,75 


≥ 1.500 m² 0,74 


≥ 1.550 m² 0,73 


≥ 1.600 m² 0,72 


≥ 1.650 m² 0,71 


≥ 1.700 m² 0,70 


≥ 1.750 m² 0,69 


≥ 1.800 m² 0,68 


≥ 1.850 m² 0,67 


≥ 1.900 m² 0,66 
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≥ 1.950 m² 0,65 


≥ 2.000 m² 0,64 
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Anlage 37 
(zu § 253 Absatz 2) 


Vervielfältiger 


Restnutzungs­
dauer 


(Jahre) 


Zinssatz 


1,5 % 1,6 % 1,7 % 1,8 % 1,9 % 2,0 % 2,1 % 2,2 % 2,3 % 2,4 % 2,5 % 


1 0,99 0,98 0,98 0,98 0,98 0,98 0,98 0,98 0,98 0,98 0,98 


2 1,96 1,95 1,95 1,95 1,94 1,94 1,94 1,94 1,93 1,93 1,93 


3 2,91 2,91 2,90 2,90 2,89 2,88 2,88 2,87 2,87 2,86 2,86 


4 3,85 3,84 3,84 3,83 3,82 3,81 3,80 3,79 3,78 3,77 3,76 


5 4,78 4,77 4,75 4,74 4,73 4,71 4,70 4,69 4,67 4,66 4,65 


6 5,70 5,68 5,66 5,64 5,62 5,60 5,58 5,56 5,55 5,53 5,51 


7 6,60 6,57 6,55 6,52 6,50 6,47 6,45 6,42 6,40 6,37 6,35 


8 7,49 7,45 7,42 7,39 7,36 7,33 7,29 7,26 7,23 7,20 7,17 


9 8,36 8,32 8,28 8,24 8,20 8,16 8,12 8,08 8,05 8,01 7,97 


10 9,22 9,17 9,13 9,08 9,03 8,98 8,94 8,89 8,84 8,80 8,75 


11 10,07 10,01 9,96 9,90 9,84 9,79 9,73 9,68 9,62 9,57 9,51 


12 10,91 10,84 10,77 10,71 10,64 10,58 10,51 10,45 10,38 10,32 10,26 


13 11,73 11,65 11,58 11,50 11,42 11,35 11,27 11,20 11,13 11,05 10,98 


14 12,54 12,45 12,37 12,28 12,19 12,11 12,02 11,94 11,85 11,77 11,69 


15 13,34 13,24 13,14 13,04 12,95 12,85 12,75 12,66 12,57 12,47 12,38 


16 14,13 14,02 13,91 13,80 13,69 13,58 13,47 13,37 13,26 13,16 13,06 


17 14,91 14,78 14,66 14,53 14,41 14,29 14,17 14,06 13,94 13,83 13,71 


18 15,67 15,53 15,40 15,26 15,12 14,99 14,86 14,73 14,60 14,48 14,35 


19 16,43 16,27 16,12 15,97 15,82 15,68 15,53 15,39 15,25 15,12 14,98 


20 17,17 17,00 16,83 16,67 16,51 16,35 16,19 16,04 15,89 15,74 15,59 


21 17,90 17,72 17,54 17,36 17,18 17,01 16,84 16,67 16,51 16,35 16,18 


22 18,62 18,42 18,23 18,03 17,84 17,66 17,47 17,29 17,11 16,94 16,77 


23 19,33 19,12 18,91 18,70 18,49 18,29 18,09 17,90 17,71 17,52 17,33 


24 20,03 19,80 19,57 19,35 19,13 18,91 18,70 18,49 18,29 18,08 17,88 


25 20,72 20,47 20,23 19,99 19,75 19,52 19,30 19,07 18,85 18,64 18,42 


26 21,40 21,13 20,87 20,62 20,37 20,12 19,88 19,64 19,41 19,18 18,95 


27 22,07 21,79 21,51 21,24 20,97 20,71 20,45 20,20 19,95 19,70 19,46 


28 22,73 22,43 22,13 21,84 21,56 21,28 21,01 20,74 20,48 20,22 19,96 


29 23,38 23,06 22,75 22,44 22,14 21,84 21,56 21,27 20,99 20,72 20,45 


30 24,02 23,68 23,35 23,02 22,71 22,40 22,09 21,79 21,50 21,21 20,93 


31 24,65 24,29 23,94 23,60 23,27 22,94 22,62 22,30 21,99 21,69 21,40 


32 25,27 24,89 24,52 24,17 23,81 23,47 23,13 22,80 22,48 22,16 21,85 


33 25,88 25,48 25,10 24,72 24,35 23,99 23,63 23,29 22,95 22,62 22,29 


34 26,48 26,07 25,66 25,27 24,88 24,50 24,13 23,77 23,41 23,06 22,72 


35 27,08 26,64 26,22 25,80 25,40 25,00 24,61 24,23 23,86 23,50 23,15 


36 27,66 27,21 26,76 26,33 25,90 25,49 25,08 24,69 24,30 23,93 23,56 


37 28,24 27,76 27,30 26,84 26,40 25,97 25,55 25,14 24,73 24,34 23,96 
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Restnutzungs­
dauer 


(Jahre) 


Zinssatz 


1,5 % 1,6 % 1,7 % 1,8 % 1,9 % 2,0 % 2,1 % 2,2 % 2,3 % 2,4 % 2,5 % 


38 28,81 28,31 27,82 27,35 26,89 26,44 26,00 25,57 25,16 24,75 24,35 


39 29,36 28,85 28,34 27,85 27,37 26,90 26,45 26,00 25,57 25,14 24,73 


40 29,92 29,38 28,85 28,34 27,84 27,36 26,88 26,42 25,97 25,53 25,10 


41 30,46 29,90 29,35 28,82 28,30 27,80 27,31 26,83 26,36 25,91 25,47 


42 30,99 30,41 29,85 29,29 28,76 28,23 27,73 27,23 26,75 26,28 25,82 


43 31,52 30,92 30,33 29,76 29,20 28,66 28,14 27,62 27,12 26,64 26,17 


44 32,04 31,41 30,81 30,21 29,64 29,08 28,54 28,01 27,49 26,99 26,50 


45 32,55 31,90 31,27 30,66 30,07 29,49 28,93 28,38 27,85 27,34 26,83 


46 33,06 32,39 31,73 31,10 30,49 29,89 29,31 28,75 28,20 27,67 27,15 


47 33,55 32,86 32,19 31,54 30,90 30,29 29,69 29,11 28,55 28,00 27,47 


48 34,04 33,33 32,63 31,96 31,31 30,67 30,06 29,46 28,88 28,32 27,77 


49 34,52 33,79 33,07 32,38 31,70 31,05 30,42 29,81 29,21 28,63 28,07 


50 35,00 34,24 33,50 32,79 32,09 31,42 30,77 30,14 29,53 28,94 28,36 


51 35,47 34,68 33,92 33,19 32,48 31,79 31,12 30,47 29,84 29,24 28,65 


52 35,93 35,12 34,34 33,58 32,85 32,14 31,46 30,79 30,15 29,53 28,92 


53 36,38 35,55 34,75 33,97 33,22 32,50 31,79 31,11 30,45 29,81 29,19 


54 36,83 35,98 35,15 34,35 33,58 32,84 32,12 31,42 30,74 30,09 29,46 


55 37,27 36,39 35,55 34,73 33,94 33,17 32,44 31,72 31,03 30,36 29,71 


56 37,71 36,81 35,94 35,10 34,29 33,50 32,75 32,02 31,31 30,63 29,96 


57 38,13 37,21 36,32 35,46 34,63 33,83 33,05 32,31 31,58 30,88 30,21 


58 38,56 37,61 36,70 35,82 34,97 34,15 33,35 32,59 31,85 31,14 30,45 


59 38,97 38,00 37,07 36,16 35,29 34,46 33,65 32,87 32,11 31,38 30,68 


60 39,38 38,39 37,43 36,51 35,62 34,76 33,93 33,14 32,37 31,63 30,91 


61 39,78 38,77 37,79 36,84 35,94 35,06 34,22 33,40 32,62 31,86 31,13 


62 40,18 39,14 38,14 37,17 36,25 35,35 34,49 33,66 32,86 32,09 31,35 


63 40,57 39,51 38,48 37,50 36,55 35,64 34,76 33,92 33,10 32,31 31,56 


64 40,96 39,87 38,82 37,82 36,85 35,92 35,03 34,16 33,33 32,53 31,76 


65 41,34 40,23 39,16 38,13 37,15 36,20 35,28 34,41 33,56 32,75 31,96 


66 41,71 40,58 39,49 38,44 37,43 36,47 35,54 34,64 33,78 32,96 32,16 


67 42,08 40,92 39,81 38,74 37,72 36,73 35,79 34,88 34,00 33,16 32,35 


68 42,44 41,26 40,13 39,04 38,00 36,99 36,03 35,11 34,22 33,36 32,54 


69 42,80 41,60 40,44 39,33 38,27 37,25 36,27 35,33 34,42 33,56 32,72 


70 43,15 41,93 40,75 39,62 38,54 37,50 36,50 35,55 34,63 33,75 32,90 


71 43,50 42,25 41,05 39,90 38,80 37,74 36,73 35,76 34,83 33,93 33,07 


72 43,84 42,57 41,35 40,18 39,06 37,98 36,95 35,97 35,02 34,11 33,24 


73 44,18 42,88 41,64 40,45 39,31 38,22 37,17 36,17 35,21 34,29 33,40 


74 44,51 43,19 41,93 40,72 39,56 38,45 37,39 36,37 35,40 34,46 33,57 


75 44,84 43,50 42,21 40,98 39,80 38,68 37,60 36,57 35,58 34,63 33,72 


76 45,16 43,79 42,49 41,24 40,04 38,90 37,81 36,76 35,76 34,80 33,88 


77 45,48 44,09 42,76 41,49 40,28 39,12 38,01 36,95 35,93 34,96 34,03 


78 45,79 44,38 43,03 41,74 40,51 39,33 38,21 37,13 36,10 35,11 34,17 


79 46,10 44,66 43,29 41,98 40,73 39,54 38,40 37,31 36,27 35,27 34,31 


80 46,41 44,95 43,55 42,22 40,96 39,74 38,59 37,48 36,43 35,42 34,45 
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Restnutzungs­
dauer 


(Jahre) 


Zinssatz 


1,5 % 1,6 % 1,7 % 1,8 % 1,9 % 2,0 % 2,1 % 2,2 % 2,3 % 2,4 % 2,5 % 


81 46,71 45,22 43,81 42,46 41,17 39,95 38,77 37,66 36,59 35,56 34,59 


82 47,00 45,49 44,06 42,69 41,39 40,14 38,96 37,82 36,74 35,71 34,72 


83 47,29 45,76 44,31 42,92 41,60 40,34 39,13 37,99 36,89 35,85 34,85 


84 47,58 46,03 44,55 43,14 41,80 40,53 39,31 38,15 37,04 35,98 34,97 


85 47,86 46,29 44,79 43,36 42,00 40,71 39,48 38,31 37,19 36,12 35,10 


86 48,14 46,54 45,02 43,58 42,20 40,89 39,65 38,46 37,33 36,25 35,22 


87 48,41 46,79 45,25 43,79 42,40 41,07 39,81 38,61 37,47 36,37 35,33 


88 48,68 47,04 45,48 44,00 42,59 41,25 39,97 38,76 37,60 36,50 35,45 


89 48,95 47,28 45,70 44,20 42,77 41,42 40,13 38,90 37,73 36,62 35,56 


90 49,21 47,52 45,92 44,40 42,96 41,59 40,28 39,04 37,86 36,74 35,67 


91 49,47 47,76 46,14 44,60 43,14 41,75 40,43 39,18 37,99 36,85 35,77 


92 49,72 47,99 46,35 44,79 43,32 41,91 40,58 39,32 38,11 36,97 35,87 


93 49,97 48,22 46,56 44,98 43,49 42,07 40,73 39,45 38,23 37,08 35,98 


94 50,22 48,44 46,76 45,17 43,66 42,23 40,87 39,58 38,35 37,18 36,07 


95 50,46 48,67 46,96 45,35 43,83 42,38 41,01 39,70 38,47 37,29 36,17 


96 50,70 48,88 47,16 45,53 43,99 42,53 41,14 39,83 38,58 37,39 36,26 


97 50,94 49,10 47,36 45,71 44,15 42,68 41,28 39,95 38,69 37,49 36,35 


98 51,17 49,31 47,55 45,89 44,31 42,82 41,41 40,07 38,80 37,59 36,44 


99 51,40 49,52 47,74 46,06 44,47 42,96 41,53 40,18 38,90 37,68 36,53 


100 51,62 49,72 47,92 46,22 44,62 43,10 41,66 40,30 39,00 37,78 36,61 


Restnutzungs-dauer 


(Jahre) 


Zinssatz 


2,6 % 2,7 % 2,8 % 2,9 % 3,0 % 3,5 % 4 % 4,5 % 


1 0,97 0,97 0,97 0,97 0,97 0,97 0,96 0,96 


2 1,92 1,92 1,92 1,92 1,91 1,90 1,89 1,87 


3 2,85 2,85 2,84 2,83 2,83 2,80 2,78 2,75 


4 3,75 3,74 3,73 3,73 3,72 3,67 3,63 3,59 


5 4,63 4,62 4,61 4,59 4,58 4,52 4,45 4,39 


6 5,49 5,47 5,45 5,44 5,42 5,33 5,24 5,16 


7 6,33 6,30 6,28 6,25 6,23 6,11 6,00 5,89 


8 7,14 7,11 7,08 7,05 7,02 6,87 6,73 6,60 


9 7,93 7,90 7,86 7,82 7,79 7,61 7,44 7,27 


10 8,71 8,66 8,62 8,57 8,53 8,32 8,11 7,91 


11 9,46 9,41 9,36 9,30 9,25 9,00 8,76 8,53 


12 10,20 10,13 10,07 10,01 9,95 9,66 9,39 9,12 


13 10,91 10,84 10,77 10,70 10,63 10,30 9,99 9,68 


14 11,61 11,53 11,45 11,37 11,30 10,92 10,56 10,22 


15 12,29 12,20 12,11 12,02 11,94 11,52 11,12 10,74 


16 12,95 12,85 12,76 12,66 12,56 12,09 11,65 11,23 


17 13,60 13,49 13,38 13,27 13,17 12,65 12,17 11,71 


18 14,23 14,11 13,99 13,87 13,75 13,19 12,66 12,16 
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Restnutzungs-dauer 


(Jahre) 


Zinssatz 


2,6 % 2,7 % 2,8 % 2,9 % 3,0 % 3,5 % 4 % 4,5 % 


19 14,84 14,71 14,58 14,45 14,32 13,71 13,13 12,59 


20 15,44 15,30 15,16 15,02 14,88 14,21 13,59 13,01 


21 16,03 15,87 15,72 15,56 15,42 14,70 14,03 13,40 


22 16,59 16,43 16,26 16,10 15,94 15,17 14,45 13,78 


23 17,15 16,97 16,79 16,62 16,44 15,62 14,86 14,15 


24 17,69 17,50 17,31 17,12 16,94 16,06 15,25 14,50 


25 18,22 18,01 17,81 17,61 17,41 16,48 15,62 14,83 


26 18,73 18,51 18,30 18,08 17,88 16,89 15,98 15,15 


27 19,23 19,00 18,77 18,55 18,33 17,29 16,33 15,45 


28 19,72 19,47 19,23 19,00 18,76 17,67 16,66 15,74 


29 20,19 19,93 19,68 19,43 19,19 18,04 16,98 16,02 


30 20,65 20,38 20,12 19,86 19,60 18,39 17,29 16,29 


31 21,11 20,82 20,54 20,27 20,00 18,74 17,59 16,54 


32 21,55 21,25 20,96 20,67 20,39 19,07 17,87 16,79 


33 21,97 21,66 21,36 21,06 20,77 19,39 18,15 17,02 


34 22,39 22,07 21,75 21,44 21,13 19,70 18,41 17,25 


35 22,80 22,46 22,13 21,80 21,49 20,00 18,66 17,46 


36 23,20 22,84 22,50 22,16 21,83 20,29 18,91 17,67 


37 23,58 23,22 22,86 22,51 22,17 20,57 19,14 17,86 


38 23,96 23,58 23,21 22,85 22,49 20,84 19,37 18,05 


39 24,33 23,93 23,55 23,17 22,81 21,10 19,58 18,23 


40 24,69 24,28 23,88 23,49 23,11 21,36 19,79 18,40 


41 25,03 24,61 24,20 23,80 23,41 21,60 19,99 18,57 


42 25,37 24,94 24,52 24,10 23,70 21,83 20,19 18,72 


43 25,71 25,26 24,82 24,40 23,98 22,06 20,37 18,87 


44 26,03 25,57 25,12 24,68 24,25 22,28 20,55 19,02 


45 26,34 25,87 25,41 24,96 24,52 22,50 20,72 19,16 


46 26,65 26,16 25,69 25,23 24,78 22,70 20,88 19,29 


47 26,95 26,45 25,96 25,49 25,02 22,90 21,04 19,41 


48 27,24 26,73 26,23 25,74 25,27 23,09 21,20 19,54 


49 27,53 27,00 26,48 25,99 25,50 23,28 21,34 19,65 


50 27,80 27,26 26,74 26,23 25,73 23,46 21,48 19,76 


51 28,07 27,52 26,98 26,46 25,95 23,63 21,62 19,87 


52 28,34 27,77 27,22 26,68 26,17 23,80 21,75 19,97 


53 28,59 28,01 27,45 26,90 26,37 23,96 21,87 20,07 


54 28,84 28,25 27,68 27,12 26,58 24,11 21,99 20,16 


55 29,09 28,48 27,89 27,33 26,77 24,26 22,11 20,25 


56 29,33 28,71 28,11 27,53 26,97 24,41 22,22 20,33 


57 29,56 28,93 28,31 27,72 27,15 24,55 22,33 20,41 


58 29,78 29,14 28,52 27,91 27,33 24,69 22,43 20,49 


59 30,00 29,35 28,71 28,10 27,51 24,82 22,53 20,57 


60 30,22 29,55 28,90 28,28 27,68 24,94 22,62 20,64 
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Restnutzungs-dauer 


(Jahre) 


Zinssatz 


2,6 % 2,7 % 2,8 % 2,9 % 3,0 % 3,5 % 4 % 4,5 % 


61 30,43 29,75 29,09 28,45 27,84 25,07 22,71 20,71 


62 30,63 29,94 29,27 28,62 28,00 25,19 22,80 20,77 


63 30,83 30,12 29,44 28,79 28,16 25,30 22,89 20,83 


64 31,02 30,31 29,61 28,95 28,31 25,41 22,97 20,89 


65 31,21 30,48 29,78 29,10 28,45 25,52 23,05 20,95 


66 31,39 30,65 29,94 29,26 28,60 25,62 23,12 21,01 


67 31,57 30,82 30,10 29,40 28,73 25,72 23,19 21,06 


68 31,75 30,99 30,25 29,55 28,87 25,82 23,26 21,11 


69 31,92 31,14 30,40 29,69 29,00 25,91 23,33 21,16 


70 32,08 31,30 30,55 29,82 29,12 26,00 23,39 21,20 


71 32,24 31,45 30,69 29,95 29,25 26,09 23,46 21,25 


72 32,40 31,60 30,82 30,08 29,37 26,17 23,52 21,29 


73 32,56 31,74 30,96 30,20 29,48 26,25 23,57 21,33 


74 32,71 31,88 31,09 30,32 29,59 26,33 23,63 21,37 


75 32,85 32,02 31,21 30,44 29,70 26,41 23,68 21,40 


76 32,99 32,15 31,34 30,56 29,81 26,48 23,73 21,44 


77 33,13 32,28 31,45 30,67 29,91 26,55 23,78 21,47 


78 33,27 32,40 31,57 30,77 30,01 26,62 23,83 21,50 


79 33,40 32,52 31,68 30,88 30,11 26,68 23,87 21,54 


80 33,53 32,64 31,79 30,98 30,20 26,75 23,92 21,57 


81 33,65 32,76 31,90 31,08 30,29 26,81 23,96 21,59 


82 33,77 32,87 32,00 31,17 30,38 26,87 24,00 21,62 


83 33,89 32,98 32,11 31,27 30,47 26,93 24,04 21,65 


84 34,01 33,09 32,20 31,36 30,55 26,98 24,07 21,67 


85 34,12 33,19 32,30 31,45 30,63 27,04 24,11 21,70 


86 34,23 33,29 32,39 31,53 30,71 27,09 24,14 21,72 


87 34,34 33,39 32,48 31,62 30,79 27,14 24,18 21,74 


88 34,44 33,49 32,57 31,70 30,86 27,19 24,21 21,76 


89 34,54 33,58 32,66 31,77 30,93 27,23 24,24 21,78 


90 34,64 33,67 32,74 31,85 31,00 27,28 24,27 21,80 


91 34,74 33,76 32,82 31,93 31,07 27,32 24,30 21,82 


92 34,84 33,84 32,90 32,00 31,14 27,37 24,32 21,83 


93 34,93 33,93 32,98 32,07 31,20 27,41 24,35 21,85 


94 35,02 34,01 33,05 32,14 31,26 27,45 24,37 21,87 


95 35,10 34,09 33,12 32,20 31,32 27,48 24,40 21,88 


96 35,19 34,17 33,19 32,27 31,38 27,52 24,42 21,90 


97 35,27 34,24 33,26 32,33 31,44 27,56 24,44 21,91 


98 35,35 34,32 33,33 32,39 31,49 27,59 24,46 21,92 


99 35,43 34,39 33,39 32,45 31,55 27,62 24,49 21,94 


100 35,51 34,46 33,46 32,51 31,60 27,66 24,50 21,95 


Berechnungsvorschrift für die Vervielfältiger (Barwertfaktoren für die Kapitalisierung):
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qn-1 
Vervielfältiger = 


qn x (q-1) 


pq = 1 + LZ wobei LZ = 
100 


LZ= Zinssatz (Liegenschaftszinssatz) 
n = Restnutzungsdauer 
p = Zinsfuß 
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Anlage 38 
(zu § 253 Absatz 2 und 259 Absatz 4) 


Wirtschaftliche Gesamtnutzungsdauer 


Ein- und Zweifamilienhäuser 80 Jahre 


Mietwohngrundstücke, Mehrfamilienhäuser 80 Jahre 


Wohnungseigentum 80 Jahre 


Geschäftsgrundstücke, gemischt genutzte Grundstücke und 
sonstige bebaute Grundstücke: 


Gemischt genutzte Grundstücke (Wohnhäuser mit Mischnutzung) 80 Jahre 


Museen, Theater, Sakralbauten 70 Jahre 


Bürogebäude, Verwaltungsgebäude 60 Jahre 


Banken und ähnliche Geschäftshäuser 60 Jahre 


Einzelgaragen und Mehrfachgaragen 60 Jahre 


Kindergärten (Kindertagesstätten), allgemeinbildende Schulen und berufsbildende Schulen, 50 Jahre 
Hochschulen, Sonderschulen 


Wohnheime, Internate, Alten- und Pflegeheime 50 Jahre 


Kauf-/Warenhäuser 50 Jahre 


Krankenhäuser, Kliniken, Tageskliniken, Ärztehäuser 40 Jahre 


Gemeindezentren, Saalbauten, Veranstaltungsgebäude, Vereinsheime 40 Jahre 


Beherbergungsstätten, Hotels, Verpflegungseinrichtungen 40 Jahre 


Sport- und Tennishallen, Freizeitbäder, Kur- und Heilbäder 40 Jahre 


Tief-, Hoch- und Nutzfahrzeuggaragen als Einzelbauwerke, Carports 40 Jahre 


Betriebs- und Werkstätten, Industrie- und Produktionsgebäude 40 Jahre 


Lager- und Versandgebäude 40 Jahre 


Verbrauchermärkte, Autohäuser 30 Jahre 


Reithallen, ehemalige landwirtschaftliche Mehrzweckhallen, Scheunen und Ähnliches 30 Jahre 


Teileigentum ist in Abhängigkeit von der baulichen Gestaltung den vorstehenden Ge­
bäudearten zuzuordnen. 


Auffangklausel 


Für nicht aufgeführte Gebäudearten ist die wirtschaftliche Gesamtnutzungsdauer aus der 
wirtschaftlichen Gesamtnutzungsdauer vergleichbarer Gebäudearten abzuleiten. 
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Anlage 39 
(zu § 254 Absatz 2) 


Ermittlung des Rohertrages 


I. Monatliche Nettokaltmieten in EUR/Quadratmeter Wohnfläche** (Wertver­
hältnisse / Stand 1. Januar 2022) 


Lan 
d 


Gebäudeart* 
Wohnfläche** 


(je Wohnung) 


Baujahr des Gebäudes 


bis 1948 
1949 bis 


1978 
1979 bis 


1990 
1991 bis 


2000 
ab 


2001 


B
ad


en
-


W
ür


tt
em


be
rg


 


Einfamilienhaus 


unter 60 m² 


von 60 m² bis unter 100 m² 


100 m² und mehr 


6,60 


5,72 


5,74 


6,79 


5,87 


5,90 


6,86 


5,94 


5,96 


7,12 


6,16 


6,18 


7,44 


6,44 


6,46 


Zweifamilien­
haus 


unter 60 m² 


von 60 m² bis unter 100 m² 


100 m² und mehr 


6,73 


5,70 


5,50 


6,93 


5,87 


5,66 


7,01 


5,94 


5,72 


7,26 


6,15 


5,92 


7,58 


6,43 


6,20 


Mietwohn­
grundstück 


unter 60 m² 


von 60 m² bis unter 100 m² 


100 m² und mehr 


7,16 


6,44 


6,34 


7,38 


6,64 


6,54 


7,45 


6,71 


6,60 


7,73 


6,95 


6,84 


8,07 


7,26 


7,15 


B
ay


er
n 


Einfamilienhaus 


unter 60 m² 


von 60 m² bis unter 100 m² 


100 m² und mehr 


7,23 


6,26 


6,28 


7,56 


6,54 


6,56 


7,55 


6,53 


6,55 


7,40 


6,41 


6,43 


8,34 


7,22 


7,24 


Zweifamilien­
haus 


unter 60 m² 


von 60 m² bis unter 100 m² 


100 m² und mehr 


7,01 


5,95 


5,72 


7,32 


6,20 


5,98 


7,30 


6,19 


5,97 


7,18 


6,08 


5,86 


8,07 


6,84 


6,60 


Mietwohn­
grundstück 


unter 60 m² 


von 60 m² bis unter 100 m² 


100 m² und mehr 


8,24 


7,41 


7,30 


8,60 


7,74 


7,61 


8,59 


7,73 


7,61 


8,43 


7,58 


7,47 


9,49 


8,54 


8,42 


B
er


lin
 


Einfamilienhaus 


unter 60 m² 


von 60 m² bis unter 100 m² 


100 m² und mehr 


7,55 


6,53 


6,55 


7,48 


6,47 


6,49 


7,27 


6,28 


6,31 


8,75 


7,58 


7,60 


9,00 


7,79 


7,81 


Zweifamilien­
haus 


unter 60 m² 


von 60 m² bis unter 100 m² 


100 m² und mehr 


7,50 


6,36 


6,13 


7,43 


6,31 


6,07 


7,22 


6,13 


5,91 


8,70 


7,37 


7,10 


8,95 


7,58 


7,31 


Mietwohn­
grundstück 


unter 60 m² 


von 60 m² bis unter 100 m² 


100 m² und mehr 


6,90 


6,21 


6,12 


6,84 


6,15 


6,06 


6,65 


5,98 


5,88 


8,00 


7,19 


7,09 


8,23 


7,40 


7,29 


B
ra


nd
en


bu
rg


 


Einfamilienhaus 


unter 60 m² 


von 60 m² bis unter 100 m² 


100 m² und mehr 


6,87 


5,94 


5,96 


6,66 


5,76 


5,78 


6,59 


5,70 


5,72 


8,15 


7,05 


7,08 


8,85 


7,66 


7,68 


Zweifamilien­
haus 


unter 60 m² 


von 60 m² bis unter 100 m² 


100 m² und mehr 


6,46 


5,46 


5,27 


6,26 


5,29 


5,10 


6,20 


5,24 


5,06 


7,66 


6,49 


6,26 


8,32 


7,04 


6,79 


Mietwohn­
grundstück 


unter 60 m² 


von 60 m² bis unter 100 m² 


100 m² und mehr 


6,41 


5,76 


5,68 


6,21 


5,59 


5,51 


6,15 


5,54 


5,45 


7,61 


6,84 


6,75 


8,26 


7,44 


7,32 
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Land Gebäudeart 
Wohnfläche 


(je Wohnung) 


Baujahr des Gebäudes 


bis 1948 
1949 bis 


1978 
1979 bis 


1990 
1991 bis 


2000 
ab 


2001 
B


re
m


en
 


Einfamilienhaus 


unter 60 m² 


von 60 m² bis unter 100 m² 


100 m² und mehr 


7,09 


6,14 


6,17 


6,97 


6,04 


6,06 


7,60 


6,57 


6,59 


7,78 


6,73 


6,76 


8,14 


7,04 


7,07 


Zweifamilien­
haus 


unter 60 m² 


von 60 m² bis unter 100 m² 


100 m² und mehr 


7,55 


6,40 


6,17 


7,41 


6,28 


6,05 


8,08 


6,85 


6,59 


8,29 


7,02 


6,77 


8,67 


7,34 


7,08 


Mietwohn­
grundstück 


unter 60 m² 


von 60 m² bis unter 100 m² 


100 m² und mehr 


6,79 


6,11 


6,02 


6,67 


6,01 


5,91 


7,26 


6,54 


6,44 


7,45 


6,70 


6,59 


7,79 


7,01 


6,91 


H
am


bu
rg


 


Einfamilienhaus 


unter 60 m² 


von 60 m² bis unter 100 m² 


100 m² und mehr 


7,39 


6,39 


6,42 


6,95 


6,02 


6,04 


7,20 


6,22 


6,25 


7,19 


6,21 


6,24 


7,55 


6,53 


6,55 


Zweifamilien­
haus 


unter 60 m² 


von 60 m² bis unter 100 m² 


100 m² und mehr 


7,73 


6,55 


6,31 


7,28 


6,17 


5,94 


7,54 


6,38 


6,15 


7,54 


6,38 


6,15 


7,91 


6,70 


6,46 


Mietwohn­
grundstück 


unter 60 m² 


von 60 m² bis unter 100 m² 


100 m² und mehr 


7,16 


6,44 


6,35 


6,73 


6,07 


5,96 


6,97 


6,27 


6,18 


6,97 


6,27 


6,18 


7,32 


6,59 


6,48 


H
es


se
n 


Einfamilienhaus 


unter 60 m² 


von 60 m² bis unter 100 m² 


100 m² und mehr 


6,64 


5,75 


5,77 


6,74 


5,84 


5,86 


6,54 


5,66 


5,68 


6,86 


5,94 


5,97 


7,17 


6,20 


6,22 


Zweifamilien­
haus 


unter 60 m² 


von 60 m² bis unter 100 m² 


100 m² und mehr 


6,77 


5,73 


5,52 


6,87 


5,82 


5,61 


6,65 


5,64 


5,44 


7,00 


5,92 


5,72 


7,29 


6,18 


5,96 


Mietwohn­
grundstück 


unter 60 m² 


von 60 m² bis unter 100 m² 


100 m² und mehr 


7,54 


6,79 


6,69 


7,66 


6,89 


6,79 


7,42 


6,68 


6,57 


7,79 


7,02 


6,90 


8,14 


7,33 


7,21 


M
ec


kl
en


bu
rg


-
V


or
po


m
m


er
n 


Einfamilienhaus 


unter 60 m² 


von 60 m² bis unter 100 m² 


100 m² und mehr 


6,43 


5,57 


5,59 


6,28 


5,44 


5,46 


5,95 


5,15 


5,17 


6,87 


5,95 


5,97 


7,38 


6,38 


6,40 


Zweifamilien­
haus 


unter 60 m² 


von 60 m² bis unter 100 m² 


100 m² und mehr 


6,87 


5,81 


5,61 


6,72 


5,68 


5,48 


6,36 


5,38 


5,19 


7,35 


6,23 


6,00 


7,88 


6,68 


6,44 


Mietwohn­
grundstück 


unter 60 m² 


von 60 m² bis unter 100 m² 


100 m² und mehr 


6,85 


6,16 


6,07 


6,70 


6,04 


5,94 


6,34 


5,70 


5,61 


7,33 


6,59 


6,49 


7,86 


7,08 


6,97 
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Land Gebäudeart 
Wohnfläche 


(je Wohnung) 


Baujahr des Gebäudes 


bis 1948 
1949 bis 


1978 
1979 bis 


1990 
1991 bis 


2000 
ab 


2001 
N


ie
de


rs
ac


hs
en


 


Einfamilienhaus 


unter 60 m² 


von 60 m² bis unter 100 m² 


100 m² und mehr 


6,18 


5,35 


5,37 


6,52 


5,65 


5,67 


6,47 


5,60 


5,62 


6,62 


5,73 


5,76 


6,85 


5,92 


5,94 


Zweifamilien­
haus 


unter 60 m² 


von 60 m² bis unter 100 m² 


100 m² und mehr 


6,40 


5,42 


5,23 


6,75 


5,71 


5,52 


6,70 


5,67 


5,47 


6,85 


5,81 


5,59 


7,09 


6,01 


5,79 


Mietwohn­
grundstück 


unter 60 m² 


von 60 m² bis unter 100 m² 


100 m² und mehr 


6,88 


6,19 


6,11 


7,28 


6,54 


6,44 


7,21 


6,49 


6,39 


7,38 


6,64 


6,54 


7,64 


6,87 


6,76 


N
or


dr
he


in
-


W
es


tfa
le


n 


Einfamilienhaus 


unter 60 m² 


von 60 m² bis unter 100 m² 


100 m² und mehr 


6,29 


5,45 


5,47 


6,52 


5,64 


5,66 


6,54 


5,66 


5,69 


6,63 


5,74 


5,76 


6,95 


6,00 


6,03 


Zweifamilien­
haus 


unter 60 m² 


von 60 m² bis unter 100 m² 


100 m² und mehr 


6,42 


5,43 


5,25 


6,64 


5,62 


5,42 


6,66 


5,64 


5,45 


6,76 


5,72 


5,52 


7,07 


5,99 


5,77 


Mietwohn­
grundstück 


unter 60 m² 


von 60 m² bis unter 100 m² 


100 m² und mehr 


6,59 


5,93 


5,83 


6,82 


6,13 


6,04 


6,84 


6,15 


6,06 


6,94 


6,24 


6,15 


7,25 


6,53 


6,43 


R
he


in
la


nd
-P


fa
lz


 


Einfamilienhaus 


unter 60 m² 


von 60 m² bis unter 100 m² 


100 m² und mehr 


6,32 


5,48 


5,50 


6,73 


5,83 


5,85 


6,91 


5,98 


6,00 


6,97 


6,03 


6,05 


7,45 


6,44 


6,46 


Zweifamilien­
haus 


unter 60 m² 


von 60 m² bis unter 100 m² 


100 m² und mehr 


6,24 


5,29 


5,10 


6,65 


5,63 


5,43 


6,84 


5,78 


5,59 


6,88 


5,84 


5,62 


7,37 


6,24 


6,01 


Mietwohn­
grundstück 


unter 60 m² 


von 60 m² bis unter 100 m² 


100 m² und mehr 


6,88 


6,19 


6,10 


7,33 


6,60 


6,50 


7,54 


6,78 


6,67 


7,60 


6,84 


6,73 


8,11 


7,30 


7,19 


S
aa


rla
nd


 


Einfamilienhaus 


unter 60 m² 


von 60 m² bis unter 100 m² 


100 m² und mehr 


6,54 


5,67 


5,69 


6,65 


5,75 


5,77 


6,84 


5,92 


5,94 


6,86 


5,94 


5,96 


7,07 


6,11 


6,13 


Zweifamilien­
haus 


unter 60 m² 


von 60 m² bis unter 100 m² 


100 m² und mehr 


6,99 


5,93 


5,71 


7,09 


6,01 


5,80 


7,31 


6,20 


5,97 


7,34 


6,22 


5,99 


7,55 


6,39 


6,17 


Mietwohn­
grundstück 


unter 60 m² 


von 60 m² bis unter 100 m² 


100 m² und mehr 


7,27 


6,54 


6,44 


7,36 


6,62 


6,53 


7,59 


6,83 


6,72 


7,62 


6,86 


6,75 


7,84 


7,05 


6,95 
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Land Gebäudeart 
Wohnfläche 


(je Wohnung) 


Baujahr des Gebäudes 


bis 1948 
1949 bis 


1978 
1979 bis 


1990 
1991 bis 


2000 
ab 


2001 
S


ac
hs


en
 


Einfamilienhaus 


unter 60 m² 


von 60 m² bis unter 100 m² 


100 m² und mehr 


6,19 


5,37 


5,39 


6,17 


5,34 


5,37 


5,97 


5,17 


5,19 


6,81 


5,89 


5,91 


7,10 


6,14 


6,16 


Zweifamilien­
haus 


unter 60 m² 


von 60 m² bis unter 100 m² 


100 m² und mehr 


6,20 


5,25 


5,07 


6,18 


5,23 


5,05 


5,98 


5,06 


4,88 


6,82 


5,77 


5,56 


7,11 


6,03 


5,82 


Mietwohn­
grundstück 


unter 60 m² 


von 60 m² bis unter 100 m² 


100 m² und mehr 


6,47 


5,82 


5,73 


6,43 


5,78 


5,70 


6,22 


5,60 


5,52 


7,09 


6,39 


6,29 


7,41 


6,66 


6,56 


S
ac


hs
en


-A
nh


al
t 


Einfamilienhaus 


unter 60 m² 


von 60 m² bis unter 100 m² 


100 m² und mehr 


6,25 


5,42 


5,44 


6,33 


5,48 


5,50 


6,17 


5,34 


5,36 


6,74 


5,83 


5,86 


7,24 


6,26 


6,28 


Zweifamilien­
haus 


unter 60 m² 


von 60 m² bis unter 100 m² 


100 m² und mehr 


6,16 


5,21 


5,03 


6,22 


5,27 


5,09 


6,07 


5,14 


4,96 


6,64 


5,62 


5,43 


7,13 


6,04 


5,81 


Mietwohn­
grundstück 


unter 60 m² 


von 60 m² bis unter 100 m² 


100 m² und mehr 


6,37 


5,74 


5,64 


6,44 


5,80 


5,71 


6,27 


5,65 


5,57 


6,86 


6,18 


6,08 


7,37 


6,64 


6,53 


S
ch


le
sw


ig
-


H
ol


st
ei


n 


Einfamilienhaus 


unter 60 m² 


von 60 m² bis unter 100 m² 


100 m² und mehr 


6,57 


5,69 


5,71 


6,90 


5,97 


5,99 


7,00 


6,05 


6,08 


7,20 


6,23 


6,25 


7,64 


6,62 


6,64 


Zweifamilien­
haus 


unter 60 m² 


von 60 m² bis unter 100 m² 


100 m² und mehr 


6,79 


5,75 


5,55 


7,12 


6,04 


5,82 


7,24 


6,13 


5,91 


7,45 


6,31 


6,08 


7,90 


6,69 


6,45 


Mietwohn­
grundstück 


unter 60 m² 


von 60 m² bis unter 100 m² 


100 m² und mehr 


6,80 


6,12 


6,03 


7,15 


6,43 


6,33 


7,26 


6,53 


6,43 


7,46 


6,71 


6,61 


7,92 


7,12 


7,03 


T
hü


rin
ge


n 


Einfamilienhaus 


unter 60 m² 


von 60 m² bis unter 100 m² 


100 m² und mehr 


6,63 


5,74 


5,76 


6,54 


5,67 


5,69 


6,32 


5,47 


5,49 


6,84 


5,92 


5,94 


7,47 


6,46 


6,48 


Zweifamilien­
haus 


unter 60 m² 


von 60 m² bis unter 100 m² 


100 m² und mehr 


6,48 


5,48 


5,29 


6,39 


5,41 


5,21 


6,17 


5,23 


5,04 


6,69 


5,68 


5,47 


7,29 


6,18 


5,95 


Mietwohn­
grundstück 


unter 60 m² 


von 60 m² bis unter 100 m² 


100 m² und mehr 


6,64 


5,98 


5,89 


6,55 


5,89 


5,80 


6,33 


5,70 


5,61 


6,85 


6,17 


6,07 


7,48 


6,73 


6,62 


*Für Wohnungseigentum gelten die Nettokaltmieten für Mietwohngrundstücke. 


**Flächen, die zu anderen als Wohnzwecken genutzt werden, gelten als Wohnfläche. Für 
diese Flächen ist bei Mietwohngrundstücken die für Wohnungen mit einer Fläche unter 60 
m² geltende monatliche Nettokaltmiete in Euro je Quadratmeter Nutzfläche (ohne Zube­
hörräume) anzusetzen. Bei Ein- und Zweifamilienhäusern sind diese Flächen zu der je­
weiligen Wohnfläche zu addieren. 


Nettokaltmiete - Festwert - für einen Garagenstell­
platz (Einzelgarage / Tiefgarage) 


35 EUR/Monat 
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II. Mietniveaustufen 


Zur Berücksichtigung von Mietniveauunterschieden zwischen Gemeinden eines 
Landes sind die Nettokaltmieten zu I. durch folgende Ab- oder Zuschläge anzu­
passen: 


Mietniveaustufe 1 - 22,5 % 


Mietniveaustufe 2 - 10,0 % 


Mietniveaustufe 3 +/- 0 % 


Mietniveaustufe 4 + 10,0 % 


Mietniveaustufe 5 + 20,0 % 


Mietniveaustufe 6 und höher + 32,5 % 


Die gemeindebezogene Einordnung in die Mietniveaustufen ergibt sich aus der Rechts­
verordnung zur Durchführung des § 254 Absatz 2 des Bewertungsgesetzes in der jeweils 
aktuellen Fassung. 
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Anlage 40 
(zu § 255 Absatz 2) 


Bewirtschaftungskosten 


Pauschalierte Bewirtschaftungskosten für Verwaltung, Instandhaltung und Mietausfall­
wagnis in Prozent der Jahresmiete oder der üblichen Jahresmiete
 


(ohne Betriebskosten)
 


Restnutzungsdauer 


Grundstücksart 


1 2 3 


Ein- und Zweifamilienhäu­
ser 


Wohnungs- und Teileigen­
tum 


Mietwohngrundstück 


≥ 60 Jahre 18 23 21 


40 bis 59 Jahre 21 25 23 


20 bis 39 Jahre 25 29 27 


< 20 Jahre 27 31 29 







      


 
  


     


 


 


 


 


                      


            


            


            


            


            


            


            


            


            


            


            


            


            


            


            


            


            


            


            


            


            


            


            


            


            


            


            


            


            


            


            


            


            


            


            


            


- 77 ­


Anlage 41 
(zu § 257 Absatz 2) 


Abzinsungsfaktoren 


Rest­
nut­


zungs­
dauer 


(Jah­
re) 


Zinssatz 


1,5 % 1,6 % 1,7 % 1,8 % 1,9 % 2,0 % 2,1 % 2,2 % 2,3 % 2,4 % 2,5 % 


1 0,9852 0,9843 0,9833 0,9823 0,9814 0,9804 0,9794 0,9785 0,9775 0,9766 0,9756 


2 0,9707 0,9688 0,9668 0,9649 0,9631 0,9612 0,9593 0,9574 0,9555 0,9537 0,9518 


3 0,9563 0,9535 0,9507 0,9479 0,9451 0,9423 0,9396 0,9368 0,9341 0,9313 0,9286 


4 0,9422 0,9385 0,9348 0,9311 0,9275 0,9238 0,9202 0,9166 0,9131 0,9095 0,9060 


5 0,9283 0,9237 0,9192 0,9147 0,9102 0,9057 0,9013 0,8969 0,8925 0,8882 0,8839 


6 0,9145 0,9092 0,9038 0,8985 0,8932 0,8880 0,8828 0,8776 0,8725 0,8674 0,8623 


7 0,9010 0,8948 0,8887 0,8826 0,8766 0,8706 0,8646 0,8587 0,8528 0,8470 0,8413 


8 0,8877 0,8807 0,8738 0,8670 0,8602 0,8535 0,8468 0,8402 0,8337 0,8272 0,8207 


9 0,8746 0,8669 0,8592 0,8517 0,8442 0,8368 0,8294 0,8221 0,8149 0,8078 0,8007 


10 0,8617 0,8532 0,8449 0,8366 0,8284 0,8203 0,8123 0,8044 0,7966 0,7889 0,7812 


11 0,8489 0,8398 0,8307 0,8218 0,8130 0,8043 0,7956 0,7871 0,7787 0,7704 0,7621 


12 0,8364 0,8266 0,8169 0,8073 0,7978 0,7885 0,7793 0,7702 0,7612 0,7523 0,7436 


13 0,8240 0,8135 0,8032 0,7930 0,7830 0,7730 0,7632 0,7536 0,7441 0,7347 0,7254 


14 0,8118 0,8007 0,7898 0,7790 0,7684 0,7579 0,7475 0,7374 0,7273 0,7175 0,7077 


15 0,7999 0,7881 0,7766 0,7652 0,7540 0,7430 0,7322 0,7215 0,7110 0,7006 0,6905 


16 0,7880 0,7757 0,7636 0,7517 0,7400 0,7284 0,7171 0,7060 0,6950 0,6842 0,6736 


17 0,7764 0,7635 0,7508 0,7384 0,7262 0,7142 0,7024 0,6908 0,6794 0,6682 0,6572 


18 0,7649 0,7515 0,7383 0,7253 0,7126 0,7002 0,6879 0,6759 0,6641 0,6525 0,6412 


19 0,7536 0,7396 0,7259 0,7125 0,6993 0,6864 0,6738 0,6614 0,6492 0,6372 0,6255 


20 0,7425 0,7280 0,7138 0,6999 0,6863 0,6730 0,6599 0,6471 0,6346 0,6223 0,6103 


21 0,7315 0,7165 0,7019 0,6875 0,6735 0,6598 0,6463 0,6332 0,6203 0,6077 0,5954 


22 0,7207 0,7052 0,6901 0,6754 0,6609 0,6468 0,6330 0,6196 0,6064 0,5935 0,5809 


23 0,7100 0,6941 0,6786 0,6634 0,6486 0,6342 0,6200 0,6062 0,5927 0,5796 0,5667 


24 0,6995 0,6832 0,6673 0,6517 0,6365 0,6217 0,6073 0,5932 0,5794 0,5660 0,5529 


25 0,6892 0,6724 0,6561 0,6402 0,6247 0,6095 0,5948 0,5804 0,5664 0,5527 0,5394 


26 0,6790 0,6619 0,6451 0,6289 0,6130 0,5976 0,5825 0,5679 0,5536 0,5398 0,5262 


27 0,6690 0,6514 0,6344 0,6177 0,6016 0,5859 0,5706 0,5557 0,5412 0,5271 0,5134 


28 0,6591 0,6412 0,6238 0,6068 0,5904 0,5744 0,5588 0,5437 0,5290 0,5148 0,5009 


29 0,6494 0,6311 0,6133 0,5961 0,5794 0,5631 0,5473 0,5320 0,5171 0,5027 0,4887 


30 0,6398 0,6211 0,6031 0,5856 0,5686 0,5521 0,5361 0,5206 0,5055 0,4909 0,4767 


31 0,6303 0,6114 0,5930 0,5752 0,5580 0,5412 0,5251 0,5094 0,4941 0,4794 0,4651 


32 0,6210 0,6017 0,5831 0,5650 0,5476 0,5306 0,5143 0,4984 0,4830 0,4682 0,4538 


33 0,6118 0,5923 0,5733 0,5550 0,5373 0,5202 0,5037 0,4877 0,4722 0,4572 0,4427 


34 0,6028 0,5829 0,5638 0,5452 0,5273 0,5100 0,4933 0,4772 0,4616 0,4465 0,4319 


35 0,5939 0,5737 0,5543 0,5356 0,5175 0,5000 0,4832 0,4669 0,4512 0,4360 0,4214 


36 0,5851 0,5647 0,5451 0,5261 0,5078 0,4902 0,4732 0,4568 0,4410 0,4258 0,4111 







      


 


 


 


                      


            


            


            


            


            


            


            


            


            


            


            


            


            


            


            


            


            


            


            


            


            


            


            


            


            


            


            


            


            


            


            


            


            


            


            


            


            


            


            


            


            


- 78 ­


Rest­
nut­


zungs­
dauer 


(Jah­
re) 


Zinssatz 


1,5 % 1,6 % 1,7 % 1,8 % 1,9 % 2,0 % 2,1 % 2,2 % 2,3 % 2,4 % 2,5 % 


37 0,5764 0,5558 0,5360 0,5168 0,4984 0,4806 0,4635 0,4470 0,4311 0,4158 0,4011 


38 0,5679 0,5471 0,5270 0,5077 0,4891 0,4712 0,4540 0,4374 0,4214 0,4061 0,3913 


39 0,5595 0,5385 0,5182 0,4987 0,4800 0,4619 0,4446 0,4280 0,4120 0,3966 0,3817 


40 0,5513 0,5300 0,5095 0,4899 0,4710 0,4529 0,4355 0,4188 0,4027 0,3873 0,3724 


41 0,5431 0,5216 0,5010 0,4812 0,4622 0,4440 0,4265 0,4097 0,3936 0,3782 0,3633 


42 0,5351 0,5134 0,4926 0,4727 0,4536 0,4353 0,4178 0,4009 0,3848 0,3693 0,3545 


43 0,5272 0,5053 0,4844 0,4644 0,4452 0,4268 0,4092 0,3923 0,3761 0,3607 0,3458 


44 0,5194 0,4974 0,4763 0,4561 0,4369 0,4184 0,4007 0,3838 0,3677 0,3522 0,3374 


45 0,5117 0,4895 0,4683 0,4481 0,4287 0,4102 0,3925 0,3756 0,3594 0,3440 0,3292 


46 0,5042 0,4818 0,4605 0,4402 0,4207 0,4022 0,3844 0,3675 0,3513 0,3359 0,3211 


47 0,4967 0,4742 0,4528 0,4324 0,4129 0,3943 0,3765 0,3596 0,3434 0,3280 0,3133 


48 0,4894 0,4668 0,4452 0,4247 0,4052 0,3865 0,3688 0,3518 0,3357 0,3203 0,3057 


49 0,4821 0,4594 0,4378 0,4172 0,3976 0,3790 0,3612 0,3443 0,3282 0,3128 0,2982 


50 0,4750 0,4522 0,4305 0,4098 0,3902 0,3715 0,3538 0,3369 0,3208 0,3055 0,2909 


51 0,4680 0,4451 0,4233 0,4026 0,3829 0,3642 0,3465 0,3296 0,3136 0,2983 0,2838 


52 0,4611 0,4381 0,4162 0,3955 0,3758 0,3571 0,3394 0,3225 0,3065 0,2913 0,2769 


53 0,4543 0,4312 0,4093 0,3885 0,3688 0,3501 0,3324 0,3156 0,2996 0,2845 0,2702 


54 0,4475 0,4244 0,4024 0,3816 0,3619 0,3432 0,3255 0,3088 0,2929 0,2778 0,2636 


55 0,4409 0,4177 0,3957 0,3749 0,3552 0,3365 0,3188 0,3021 0,2863 0,2713 0,2572 


56 0,4344 0,4111 0,3891 0,3682 0,3485 0,3299 0,3123 0,2956 0,2799 0,2650 0,2509 


57 0,4280 0,4046 0,3826 0,3617 0,3420 0,3234 0,3059 0,2893 0,2736 0,2588 0,2448 


58 0,4217 0,3983 0,3762 0,3553 0,3357 0,3171 0,2996 0,2830 0,2674 0,2527 0,2388 


59 0,4154 0,3920 0,3699 0,3490 0,3294 0,3109 0,2934 0,2769 0,2614 0,2468 0,2330 


60 0,4093 0,3858 0,3637 0,3429 0,3233 0,3048 0,2874 0,2710 0,2555 0,2410 0,2273 


61 0,4032 0,3797 0,3576 0,3368 0,3172 0,2988 0,2815 0,2652 0,2498 0,2353 0,2217 


62 0,3973 0,3738 0,3516 0,3309 0,3113 0,2929 0,2757 0,2594 0,2442 0,2298 0,2163 


63 0,3914 0,3679 0,3458 0,3250 0,3055 0,2872 0,2700 0,2539 0,2387 0,2244 0,2111 


64 0,3856 0,3621 0,3400 0,3193 0,2998 0,2816 0,2645 0,2484 0,2333 0,2192 0,2059 


65 0,3799 0,3564 0,3343 0,3136 0,2942 0,2761 0,2590 0,2430 0,2281 0,2140 0,2009 


66 0,3743 0,3508 0,3287 0,3081 0,2887 0,2706 0,2537 0,2378 0,2230 0,2090 0,1960 


67 0,3688 0,3452 0,3232 0,3026 0,2834 0,2653 0,2485 0,2327 0,2179 0,2041 0,1912 


68 0,3633 0,3398 0,3178 0,2973 0,2781 0,2601 0,2434 0,2277 0,2130 0,1993 0,1865 


69 0,3580 0,3345 0,3125 0,2920 0,2729 0,2550 0,2384 0,2228 0,2082 0,1947 0,1820 


70 0,3527 0,3292 0,3073 0,2869 0,2678 0,2500 0,2335 0,2180 0,2036 0,1901 0,1776 


71 0,3475 0,3240 0,3021 0,2818 0,2628 0,2451 0,2287 0,2133 0,1990 0,1857 0,1732 


72 0,3423 0,3189 0,2971 0,2768 0,2579 0,2403 0,2239 0,2087 0,1945 0,1813 0,1690 


73 0,3373 0,3139 0,2921 0,2719 0,2531 0,2356 0,2193 0,2042 0,1901 0,1771 0,1649 


74 0,3323 0,3089 0,2872 0,2671 0,2484 0,2310 0,2148 0,1998 0,1859 0,1729 0,1609 


75 0,3274 0,3041 0,2824 0,2624 0,2437 0,2265 0,2104 0,1955 0,1817 0,1689 0,1569 


76 0,3225 0,2993 0,2777 0,2577 0,2392 0,2220 0,2061 0,1913 0,1776 0,1649 0,1531 


77 0,3178 0,2946 0,2731 0,2532 0,2347 0,2177 0,2018 0,1872 0,1736 0,1610 0,1494 







      


 


 


 


                      


            


            


            


            


            


            


            


            


            


            


            


            


            


            


            


            


            


            


            


            


            


            


            


  


- 79 ­


Rest­
nut­


zungs­
dauer 


(Jah­
re) 


Zinssatz 


1,5 % 1,6 % 1,7 % 1,8 % 1,9 % 2,0 % 2,1 % 2,2 % 2,3 % 2,4 % 2,5 % 


78 0,3131 0,2899 0,2685 0,2487 0,2304 0,2134 0,1977 0,1832 0,1697 0,1573 0,1457 


79 0,3084 0,2854 0,2640 0,2443 0,2261 0,2092 0,1936 0,1792 0,1659 0,1536 0,1422 


80 0,3039 0,2809 0,2596 0,2400 0,2219 0,2051 0,1896 0,1754 0,1622 0,1500 0,1387 


81 0,2994 0,2764 0,2553 0,2357 0,2177 0,2011 0,1857 0,1716 0,1585 0,1465 0,1353 


82 0,2950 0,2721 0,2510 0,2316 0,2137 0,1971 0,1819 0,1679 0,1550 0,1430 0,1320 


83 0,2906 0,2678 0,2468 0,2275 0,2097 0,1933 0,1782 0,1643 0,1515 0,1397 0,1288 


84 0,2863 0,2636 0,2427 0,2235 0,2058 0,1895 0,1745 0,1607 0,1481 0,1364 0,1257 


85 0,2821 0,2594 0,2386 0,2195 0,2019 0,1858 0,1709 0,1573 0,1447 0,1332 0,1226 


86 0,2779 0,2554 0,2346 0,2156 0,1982 0,1821 0,1674 0,1539 0,1415 0,1301 0,1196 


87 0,2738 0,2513 0,2307 0,2118 0,1945 0,1786 0,1640 0,1506 0,1383 0,1270 0,1167 


88 0,2698 0,2474 0,2269 0,2081 0,1908 0,1751 0,1606 0,1473 0,1352 0,1241 0,1138 


89 0,2658 0,2435 0,2231 0,2044 0,1873 0,1716 0,1573 0,1442 0,1322 0,1211 0,1111 


90 0,2619 0,2396 0,2193 0,2008 0,1838 0,1683 0,1541 0,1411 0,1292 0,1183 0,1084 


91 0,2580 0,2359 0,2157 0,1972 0,1804 0,1650 0,1509 0,1380 0,1263 0,1155 0,1057 


92 0,2542 0,2322 0,2121 0,1937 0,1770 0,1617 0,1478 0,1351 0,1234 0,1128 0,1031 


93 0,2504 0,2285 0,2085 0,1903 0,1737 0,1586 0,1447 0,1321 0,1207 0,1102 0,1006 


94 0,2467 0,2249 0,2050 0,1869 0,1705 0,1554 0,1418 0,1293 0,1179 0,1076 0,0982 


95 0,2431 0,2214 0,2016 0,1836 0,1673 0,1524 0,1389 0,1265 0,1153 0,1051 0,0958 


96 0,2395 0,2179 0,1982 0,1804 0,1642 0,1494 0,1360 0,1238 0,1127 0,1026 0,0934 


97 0,2359 0,2144 0,1949 0,1772 0,1611 0,1465 0,1332 0,1211 0,1102 0,1002 0,0912 


98 0,2324 0,2111 0,1917 0,1741 0,1581 0,1436 0,1305 0,1185 0,1077 0,0979 0,0889 


99 0,2290 0,2077 0,1885 0,1710 0,1552 0,1408 0,1278 0,1160 0,1053 0,0956 0,0868 


100 0,2256 0,2045 0,1853 0,1680 0,1523 0,1380 0,1251 0,1135 0,1029 0,0933 0,0846 







      


 


 


 


                


         


         


         


         


         


         


         


         


         


         


         


         


         


         


         


         


         


         


         


         


         


         


         


         


         


         


         


         


         


         


         


         


         


         


         


         


         


         


         


         


         


- 80 ­


Restnutzungs­
dauer 


(Jahre) 


Zinssatz 


2,6 % 2,7 % 2,8 % 2,9 % 3,0 % 3,5 % 4 % 4,5 % 


1 0,9747 0,9737 0,9728 0,9718 0,9709 0,9662 0,9615 0,9569 


2 0,9500 0,9481 0,9463 0,9444 0,9426 0,9335 0,9246 0,9157 


3 0,9259 0,9232 0,9205 0,9178 0,9151 0,9019 0,8890 0,8763 


4 0,9024 0,8989 0,8954 0,8919 0,8885 0,8714 0,8548 0,8386 


5 0,8796 0,8753 0,8710 0,8668 0,8626 0,8420 0,8219 0,8025 


6 0,8573 0,8523 0,8473 0,8424 0,8375 0,8135 0,7903 0,7679 


7 0,8355 0,8299 0,8242 0,8186 0,8131 0,7860 0,7599 0,7348 


8 0,8144 0,8080 0,8018 0,7956 0,7894 0,7594 0,7307 0,7032 


9 0,7937 0,7868 0,7799 0,7731 0,7664 0,7337 0,7026 0,6729 


10 0,7736 0,7661 0,7587 0,7514 0,7441 0,7089 0,6756 0,6439 


11 0,7540 0,7460 0,7380 0,7302 0,7224 0,6849 0,6496 0,6162 


12 0,7349 0,7264 0,7179 0,7096 0,7014 0,6618 0,6246 0,5897 


13 0,7163 0,7073 0,6984 0,6896 0,6810 0,6394 0,6006 0,5643 


14 0,6981 0,6887 0,6794 0,6702 0,6611 0,6178 0,5775 0,5400 


15 0,6804 0,6706 0,6609 0,6513 0,6419 0,5969 0,5553 0,5167 


16 0,6632 0,6529 0,6429 0,6329 0,6232 0,5767 0,5339 0,4945 


17 0,6464 0,6358 0,6253 0,6151 0,6050 0,5572 0,5134 0,4732 


18 0,6300 0,6191 0,6083 0,5978 0,5874 0,5384 0,4936 0,4528 


19 0,6140 0,6028 0,5917 0,5809 0,5703 0,5202 0,4746 0,4333 


20 0,5985 0,5869 0,5756 0,5645 0,5537 0,5026 0,4564 0,4146 


21 0,5833 0,5715 0,5599 0,5486 0,5375 0,4856 0,4388 0,3968 


22 0,5685 0,5565 0,5447 0,5332 0,5219 0,4692 0,4220 0,3797 


23 0,5541 0,5419 0,5299 0,5181 0,5067 0,4533 0,4057 0,3634 


24 0,5401 0,5276 0,5154 0,5035 0,4919 0,4380 0,3901 0,3477 


25 0,5264 0,5137 0,5014 0,4893 0,4776 0,4231 0,3751 0,3327 


26 0,5131 0,5002 0,4877 0,4756 0,4637 0,4088 0,3607 0,3184 


27 0,5001 0,4871 0,4744 0,4622 0,4502 0,3950 0,3468 0,3047 


28 0,4874 0,4743 0,4615 0,4491 0,4371 0,3817 0,3335 0,2916 


29 0,4750 0,4618 0,4490 0,4365 0,4243 0,3687 0,3207 0,2790 


30 0,4630 0,4497 0,4367 0,4242 0,4120 0,3563 0,3083 0,2670 


31 0,4513 0,4378 0,4248 0,4122 0,4000 0,3442 0,2965 0,2555 


32 0,4398 0,4263 0,4133 0,4006 0,3883 0,3326 0,2851 0,2445 


33 0,4287 0,4151 0,4020 0,3893 0,3770 0,3213 0,2741 0,2340 


34 0,4178 0,4042 0,3911 0,3783 0,3660 0,3105 0,2636 0,2239 


35 0,4072 0,3936 0,3804 0,3677 0,3554 0,3000 0,2534 0,2143 


36 0,3969 0,3832 0,3700 0,3573 0,3450 0,2898 0,2437 0,2050 


37 0,3869 0,3732 0,3600 0,3472 0,3350 0,2800 0,2343 0,1962 


38 0,3771 0,3633 0,3502 0,3375 0,3252 0,2706 0,2253 0,1878 


39 0,3675 0,3538 0,3406 0,3279 0,3158 0,2614 0,2166 0,1797 


40 0,3582 0,3445 0,3313 0,3187 0,3066 0,2526 0,2083 0,1719 


41 0,3491 0,3354 0,3223 0,3097 0,2976 0,2440 0,2003 0,1645 







      


 


 


 


                


         


         


         


         


         


         


         


         


         


         


         


         


         


         


         


         


         


         


         


         


         


         


         


         


         


         


         


         


         


         


         


         


         


         


         


         


         


         


         


         


         


- 81 ­


Restnutzungs­
dauer 


(Jahre) 


Zinssatz 


2,6 % 2,7 % 2,8 % 2,9 % 3,0 % 3,5 % 4 % 4,5 % 


42 0,3403 0,3266 0,3135 0,3010 0,2890 0,2358 0,1926 0,1574 


43 0,3316 0,3180 0,3050 0,2925 0,2805 0,2278 0,1852 0,1507 


44 0,3232 0,3097 0,2967 0,2843 0,2724 0,2201 0,1780 0,1442 


45 0,3150 0,3015 0,2886 0,2763 0,2644 0,2127 0,1712 0,1380 


46 0,3071 0,2936 0,2807 0,2685 0,2567 0,2055 0,1646 0,1320 


47 0,2993 0,2859 0,2731 0,2609 0,2493 0,1985 0,1583 0,1263 


48 0,2917 0,2784 0,2657 0,2535 0,2420 0,1918 0,1522 0,1209 


49 0,2843 0,2710 0,2584 0,2464 0,2350 0,1853 0,1463 0,1157 


50 0,2771 0,2639 0,2514 0,2395 0,2281 0,1791 0,1407 0,1107 


51 0,2701 0,2570 0,2445 0,2327 0,2215 0,1730 0,1353 0,1059 


52 0,2632 0,2502 0,2379 0,2262 0,2150 0,1671 0,1301 0,1014 


53 0,2566 0,2437 0,2314 0,2198 0,2088 0,1615 0,1251 0,0970 


54 0,2501 0,2372 0,2251 0,2136 0,2027 0,1560 0,1203 0,0928 


55 0,2437 0,2310 0,2190 0,2076 0,1968 0,1508 0,1157 0,0888 


56 0,2375 0,2249 0,2130 0,2017 0,1910 0,1457 0,1112 0,0850 


57 0,2315 0,2190 0,2072 0,1960 0,1855 0,1407 0,1069 0,0814 


58 0,2257 0,2133 0,2016 0,1905 0,1801 0,1360 0,1028 0,0778 


59 0,2199 0,2077 0,1961 0,1851 0,1748 0,1314 0,0989 0,0745 


60 0,2144 0,2022 0,1907 0,1799 0,1697 0,1269 0,0951 0,0713 


61 0,2089 0,1969 0,1855 0,1748 0,1648 0,1226 0,0914 0,0682 


62 0,2036 0,1917 0,1805 0,1699 0,1600 0,1185 0,0879 0,0653 


63 0,1985 0,1867 0,1756 0,1651 0,1553 0,1145 0,0845 0,0625 


64 0,1935 0,1818 0,1708 0,1605 0,1508 0,1106 0,0813 0,0598 


65 0,1885 0,1770 0,1661 0,1560 0,1464 0,1069 0,0781 0,0572 


66 0,1838 0,1723 0,1616 0,1516 0,1421 0,1033 0,0751 0,0547 


67 0,1791 0,1678 0,1572 0,1473 0,1380 0,0998 0,0722 0,0524 


68 0,1746 0,1634 0,1529 0,1431 0,1340 0,0964 0,0695 0,0501 


69 0,1702 0,1591 0,1488 0,1391 0,1301 0,0931 0,0668 0,0480 


70 0,1658 0,1549 0,1447 0,1352 0,1263 0,0900 0,0642 0,0459 


71 0,1616 0,1508 0,1408 0,1314 0,1226 0,0869 0,0617 0,0439 


72 0,1575 0,1469 0,1369 0,1277 0,1190 0,0840 0,0594 0,0420 


73 0,1535 0,1430 0,1332 0,1241 0,1156 0,0812 0,0571 0,0402 


74 0,1497 0,1392 0,1296 0,1206 0,1122 0,0784 0,0549 0,0385 


75 0,1459 0,1356 0,1260 0,1172 0,1089 0,0758 0,0528 0,0368 


76 0,1422 0,1320 0,1226 0,1139 0,1058 0,0732 0,0508 0,0353 


77 0,1386 0,1286 0,1193 0,1107 0,1027 0,0707 0,0488 0,0337 


78 0,1351 0,1252 0,1160 0,1075 0,0997 0,0683 0,0469 0,0323 


79 0,1316 0,1219 0,1129 0,1045 0,0968 0,0660 0,0451 0,0309 


80 0,1283 0,1187 0,1098 0,1016 0,0940 0,0638 0,0434 0,0296 


81 0,1250 0,1156 0,1068 0,0987 0,0912 0,0616 0,0417 0,0283 


82 0,1219 0,1125 0,1039 0,0959 0,0886 0,0596 0,0401 0,0271 
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Restnutzungs­
dauer 


(Jahre) 


Zinssatz 


2,6 % 2,7 % 2,8 % 2,9 % 3,0 % 3,5 % 4 % 4,5 % 


83 0,1188 0,1096 0,1011 0,0932 0,0860 0,0575 0,0386 0,0259 


84 0,1158 0,1067 0,0983 0,0906 0,0835 0,0556 0,0371 0,0248 


85 0,1128 0,1039 0,0956 0,0880 0,0811 0,0537 0,0357 0,0237 


86 0,1100 0,1011 0,0930 0,0856 0,0787 0,0519 0,0343 0,0227 


87 0,1072 0,0985 0,0905 0,0832 0,0764 0,0501 0,0330 0,0217 


88 0,1045 0,0959 0,0880 0,0808 0,0742 0,0484 0,0317 0,0208 


89 0,1018 0,0934 0,0856 0,0785 0,0720 0,0468 0,0305 0,0199 


90 0,0993 0,0909 0,0833 0,0763 0,0699 0,0452 0,0293 0,0190 


91 0,0967 0,0885 0,0810 0,0742 0,0679 0,0437 0,0282 0,0182 


92 0,0943 0,0862 0,0788 0,0721 0,0659 0,0422 0,0271 0,0174 


93 0,0919 0,0839 0,0767 0,0700 0,0640 0,0408 0,0261 0,0167 


94 0,0896 0,0817 0,0746 0,0681 0,0621 0,0394 0,0251 0,0160 


95 0,0873 0,0796 0,0726 0,0662 0,0603 0,0381 0,0241 0,0153 


96 0,0851 0,0775 0,0706 0,0643 0,0586 0,0368 0,0232 0,0146 


97 0,0829 0,0755 0,0687 0,0625 0,0569 0,0355 0,0223 0,0140 


98 0,0808 0,0735 0,0668 0,0607 0,0552 0,0343 0,0214 0,0134 


99 0,0788 0,0715 0,0650 0,0590 0,0536 0,0332 0,0206 0,0128 


100 0,0768 0,0697 0,0632 0,0573 0,0520 0,0321 0,0198 0,0123 


Berechnungsvorschrift für die Abzinsungsfaktoren (Barwertfaktoren für die Abzinsung): 


1
Abzinsungsfaktor = 


qn 


pq = 1 + LZ wobei LZ = 
100 


LZ= Zinssatz (Liegenschaftszinssatz) 
n = Restnutzungsdauer 
p = Zinsfuß 
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Anlage 42 
(zu § 259 Absatz 1) 


Normalherstellungskosten 


I. Begriff der Brutto-Grundfläche (BGF) 


1.	 Die BGF ist die Summe der bezogen auf die jeweilige Gebäudeart marktüblich nutz­
baren Grundflächen aller Grundrissebenen eines Bauwerks. In Anlehnung an die DIN 
277-1:2005-02 sind bei den Grundflächen folgende Bereiche zu unterscheiden: 


Bereich a: überdeckt und allseitig in voller Höhe umschlossen, 


Bereich b: überdeckt, jedoch nicht allseitig in voller Höhe umschlossen, 


Bereich c: nicht überdeckt. 


Für die Anwendung der Normalherstellungskosten (NHK) sind im Rahmen der Ermitt­
lung der BGF nur die Grundflächen der Bereiche a und b zugrunde zu legen. Balko­
ne, auch wenn sie überdeckt sind, sind dem Bereich c zuzuordnen. 


Für die Ermittlung der BGF sind die äußeren Maße der Bauteile einschließlich Beklei­
dung, z. B. Putz und Außenschalen mehrschaliger Wandkonstruktionen, in Höhe der 
Bodenbelagsoberkanten anzusetzen. 


2.	 Nicht zur BGF gehören z. B. Flächen von Spitzböden und Kriechkellern, Flächen, die 
ausschließlich der Wartung, Inspektion und Instandsetzung von Baukonstruktionen 
und technischen Anlagen dienen, sowie Flächen unter konstruktiven Hohlräumen, z. 
B. über abgehängten Decken. 


II. Normalherstellungskosten (NHK) 


Normalherstellungskosten in Euro/m² BGF auf der Grundlage der Normalherstellungskos­
ten 2010 (NHK 2010), einschließlich Baunebenkosten und Umsatzsteuer für die jeweilige 
Gebäudeart (Kostenstand 2010) sowie eines pauschalen Zuschlages für bauliche Anla­
gen, insbesondere Außenanlagen, und sonstige Anlagen (3 %) 
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Gebäudeart 


Baujahrgruppe 


vor 1995 
1995 ­
2004 


ab 2005 


1 


2 


3 


4 


5 


6 


7 


8 


9.1 


9.2 


9.3 


10.1 


10.2 


10.3 


11.1 


11.2 


12.1 


12.2 


12.3 


13 


Gemischt genutzte Grundstücke (Wohnhäuser mit Mischnutzung) 


Banken und ähnliche Geschäftshäuser 


Bürogebäude, Verwaltungsgebäude 


Gemeindezentren, Vereinsheime, Saalbauten, Veranstaltungs­
gebäude 


Kindergärten (Kindertagesstätten), allgemeinbildende Schulen, 
berufsbildende, Schulen, Hochschulen, Sonderschulen 


Wohnheime, Internate, Alten-, Pflegeheime 


Krankenhäuser, Kliniken, Tageskliniken, Ärztehäuser 


Beherbergungsstätten, Hotels, 
Verpflegungseinrichtungen 


Sporthallen 


Tennishallen 


Freizeitbäder, Kur- und Heilbäder 


Verbrauchermärkte 


Kauf- und Warenhäuser 


Autohäuser ohne Werkstatt 


Betriebs- und Werkstätten eingeschossig oder mehrgeschossig 
ohne Hallenanteil; 
Industrielle Produktionsgebäude, Massivbauweise 


Betriebs- und Werkstätten, mehrgeschossig, hoher Hallenanteil; 
Industrielle Produktionsgebäude, überwiegend Skelettbauweise 


Lagergebäude ohne Mischnutzung, Kaltlager 


Lagergebäude mit bis zu 25 Prozent Mischnutzung 


Lagergebäude mit mehr als 25 Prozent Mischnutzung 


Museen, Theater, Sakralbauten 


Reithallen, ehemalige landwirtschaftliche Mehrzweckhallen, 


695 


736 


839 


1.004 


1.164 


876 


1.334 


1.118 


1.133 


814 


1.978 


582 


1.066 


757 


762 


536 


283 


443 


716 


1.514 


886 


937 


1.071 


1.282 


1.488 


1.118 


1.705 


1.427 


1.447 


1.040 


2.524 


742 


1.360 


968 


973 


680 


361 


567 


917 


1.875 


1.118 


1.494 


1.736 


1.555 


1.710 


1.370 


2.075 


1.859 


1.777 


1.226 


3.075 


896 


1.633 


1.277 


1.200 


942 


505 


711 


1.128 


2.395 


14 Scheunen und Ähnliches 263 


15 Stallbauten 422 


16 Hochgaragen, Tiefgaragen und Nutzfahrzeuggaragen 623 


17 Einzelgaragen, Mehrfachgaragen 500 


18 Carports und Ähnliches 196 


Teileigentum 


Teileigentum ist in Abhängigkeit von der baulichen Gestaltung den vorstehenden Gebäudearten 
zuzuordnen. 


Auffangklausel 


Normalherstellungskosten für nicht aufgeführte Gebäudearten sind aus den Normalherstellungskos­
ten vergleichbarer Gebäudearten abzuleiten. 


19 


20 
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Anlage 43 
(zu § 260) 


Wertzahlen 
für Teileigentum, Geschäftsgrundstücke, gemischt genutzte Grundstücke und 


sonstige bebaute Grundstücke nach § 249 Absatz 1 Nummer 5 bis 8 


Bodenrichtwert 


Vorläufiger Sachwert 
bis 


100 EUR/m2 


bis 


300 EUR/m2 


über 


300 EUR/m2 


bis 500 000 EUR 0,80 0,90 1,00 


750 000 EUR 0,75 0,85 0,95 


1 000 000 EUR 
0,70 0,80 0,90 


1 500 000 EUR 0,65 0,75 0,85 


2 000 000 EUR 0,60 0,70 0,80 


3 000 000 EUR 0,55 0,65 0,75 


über 3 000 000 EUR 0,50 0,60 0,70 
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Begründung 


A. Allgemeiner Teil 


I. Zielsetzung der Regelungen 


Ziel dieses Gesetzes ist es, unter Berücksichtigung der Rechtsprechung des Bundesver­
fassungsgerichts vom 10. April 2018 – 1 BvL 11/14, 1 BvL 12/14, 1 BvL 1/15, 1 BvR 
639/11, 1 BvR 889/12 –, 


–	 die Grundsteuer verfassungskonform, rechtssicher und zeitgemäß auszugestalten, 


–	 damit den Erhalt der Grundsteuer als verlässliche kommunale Einnahmequelle dau­
erhaft zu gewährleisten und 


–	 durch eine weitgehende Automation bei der Grundsteuererhebung ein zukunftsfähi­
ges, einfach, transparent und nachvollziehbar ausgestaltetes Verwaltungsverfahren 
für die Bürger, Wirtschaft und Verwaltung einzuführen. 


Bei der Umsetzung der Vorgaben des Bundesverfassungsgerichts soll unter Wahrung der 
dem Bund derzeit nach dem Grundgesetz zustehenden Gesetzgebungskompetenz an 
das bestehende Bewertungs- und Grundsteuersystem angeknüpft werden. 


Da die Gesetzgebungskompetenz des Bundes in der Wissenschaft nicht einheitlich beur­
teilt wird, soll diese unzweifelhaft abgesichert werden. Dazu erhält der Bund mit der zeit­
gleich eingebrachten Grundgesetzänderung uneingeschränkt die konkurrierende Gesetz­
gebungskompetenz zur Regelung der Grundsteuer. Zeitgleich wird den Ländern über eine 
Ergänzung in Artikel 72 Absatz 3 GG eine umfassende abweichende Regelungskompe­
tenz eröffnet. 


Mit der Reform der Grundsteuer wird keine Veränderung des Grundsteueraufkommens 
verfolgt. 


II. Notwendigkeit der Regelungen 


Die Grundsteuer hat für die kommunalen Haushalte eine enorme Bedeutung. Nach der 
Gewerbesteuer und dem Gemeindeanteil an der Einkommensteuer stellt die Grundsteuer 
die drittgrößte Einnahmequelle der Kommunen dar. Das weitgehend stabile Gesamtauf­
kommen der Grundsteuer A und B betrug im Jahr 2017 bundesweit rund 14 Milliarden 
Euro. Der Grundsteuer kommt eine besondere fiskalische Bedeutung für die Kommunal­
haushalte zu, da sich das Aufkommen aus der Grundsteuer durch die Ausübung des 
kommunalen Hebesatzrechts an die laufenden Aufgabenbedarfe der Städte und Gemein­
den anpassen lässt. Die Grundsteuer stellt in der Praxis für viele Kommunen neben der 
Gewerbesteuer die einzige quantitativ gewichtige Haushaltsposition dar, über die auto­
nom ein Haushaltsausgleich ohne weitere Neuverschuldung erreicht werden kann. 


Um die Grundsteuer als verlässliche Einnahmequelle der Kommunen zu erhalten, ist nach 
der Entscheidung des Bundesverfassungsgerichts vom 10. April 2018 – 1 BvL 11/14, 1 
BvL 12/14, 1 BvL 1/15, 1 BvR 639/11, 1 BvR 889/12 – eine Neuregelung der Bewertungs­
vorschriften für die Grundsteuer, soweit sie bebaute Grundstücke außerhalb des Bereichs 
der Land- und Forstwirtschaft und außerhalb des in Artikel 3 des Einigungsvertrags ge­
nannten Gebiets betreffen, bis zum 31. Dezember 2019 erforderlich. 
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Um nicht erneut einen Bewertungsstau, der zu dem vom Bundesverfassungsgericht für 
verfassungswidrig erklärten Zustand geführt hat, eintreten zu lassen, ist es erforderlich, 
die Bewertungsregelungen insgesamt durch Vereinfachungen weiterzuentwickeln. Die 
Vereinfachungen der Bewertungsregelungen machen es möglich, die Bewertung der 
Steuerobjekte und die Erhebung der Grundsteuer automationsgestützt durchzuführen. 


1.	 Bisherige Regelungen 


Die Bemessungsgrundlage der Grundsteuer knüpft derzeit an die Einheitswerte des Ers­
ten Abschnitts des Zweiten Teils des Bewertungsgesetzes an. Der Gesetzgeber verfolgte 
damit ursprünglich ein Konzept einer mehrfachen Verwendung der Bewertungsgrundla­
gen für verschiedene Steuern durch turnusmäßige Neubewertungen des Grundbesitzes 
(Hauptfeststellungen). Die Bewertung des Grundbesitzes gewährleistete das allgemeine 
Bewertungsziel des § 9 Absatz 1 BewG. Der nach § 21 Absatz 1 BewG normierte Turnus 
von sechs Jahren für eine neue Hauptfeststellung wurde jedoch durch Artikel 2 Absatz 1 
Satz 3 des Gesetzes zur Änderung des Bewertungsgesetzes (BewÄndG 1965) in der 
Fassung des Artikels 2 des Gesetzes zur Änderung und Ergänzung bewertungsrechtlicher 
Vorschriften und des Einkommensteuergesetzes vom 22. Juli 1970, BGBl. I S. 1118 aus­
gesetzt. Infolgedessen liegen den Einheitswerten in den alten Ländern weiterhin die Wert­
verhältnisse der letzten Hauptfeststellung auf den 1. Januar 1964 zugrunde. Für Grund­
stücke in den neuen Ländern gelten gemäß § 129 Absatz 1 BewG weiterhin die Einheits­
werte, die nach den Wertverhältnissen zum 1. Januar 1935 festgestellt sind oder noch 
festgestellt werden. Daneben kommt für Mietwohngrundstücke und Einfamilienhäuser, für 
die ein im Veranlagungszeitpunkt für die Grundsteuer maßgebender Einheitswert 1935 
nicht festgestellt wurde oder festzustellen ist, eine Ersatzbemessungsgrundlage nach § 42 
des Grundsteuergesetzes (GrStG) zur Anwendung. 


Für Fortschreibungen und Nachfeststellungen im laufenden Hauptfeststellungszeitraum 
sind gemäß § 27 BewG weiterhin die Wertverhältnisse der vorgenannten Hauptfeststel­
lungszeitpunkte zugrunde zu legen. 


Das Abstellen auf die unterschiedlichen Hauptfeststellungszeitpunkte und Bemessungs­
grundlagen bei der Grundsteuer schließt eine Nutzung der elektronisch vorhandenen Da­
ten des Immobilienmarkts und der Geodateninfrastruktur bisher weitgehend aus. Die Not­
wendigkeit einer Reform des Bewertungsrechts ist deshalb seit Jahren unbestritten. 


2.	 Verfassungsrechtliche Vorgaben 


Das Bundesverfassungsgericht hielt in seinem Urteil vom 10. April 2018 – 1 BvL 11/14, 1 
BvL 12/14, 1 BvL 1/15, 1 BvR 639/11, 1 BvR 889/12 –, die Vorschriften über die Einheits­
bewertung jedenfalls seit dem Bewertungsstichtag 1. Januar 2002 für verfassungswidrig, 
weil die Aussetzung einer erneuten Hauptfeststellung über einen langen Zeitraum sys­
tembedingt in erheblichem Umfang zu Ungleichbehandlungen durch ungleiche Bewer­
tungsergebnisse führt, die mit dem allgemeinen Gleichheitssatz nach Artikel 3 Absatz 1 
des Grundgesetzes nicht zu vereinbaren sind. Eine ausreichende Rechtfertigung für diese 
Ungleichbehandlungen ergibt sich für das derzeitige Recht, weder allgemein aus dem Ziel 
der Vermeidung eines allzu großen Verwaltungsaufwands noch aus Gründen der Typisie­
rung und Pauschalierung noch wegen Geringfügigkeit der Grundsteuerlast noch aus einer 
etwaigen Kompensation durch Nachfeststellungen und Wertfortschreibungen. Zu den ver­
fassungsrechtlichen Anforderungen einer gleichheitsgerechten Bewertung führte das 
Bundesverfassungsgericht grundlegend aus: 


–	 Der Gesetzgeber hat bei der Wahl der Bemessungsgrundlage und bei der Ausgestal­
tung der Bewertungsregeln einer Steuer einen großen Spielraum, solange sie geeig­
net sind, den Belastungsgrund der Steuer zu erfassen und dabei die Relation der 
Wirtschaftsgüter zueinander realitätsgerecht abzubilden. 
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–	 Um beurteilen zu können, ob die gesetzlichen Bemessungsregeln eine in der Relation 
realitätsgerechte Bewertung der erfassten Güter und damit die Vergleichbarkeit der 
Bewertungsergebnisse im Einzelfall sicherstellen, muss das Gesetz das für den steu­
erlichen Belastungsgrund als maßgeblich erachtete Bemessungsziel erkennen las­
sen. 


–	 Dabei ist der Gesetzgeber von Verfassungs wegen auch nicht verpflichtet, sich auf 
die Wahl nur eines Maßstabs zur Bemessung der Besteuerungsgrundlage festzule­
gen. Je nach Art und Vielfalt der von der Steuer erfassten Wirtschaftsgüter wird eine 
gleichheitsgerechte Bemessung der Erhebungsgrundlage ohnehin oft nur durch die 
Verwendung mehrerer Maßstäbe möglich sein. Bei der Wahl des geeigneten Maß­
stabs darf sich der Gesetzgeber auch von Praktikabilitätserwägungen leiten lassen, 
die je nach Zahl der zu erfassenden Bewertungsvorgänge an Bedeutung gewinnen 
und so auch in größerem Umfang Typisierungen und Pauschalierungen rechtfertigen 
können, dabei aber deren verfassungsrechtliche Grenzen wahren müssen. 


–	 Dies gilt in besonderem Maße bei steuerlichen Massenverfahren. Bei der Ausgestal­
tung eines solchen Systems zur Erfassung der Bemessungsgrundlage kann der Ge­
setzgeber Praktikabilitätserwägungen Vorrang vor Gesichtspunkten der Ermittlungs­
genauigkeit einräumen und dabei auch beträchtliche Bewertungs- und Ermittlungsun­
schärfen in Kauf nehmen, um die darauf beruhende Festsetzung und Erhebung der 
Steuer handhabbar zu halten. Begrenzt wird sein Spielraum dadurch, dass die von 
ihm geschaffenen Bemessungsregeln grundsätzlich in der Lage sein müssen, den mit 
der Steuer verfolgten Belastungsgrund in der Relation realitätsgerecht abzubilden. 


–	 Da die Wertverhältnisse während der folgenden Jahre eines Hauptfeststellungszeit­
raums typischerweise verkehrswertrelevanten Veränderungen unterliegen, bedarf es 
in regelmäßigen und nicht zu weit auseinander liegenden Abständen einer neuen 
Hauptfeststellung. 


Mit Blick auf anderenfalls drohende Vollzugsprobleme sowie die erhebliche finanzielle 
Bedeutung der Grundsteuer hat das Bundesverfassungsgericht die Fortgeltung der bean­
standeten Regelungen zunächst bis zum Ergehen einer Neuregelung, insoweit längstens 
bis zum 31. Dezember 2019, angeordnet. Ferner hat das Gericht aufgrund der besonde­
ren Sachgesetzlichkeiten der Grundsteuer (Umsetzungsaufwand einer Neubewertung) 
eine weitere Fortgeltung der beanstandeten Normen für fünf Jahre nach Verkündung der 
Neuregelung, längstens aber bis zum 31. Dezember 2024, angeordnet. 


Die Entscheidungen des Bundesverfassungsgerichts betreffen zwar nicht ausdrücklich die 
Bewertung des land- und forstwirtschaftlichen Vermögens und die Bewertung des Grund­
vermögens der in Artikel 3 des Einigungsvertrages genannten Gebiete. Gleichwohl 
schließt das Bundesverfassungsgericht in seinem Urteil nicht aus, dass die für die ge­
troffene Entscheidung maßgeblichen Gesichtspunkte auch auf die Beurteilung dieser Vor­
schriften zu übertragen sind. In der Weitergeltungsanordnung führt das Gericht dazu aus, 
dass im Falle einer Verfassungswidrigkeit insgesamt keine Einheitswertfeststellungen und 
damit insbesondere für den Bereich der Land- und Forstwirtschaft in allen Ländern und für 
das Grundvermögen in den neuen Ländern getroffen werden können. 


3.	 Automationstechnische und organisatorische Rahmenbedingungen 


Die unterschiedlichen Bewertungs- und Besteuerungsverfahren einerseits nach Eigentü­
mern und Nutzern sowie andererseits nach den Wertverhältnissen zum 1. Januar 1935 
und zum 1. Januar 1964 sind der Wiedervereinigung Deutschlands geschuldet. In den 
einzelnen Ländern sind darüber hinaus angepasst an die jeweils einschlägigen unter­
schiedlichen Hauptfeststellungszeitpunkte und Bemessungsgrundlagen unterschiedliche 
Automationsverfahren eingesetzt. Teilweise besteht in einigen Ländern eine automations­
technische Verbindung zur jeweiligen Kataster- und Vermessungsverwaltung sowie zu 
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den Grundbuchämtern der Justizverwaltung. Überwiegend teilen jedoch die Kataster- und 
Vermessungsverwaltung bzw. die Justizverwaltung amtliche Grundstücksinformationen 
auf dem Papierweg mit. Zudem erfolgt auch die Kommunikation mit den Gemeinden auf 
analogem Wege. 


Einer Vereinheitlichung der Automationsverfahren in den Ländern waren durch die ge­
setzlich unterschiedlich festgelegten Hauptfeststellungszeitpunkte und durch die unter­
schiedliche Infrastruktur der übrigen Verwaltungen in den einzelnen Ländern Grenzen 
gesetzt. Die Finanzverwaltung gab deshalb einer Prozessoptimierung im Rahmen einer 
gesetzlichen Neuregelung bislang den Vorzug. 


Nachdem in den letzten Jahren sowohl in der Kataster- und Vermessungsverwaltung als 
auch in der Justizverwaltung eine umfassende Digitalisierung der Verwaltungsverfahren in 
Form fest definierter Standards eingeleitet wurde, besteht auch in der Finanzverwaltung 
die Notwendigkeit, die erforderlichen Kommunikationswege im Verwaltungsverfahren suk­
zessive neu auszugestalten, um bestehende Fachverbindungen für den strukturellen Voll­
zug der Gesetze zu sichern. Gleichwohl erfolgt die Umsetzung der jeweiligen Standards 
der Kataster- und Vermessungsverwaltungen der Länder bzw. der Justizverwaltungen der 
Länder im Wege einer bundesweit freiwilligen Zusammenarbeit mit unterschiedlichen Inte­
ressen und Zielsetzungen innerhalb des jeweiligen Landes. 


Um einerseits die Organisationshoheit der Länder und andererseits dem verfassungs­
rechtlichen Grundsatz der Gleichmäßigkeit der Besteuerung zu wahren, sind bundesein­
heitlich materiell-rechtliche und verfahrensrechtliche Regelungen erforderlich, um den 
strukturellen Vollzug des Bewertungs- und Grundsteuerrechts zu gewährleisten. Entspre­
chendes gilt auch für die Kommunikationswege mit den rund 11 000 Gemeinden und Ge­
meindeverbänden in Deutschland. 


III.	 Folgerungen für die Erreichung des Gesetzesziels und Konzeption der Be­
wertungsregelungen für Zwecke der Grundsteuer 


Nachdem in den einzelnen Ländern unterschiedliche Automationsverfahren zur Bewer­
tung des land- und forstwirtschaftlichen Vermögens und des Grundvermögens Anwen­
dung finden, kommt zur Gewährleistung einer fristgerechten Umsetzung der verfassungs­
rechtlichen Vorgaben in einem Massenverfahren nur eine grundlegende Modernisierung 
der bewährten Bewertungs- und Automationsverfahren unter Nutzung der bisherigen, 
aktualisierten Datenbestände in Betracht. Hierzu müssen die Automationsverfahren in 
allen Ländern vereinheitlicht und gleichzeitig ein elektronisches Steuererklärungsverfah­
ren aufgebaut werden. Perspektivisch muss die sich im Aufbau befindliche Geodateninf­
rastruktur der Finanzverwaltung nach einem bundeseinheitlichen Konzept möglichst zeit­
nah implementiert werden. Für die Beseitigung der mit der Verfassung unvereinbaren 
Rechtslage bedeutet dies, dass nur eine weitere Vereinfachung der bisherigen Verfah­
rens- und Bewertungsvorschriften, durch weitere Typisierungen und Pauschalierungen 
des Ertragswert- und des Sachwertverfahrens, den ersatzlosen Wegfall von Übergangs-
und Überleitungsvorschriften sowie eine gesetzliche Anordnung zur Digitalisierung der 
Kommunikationswege die Umsetzung der materiell-rechtlichen Vorgaben des Bundesver­
fassungsgerichts strukturell gewährleisten. 


Nach erfolgter Digitalisierung führt die Nutzung amtlicher Grundstücksinformationen und 
Daten des Immobilienmarkts auf elektronischem Wege im Zusammenspiel mit den Ver­
einfachungen des materiellen Rechts dazu, dass das Bewertungs- und Besteuerungsver­
fahren für alle Beteiligten einfach, transparent und nachvollziehbar ausgestaltet ist. 
Gleichzeitig können Bürger und Wirtschaft von überflüssigen Mehrfacherklärungen befreit 
und damit von steuerbürokratischem Aufwand soweit wie möglich entlastet werden. Dazu 
werden insbesondere folgende Maßnahmen ergriffen: 
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–	 Historisch gewachsene, aber zwischenzeitlich überkommene Einzelfallregelungen 
werden abgeschafft. 


–	 Fallspezifische Einzelfallregelungen werden im Rahmen der Wertermittlung typisiert. 


–	 Daten des Immobilienmarkts werden genutzt und die Möglichkeiten einer elektroni­
schen Übermittlung werden für die Grundsteuer erstmals eingeführt. 


–	 Die vorhandenen Grundstücksinformationen anderer Behörden und Stellen müssen 
der Steuerverwaltung künftig elektronisch bereitgestellt werden. 


–	 Die Steuererklärungspflichten werden reduziert und eine elektronische Kommunikati­
on bei der Abgabe der Steuererklärungen für Zwecke der Grundsteuer erstmals er­
möglicht. 


Mit der Reform der Grundsteuer wird keine Veränderung des Grundsteueraufkommens 
verfolgt. An die Gemeinden wird daher appelliert, die durch die Neubewertung des 
Grundbesitzes resultierenden Belastungsverschiebungen durch eine gegebenenfalls er­
forderliche Anpassung des Hebesatzes auszugleichen, um ein konstantes Grundsteuer­
aufkommen zu sichern. Dabei geht die Bundesregierung davon aus, dass auch Kommu­
nen in einem Haushaltssicherungsverfahren landesrechtlich nicht die Möglichkeit verwehrt 
wird, ihre Hebesätze zur Wahrung der Aufkommensneutralität entsprechend anzupassen. 
Die Höhe der Grundsteuer ist Teil der grundgesetzlich garantierten Steuerautonomie der 
Gemeinden (vgl. Artikel 28 Absatz 2 und Artikel 106 Absatz 6 Satz 2 Grundgesetz). Sie 
richtet sich nach dem örtlichen Bedarf und der zur Verfügung stehenden Bemessungs­
grundlage. Gesetzliche Möglichkeiten auf das Hebesatzniveau einzuwirken, ergeben sich 
darüber hinaus nur aus den Kopplungsvorschriften zu den Hebesätzen der Gewerbesteu­
er und den Regelungen zu den Höchsthebesätzen im Grundsteuergesetz. 


Die zuvor genannten Maßnahmen können eine Aufkommensneutralität der Grundsteuer 
auf gesamtstaatlicher Ebene gewährleisten, nicht jedoch Belastungsverschiebungen zwi­
schen den einzelnen Steuerobjekten ausschließen. Die im Rahmen einer aktuellen Wer­
termittlung zu Tage tretenden Wertverzerrungen, die auf der Ebene der Grundsteuer als 
Belastungsverschiebungen wahrgenommen werden, sind das Ergebnis einer jahrzehnte­
langen Aussetzung der Hauptfeststellung. 


IV. Wesentlicher Inhalt des Entwurfs 


1.	 Belastungsentscheidung der Grundsteuer und Folgerungen für das Bewer­
tungsverfahren 


Die Grundsteuer hat sich in ihrer historischen Bedeutung und Ausgestaltung als konjunk­
turunabhängig und konsolidierend bewährt und stärkt mit Blick auf das Hebesatzrecht der 
Gemeinden die kommunale Selbstverwaltungsautonomie. Sie knüpft historisch sowie be­
grifflich an das Innehaben von Grundbesitz an und wird von demjenigen geschuldet, dem 
der Steuergegenstand zuzurechnen ist. Steuerobjekt der Grundsteuer ist der Grundbesitz 
(§ 2 GrStG), an den ohne Berücksichtigung der jeweils persönlichen Verhältnisse und 
subjektiven Leistungsfähigkeit des Steuerschuldners angeknüpft wird und den Steuer­
pflichtigen dadurch zu einer ertragsbringenden Nutzung anhalten soll. Auch wenn die 
Grundsteuer nicht an die subjektive Leistungsfähigkeit anknüpft, folgt sie als Sollertrag­
steuer dem Leistungsfähigkeitsprinzip. Die mit dem Grundbesitz vermittelte Möglichkeit 
einer ertragsbringenden Nutzung, die durch den Sollertrag widergespiegelt wird, vermittelt 
eine objektive Leistungsfähigkeit des Steuerschuldners. Sachliche und persönliche Unbil­
ligkeiten werden durch entsprechende Erlassvorschriften aufgefangen (§§ 33 und 34 
GrStG und die allgemeinen Erlassvorschriften der Abgabenordnung). 







      


            
          


            
           


          


          
               


         
         


           
           


         
           


          
  


          
        


         
          


          
            


          
                 
           


    


    


            
                  


          
           


           
   


           
           
       


         
        


       
        


          
       


        
          
         
          


         
       


    


        
        


- 91 ­


Diese Ausgestaltung hat insbesondere für die Bewertung und Besteuerung des land- und 
forstwirtschaftlichen Vermögens Bedeutung, da die Grundsteuer (A) insofern zu einer 
nachhaltigen Bewirtschaftung der Flächen führt. Zugleich tritt sie an die Stelle der Gewer­
besteuer und hat unter dem Gesichtspunkt einer gerechten Besteuerung insbesondere im 
ländlichen Raum eine Nachholfunktion im Rahmen der gemeindlichen Besteuerung. 


Auch die Ausgestaltung der Bewertung und Besteuerung des Grundvermögens als ver­
bundene Grundsteuer (B), die sowohl den Grund und Boden als auch das Gebäude in die 
Bemessungsgrundlage einschließt, erfüllt vielfältige Zwecke. Einerseits wird über die Er­
fassung des Grund und Bodens ein Zusammenhang mit kommunalen Infrastrukturleistun­
gen hergestellt, die durch Beiträge und Gebühren nicht vollständig abgegolten werden 
können und dem Grundstückseigentümer zu Gute kommen. Andererseits wird durch die 
Erfassung der Gebäude und die dadurch vermittelte objektive Leistungsfähigkeit gewähr­
leistet, dass vielfältige freiwillige Aufgaben einer Gemeinde finanziert werden, die der All­
gemeinheit andernfalls regelmäßig nur mit Zuschüssen zur Verfügung gestellt werden 
können. 


Schließlich bestehen auch unter dem Gesichtspunkt einer gleichmäßigen und gerechten, 
am Leistungsfähigkeitsprinzip orientierten Bewertung und Besteuerung gegen die Erhe­
bung der Grundsteuer keine verfassungsrechtlichen Bedenken. Auch wenn die Grund­
steuer nicht an die tatsächliche Leistungsfähigkeit des Steuerpflichtigen anknüpft, sondern 
diese durch eine Sollertragsbesteuerung typisiert wird, hat der Verfassungsgeber die 
Grundsteuer nicht in allen Einzelheiten, aber doch in ihrer üblichen Ausgestaltung und 
ihrer historisch gewachsenen Bedeutung gebilligt und als zulässige Form des Steuerzu­
griffs anerkannt (vgl. BFH vom 30. Juni 2010 – BStBl 2011 II S. 48). Die Grundsteuer ist 
auch innerhalb der Europäischen Union und international als regionale oder gemeindliche 
Steuer verbreitet und anerkannt. 


2. Ausgestaltung der Bewertungsverfahren 


Nach der Entscheidung des Bundesverfassungsgerichts vom 10. April 2018 - 1 BvL 
11/14, 1 BvL 12/14, 1 BvL 1/15, 1 BvR 639/11, 1 BvR 889/12 – hat der Gesetzgeber bei 
der Wahl der Bemessungsgrundlage und bei der Ausgestaltung der Bewertungsregeln 
einer Steuer einen großen Spielraum, solange sie geeignet sind, den Belastungsgrund 
der Steuer zu erfassen und dabei die Relation der Wirtschaftsgüter zueinander realitäts­
gerecht abzubilden. 


Die Belastungsentscheidung knüpft auch künftig an das Innehaben von Grundbesitz in 
Form von land- und forstwirtschaftlichem Vermögen oder Grundvermögen an und wird 
durch den Charakter einer Sollertragsteuer geprägt. 


Aufgabe einer neuen Hauptfeststellung ist es, diese Belastungsentscheidung unter Ver­
meidung bisheriger Mängel gleichheitsgerecht umzusetzen und ein weitgehend automati­
siertes, zukunftsfähiges, einfach, transparent und nachvollziehbar ausgestaltetes Verwal­
tungsverfahren zu schaffen, das die verfassungsrechtlichen Vorgaben dauerhaft umset­
zen kann. Die Bewertungsverfahren müssen strukturell geeignet sein, das dem Bewer­
tungsmaßstab innerhalb des zulässigen Wertekorridors nahekommende Bewertungsziel 
eines objektiviert-realen Grundsteuerwerts als Bemessungsgrundlage für eine relations­
und realitätsgerechte Besteuerung zu erfassen. Nachdem sich die bisherigen Verfahrens-
und Bewertungsvorschriften grundsätzlich bewährt haben, kann auf diese bei gleichzeiti­
ger Vereinfachung der Regelungen aufgebaut werden. Daneben kann die bisherige Be­
wertungssystematik durch eine weitgehende Automation für Bürger, Wirtschaft und Ver­
waltung zu einem einfacheren, transparenteren und nachvollziehbareren Verwaltungsver­
fahren fortentwickelt werden. 


Modernisierte Besteuerungsverfahren unter Nutzung elektronisch vorhandener Daten und 
amtlicher Grundstücksinformationen im Bereich des land- und forstwirtschaftlichen Ver­
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mögens und des Grundvermögens ermöglichen eine weitgehend automationsgestützte 
Bewertung. Hierzu wird in einem ersten Schritt die Abgabe elektronischer Steuererklärun­
gen ermöglicht und in den Ländern sukzessive programmtechnische Verbindungen zu 
Daten anderer Behörden (insbesondere Kataster- und Vermessungs- sowie Grundbuch­
ämter) geschaffen. In Zukunft erhalten Steuerpflichtige im Rahmen des dynamischen Be­
wertungsverfahrens die Möglichkeit elektronische Änderungsanzeigen und vorausgefüllte 
Steuererklärungen abzugeben. Dies entlastet die Bürgerinnen und Bürger sowie die Wirt­
schaft. Durch die Einbindung der Kommunen in das automatisierte Bewertungs- und 
Grundsteuermessbetragsverfahren wird zugleich das Ziel einer rechtssicheren und zeit­
gemäßen Ausgestaltung der Grundsteuer für die Gemeinden erreicht. 


3. Bewertung des land- und forstwirtschaftlichen Vermögens 


Die Besteuerung der land- und forstwirtschaftlichen Betriebe erfolgt künftig durch eine 
standardisierte Bewertung der Flächen und der Hofstellen mittels einer weitgehenden 
Automation des Bewertungs- und Besteuerungsverfahrens. Dies führt zugleich zu einer 
erheblichen Vereinfachung der Bewertungssystematik, da auf einzelbetriebliche Differen­
zierungen und Abgrenzungen des Grund und Bodens weitgehend verzichtet werden kann. 
Die Bewertung der einzelnen land- und forstwirtschaftlichen Nutzungen (Sollertrag des 
Grund und Bodens sowie der stehenden und umlaufenden Betriebsmittel) und der Hof­
stelle einer wirtschaftlichen Einheit erfolgt dabei auf Basis eines typisierenden durch­
schnittlichen Ertragswertverfahrens. Die unterschiedlichen land- und forstwirtschaftlichen 
Nutzungsformen (landwirtschaftlich, forstwirtschaftlich, weinbaulich, gärtnerisch) werden 
Bewertungsfaktoren zugeordnet, die den durchschnittlichen Ertrag je Flächeneinheit wi­
derspiegeln. Die jeweilige Grundstücksfläche der jeweiligen Nutzung wird mit dem Bewer­
tungsfaktor multipliziert, sodass sich der Reinertrag der individuell genutzten land- und 
forstwirtschaftlichen Fläche ergibt. Die Summe aus allen Reinerträgen der jeweiligen Nut­
zungen wird anschließend kapitalisiert und ergibt den Grundsteuerwert. Gebäude oder 
Gebäudeteile, die innerhalb land- und forstwirtschaftlich genutzter Hofstellen Wohnzwe­
cken oder anderen als land- und forstwirtschaftlichen Zwecken dienen, werden dem 
Grundvermögen zugerechnet. Im Bereich der Wohngebäude des Betriebsinhabers wird 
damit die Rechtslage der neuen Länder bundeseinheitlich eingeführt und es erfolgt eine 
bundesweite Gleichbehandlung aller Land- und Forstwirte. 


Die Bewertung des land- und forstwirtschaftlichen Vermögens mittels eines durchschnittli­
chen Ertragswertverfahrens trägt der Belastungsentscheidung durch Anknüpfung an den 
Sollertrag des Grundbesitzes Rechnung. Das auf diese Weise objektivierte Ertragswert­
verfahren steht zu dem allgemeinen Bewertungsmaßstab des § 9 Absatz 1 BewG nicht in 
Widerspruch, sondern konkretisiert unter Berücksichtigung des speziellen Bewertungs­
vorbehalts und der Ausgestaltung der Grundsteuer als Sollertragsteuer das Bewertungs­
ziel eines objektiviert-realen Ertragswerts eines selbstbewirtschafteten, pacht- und schul­
denfreien Betriebs. Dies wird durch die Differenzierung der einzelnen Nutzungen sowie 
Nutzungsarten, die Berücksichtigung der dafür jeweils maßgebenden Bewertungsfaktoren 
und den hierfür jeweils gesondert ermittelten Reinertrag erreicht. Damit wird eine relati­
onsgerechte Abbildung aller Wirtschaftsgüter innerhalb des land- und forstwirtschaftlichen 
Vermögens gewährleistet. Das Bewertungsverfahren typisiert die regelmäßig vorliegende 
Selbstbewirtschaftung der Flächen oder des Betriebs im Wege einer Betriebsfortführung. 
Unter ökonomischen Gesichtspunkten wird mit dem Ertragswert eine relationsgerechte 
Abbildung der Vermögensart land- und forstwirtschaftliches Vermögen für Zwecke der 
Grundsteuer sichergestellt. 


4. Bewertungsverfahren des Grundvermögens 


Die Verfahren zur Bewertung des Grundvermögens werden in Anlehnung an die aner­
kannten Vorschriften zur Verkehrswertermittlung von Grundstücken auf der Grundlage 
des Baugesetzbuchs modernisiert. 
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Der Wert für ein unbebautes Grundstück wird ausgehend von der jeweiligen Grundstücks­
fläche als physischem Bewertungskriterium und dem durchschnittlichen Lagewert für den 
Grund und Boden, dem Bodenrichtwert, ermittelt. Die Bodenrichtwerte werden durch un­
abhängige Gutachterausschüsse abgeleitet. Der sich unter Anwendung der Bodenricht­
werte auf das jeweilige Grundstück ergebende Grundsteuerwert spiegelt typisierend den 
objektiviert-realen Wert für das Grundstück lageabhängig und relationsgerecht wider. 


Die Bewertung bebauter Grundstücke wird entsprechend den Preisbildungsmechanismen 
am Grundstücksmarkt durch die Art und den Umfang der Bebauung bestimmt. Aus die­
sem Grund wird bei der Bewertung des Grundvermögens – wie bisher – zunächst eine 
Einteilung der unterschiedlichen Grundstücksarten vorgenommen. 


Als vorrangige Bewertungsmethode kommt für Zwecke der Grundsteuer als Sollertrag­
steuer ein typisiertes vereinfachtes Ertragswertverfahren zur Anwendung. Nur wenn die 
Anwendung dieses Ertragswertverfahrens nicht in Betracht kommt, erfolgt eine Bewertung 
anhand eines vereinfachten Sachwertverfahrens als Auffangverfahren. 


Der Ertragswertmethodik liegt der Gedanke zugrunde, dass sich der objektiviert-reale 
Wert eines Grundstücks – ähnlich wie beim land- und forstwirtschaftlichen Vermögen ­
aus seinem nachhaltig erzielbaren Reinertrag ermitteln lässt. Im Ertragswertverfahren ist 
der auf den Bewertungsstichtag bezogene Barwert (Gegenwartswert) aller zukünftigen 
Erträge zu ermitteln. Hierbei ist zu beachten, dass die Lebensdauer (Nutzungsdauer) ei­
nes Gebäudes – im Gegensatz zum Grund und Boden – begrenzt ist. Während die Erträ­
ge oder Ertragsanteile für ein Gebäude nur für die am Bewertungsstichtag verbleibende 
und begrenzte Nutzungsdauer (Restnutzungsdauer) des Gebäudes kapitalisiert werden 
können, sind die dem Grund und Boden zuzurechnenden Erträge bzw. Ertragsanteile für 
eine unbegrenzte Nutzungsdauer als „ewige Rente“ zu kapitalisieren. Der Wert des Grund 
und Bodens ist grundsätzlich eine stete Größe, die nur allgemeinen Wertschwankungen 
unterworfen ist. 


Im typisierten vereinfachten Ertragswertverfahren für Zwecke der Grundsteuer wird diesen 
Grundsätzen Rechnung getragen, indem der Ertragswert am Bewertungsstichtag aus 
dem 


–	 über die Restnutzungsdauer des Gebäudes kapitalisierten jährlichen Reinertrag des 
Grundstücks (Erträge aus Grund und Boden sowie Gebäude) zuzüglich des 


–	 über die Restnutzungsdauer des Gebäudes abgezinsten Bodenwerts 


ermittelt wird. 


Diesem Vorgehen liegt der Gedanke zugrunde, dass in den Mieten eine Abgeltung des 
Werts des Grund und Bodens für den Zeitraum der typisierend angenommenen Restnut­
zungsdauer bereits enthalten ist und nach Ablauf der Restnutzungsdauer des Gebäudes 
der Wert des Grund und Bodens verbleibt. Der jährliche Reinertrag des Grundstücks wird 
daher in Abhängigkeit der Restnutzungsdauer des Gebäudes kapitalisiert und der heutige 
Wert des Grund und Bodens in Abhängigkeit der Restnutzungsdauer des Gebäudes auf 
den Bewertungsstichtag abgezinst. 


Für Ein- und Zweifamilienhäuser, Mietwohngrundstücke und Wohnungseigentum wird ein 
vorgegebener durchschnittlicher Sollertrag in Form einer Nettokaltmiete je Quadratmeter 
in Abhängigkeit der Lage des Grundstücks typisierend angenommen. Dieses Vorgehen 
soll in den meisten Fällen eine weitestgehend automatisierte Feststellung von Grundsteu­
erwerten sowie zukünftig bei gleichbleibenden tatsächlichen Verhältnissen eine vorausge­
füllte Steuererklärung ermöglichen. 
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Den unterschiedlichen Ausprägungen einzelner Grundstücksarten wird insbesondere 
durch spezifische Bewirtschaftungskosten und Liegenschaftszinssätze folgerichtig Rech­
nung getragen. 


Das Sachwertverfahren dient für Nichtwohngrundstücke als Auffangverfahren, da sich für 
diese nach den vorhandenen statistischen Quellen derzeit keine für die gesamte Nutzung 
durchschnittlichen Nettokaltmieten ermitteln lassen. Beim Sachwertverfahren erfolgt die 
Wertermittlung für den Grund und Boden sowie der Gebäude gesondert. Die Summe aus 
Bodenwert und Gebäudewert bildet den vorläufigen Sachwert, der mittels einer Wertzahl 
(Marktanpassungsfaktor) an die objektiv-realen Marktbedingungen angepasst wird. 


Die parallele Anwendung von Ertrags- und Sachwertverfahren im Rahmen der steuerli­
chen Bewertung des Grundbesitzes wurde durch das Bundesverfassungsgericht aus­
drücklich anerkannt. 


Schließlich wird dem Vereinfachungsgedanken auch bei den Sonderfällen von erbbau­
rechtsbelasteten Grundstücken und Gebäuden auf fremden Grund und Boden unter Be­
rücksichtigung der einschlägigen Wertermittlungsmethode Rechnung getragen. 


Die Bewertung des Grundvermögens mittels eines typisierenden Ertragswert- und Sach­
wertverfahrens trägt der Belastungsentscheidung durch Anknüpfung an den Sollertrag 
des Grundbesitzes Rechnung. Die Bewertungsverfahren stehen mit dem allgemeinen 
Bewertungsgrundsatz im Einklang, da sie unter Berücksichtigung des speziellen Bewer­
tungsvorbehalts das Bewertungsziel eines objektiviert-realen Werts konkretisieren und 
dessen relationsgerechte Abbildung innerhalb der Grundsteuer als Sollertragsteuer ge­
währleisten. Zudem ist höchstrichterlich anerkannt, dass das Sachwertverfahren und die 
sachgerechte Vervielfältigung jährlicher Erträge den objektiviert-realen Wert innerhalb des 
verfassungsgerichtlich gebotenen Wertekorridors erreichen und strukturell die Bemes­
sungsgrundlage für die Grundsteuer realitätsgerecht abbilden können. Die Differenzierung 
der einzelnen Grundstücksarten, die darauf beruhende Zuordnung zu einem sachgerech­
ten Bewertungsverfahren und die typisierende Anwendung spezifischer Bewertungsfakto­
ren gewährleisten eine relationsgerechte Abbildung aller Wirtschaftsgüter innerhalb des 
Grundvermögens und einen realitätsgerechten Grundstückswert als Bemessungsgrundla­
ge für die Grundsteuer. 


5. Erstmaliger Bewertungszeitpunkt 


Im Rahmen der Entscheidung des Bundesverfassungsgerichts vom 10. April 2018 - 1 BvL 
11/14, 1 BvL 12/14, 1 BvL 1/15, 1 BvR 639/11, 1 BvR 889/12 – wurde mit Blick auf die 
besonderen Sachgesetzlichkeiten der Grundsteuer eine abgestufte Weitergeltungsanord­
nung erlassen. Um die rechtlichen Vorgaben des Gerichts fristgerecht umzusetzen, sieht 
der Gesetzentwurf als ersten Hauptfeststellungszeitpunkt, auf den Grundsteuerwerte nach 
den neuen Bewertungsregeln ermittelt werden sollen, den 1. Januar 2022 vor. 


Mangels aktuell vorhandener Daten zu dem jeweiligen Grundbesitz sind zunächst für die­
sen ersten Hauptfeststellungszeitpunkt, initialisierende Steuererklärungen für alle wirt­
schaftlichen Einheiten insbesondere für das Grundvermögen mit wenigen erforderlichen 
Angaben abzugeben. Dieser Termin gewährleistet eine hohe Aktualität der Grundstück­
sinformationen und die dadurch gewonnene Zeitspanne ermöglicht eine sachgerechte 
Abarbeitung der Bewertungsfälle. 


6. Verfahren zu späteren Stichtagen 


Das neue Recht hält an der bisherigen Konzeption der regelmäßig wiederkehrenden 
Hauptfeststellungen fest. Zwischen zwei Hauptfeststellungszeitpunkten sind gegebenen­
falls Fortschreibungen und Nachfeststellungen durchzuführen, bei denen aber die Wert­
verhältnisse des letzten Hauptfeststellungszeitpunktes maßgeblich bleiben. Die anschlie­
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ßenden Hauptfeststellungen werden in einem Abstand von sieben Jahren erfolgen. Die 
darauffolgende Hauptfeststellung ist daher für den 1. Januar 2029 vorgesehen. 


Wiederkehrende Hauptfeststellungszeitpunkte waren ursprünglich bereits im geltenden 
Recht vorgesehen. Gleichwohl sind spätere Hauptfeststellungen - nicht zuletzt aufgrund 
des mit dem alten Recht einhergehenden immensen Verwaltungsaufwands - ausgeblie­
ben. In einem weitgehend automationsgestützten Verfahren wird dieser Aufwand deutlich 
geringer sein. Für ein erneutes Aussetzen der Hauptfeststellungszeitpunkte bestehen 
nach entsprechender Automatisierung des Verwaltungsverfahrens in Zukunft keine Grün­
de mehr. Ziel ist es, zu den späteren Hauptfeststellungszeitpunkten möglichst auf eine 
Anforderung von manuell auszufüllenden Steuererklärungen bei gleichbleibenden tatsäch­
lichen Verhältnissen zu verzichten. Vielmehr sollen die erforderlichen Daten aus anderen 
Quellen oder vereinfachten elektronischen Anzeigen erhoben und automationstechnisch 
nutzbar gemacht werden. 


7. Anwendung der neuen Werte für die Grundsteuer 


Wie heute bei den Einheitswerten wird auch in Zukunft der gemeindliche Hebesatz nicht 
direkt auf die neuen Grundsteuerwerte angewendet werden. Unverändert wird zunächst 
durch Multiplikation einer gesetzlich festgelegten Steuermesszahl mit dem Grundsteuer­
wert ein Steuermessbetrag festgesetzt, auf den dann der gemeindliche Hebesatz ange­
wendet wird. Auch wenn die Höhe des Aufkommens letztlich auf kommunaler Ebene be­
stimmt wird, wird bei der Festlegung der künftigen Steuermesszahlen angestrebt, ein 
Messbetragsvolumen herbeizuführen, das dem bisherigen Messbetragsvolumen mög­
lichst nahe kommt. Eine Differenzierung der Belastung bei den Vermögensarten und 
Grundstücksgruppen ist nur auf der Ebene der Messbetragsgestaltung möglich. 


Die neuen Grundsteuerwerte finden für die Grundsteuer ab dem Jahr 2025 Anwendung. 


8. Parallele Geltung des alten und des neuen Bewertungsrechts 


Auch wenn die erste Hauptfeststellung nach neuem Recht auf den 1. Januar 2022 erfolgt, 
bleiben die Einheitswerte zunächst bis einschließlich 31. Dezember 2024 für die Besteue­
rung maßgeblich. Daher sind Fortschreibungen und Nachfeststellungen, die sich nach 
dem alten Recht bis zum 1. Januar 2024 ergeben, noch bis zur erstmaligen Anwendung 
der Grundsteuerwerte für die Grundsteuer durchzuführen. Damit müssen für eine Über­
gangszeit die alten und die neuen Bewertungsregelungen parallel nebeneinander ange­
wendet werden. 


V. Alternativen 


Keine. 


VI. Gesetzgebungskompetenz 


Nach Artikel 105 Absatz 2 in Verbindung mit Artikel 72 Absatz 2 Grundgesetz hat der 
Bund die konkurrierende Gesetzgebungskompetenz für das materielle Bewertungsrecht 
und das Grundsteuergesetz. Maßgeblich für die Gesetzgebungskompetenz ist gemäß 
Artikel 105 Absatz 2 Grundgesetz die Ertragsverteilung. Da die Erträge der Grundsteuer 
gemäß Artikel 106 Absatz 1 Satz 1 Grundgesetz den Gemeinden zugewiesen sind, sieht 
Artikel 105 Absatz 2 Grundgesetz vor, dass die Voraussetzungen des Artikel 72 Absatz 2 
GG für eine Gesetzgebungskompetenz des Bundes vorliegen müssen. Danach hat der 
Bund die Gesetzgebungskompetenz, wenn und soweit die Herstellung gleichwertiger Le­
bensverhältnisse im Bundesgebiet oder die Wahrung der Rechts- oder Wirtschaftseinheit 
im gesamtstaatlichen Interesse eine bundesgesetzliche Regelung erforderlich macht. Die­
se Voraussetzungen sind gegeben. 
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Das bisherige Regelungssystem der Grundsteuer (wie auch der Gewerbesteuer) zeichnet 
sich dadurch aus, dass zwar der Steuergegenstand und die Bemessungsgrundlage sowie 
weitere Bestimmungen bundesgesetzlich geregelt sind, dass aber die eigentliche Höhe 
der Steuer maßgeblich durch die ertragsberechtigten Gemeinden (Grund- und Gewerbe­
steuer) bestimmt wird. Es besteht bisher Rechtseinheitlichkeit auf der Ebene der Bemes­
sungsgrundlage. Demgegenüber wird das Aufkommen der ertragsberechtigten Körper­
schaften (hier der Gemeinden) durch bundesgesetzliche Regelung nicht vorweggenom­
men, da die Bestimmung der Höhe der Grundsteuer und damit auch des örtlichen Auf­
kommens über das Hebesatzrecht bei den Gemeinden verbleibt. 


Für diese Aufteilung der Kompetenzen bestehen gute Gründe. Nach der Rechtsprechung 
des Bundesverfassungsgerichts verfügt der Gesetzgeber bei der Ausgestaltung der Rege­
lungen zur Bestimmung der Bemessungsgrundlage einer Steuer über einen weiten Spiel­
raum. Dies gilt auch für die vom Bundesverfassungsgericht geforderte Neuregelung der 
Grundsteuer. Eine ausschließliche Länderkompetenz zur Regelung der Grundsteuer bzw. 
des dazu erforderlichen Bewertungsrechts könnte daher zu deutlich voneinander abwei­
chenden Regelungen der grundsteuerlichen Bemessungsgrundlagen führen. Die Spann­
weite reicht insoweit von stark wertabhängigen bis hin zu weitgehend wertunabhängigen 
Bewertungsmaßstäben. Die Grundsteuer könnte daher bei einer weitgehenden länder­
weisen Ausdifferenzierung der grundsteuerlichen Belastungsentscheidung bereits auf der 
Ebene der Bemessungsgrundlage durch bis zu 16 unterschiedliche Landesgesetze ihr 
bisheriges Gepräge als Sollertragsteuer verlieren. Eine solche Rechtszersplitterung hätte 
nicht unerhebliche problematische Folgen. 


So ist die Grundsteuer in das deutsche Steuerrechtsystem vollständig eingebunden. Die 
gemeindlichen Realsteuern Grund- und Gewerbesteuer sind zur Vermeidung von ökono­
mischen Doppelbelastungen aufeinander abgestimmt. Dies erfolgt auf der Grundlage der 
einheitlichen Bemessungsgrundlage. So wird nach § 9 Nummer 1 Satz 1 des Gewerbe­
steuergesetzes der Gewinn um einen Prozentsatz des Einheitswertes der zum Betriebs­
vermögen gehörenden Grundstücke pauschal gekürzt, um eine Doppelbelastung mit 
Grundsteuer und Gewerbesteuer zu verringern. Im Bereich der Land- und Forstwirtschaft 
dient die Grundsteuer als Ersatz für die Gewerbesteuer. Der Ertrag des land- und forst­
wirtschaftlichen Betriebs wird über den Einheitswert in der Grundsteuer erfasst. 


Eine außersteuerliche Nutzung der Grundsteuerwerte im Bereich des land- und forstwirt­
schaftlichen Vermögens wäre ebenfalls nicht möglich. 


Soweit Grundbesitz sich über mehrere Gemeinden erstreckt, müssten zudem für diesel­
ben Steuerobjekte unterschiedliche Grundsteuerwerte ermittelt werden. Der Ansatz ver­
schiedener Grundsteuerwerte für ein und dasselbe Bewertungsobjekt dürfte auf wenig 
Verständnis bei den Betroffenen stoßen. Steuerschuldner mit Grundbesitz in mehreren 
Ländern, beispielsweise größere Unternehmen, müssten sich auf möglicherweise 16 un­
terschiedliche Berechnungsmethoden mit gegebenenfalls verschiedenen Bewertungen 
und Bemessungsgrundlagen einstellen. Im Rahmen der Gewerbesteuerfestsetzung hät­
ten unterschiedliche Wertansätze auch länderübergreifend Auswirkung. 


Zudem führen unterschiedliche Bemessungsgrundlagen zu erheblichen Problemen bei 
der erforderlichen Berücksichtigung der Grundsteuereinnahmen im bundestaatlichen Fi­
nanzausgleich. Artikel 107 Absatz 2 Grundgesetz verlangt - zum Zwecke eines angemes­
senen Ausgleichs der unterschiedlichen Finanzkraft der Länder - auch die Finanzkraft der 
Gemeinden zu berücksichtigen. Dabei dürfen auch Einnahmequellen, über deren Nutzung 
Länder und Gemeinden eigenverantwortlich entscheiden, dem Grunde nach nicht unbe­
rücksichtigt bleiben (BVerfGE 86, 148 [217]). Das Aufkommensvolumen der Grundsteuer 
ist ausgleichsrelevant. Sie wird daher derzeit mit ihrem bundesweit tatsächlich erzielten 
Aufkommen im Finanzausgleich berücksichtigt und auf die Länder nach ihrem jeweiligen 
Anteil an der Summe der bundeseinheitlich geregelten Bemessungsgrundlagen verteilt. 
Bei einer länderweise unterschiedlichen Ausgestaltung der grundsteuerlichen Bemes­
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sungsgrundlagen entfiele die bisherige Grundlage für die Ermittlung der länderspezifi­
schen Anteile nach dem im Finanzausgleichsgesetz geregelten Verfahren. Eine sachge­
rechte Lösung zur Berücksichtigung der rechtlich erreichbaren und ökonomisch tragbaren 
grundsteuerbezogenen Steuerkraft der Kommunen würde dadurch erheblich erschwert. 
Bei z. B. reiner Einbeziehung des länderweisen Ist-Aufkommens in den Finanzausgleich 
wären in jedem Fall grundlegende Probleme im Bund-Länder-Verhältnis zu erwarten, da 
andere Länder die Folgen der autonomen Entscheidung eines Landes - bzw. seiner 
Kommunen - über die Höhe der Grundsteuerhebesätze über den Finanzausgleich mittra­
gen würden. 


Da die Bewertung des Grundbesitzes in einem digitalisierten Verwaltungsverfahren zu­
kunftsfest ausgestaltet werden soll, erfordert dies bundeseinheitliche Datenstrukturen. 
Dadurch kann zugleich der Vollzug der Ertragsteuern verbessert werden (vgl. BT-Drs. 
17/77). Ein solches Verfahren ist von amtlichen Grundstücksinformationen oder statisti­
scher Marktdaten anderer Landes- oder Kommunalbehörden abhängig. Im Bereich der 
Wertermittlung muss auf die Tätigkeit der rechtlich unabhängigen Gutachterausschüsse 
zurückgegriffen werden, die ebenfalls unterschiedlich und nicht weisungsgebunden orga­
nisiert sind. Dadurch besteht aus Sicht des Bundes die Gefahr, dass die Einhaltung der 
verfassungsrechtlichen Vorgaben und die Gleichmäßigkeit der Besteuerung im Rahmen 
der Personal-, Organisations- und Finanzierungshoheit der unterschiedlichen Landesres­
sorts oder Kommunalbehörden konterkariert werden könnte. Dies gilt insbesondere des­
halb, weil es keine Staatspraxis zur verbindlichen Abstimmung und Anwendung von Stan­
dards der Landesbehörden gibt und deshalb regelmäßig Staatsverträge oder Verwal­
tungsabkommen geschlossen werden müssten. 


In der Historie des modernen Staats und der Grundsteuer ist eine solche Rechtszersplitte­
rung mit den entsprechenden Folgen für die Durchführung der Verwaltungsverfahren ein­
schließlich der Auswirkungen auf die Wirtschaft vorzufinden. Um die damit verbundenen 
negativen Folgen zu vermeiden, war zunächst die Schaffung einheitlicher Bewertungs­
grundlagen durch ein (Reichs-) Bewertungsgesetz erforderlich. Eine Vereinheitlichung der 
Realsteuern ist dann durch das Gesetz vom 1. Dezember 1936 (RGBl. I. S. 961) erfolgt. 
Eine föderale Festsetzung der Bemessungsgrundlage der Grundsteuer könnte dazu füh­
ren, dass die Grundsteuer noch mehr als bisher (über die Hebesätze hinaus) als Mittel 
des Standortwettbewerbs genutzt wird. Damit könnte das Problem ungleicher Lebensver­
hältnisse zwischen Ländern bzw. einzelnen Regionen verschärft werden. 


Ebenso sprechen Gerechtigkeitsaspekte gegen ein Nebeneinander von wertabhängigen 
und wertunabhängigen Bemessungsgrundlagen im Bundesgebiet. Diese Situation wäre 
bei einer Regelung durch die Länder angesichts des weiten gesetzgeberischen Gestal­
tungsspielraumes zu befürchten und könnte nachteilige Auswirkungen auf das Sozialge­
füge und die Gleichwertigkeit der Lebensverhältnisse zur Folge haben. Es erschiene ins­
besondere nicht gerechtfertigt, wenn strukturschwächere Länder bzw. Regionen auf eine 
wertabhängige Besteuerung setzten, während in strukturstarken Ländern bzw. Regionen 
eine wertunabhängige Besteuerung gewählt würde, die sozialen Zielrichtungen und Ver­
teilungsaspekten kaum Rechnung trägt. Das beeinträchtigt auch das übergeordnete Ziel 
einer gleichmäßigen Besteuerung des Grundvermögens im gesamten Bundesgebiet als 
Voraussetzung für die Akzeptanz der Grundsteuer bei der Bevölkerung insgesamt. Denn 
die Grundsteuer wird aufgrund ihrer historisch gewachsenen Funktion als unverzichtbare 
Finanzierungsquelle für die Kommunen bundesweit erhoben und trifft unter Berücksichti­
gung der Abwälzung auf die Mieter nahezu jeden Bürger. 


Unabhängig davon ergibt sich eine Gesetzgebungskompetenz des Bundes aus Arti­
kel 125a Absatz 2 Grundgesetz, da fortgeltendes Bundesrecht lediglich fortgeschrieben 
wird. Der vorliegende Gesetzentwurf stellt keine grundlegende Neukonzeption des 
Grundsteuerrechts dar. Zur Umsetzung der verfassungsgerichtlichen Vorgaben werden 
die Bewertungsziele unter Berücksichtigung der Belastungsentscheidung und die Bewer­
tungsverfahren unter Beibehaltung der wesentlichen Elemente lediglich unter Anpassung 
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an veränderte Rahmenbedingungen modifiziert. Als gleichbleibende wesentliche Elemen­
te hält das neue Recht fest am Steuergegenstand (Betriebe der Land- und Forstwirtschaft, 
Grundstücke), am System von Hauptfeststellung, Wertfortschreibung und Nachfeststel­
lungen und an den bisherigen Bewertungsmethoden zur Ermittlung des Bewertungsziels 
(Ertrags- und Sachwertverfahren zur Ermittlung eines objektiviert-realen Werts innerhalb 
eines Wertekorridors des gemeinen Werts im Sinne von § 9 Absatz 1 BewG). So ist der 
erhöhte Pauschalierungsgrad im Rahmen der Bewertung der notwendigen Anpassung an 
die aktuellen Verhältnisse, insbesondere der Verwaltungsvereinfachung und den Anforde­
rungen der Digitalisierung geschuldet. Die Reichweite der bundesgesetzlichen Regelung 
gegenüber dem Landesrecht wird dadurch nicht in spürbarer Weise erhöht. Es werden 
vielmehr wie bisher bestehende Elemente der Grundsteuer verwendet und die üblichen 
Bewertungsmethoden (Ertrags- und Sachwertverfahren) weiterhin angewendet. 


Da die Gesetzgebungskompetenz des Bundes in der Wissenschaft nicht einheitlich beur­
teilt wird, soll diese unzweifelhaft abgesichert werden. Dazu erhält der Bund mit der zeit­
gleich eingebrachten Grundgesetzänderung uneingeschränkt die konkurrierende Gesetz­
gebungskompetenz zur Regelung der Grundsteuer. Zeitgleich wird den Ländern über eine 
Ergänzung in Artikel 72 Absatz 3 GG eine umfassende abweichende Regelungskompe­
tenz eröffnet. 


VII.	 Vereinbarkeit mit dem Recht der Europäischen Union und völkerrechtlichen 
Verträgen 


Der Gesetzentwurf ist mit dem Recht der Europäischen Union und völkerrechtlichen Ver­
trägen, die die Bundesrepublik Deutschland abgeschlossen hat, vereinbar. 


VIII.	 Gesetzesfolgen 


1. Rechts- und Verwaltungsvereinfachung 


Die neuen Bewertungsverfahren sowohl im Bereich des Grundvermögens als auch im 
Bereich des land- und forstwirtschaftlichen Vermögens sehen aus Vereinfachungsgrün­
den umfassende Typisierungen vor. Zahlreiche im geltenden Recht vorgesehene Diffe­
renzierungen entfallen. Aufgrund der Möglichkeit einer weitgehenden Automationsunter­
stützung – insbesondere bei späteren Hauptfeststellungen – tragen die neuen Bewer­
tungsverfahren erheblich zur Verwaltungsvereinfachung bei. 


Durch die parallele Geltung von altem und neuem Recht wird es allerdings temporär zu 
einer deutlichen Mehrbelastung der Finanzverwaltung kommen. 


2. Nachhaltigkeitsaspekte 


Das Vorhaben steht im Einklang mit der Deutschen Nachhaltigkeitsstrategie. Es sichert 
das Steueraufkommen des Gesamtstaates und unterstützt damit den Indikatorenbereich 
8.2 (Staatsverschuldung - Staatsfinanzen konsolidieren, Generationengerechtigkeit schaf­
fen). Eine Nachhaltigkeitsrelevanz bezüglich anderer Indikatoren ist nicht gegeben. 


3. Demografische Auswirkungen 


Das Vorhaben hat keine Auswirkungen auf den demografischen Wandel. 


4. Haushaltsausgaben ohne Erfüllungsaufwand 


Angestrebt wird eine Reform, die bundesweit das geschätzte Aufkommen der Grundsteu­
ern A und B von rund 14,8 Milliarden Euro im Jahr 2022 sichert. Dies soll konzeptionell 
durch die Bestimmung von Steuermesszahlen erreicht werden, mit denen unter der An­
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nahme von konstanten Hebesätzen ein annähernd gleiches Grundsteueraufkommen 
rechnerisch erreicht werden kann. Letztlich wird jedoch das Aufkommen der Grundsteuer 
entsprechend den verfassungsrechtlichen Vorgaben des Artikels 28 Grundgesetz auf 
kommunaler Ebene durch die Festsetzung der Hebesätze bestimmt. Infolge der künftigen 
Einbeziehung der Wohngebäude bei land- und forstwirtschaftlichen Betrieben in die 
Grundsteuer B, verlagert sich ein jährliches Aufkommen von rund 100 Millionen Euro von 
der Grundsteuer A in die Grundsteuer B. 


5. Erfüllungsaufwand 


5.1 Erfüllungsaufwand für Bürgerinnen und Bürger 


Die Durchführung der Hauptfeststellung auf den 1. Januar 2022 und die Hauptveranla­
gung der Grundsteuermessbeträge auf den 1. Januar 2025 sowie die Pflege der ermittel­
ten Werte erstrecken sich über mehrere Jahre, so dass der gesamte Erfüllungsaufwand 
für den Hauptfeststellungszeitraum 2022 – 2028 linear auf einen Zeitraum von sieben 
Jahren zu verteilen ist. Da ein vollständig digitalisiertes Verwaltungsverfahren auf den 
1. Januar 2022 noch nicht angeboten werden kann, ist eine umfassende Datenerhebung 
mittels einer elektronischen Steuererklärung durch die Bürgerinnen und Bürger erforder­
lich. 


Unter Berücksichtigung dieser Prämissen entfällt vom gesamten Erfüllungsaufwand für 
ca. 36 Mio. wirtschaftliche Einheiten ein jährlicher Erfüllungsaufwand von rund 2.100.000 
Stunden auf die Bürgerinnen und Bürger. Zusätzlich entstehen Sachkosten von ca. 
445.000 Euro für die Übermittlung papiergebundener Steuererklärungen. 


Durch die Änderungen des Steuerstatistikgesetzes fällt kein Erfüllungsaufwand an, da es 
sich um eine Sekundärstatistik handelt. 


5.2 Erfüllungsaufwand für die Wirtschaft 


Die Durchführung der Hauptfeststellung auf den 1. Januar 2022 und die Hauptveranla­
gung der Grundsteuermessbeträge auf den 1. Januar 2025 sowie die Pflege der ermittel­
ten Werte erstrecken sich über mehrere Jahre, so dass der gesamte Erfüllungsaufwand 
für den Hauptfeststellungszeitraum 2022 – 2028 linear auf einen Zeitraum von sieben 
Jahren zu verteilen ist. Da ein vollständig digitalisiertes Verwaltungsverfahren auf den 1. 
Januar 2022 noch nicht angeboten werden kann, ist auch für die Wirtschaft eine umfas­
sende Datenerhebung mittels einer elektronischen Steuererklärung erforderlich. 


Unter Berücksichtigung dieser Prämissen entfallen vom gesamten Erfüllungsaufwand für 
ca. 36 Mio. wirtschaftliche Einheiten ein jährlicher Erfüllungsaufwand von rund 8,9 Mio. 
Euro auf den Bereich der Land- und Forstwirtschaft und rund 92,3 Mio. Euro auf die übri­
ge Wirtschaft. Zusätzlich entstehen der gesamten Wirtschaft Sachkosten von ca. 181 000 
Euro für die Übermittlung papiergebundener Steuererklärungen. Bei diesem Erfüllungs­
aufwand handelt es sich um Bürokratiekosten aus Informationspflichten. 


Durch die Änderungen des Steuerstatistikgesetzes fällt kein Erfüllungsaufwand an, da es 
sich um eine Sekundärstatistik handelt. 


Das Regelungsvorhaben unterliegt nicht der One in, one out – Regel, da es die Recht­
sprechung des Bundesverfassungsgerichts 1:1 umsetzt. 


5.3 Erfüllungsaufwand für die Verwaltung 


Für die Abschätzung des personellen Vollzugsaufwands in den Finanzämtern ist von 36 
Millionen wirtschaftlichen Einheiten auszugehen. Weitere Voraussetzung ist, dass die 
Durchführung des Gesamtverfahrens weitgehend vollmaschinell erfolgt. Dies bedingt, 
dass die Erklärungen elektronisch eingehen oder gescannt sowie rein automationsge­
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stützt weiterverarbeitet werden können und eine papierbasierte Aktenführung nicht erfor­
derlich ist. 


Die Durchführung des gesamten Verfahrens erstreckt sich über mehrere Jahre, so dass 
sich der erforderliche personelle Mehraufwand entsprechend aufteilt. Der geschätzte Per­
sonalbedarf ist daher nicht als jahresbezogener Daueraufwand, sondern als kumulierter 
Gesamtpersonalbedarf für die Erledigung aller Aufgaben im Zusammenhang mit dem ers­
ten Hauptfeststellungszeitpunkt nach neuem Recht zu verstehen. Eine Verteilung führt für 
die Kalenderjahre 2019 bis 2024 zu folgenden Einschätzungen: 


für das Jahr 2019:	 222 Arbeitskräfte (16 945 000 Euro) und für die Intendanz 
37 Arbeitskräfte (2 796 000 Euro) 


für das Jahr 2020:	 260 Arbeitskräfte (19 770 000 Euro) und für die Intendanz 
43 Arbeitskräfte (3 262 000 Euro) 


für das Jahr 2021:	 260 Arbeitskräfte (19 770 000 Euro) und für die Intendanz 
43 Arbeitskräfte (3 262 000 Euro) 


für das Jahr 2022:	 1 970 Arbeitskräfte (150 076 000 Euro) und für die Intendanz 
325 Arbeitskräfte (24 762 000 Euro) 


für das Jahr 2023:	 3 045 Arbeitskräfte (231 857 000 Euro) und für die Intendanz 
502 Arbeitskräfte (38 256 000 Euro) 


für das Jahr 2024:	 320 Arbeitskräfte (24 325 000 Euro) und für die Intendanz 
53 Arbeitskräfte (4 013 000 Euro). 


Dies führt zu Gesamtpersonalkosten in Höhe von rund 462 Mio. Euro. Hinzu kommt ein 
Aufwand für den Intendanzbereich (Sachgebietsleitungen, Geschäftsstelle, IT-Stelle, 
Postverteilung usw.), der Personalkosten in Höhe von rund 76 Mio. Euro verursacht. 


Zum gegenwärtigen Zeitpunkt ist noch nicht abzusehen, wie weit die automationstechni­
sche Unterstützung innerhalb der Steuerverwaltungen der Länder für eine weitere Haupt­
feststellung fortgeschritten sein wird. Außerdem ist derzeit nicht abschätzbar, inwieweit 
die Landessteuerverwaltungen zum Zeitpunkt der nächsten Hauptfeststellung mit exter­
nen Behörden IT-technisch vernetzt sein werden. Solange dies nicht absehbar ist, kommt 
eine Schätzung des Aufwands der Steuerverwaltungen der Länder für eine künftige weite­
re Hauptfeststellung nicht in Betracht. 


Je nachdem in welchem Umfang Leistungen seitens der IT erbracht werden, um hierdurch 
den personellen Aufwand in den Finanzämtern zu verringern und den Komfort für die 
Bürgerinnen und Bürger zu erhöhen, werden sich die Kosten für die IT-Umsetzung nach 
ersten groben Bewertungen auf circa 44 Mio. Euro im Bereich KONSENS bis 2022 
belaufen. Analog zum bisherigen Vorgehen bei der Umsetzung des 
Steuerbürokratieabbaugesetzes sowie des Bürgerentlastungsgesetzes wird empfohlen, 
das KONSENS-Budget mit entsprechender Auswirkungen auf den Haushalt von Bund 
und Ländern um die bereitzustellenden Finanzmittel in Summe zu erhöhen, um die 
Auswirkungen auf andere laufende Umsetzungsprojekte in der IT zu mindestens zu 
verringern. 


6. Weitere Kosten 


Der Wirtschaft, einschließlich mittelständischer Unternehmen, entstehen keine direkten 
sonstigen Kosten. 
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Auswirkungen auf Einzelpreise und das Preisniveau, insbesondere auf das Verbraucher­
preisniveau, sind nicht zu erwarten. Es wird eine aufkommensneutrale Reform der Grund­
steuer angestrebt. 


7. Weitere Gesetzesfolgen 


Unter Berücksichtigung der unterschiedlichen Lebenssituation von Frauen und Männern 
sind keine Auswirkungen erkennbar, die gleichstellungspolitischen Zielen gemäß § 2 der 
Gemeinsamen Geschäftsordnung der Bundesministerien zuwiderlaufen. 


IX. Befristung; Evaluierung 


Die Regelungen sollen dauerhaft wirken, so dass eine Befristung nicht in Betracht kommt. 


Das Vorhaben wird innerhalb von sieben Jahren nach dem Wirksam werden der neuen 
Bemessungsgrundlage evaluiert. Dabei wird die Bundesregierung untersuchen, inwieweit 
die Ziele des Vorhabens erreicht wurden, d. h. insbesondere eine verfassungskonforme, 
rechtssichere und zeitgemäße Fortentwicklung der Grundsteuer und der damit verbunde­
nen Bewertung der Grundsteuerobjekte unter Nutzung eines weitgehend automatisierten, 
einfachen, transparenten und nachvollziehbar ausgestalteten Verwaltungsverfahrens. 
Wesentliche Indikatoren dafür sind eine erfolgreiche Umsetzung ohne verfassungsrechtli­
che Beanstandung und ohne strukturelle Erhöhung des Grundsteueraufkommens. Unter 
Einbeziehung der Daten aus dem Steuervollzug, z. B. den Fallzahlen zum Änderungsbe­
darf bei vorausgefüllten Steuererklärungen sowie den Zahlen zur Entwicklung des Erfül­
lungsaufwandes, wird die Bundesregierung untersuchen, inwieweit die Nutzung automati­
onstechnischer Möglichkeiten erfolgreich zu einem einfachen und transparenten Verfah­
ren geführt haben. 


B. Besonderer Teil 


Zu Artikel 1 (Änderung des Bewertungsgesetzes) 


Zu Nummer 1 


Inhaltsübersicht 


Die Inhaltsübersicht wird wegen der Einfügung eines Siebenten Abschnitts im Bewer­
tungsgesetz (BewG) an den Zweiten Teil des Bewertungsgesetzes redaktionell ange­
passt. In den Schlussbestimmungen wird ein neuer Paragraf angefügt, der Übergangsre­
gelungen zur Anwendung des Siebenten Abschnitts des Bewertungsgesetzes regelt. 


Zu Nummer 2 


Siebenter Abschnitt – neu – 


Es wird im Zweiten Teil des Bewertungsgesetzes ein Siebenter Abschnitt eingefügt. Damit 
wird dem Erfordernis Rechnung getragen, dass die neuen Bewertungsverfahren neben 
den bisherigen Bewertungsverfahren des Ersten Abschnitts des Zweiten Teils des Bewer­
tungsgesetzes parallel angewandt werden (vgl. hierzu Begründung zu § 266 Absatz 2 
BewG) und erst nach einer Übergangszeit das Bewertungsverfahren nach dem Ersten 
Abschnitt des Zweiten Teils abgelöst werden kann. 


Unter „A. Allgemeines“ (§§ 218 bis 231 BewG) wird im Wesentlichen das Feststellungs­
verfahren für die Grundsteuerwerte normiert. Das Feststellungsverfahren entspricht kon­
zeptionell in weiten Teilen dem Feststellungsverfahren bei den Einheitswerten. Die Fest­
stellung der Grundsteuerwerte kann allerdings in Zukunft automationsunterstützt durchge­
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führt werden. Unter „B. Land- und forstwirtschaftliches Vermögen“ (§§ 232 bis 242 BewG) 
wird die Grundsteuerwertermittlung für das land- und forstwirtschaftliche Vermögen gere­
gelt und unter „C. Grundvermögen“ (§§ 243 bis 262 BewG) die Grundsteuerwertermittlung 
für das Grundvermögen. 


Teil A (Allgemeines) 


§ 218 


Die Vorschrift bestimmt, dass für die Bewertung nach dem Siebenten Abschnitt eine Ein­
ordnung in die Vermögensarten, land- und forstwirtschaftliches Vermögen sowie Grund­
vermögen, erfolgt. Klarstellend wird in Satz 2 und 3 normiert, dass Betriebsgrundstücke 
einer der oben genannten Vermögensarten zuzuordnen und entsprechend der zugeord­
neten Vermögensart zu bewerten sind. Die Zuordnung erfolgt entsprechend der Regelung 
in § 99 BewG. Danach ist ein Betriebsgrundstück im Sinne des Bewertungsrechts der zu 
einem Gewerbebetrieb gehörende Grundbesitz soweit er, losgelöst von seiner Zugehörig­
keit zu dem Gewerbebetrieb, entweder einen Betrieb der Land- und Forstwirtschaft bilden 
oder zum Grundvermögen gehören würde. §§ 95 bis 97 BewG bestimmen den Begriff des 
Gewerbebetriebs im Sinne des Bewertungsrechts und sind für die Einordnung des Grund­
stücks als Betriebsgrundstück anzuwenden. 


§ 219 


Die Norm bestimmt, für welches Vermögen Grundsteuerwerte gesondert festzustellen 
sind. Sie entspricht im Wesentlichen unter Anpassung an die neuen Begrifflichkeiten § 19 
BewG. Statt Einheitswerten sind nunmehr Grundsteuerwerte für inländischen Grundbesitz 
und zwar für Betriebe der Land- und Forstwirtschaft und für Grundstücke gesondert fest­
zustellen. Im Feststellungsbescheid sind darüber hinaus für die Grundsteuerwertfeststel­
lung Feststellungen über die Vermögensart, beim Grundvermögen auch über die Grund­
stücksart und die Zurechnung der wirtschaftlichen Einheit sowie der Höhe der Anteile bei 
mehreren Beteiligten zu treffen. Absatz 3 der Norm sieht auch für die Grundsteuerwert­
feststellung vor, dass eine Feststellung nur zu erfolgen hat, wenn sie für die Besteuerung 
von Bedeutung ist. 


Eine gesonderte Artfeststellung für Betriebsgrundstücke ist für die Grundsteuer nicht er­
forderlich. Betriebsgrundstücke werden abweichend von den Regelungen der bisherigen 
Einheitsbewertung einer der zwei Vermögensarten des § 218 BewG zugeordnet und in­
nerhalb dieser Vermögensart bewertet. Daher sind nur gesonderte Feststellungen hin­
sichtlich der Vermögensart und Grundstücksart nach § 219 Absatz 2 Nummer 1 BewG zu 
treffen. 


§ 220 


Die Norm ist im Wesentlichen inhaltsgleich mit § 20 BewG und nur an die neuen Begriff­
lichkeiten angepasst. Sie bestimmt allgemein, dass die Grundsteuerwerte nach den Vor­
schriften dieses Abschnitts ermittelt werden. Satz 2 bestimmt, dass bei der Ermittlung der 
Grundsteuerwerte § 163 der Abgabenordnung (AO) nicht anzuwenden ist, d. h. eine ab­
weichende Feststellung aus Billigkeitsgründen nicht in Betracht kommt. Hiervon unberührt 
bleiben Übergangsregelungen möglich, die die oberste Finanzbehörde eines Landes im 
Einvernehmen mit den obersten Finanzbehörden der übrigen Länder trifft. 


§ 221 


Die Norm regelt entsprechend § 21 BewG die Durchführung von Hauptfeststellungen. 
Absatz 1 normiert, dass die Grundsteuerwerte bei Hauptfeststellungen allgemein festge­
stellt werden, und bestimmt für die Hauptfeststellungen einen siebenjährigen Hauptfest­
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stellungsturnus. Nach Absatz 2 sind den Hauptfeststellungen die jeweiligen Verhältnisse 
am Hauptfeststellungzeitpunkt, d. h. zu Beginn des Kalenderjahres, zugrunde zu legen. 


Da die Wertverhältnisse während der folgenden Jahre eines Hauptfeststellungszeitraums 
typischerweise wertrelevanten Veränderungen unterliegen, bedarf es nach dem Urteil des 
Bundesverfassungsgerichts vom 10. April 2018 zur Einheitsbewertung in regelmäßigen 
und nicht zu weit auseinander liegenden Abständen einer neuen Hauptfeststellung. Mit 
der Festlegung eines siebenjährigen Hauptfeststellungsturnus wird das ursprüngliche 
Konzept einer regelmäßig mitschreitenden Bewertung wieder aufgenommen und damit 
die in diesem Zusammenhang bestehenden verfassungsrechtlichen Vorgaben umgesetzt. 


§ 222 


Die Norm ist an § 22 BewG angelehnt und regelt, wann es zwischen zwei Hauptfeststel­
lungen zu Fortschreibungen kommt. 


Absatz 1 


Die Wertfortschreibungsgrenzen in Absatz 1 wurden auf Euro umgestellt und die Höhe 
angepasst. Eine Neufeststellung der Grundsteuerwerte ist nunmehr vorzunehmen, wenn 
der in Euro ermittelte und auf volle hundert Euro abgerundete Wert, der sich für den Be­
ginn eines Kalenderjahres ergibt, von dem entsprechenden Wert des letzten Feststel­
lungszeitpunkts nach oben oder nach unten um mehr als 15.000 Euro abweicht. Die Ab­
weichung von 15.000 Euro beim Grundsteuerwert entspricht durchschnittlich einer Diffe­
renz von rund 20 Euro bei der Grundsteuer. 


Die Höhe der Wertfortschreibungsgrenzen berücksichtigt, dass eine Änderung der tat­
sächlichen Verhältnisse stets in vollem Umfang geprüft werden muss. Sie nehmen den 
Gedanken der Kleinbetragsverordnung auf, orientieren sich an einem verwaltungseffizien­
ten Handeln und berücksichtigen, dass die Bescheiderteilung automationsgestützt erfolgt. 


Aus diesen Gründen wurde auf unterschiedliche Wertfortschreibungsgrenzen in Abhän­
gigkeit danach, ob es sich um eine Abweichung zu Gunsten oder zu Lasten des Steuer­
pflichtigen handelt, verzichtet und erheblicher Verwaltungsaufwand vermieden. Damit wird 
nicht nur dem Grundsatz eines effizienten Verwaltungshandelns Rechnung getragen, 
sondern insbesondere das Prinzip der Gleichmäßigkeit der Besteuerung durch Wahrung 
einer realitäts- und relationsgerechten Bewertung mittels nicht zu hoher Wertfortschrei­
bungsgrenzen gewahrt. 


Absatz 2 


Absatz 2 betrifft die Art- und Zurechnungsfortschreibung, wenn sich zu den zuletzt ge­
troffenen Feststellungen für die Besteuerung relevante Abweichungen ergeben. Die Re­
gelung entspricht § 22 Absatz 2 BewG. 


Absatz 3 


Absatz 3 ist mit einer geringfügigen redaktionellen Änderung wortlautidentisch mit § 22 
Absatz 3 BewG und normiert, dass eine Fortschreibung auch zur Beseitigung von einer 
fehlerhaften Feststellung erfolgt. 


Absatz 4 


Absatz 4 bestimmt, wann eine Fortschreibung vorzunehmen ist und welche Verhältnisse 
der Fortschreibung zugrunde zu legen sind. Die Vorschrift des § 235 Absatz 2 BewG über 
die Zugrundelegung eines anderen Zeitpunkts sowie § 227 BewG, wonach die Wertver­
hältnisse im Hauptfeststellungszeitpunkt zugrunde zu legen sind, bleiben von Absatz 4 
unberührt. 
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§ 223 


§ 223 BewG entspricht im Wesentlichen § 23 BewG und regelt, wann Nachfeststellungen 
vorzunehmen sind. 


Absatz 1 


Nachfeststellungen sind durchzuführen, wenn nach dem Hauptfeststellungszeitpunkt 
(§ 221 Absatz 2 BewG) eine wirtschaftliche Einheit neu entsteht (Nummer 1) oder eine 
bereits bestehende wirtschaftliche Einheit erstmals zu einer Steuer herangezogen werden 
soll (Nummer 2). Eine neue wirtschaftliche Einheit entsteht beispielsweise, wenn Wohn­
oder Teileigentum neu begründet wird. Eine bereits bestehende wirtschaftliche Einheit 
wird etwa dann erstmals zu einer Steuer herangezogen, wenn eine Steuerbefreiung für 
die Grundsteuer wegfällt. In den Fällen einer Grundsteuerbefreiung wird ein festgestellter 
Grundsteuerwert regelmäßig nicht vorliegen, da eine Feststellung mangels Relevanz für 
die Grundsteuer nach § 219 Absatz 3 BewG nicht vorzunehmen ist. Fällt nun zwischen 
zwei Hauptfeststellungszeitpunkten die Steuerbefreiung weg, ist nach § 223 Absatz 1 
Nummer 2 BewG eine Nachfeststellung vorzunehmen. 


Absatz 2 


Absatz 2 regelt den Nachfeststellungszeitpunkt. Nachfeststellungszeitpunkt ist danach der 
Beginn des Kalenderjahres, das auf die Entstehung der wirtschaftlichen Einheit folgt be­
ziehungsweise in dem der Grundsteuerwert erstmals der Besteuerung zugrunde gelegt 
wird. Die Vorschrift des § 235 Absatz 2 BewG über die Zugrundelegung eines anderen 
Zeitpunkts bleibt unberührt. 


§ 224 


§ 224 BewG entspricht im Wesentlichen § 24 BewG und regelt, wann ein Grundsteuer­
wert aufgehoben wird. 


Absatz 1 


Dies ist wie bisher der Fall, wenn eine wirtschaftliche Einheit wegfällt (Absatz 1 Num­
mer 1) oder der Grundsteuerwert der wirtschaftlichen Einheit infolge von Befreiungsgrün­
den der Besteuerung nicht mehr zugrunde gelegt wird (Absatz 1 Nummer 2). Eine wirt­
schaftliche Einheit kann beispielsweise dann wegfallen, wenn zwei wirtschaftliche Einhei­
ten zu einer neuen wirtschaftlichen Einheit zusammengefasst werden. Werden neue 
Steuerbefreiungsvorschriften eingeführt, entfällt die Bedeutung der Grundsteuerwerte für 
die Besteuerung und die Grundsteuerwerte sind folglich ebenfalls aufzuheben. 


Absatz 2 


Absatz 2 regelt den Aufhebungszeitpunkt. Die Grundsteuerwerte sind im Fall des Absat­
zes 1 Nummer 1 auf den Beginn des Kalenderjahres aufzuheben, das auf den Wegfall der 
wirtschaftlichen Einheit folgt. Im Fall des Absatzes 1 Nummer 2 sind die Grundsteuerwer­
te auf den Beginn des Kalenderjahres aufzuheben, in dem der Grundsteuerwert erstmals 
der Besteuerung nicht mehr zugrunde gelegt wird. 


§ 225 


§ 225 BewG entspricht § 24a BewG und ist an die neuen Begrifflichkeiten redaktionell 
angepasst worden. Die Norm regelt, dass Bescheide über Fortschreibungen oder Nach­
feststellungen von Grundsteuerwerten bereits vor den maßgeblichen Feststellungszeit­
punkten ergehen können. Ergeben sich bis zu den Feststellungszeitpunkten Änderungen, 
die zu einer abweichenden Feststellung führen würden, sind die Bescheide an die Ände­
rungen anzupassen. 
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§ 226 


§ 226 BewG entspricht § 25 BewG und ist an die neuen Begrifflichkeiten redaktionell an­
gepasst worden. Die Norm bestimmt, dass Fortschreibungen oder Nachfeststellungen bei 
Ablauf der Feststellungsfrist mit Wirkung auf einen späteren Feststellungszeitpunkt mög­
lich sind, für den die Feststellungsfrist noch nicht abgelaufen ist. 


§ 227 


§ 227 BewG entspricht § 27 BewG und ist an die neuen Begrifflichkeiten redaktionell an­
gepasst worden. Die Norm bestimmt dass bei Fortschreibungen und Nachfeststellungen 
der Grundsteuerwerte die Wertverhältnisse im Hauptfeststellungszeitpunkt zugrunde zu 
legen sind. 


§ 228 


§ 228 BewG ist an § 28 BewG angelehnt. 


Absatz 1 


Zur Durchführung der Feststellung von Grundsteuerwerten bedarf es am jeweiligen 
Hauptfeststellungszeitpunkt stets einer (ggf. vorausgefüllten) Erklärung des Steuerpflichti­
gen zur Feststellung von Grundsteuerwerten. Haben sich bei einer wirtschaftlichen Einheit 
die tatsächlichen Verhältnisse grundlegend geändert und/oder ist eine grundlegende Än­
derung bei den Wertverhältnissen eingetreten, so kann das Finanzamt den Steuerpflichti­
gen zum nächsten Nachfeststellungs- oder Fortschreibungszeitpunkt zur Abgabe einer 
Feststellungserklärung auffordern. Zur Verwaltungsvereinfachung kann dies im Wege der 
öffentlichen Bekanntmachung erfolgen. Fordert die Finanzbehörde zu einer Erklärung auf, 
hat sie eine Frist zur Abgabe zu bestimmen, die mindestens einen Monat betragen soll. 


Absatz 2 


Nach Absatz 2 hat der Steuerpflichtige bei einer Änderung der tatsächlichen Verhältnisse, 
die den Wert oder die Art (Vermögens- oder Grundstücksart) beeinflussen oder zu einer 
erstmaligen Feststellung führen können, auf den Beginn des folgenden Kalenderjahres 
eine vereinfachte Erklärung (Anzeige) abzugeben. Eine Anzeige ist auch bei dem Über­
gang des Eigentums oder des wirtschaftlichen Eigentums an einem auf fremden Grund 
und Boden errichteten Gebäudes abzugeben. Andere Änderungen, die zu einer Zurech­
nungsfortschreibung führen, wie beispielsweise der Eigentumsübergang an einem Grund­
stück, bedürfen keiner Erklärung des Steuerpflichtigen, weil die Finanzverwaltung insbe­
sondere durch Mitteilung anderer Behörden hiervon erfährt (vgl. etwa § 229 Absatz 3 
BewG). Die Abgabefrist für die Erklärungen beträgt einen Monat und beginnt mit Ablauf 
des Kalenderjahres, in dem sich die tatsächlichen Verhältnisse geändert haben bezie­
hungsweise das wirtschaftliche Eigentum übergegangen ist. 


Absatz 3 


Absatz 3 bestimmt, von wem die Anzeige (vereinfachte Erklärung) abzugeben ist. Sie ist 
im Regelfall von demjenigen abzugeben, dem das Grundstück zuzurechnen ist. 


Anders als bei den Einheitswerten wird bei den Grundsteuerwerten dem Erbbauberechtig­
ten das Grundstück zugerechnet (vgl. § 261 BewG). Folgerichtig ist auch der Erbbaube­
rechtigte verpflichtet, die Feststellungserklärung abzugeben. Dies ist sachdienlich, da an­
zunehmen ist, dass der Erbbauberechtigte als Nutzungsberechtigter des Grundstücks die 
entsprechenden Kenntnisse für die Feststellungserklärung besitzt. Der Erbbauverpflichte­
te hat an der Erklärung mitzuwirken, da im Einzelfall nicht auszuschließen ist, dass be­
stimmte Tatsachen nur vom Erbbauverpflichteten erlangt werden können. 







      


           
         


     


  


                
           


           
         


            


  


             
             


              
             


         
          


          
        


  


               
           


           
               


           
         


         
         


           
          


           
         


             
       


  


              
              


        
         


   


                 
           
            
            


              
    


              
          


          


- 106 ­


Bei einem Gebäude auf fremden Grund und Boden ist der Grundstückseigentümer ver­
pflichtet die Steuererklärung abzugeben. Der Eigentümer oder der wirtschaftliche Eigen­
tümer des Gebäudes hat mitzuwirken. 


Absatz 4 


Absatz 4 bestimmt, dass die Erklärung nach Absatz 1 und die Anzeige nach Absatz 2 bei 
dem für die gesonderte Feststellung zuständigen Finanzamt abzugeben und sofern keine 
elektronische Übermittlung erfolgt (vgl. Absatz 6), zu unterzeichnen sind. Örtlich zuständig 
für die gesonderte Feststellung ist nach der allgemeinen abgabenrechtlichen Zuständig­
keitsverteilung das Lagefinanzamt (§ 18 Absatz 1 Nummer 1 der AO). 


Absatz 5 


Die Vorschrift regelt, dass die Erklärungen nach Absatz 1 und die Anzeigen nach Ab­
satz 2 Steuererklärungen im Sinne der Abgabenordnung sind. Dies hat zur Folge, dass 
die Erfüllung sowohl der Erklärungs- als auch der Anzeigepflicht erzwingbar ist (§§ 328 ff. 
AO) und dass bei Nichterfüllung oder bei nicht fristgerechter Erfüllung der Erklärungs- und 
Anzeigepflicht grundsätzlich ein Verspätungszuschlag festgesetzt werden muss (§ 152 
Absatz 2AO). Schließlich folgt daraus, dass dem Erklärungs- und Anzeigepflichtigem so­
wie seinem Gesamtrechtsnachfolger die Pflicht zur Berichtigung seiner Erklärung bzw. 
Anzeige aus § 153 Absatz 1 AO trifft. 


Absatz 6 


Absatz 6 bestimmt, dass die Erklärungen nach Absatz 1 und die Anzeigen nach Absatz 2 
im Sinne der Abgabenordnung auf elektronischem Wege zu übermitteln sind. Zur Vermei­
dung unbilliger Härten ist auf Antrag des Steuerpflichtigen unter den Voraussetzungen 
des § 150 Absatz 8 AO die Abgabe der Steuererklärung oder der Anzeige auf Papier zu­
lässig. Bei der Entscheidung zur Befreiung von der Verpflichtung zur elektronischen Ab­
gabe soll eine großzügigere Verwaltungspraxis gelten als beispielsweise bei Unterneh­
men für die Abgabe von Unternehmenssteuererklärungen. Als Befreiungsgründe kommen 
insbesondere in Betracht, wenn Steuerpflichtige einen nicht unerheblichen finanziellen 
Aufwand geltend machen (Beispiel: erforderliche Anschaffung eines PC) oder wenn der 
Steuerpflichtige nach seinen individuellen Kenntnissen und Fähigkeiten nicht oder nur 
eingeschränkt zur Abgabe von elektronischen Erklärungen in der Lage ist. Persönliche 
Unzumutbarkeit liegt beispielsweise vor, wenn der Steuerpflichtige über keinerlei Medien­
kompetenz verfügt und aufgrund der Umstände auch nicht zu erwarten ist, dass er zu­
künftig und zeitnah Zugang zur Computertechnik findet. 


§ 229 


§ 229 BewG entspricht inhaltlich § 29 BewG. Er ist insbesondere hinsichtlich der neuen 
Begrifflichkeiten redaktionell angepasst. § 229 BewG regelt - wie bisher auch § 29 BewG ­
, welche Erhebungsmöglichkeiten über Besteuerungsgrundlagen und Auskunftsrechte das 
Finanzamt hat sowie welche Mitteilungspflichten andere Behörden gegenüber dem Fi­
nanzamt haben. 


Wie bisher auch § 29 Absatz 1 BewG sieht § 229 Absatz 1 BewG vor, dass die Eigentü­
mer von Grundbesitz den Finanzbehörden auf Anforderung alle Angaben zu machen ha­
ben, die sie für die Sammlung der Kauf-, Miet- und Pachtpreise braucht. Personenbezo­
gene Daten aus der Grundsteuererklärung sollen nicht in die Kauf-, Miet-, und Pachtpreis­
sammlung übernommen werden. Gleiches gilt nach § 2a Absatz 5 Nummer 2 AO für Kör­
perschaften, Personenvereinigungen und Vermögensmassen. 


Wie bisher regelt § 229 Absatz 3 BewG die Anzeige- und Mitteilungspflichten der nach 
Bundes- oder Landesrecht zuständigen Behörden. Diese haben alle ihnen bekannt ge­
wordenen Umstände, die für die Feststellung von Grundsteuerwerten oder die Festset­
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zung der Grundsteuer von Bedeutung sind, mitzuteilen. Dazu gehören insbesondere die 
in § 229 Absatz 4 BewG festgelegten Daten der Grundbuchämter. Darüber hinaus gehö­
ren hierzu insbesondere Daten, die bei der Vermessungs- und Katasterverwaltung im 
amtlichen Liegenschaftskatasterinformationssystem technisch geführt werden. 


Wie bisher in § 29 Absatz 5 BewG regelt § 229 Absatz 5 BewG, dass die mitteilungspflich­
tigen Stellen grundsätzlich verpflichtet sind, die betroffenen Personen von dem Inhalt der 
Mitteilung zu unterrichten. Eine Unterrichtung kann jedoch in Übereinstimmung mit Arti­
kel 13 Absatz 4 der Datenschutzgrundverordnung unterbleiben, soweit den Finanzbehör­
den Umstände aus dem Grundbuch, den Grundakten oder aus dem Liegenschaftskatas­
ter mitgeteilt werden. Es kann davon ausgegangen werden, dass die betroffenen Perso­
nen nicht nur die betroffenen Daten kennen, sondern auch - nicht zuletzt aufgrund der 
gesetzlichen Mitteilungspflicht - wissen, dass diese Daten (wie bereits nach früherem 
Recht) den Finanzbehörden zu Besteuerungszwecken mitgeteilt werden. Insoweit ist 
§ 229 Absatz 5 BewG als Klarstellung zu verstehen (vgl. dazu auch den in § 2a Absatz 3 
AO klarstellend zum Ausdruck kommenden Anwendungsvorrang der Datenschutzgrund­
verordnung). Nach Artikel 23 Absatz 1 Buchstabe e der Datenschutzgrundverordnung 
können bestehende Informationspflichten zudem durch Rechtsvorschriften eines Mitglied­
staats, denen der Verantwortliche oder der Auftragsverarbeiter unterliegt, eingeschränkt 
werden. Voraussetzung ist, dass die Beschränkung den Wesensgehalt der Grundrechte 
und Grundfreiheiten achtet und in einer demokratischen Gesellschaft eine notwendige 
und verhältnismäßige Maßnahme darstellt, um den Schutz sonstiger wichtiger Ziele des 
allgemeinen öffentlichen Interesses des Mitgliedstaats, insbesondere eines wichtigen fi­
nanziellen Interesses, etwa im Steuerbereich, wie hier das Aufkommen der Grundsteuer 
durch Schaffung der Möglichkeit einer weitgehend automatisiert und flächendeckenden 
Erhebung, sicherzustellen. 


Übersteigen die Interessen der betroffenen Person den Aufwand für die Informationsertei­
lung, zum Beispiel anlässlich eines erforderlichen schriftlichen Kontakts mit dem Betroffe­
nen ihn von der Mitteilung nach § 229 Absatz 3 oder Absatz 4 BewG zu informieren, hat in 
diesen Fällen eine Information von der Mitteilung zu erfolgen. 


Die in Absatz 6-neu normierte Verpflichtung zur elektronischen Datenübermittlung an die 
Finanzbehörden nach vorgeschriebenem Datensatz über die amtlich bestimmte Schnitt­
stelle (vgl. § 87b AO) ist Grundvoraussetzung für eine weitgehend automationsgestützte 
Neubewertung aller 36 Millionen wirtschaftlichen Einheiten. 


§ 230 


§ 230 BewG entspricht im Wesentlichen § 30 BewG und bestimmt, dass die in Euro ermit­
telten Grundsteuerwerte auf volle hundert Euro abgerundet werden. Aufgrund der Fest­
stellung der Grundsteuerwerte in Euro bedarf es keiner Umrechnung mehr von Deutsche 
Mark in Euro. 


§ 231 


Die Vorschrift entspricht den Regelungen des § 32 BewG. Siebestimmt, dass für die Be­
wertung des inländischen nach diesem Abschnitt zu bewertenden Vermögens die Vor­
schriften der §§ 232 bis 262 BewG gelten. Nach diesen Vorschriften sind auch die inländi­
schen Teile einer wirtschaftlichen Einheit zu bewerten, die sich sowohl auf das Inland als 
auch auf das Ausland erstreckt. Diese Regelung ist insbesondere für die Bewertung von 
Betrieben der Land- und Forstwirtschaft von praktischer Bedeutung, da diese teilweise 
über Landesgrenzen hinweg betrieben werden. Bewertet für Zwecke der Grundsteuer 
wird in diesen Fällen nur der inländische Teil der wirtschaftlichen Einheit. Zudem wird 
klargestellt, dass der ausländische Teil einer wirtschaftlichen Einheit nicht der gesonder­
ten Feststellung nach § 219 BewG unterliegt. 
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Teil B (Land- und forstwirtschaftliches Vermögen) 


1.	 Einführung 


Die Bewertung des land- und forstwirtschaftlichen Vermögens erfolgt bislang im Rahmen 
einer Betriebsbewertung (Gesamtbewertung) mit dem Ertragswert. Für die alten Länder 
wird die Bewertung bisher in Form der Eigentümerbesteuerung und für die neuen Bundes­
länder in Form der Nutzerbesteuerung jeweils einheitlich nach den Wertverhältnissen zum 
1. Januar 1964 vorgenommen. In den alten Ländern gehört der Wohnteil einschließlich 
der Altenteilerwohnung zum land- und forstwirtschaftlichen Vermögen, während die 
Wohngebäude in den neuen Ländern dem Grundvermögen zugerechnet werden. Durch 
die Übertragung der Agrarpolitik auf die Europäische Union und nach mehrfachen Struk­
turveränderungen innerhalb der letzten 50 Jahre haben sich die für einen Ertragswert 
maßgebenden Verhältnisse in der Land- und Forstwirtschaft grundlegend geändert. Zur 
Weiterentwicklung des Bewertungsverfahrens der Betriebe der Land- und Forstwirtschaft 
für Zwecke der Grundsteuer ist deshalb auf die jüngeren Erfahrungen im Bereich der Erb­
schaft- und Schenkungsteuer zurückzugreifen. 


Die Bewertung des Grund und Bodens mittels Pachtpreisen ist aus Sicht der Wissen­
schaft und der land- und forstwirtschaftlichen Sachverständigen nur im Fall der Verpach­
tung einzelner Flächen zielführend. Dagegen muss der wirtschaftende Betrieb regelmäßig 
Flächen zupachten, was statistisch in einer hohen Pachtquote und einem gesteigerten 
Ertrag zum Ausdruck kommt. Die Bewertung des land- und forstwirtschaftlichen Vermö­
gens für die Erbschaft- und Schenkungsteuer erfolgt deshalb durch ein Reingewinn- und 
ein Mindestwertverfahren. Im Rahmen einer einmaligen Bewertung für Zwecke der Erb­
schaft- und Schenkungsteuer muss eine solche sachliche Differenzierung und der damit 
verbundene Aufwand einer nachträglichen Liquidationsbewertung im Verhältnis zur reali­
tätsgerechten Abbildung anderer Wirtschaftsgüter hingenommen werden. Bei der jährlich 
wiederkehrend zu erhebenden Grundsteuer ist ein solches Verfahren sowohl mit Blick auf 
die rückwirkende Korrektur der Bemessungsgrundlage als auch mit Blick auf die monetä­
ren und bürokratischen Belastungen sowohl für die Land- und Forstwirtschaft als auch für 
die Finanzverwaltung nicht zielführend. 


2.	 Folgerungen für das Bewertungsverfahren 


Um in einem steuerlichen Massenverfahren die Bewertung des land- und forstwirtschaftli­
chen Vermögens transparent und effizient gestalten zu können, muss die Bewertungssys­
tematik für den Grundbesitz weitgehend vereinfacht und aufgrund zur Verfügung stehen­
der Datengrundlagen möglichst vollautomatisiert abgewickelt werden. Dies kann im Ein­
zelnen durch eine automationsfreundliche Ausgestaltung des Bewertungsverfahrens wie 
folgt erreicht werden: 


–	 Die wirtschaftliche Einheit Betrieb der Land- und Forstwirtschaft erstreckt sich künftig 
bundeseinheitlich nicht mehr auf den Wohnteil. 


–	 Die übrigen Grundstrukturen des bisherigen Rechts in Form der Vermögensart, die 
Definition der wirtschaftlichen Einheit Betrieb der Land- und Forstwirtschaft, die Ab­
grenzungskriterien hierzu und die bewährte Gliederung des Betriebs in Nutzungen 
bleiben erhalten. Eine Änderung erfolgt nur dergestalt, dass die Gliederung des Be­
triebs (sog. gesetzliche Klassifizierung) über eine Grundstücksdatenbank für das voll 
automationsgestützte Bewertungsverfahren zur Verfügung gestellt wird. 


–	 Die Bewertung der wirtschaftlichen Einheit Betrieb der Land- und Forstwirtschaft er­
folgt bundeseinheitlich nach dem Eigentümerprinzip auf der Basis des amtlichen Lie­
genschaftskatasters in Form einer standardisierten Bewertung der Flächen und ge­
gebenenfalls der vorhandenen Hofstellen mit einem typisierenden Ertragswert. 
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–	 Die Ableitung der Ertragswertansätze erfolgt soweit als möglich aus den durchschnitt­
lichen Ertragsverhältnissen der Testbetriebe beim Bundesministerium für Ernährung 
und Landwirtschaft für Deutschland. Dadurch kann bei jeder Hauptfeststellung auf 
kontinuierliche Daten zurückgegriffen werden. 


3.	 Änderungen gegenüber der bisherigen Rechtslage 


Nach der bisherigen Rechtslage gehen die land- und forstwirtschaftlichen Flächen, die 
Hofflächen, die Wirtschaftsgebäude und die Betriebsmittel allgemein im Ertragswert eines 
Betriebs der Land- und Forstwirtschaft auf und beeinflussen über das jeweilige Ertrags-
und Aufwandsgefüge den entsprechenden Hektarwert der einzelnen Nutzungen oder den 
unmittelbaren Vergleichswert. Deshalb ist bisher geregelt, dass bei aktiv wirtschaftenden 
Betrieben die gegendüblichen Abweichungen gegenüber den unterstellten Ertragsverhält­
nissen durch Zu- oder Abrechnungen und die betriebsindividuellen Abweichungen insbe­
sondere für Wirtschaftsgebäude und Vieh als Betriebsmittel durch Zu- oder Abschläge 
erfolgen. Dagegen sind in den Fällen einer Stückländerei beim Eigentümer des Grund und 
Bodens keine Abschläge wegen fehlender Betriebsmittel und dementsprechend keine 
Zuschläge für den Überbestand an Betriebsmitteln bei deren Eigentümer zulässig. 


Aufgrund der Notwendigkeit einer weitgehend vollautomatisierten Bewertung der land­
und forstwirtschaftlichen Flächen wird auf eine vergleichende Bewertung und deren um­
fangreiche Ermittlungen verzichtet. Stattdessen wird unmittelbar für jede Nutzung ein 
Reinertrag ermittelt. Die neue Rechtslage unterstellt, dass der Reinertrag der gesondert 
zu bewertenden Nutzungen das jeweilige Ertragswertpotential des bewirtschafteten Grund 
und Bodens abbildet und mit dessen Ansatz die hierfür unmittelbar erforderlichen Be­
triebsmittel ideell abgegolten werden. Dabei kommt es entsprechend dem Charakter einer 
objektiven Flächenbewertung zunächst nicht darauf an, ob der Eigentümer oder der Päch­
ter den Grund und Boden selbst bewirtschaftet. Auf die Unterscheidung zwischen aktiv 
wirtschaftenden Betrieben einschließlich etwaiger Ertragswertsteigerungen durch Zu­
pachtflächen einerseits und Stückländereien sowie verpachteten Betrieben einschließlich 
etwaiger Ertragswertminderungen andererseits sowie den damit verbundenen Abgren­
zungsschwierigkeiten und Korrekturrechnungen bei besonders intensiven Nutzungen wird 
deshalb verzichtet. Dennoch wird den im bisherigen Recht berücksichtigten Umständen 
dem Grunde nach auf vereinfachte Weise dadurch Rechnung getragen, dass die typi­
scherweise von aktiv wirtschaftenden Betrieben unterhaltenen Hofstellen eigenständig 
bewertet werden. Durch die gesonderte Erfassung von Viehzuschlägen oder der Bewer­
tung der Wirtschaftsgebäude werden weitere ertragswertsteigernde Umstände ersatzwei­
se pauschal erfasst, die wesentlich und fachlich unbestritten sind.. 


I. Allgemeine Vorschriften 


§ 232 


Absatz 1 


Die Regelung definiert den tätigkeitsbezogenen Begriff der Land- und Forstwirtschaft. Der 
Sammelbegriff umfasst neben der Landwirtschaft und der Forstwirtschaft auch den Wein­
bau, den Gartenbau und die sonstigen Betriebszweige. Zugleich regelt § 232 Absatz 1 
BewG den Umfang des land- und forstwirtschaftlichen Vermögens. Dienen Wirtschaftsgü­
ter nach ihrer Zweckbestimmung einer land- und forstwirtschaftlichen Tätigkeit dauerhaft 
zur planmäßigen und ständigen Bewirtschaftung, werden sie unter objektiven Gesichts­
punkten dieser Vermögensart zugerechnet. 


Absatz 2 


Bewertungsgegenstand für Zwecke der Grundsteuer ist innerhalb des land- und forstwirt­
schaftlichen Vermögens die wirtschaftliche Einheit des Betriebs der Land- und Forstwirt­
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schaft. Die wirtschaftliche Einheit bestimmt sich nach den wirtschaftlichen Eigentumsver­
hältnissen beim Grund und Boden am Bewertungsstichtag und umfasst die damit in en­
gem sachlichem Zusammenhang stehenden Wirtschaftsgüter, die in Absatz 3 konkreti­
siert werden. 


Absatz 3 


Absatz 3 bestimmt enumerativ die Wirtschaftsgüter, die dem Betrieb der Land- und Forst­
wirtschaft dauernd zu dienen bestimmt sind. Zu diesen Wirtschaftsgütern gehören insbe­
sondere der Grund und Boden, die Wirtschaftsgebäude, die stehenden Betriebsmittel, der 
normale Bestand an umlaufenden Betriebsmitteln und die immateriellen Wirtschaftsgüter. 
Zum Grund und Boden gehören alle Flächen, die nicht als Grundvermögen zu erfassen 
sind. Wirtschaftsgebäude sind Gebäude oder Gebäudeteile, die ausschließlich der unmit­
telbaren Bewirtschaftung des Betriebs und nicht Wohnzwecken dienen. Stehende Be­
triebsmittel wie z. B. das lebende und tote Inventar dienen einem Betrieb längerfristig. 
Dagegen sind umlaufende Betriebsmittel zum Verbrauch im eigenen Betrieb oder zum 
Verkauf bestimmt. Zu den immateriellen Wirtschaftsgütern gehören insbesondere Liefer­
rechte und von staatlicher Seite gewährte Vorteile, die die Voraussetzungen eines Wirt­
schaftsguts erfüllen. Ein normaler Bestand an umlaufenden Betriebsmitteln stellt sicher, 
dass eine ordnungsgemäße Bewirtschaftung im Sinne des definierten Reinertrags mög­
lich ist. 


Absatz 4 


Die Vorschrift entspricht im Wesentlichen § 33 Absatz 3 BewG. Sie berücksichtigt jedoch, 
dass zu Wohnzwecken, gewerblichen und/oder öffentlichen Zwecken dienende Gebäude 
und Gebäudeteile stets dem Grundvermögen zuzurechnen sind. 


Da der Betrieb der Land- und Forstwirtschaft künftig nicht mehr die Wohngebäude und 
den dazugehörenden Grund und Boden umfasst (z. B. Wohnteil einschließlich Altenteiler­
wohnung und Wohnungen der Arbeitnehmer), ist insoweit eine Abgrenzung zwischen dem 
land- und forstwirtschaftlichen Vermögen und dem Grundvermögen geboten. Zum Grund 
und Boden der Wohngebäude zählen neben der bebauten Fläche auch die Nebenflächen 
wie z. B. Stellplätze und Gärten. Bei Betrieben in den alten Ländern, die vor dem 31. De­
zember 1998 bereits bestanden haben, ist eine Abgrenzung nach § 13 Absatz 4 und 5 
EStG erfolgt, die grundsätzlich zu übernehmen ist. Bei Betrieben in den neuen Ländern 
sind die Wohngebäude stets abgegrenzt und als Grundvermögen erfasst. Insoweit ist eine 
Abgrenzung nur in künftig entstehenden wirtschaftlichen Einheiten vorzunehmen. 


Im Übrigen wird die traditionelle Verkehrsanschauung in Absatz 4 Nummer 2 bis 4 im Be­
reich der Land- und Forstwirtschaft fortgeführt, wonach der Betriebsinhaber im Falle einer 
Veräußerung seines Betriebs die abschließend aufgeführten Wirtschaftsgüter nicht 
zwangsläufig mitveräußert oder dem Erwerber besonders in Rechnung stellt. Eine Ände­
rung dieser Rechtslage hätte zur Folge, dass auch für diese Wirtschaftsgüter Grundsteuer 
zu entrichten wäre. 


§ 233 


Absatz 1 


Nach der bisherigen Rechtslage sind die Standortflächen von Windkraftanlagen auf land­
und forstwirtschaftlich genutzten Flächen dem Grundvermögen zuzurechnen. Nach der 
neueren Rechtsprechung des Bundesfinanzhofs hierzu sind bei bestellten Grunddienst­
barkeiten und einer weiteren land- und forstwirtschaftlichen Nutzung der Flächen (ein­
schließlich einer Unternutzung der Umgriffsflächen) nur die eigentlichen Standortflächen 
aus dem land- und forstwirtschaftlichen Vermögen auszuscheiden. In Folge dessen muss 
jeweils für kleinste wirtschaftliche Einheiten des Grundvermögens eine Wertermittlung 
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erfolgen, ohne dass in der Regel die eigentliche Betriebsvorrichtung Windkraftanlage der 
Grundsteuer unterliegt. 


Neben den Schwierigkeiten bei der Abgrenzung der Standortflächen ergeben sich solche 
auch bei der Bewertung dieser Flächen, da den Gutachterausschüssen hierfür keine aus­
reichende Zahl von Kauffällen zur Ermittlung entsprechender Bodenrichtwerte zur Verfü­
gung stehen. Aus diesen Gründen regelt die Vorschrift, dass land- und forstwirtschaftlich 
genutzte Flächen in Sondergebieten für Windenergieanlagen aus Vereinfachungsgründen 
stets und im vollem Umfang (einschließlich der Standortfläche) dem land- und forstwirt­
schaftlichen Vermögen zugerechnet werden. Alle übrigen Energieerzeugungsflächen 
werden weiterhin über § 232 Absatz 4 Nummer 1 BewG dem Grundvermögen zugerech­
net. 


Absatz 2 


Die Vorschrift entspricht inhaltlich § 69 Absatz 1 BewG. Sie ersetzt jedoch das nach bis­
herigem Recht gültige Tatbestandsmerkmal „auf absehbare Zeit“, das durch die hierzu 
ergangene höchstrichterliche Rechtsprechung mit sechs Jahren konkretisiert wurde, in 
Übereinstimmung mit dem Hauptfeststellungszeitraum durch sieben Jahre. 


Absatz 3 


Die Vorschrift entspricht inhaltlich § 69 Absatz 3 BewG unter Berücksichtigung der Ab­
grenzung und Bewertung von land- und forstwirtschaftlichen Hofstellen. 


§ 234 


Absatz 1 


Die Vorschrift greift auf die bewährten Regelungen des § 34 Absatz 1 und 2 BewG zu­
rück. Sie enthält eine Beschreibung des Betriebs der Land- und Forstwirtschaft und glie­
dert diesen für Zwecke der Wertermittlung auf. 


Der Begriff der Nutzung umfasst grundsätzlich die Gesamtheit aller jeweils hierzu gehö­
renden Wirtschaftsgüter, die einem Betriebszweig oder mehreren Betriebszweigen der 
Urproduktion dienen. Dies hat den Vorteil, dass mehreren Nutzungen dienende Wirt­
schaftsgüter nicht im Einzelnen quotal aufgeteilt werden müssen. Die Definitionen des 
Abbaulands, Geringstlands und Unlands entsprechen § 34 Absatz 2 Nummer 2 BewG, 
werden jedoch aus automationstechnischen Gründen künftig als Nutzungsart bezeichnet. 


Neu ist die Nutzungsart Hofstelle, die zur weiteren Vereinfachung des Bewertungsverfah­
rens eingeführt wird. Die Nutzungsart ergänzt die jeweiligen Nutzungen um die Hofflä­
chen, die dadurch unmittelbar bewertet werden können. Gleiches gilt für die auf einer 
Hofstelle befindlichen Wirtschaftsgebäude und Betriebsmittel, soweit hierfür eine geson­
derte Erfassung angeordnet ist. 


Nebenbetriebe werden wie bisher dem Betrieb der Land- und Forstwirtschaft zugeordnet 
und gesondert erfasst. Für die Abgrenzung des Nebenbetriebs zum Gewerbebetrieb gel­
ten die bisherigen Grundsätze. 


Absatz 2 


Um eine möglichst weitgehende Automation des Bewertungsverfahrens zu gewährleisten, 
werden die land- und forstwirtschaftlichen Flächen auf der Grundlage von Mitteilungen 
anderer Behörden, von Steuererklärungen, von Außenprüfungen oder anlässlich der 
Durchführung einer land- und forstwirtschaftlichen Sachverständigentätigkeit den entspre­
chenden Nutzungen, Nutzungsteilen sowie Nutzungsarten zugeordnet. Die Angaben zu 
den klassifizierten Flächen sind im amtlichen Liegenschaftskatasterinformationssystem 
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bundeseinheitlich auf der Rechtsgrundlage des § 229 Absatz 3 i. V. m. Absatz 6 BewG 
der Finanzverwaltung zur Verfügung zu stellen. 


Absatz 3 


Die Vorschrift grenzt das Abbauland von den Nutzungen ab. Sie entspricht inhaltlich § 43 
Absatz 1 BewG. 


Absatz 4 


Die Vorschrift grenzt das Geringstland von den Nutzungen ab. Sie entspricht inhaltlich 
§ 44 Absatz 1 BewG. 


Absatz 5 


Die Vorschrift grenzt das Unland von den Nutzungen ab. Sie entspricht inhaltlich § 45 
Absatz 1 BewG. 


Absatz 6 


Die Vorschrift definiert die vom Grundvermögen abgegrenzten Hofstellen, die zur Verein­
fachung der Bewertung gesondert zu erfassen sind. Umfang und Ausstattung der jeweili­
gen Hofstelle richten sich grundsätzlich nach den Erfordernissen und der Größe der von 
dieser Stelle aus bewirtschafteten Flächen. Die Hofflächen werden unabhängig davon, ob 
sie bebaut oder unbebaut sind, dem Betrieb der Land- und Forstwirtschaft zugerechnet, 
wenn sie zumindest teilweise der Bewirtschaftung der übrigen land- und forstwirtschaftli­
chen Flächen dienen. Die sich auf den Hofflächen befindlichen Wirtschaftsgebäude wer­
den mit ihren jeweiligen Brutto-Grundflächen ebenfalls der Hofstelle zugerechnet. 


Absatz 7 


Die Vorschrift fingiert die Nebenbetriebe als Nutzungsart. Inhaltlich entspricht die Definiti­
on § 42 Absatz 1 BewG. 


§ 235 


Absatz 1 


Die Vorschrift regelt, dass für die Feststellung des Grundsteuerwerts allgemein die Ver­
hältnisse zum Feststellungszeitpunkt (d. h. zum Stichtag 1. Januar eines Jahres) maßge­
bend sind, auch wenn in der Land- und Forstwirtschaft regelmäßig abweichende Wirt­
schaftsjahre bestehen. 


Absatz 2 


Abweichend von der Regelung des Absatzes 1 und damit abweichend von § 221 Absatz 2 
BewG, § 222 Absatz 4 Satz 2 BewG und § 223 Absatz 2 Satz 1 BewG wird aus Zweck­
mäßigkeitsgründen auf die Bestände zum Schluss des vorangegangenen Wirtschaftsjah­
res abgestellt. Grundsätzlich erleichtert dies die Ermittlung der umlaufenden Betriebsmittel 
und die Abgrenzung der Überbestände. Bedeutung erlangt die Vorschrift bei der Ermitt­
lung der Tierbestände für die Abgrenzung der landwirtschaftlichen von der gewerblichen 
Tierhaltung. 


§ 236 


Absatz 1 
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Die Vorschrift normiert im Allgemeinen als Bewertungsmaßstab für den Betrieb der Land-
und Forstwirtschaft den Ertragswert. 


Bei der Ermittlung des Ertragswerts wird davon ausgegangen, dass der Eigentümer den 
zu bewertenden Betrieb der Land- und Forstwirtschaft behält, fortlaufend nutzt und hie­
raus Erträge erzielt. Sinn und Zweck des Ertragswerts ist es somit, außerlandwirtschaftli­
che Faktoren auszuscheiden, die zwar den Veräußerungspreis eines Betriebs beeinflus­
sen, jedoch in keinem ökonomischen Zusammenhang mit der objektiven Ertragsfähigkeit 
einer land- und forstwirtschaftlichen Urproduktion stehen. 


Absatz 2 


Bei der Bewertung der Wirtschaftsgüter im Sinne des § 232 Absatz 3 BewG durch Kapita­
lisierung des Reinertrags ist nicht auf das individuell durch den Land- und Forstwirt erwirt­
schaftete Ergebnis abzustellen, sondern auf den gemeinhin und nachhaltig erzielbaren 
Reinertrag eines pacht- und schuldenfreien Betriebs (Sollertrag). 


Bei der Beurteilung dieser Grundsätze ist nicht auf Muster- oder Spitzenbetriebe sondern 
auf durchschnittliche Betriebsergebnisse abzustellen, die anhand der gesetzlich normier­
ten Gliederung eines Betriebs üblicherweise erzielt werden. Dabei sind alle wesentlichen 
Umstände, die auf den Wirtschaftserfolg Einfluss nehmen oder von denen die Verwertung 
der gewonnenen Erzeugnisse abhängig ist, zu berücksichtigen. Außerdem ist zu unter­
stellen, dass der Betrieb schuldenfrei und mit einem für die ordnungsgemäße, gemeinhin 
übliche Bewirtschaftung notwendigen Bestand an Wirtschaftsgebäuden und Betriebsmit­
teln ausgestattet ist. 


Die Ableitung der Reinerträge erfolgt zur Umsetzung der gesetzlichen Vorgaben soweit 
als möglich aus den durchschnittlichen Ertragsverhältnissen der Testbetriebe beim Bun­
desministerium für Ernährung und Landwirtschaft für das gesamte Bundesgebiet. Zur rea­
litätsgerechten Abbildung der nachhaltigen Ertragsfähigkeit wurden die notwendigen 
Kennzahlen für jede Nutzung gesondert als Durchschnittswerte aus zehn Wirtschaftsjah­
ren ermittelt. Ausgangspunkt ist das durchschnittliche Betriebseinkommen der Betriebe, 
das die gemeinhin erzielbare Entlohnung der Produktionsfaktoren Boden, (Besatz-) Kapi­
tal und Arbeit repräsentiert. Der Reinertrag ergibt sich aus dem Betriebseinkommen ab­
züglich des Lohnaufwands für fremde Arbeitskräfte und dem angemessenen Anteil für die 
Arbeit des Betriebsleiters sowie der nicht entlohnten Arbeitskräfte (nAK). 


Absatz 3 


Zur Vereinfachung des Bewertungsverfahrens wird der Reinertrag für jede gesetzliche 
Klassifizierung gesondert ermittelt. Neben den Abzügen nach Absatz 3 ist darüber hinaus 
als technische Korrektur ein Abzug für die Wirtschaftsgebäude als Betriebsmittel auf der 
Basis einer Verzinsung von 5,5 Prozent vorzunehmen, da eine Unterscheidung zwischen 
aktiv wirtschaften Betrieben und Verpachtungsbetrieben nicht erfolgt und Wirtschaftsge­
bäude ideell bei der Nutzungsart Hofstelle – mithin bei aktiv wirtschaftenden Betrieben ­
erfasst werden. Das Ergebnis ist der standardisierte Reinertrag für den Grund und Boden. 
Er bildet das Ertragswertpotential des Grund und Bodens und der zur Bewirtschaftung 
erforderlichen Betriebsmittel ab. Daraus ergibt sich für den standardisierten Reinertrag 
des Grund und Bodens das folgende Schema: 


Durchschnittliches Betriebseinkommen der Betriebe 


geteilt durch die durchschnittlich bewirtschaftete Landwirtschaftsfläche (LF) in Hektar 


= Betriebseinkommen / ha LF 


abzüglich Lohnaufwand für fremde Arbeitskräfte / ha LF 


abzüglich angemessener Lohnansatz für Betriebsleiter und nicht entlohnte AK / ha LF 


abzüglich anteiliger Reinertrag für die Wirtschaftsgebäude / ha LF 
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= anteiliger Reinertrag des Grund und Bodens einschließlich der Betriebsmittel zur LuF Erzeugung / ha LF 


Bei der Ermittlung des angemessenen Lohnansatzes der nicht entlohnten Arbeitskräfte 
(einschließlich der Betriebsleiter) wurde wie folgt vorgegangen. In Wirtschaftsjahren, in 
denen die Nettorentabilität des Betriebs 100 % erreichte und somit eine volle Entlohnung 
aller Produktionsfaktoren möglich war, wird der Lohnansatz der nicht entlohnten Arbeits­
kräfte in vollem Umfang abgezogen. In Wirtschaftsjahren, in denen die Nettorentabilität 
unter 100 % lag, wird nur der Anteil des Lohnansatzes abgezogen der dem Prozentsatz 
der ermittelten Nettorentabilität entspricht. 


Absatz 4 


Der Ertragswert ermittelt sich nach Absatz 5 aus dem 18,6-fachen des Reinertrages, den 
der Betrieb der Land- und Forstwirtschaft gemäß seiner wirtschaftlichen Bestimmung im 
Durchschnitt der Jahre nachhaltig erbringen kann. Der Kapitalisierungsfaktor unterstellt 
eine immerwährende Verzinsung der Reinerträge von 5,5 Prozent. 


§ 237 


Absatz 1 


Die Vorschrift regelt, dass die Gesamtbewertung eines Betriebs der Land- und Forstwirt­
schaft zur Vereinfachung des Bewertungsverfahrens nach dessen Gliederung erfolgt. 
Hierzu sind für jede der land- und forstwirtschaftlichen Nutzungen, Nutzungsteile sowie für 
die Nutzungsarten die entsprechenden Eigentumsflächen des Betriebs der Land- und 
Forstwirtschaft mit dem nach § 236 BewG ermittelten standardisierten Reinertrag zu mul­
tiplizieren. Der standardisierte Reinertrag ergibt sich aus den jeweiligen Bewertungsfakto­
ren, die in den Anlagen 27 bis 33 zum BewG festgelegt sind. 


Die Bewertung der wirtschaftlichen Einheit Betrieb der Land- und Forstwirtschaft erfolgt 
über die dem Eigentümer zuzurechnenden Flächen, unabhängig davon, ob er diese im 
Rahmen seines aktiv wirtschaftenden Betriebs bewirtschaftet oder ob diese einem ande­
ren aktiv wirtschaftenden Betrieb dienen oder zur Nutzung überlassen sind. Gleiches gilt 
wegen des nachhaltig erzielbaren Reinertrags für den Fall, dass die Flächen am Bewer­
tungsstichtag nur vorübergehend nicht bewirtschaftet werden oder einer entsprechenden 
Stilllegungsverpflichtung unterliegen (Ansatz des Sollertrags). Aus diesen Gründen müs­
sen im Rahmen eines Ertragswerts diejenigen Wirtschaftsgüter, die dem Eigentümer des 
Grund und Bodens nicht gehören, jedoch den Ertrag eines Betriebs beeinflussen, der 
wirtschaftlichen Einheit zugerechnet werden. Dieses Prinzip entspricht im Wesentlichen 
§ 34 Absatz 4 BewG, wonach die Wirtschaftsgüter ideell zugerechnet und bewertet wer­
den. Neu ist, dass die einem Eigentümer nicht gehörenden Betriebsmittel sich ausdrück­
lich auf die jeweiligen land- und forstwirtschaftlichen Eigentumsflächen erstrecken und 
damit fiktiv abgegolten werden. Folglich kommt es nicht darauf an, ob der Eigentümer die 
Flächen tatsächlich selbst bewirtschaftet oder diese zur Nutzung überlässt. Eine Unter­
scheidung zwischen aktiv wirtschaftenden Betrieben, verpachteten Betrieben und Stück­
ländereien kann deshalb im Rahmen des Massenverfahrens entfallen. Dies dient der 
grundlegenden Vereinfachung und ermöglicht zugleich eine weitgehende und rechtssiche­
re Bewertung der Flächen im vollautomatisierten Verfahren. 


Absatz 2 


Die Vorschrift konkretisiert die Ermittlung des standardisierten Reinertrags für die Nutzung 
von Ackerland und Grünland sowie einer damit verbundenen Tierhaltung nach Maßgabe 
des § 241 BewG. Die Einstufung in Acker- oder Grünland erfolgt nach dem Bodenschät­
zungsgesetz. Sie ist im amtlichen Liegenschaftskataster zur Berechnung der Ertrags­
messzahlen nachzuweisen. Die Ertragsmesszahl ist das Produkt einer Fläche in Ar und 
der Acker- oder Grünlandzahl (Wertzahlen). Die Bewertungsfaktoren Grundbetrag und 
Ertragsmesszahl sind deshalb von der im Kataster ausgewiesenen amtlichen Flächen­
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größe abhängig und müssen folgerichtig für jede Fläche gesondert ermittelt werden, der 
ggf. um Zuschläge nach § 238 Absatz 1 Nummer 1 und Absatz 2 BewG zu erhöhen ist. 


Die summierten Ergebnisse aus der Vervielfältigung der jeweiligen Eigentumsflächen des 
Betriebs mit deren individuell ermitteltem Reinertrag ergeben den zu kapitalisierenden 
Reinertrag der landwirtschaftlichen Nutzung. Wirtschaftsgebäude und weitere den Er­
tragswert steigernde Betriebsmittel werden nach Absatz 8 und 9 erfasst. 


Absatz 3 


Die Vorschrift konkretisiert die Ermittlung des standardisierten Reinertrags für die Nutzung 
von forstwirtschaftlichen Flächen (Holzbodenflächen und Nichtholzbodenflächen). 


Zur grundlegenden Vereinfachung des Bewertungsverfahrens gegenüber der bisherigen 
Rechtslage werden nicht mehr betriebsindividuelle Waldzustandsdaten erhoben, sondern 
es werden für naturräumlich homogen gegliederte Einheiten gegendübliche Verhältnisse 
normiert, die aus den forstwirtschaftlichen Wuchsgebieten und deren Baumartenanteilen 
gemäß § 41a Bundeswaldgesetz abgeleitet werden. Abweichend hiervon werden forst­
wirtschaftliche Flächen in Naturschutzgebieten mit weitgehenden Bewirtschaftungs­
beschränkungen als Geringstland bewertet, wenn dies katastermäßig nachgewiesen ist. 


Die summierten Ergebnisse aus der Vervielfältigung der jeweiligen Eigentumsflächen des 
Betriebs mit deren individuell ermitteltem Reinertrag in Abhängigkeit von den gegendübli­
chen Verhältnisse ergeben den zu kapitalisierenden Reinertrag der forstwirtschaftlichen 
Nutzung. 


Absatz 4 


Die Vorschrift konkretisiert die Ermittlung des standardisierten Reinertrags für die Nutzung 
von Weinbauflächen (d. h. von vorübergehend nicht bestockten Flächen, noch nicht er­
tragsfähigen Jungfeldern und im Ertrag stehenden Rebanlagen). Zur grundlegenden Ver­
einfachung des Bewertungsverfahrens gegenüber der bisherigen Rechtslage wird der 
Reinertrag für die Verwertungsform Traubenerzeugung gesetzlich normiert. 


Die summierten Ergebnisse aus der Vervielfältigung der jeweiligen Eigentumsflächen des 
Betriebs mit dem ermittelten Reinertrag für die Verwertungsform Traubenerzeugung erge­
ben den zu kapitalisierenden Reinertrag der weinbaulichen Nutzung. Wirtschaftsgebäude 
und weitere den Ertragswert steigernde Umstände werden nach Absatz 8 und ggf. durch 
Zuschläge nach § 238 Absatz 1 Nummer 3 und Absatz 2 BewG erfasst. 


Absatz 5 


Die Vorschrift konkretisiert die Ermittlung des standardisierten Reinertrags für die unter­
schiedliche Nutzung von Flächen des Gemüse-, des Blumen- und Zierpflanzenbaus, des 
Obstbaus sowie von Baumschulflächen. Zur grundlegenden Vereinfachung des Bewer­
tungsverfahrens gegenüber der bisherigen Rechtslage wird der Gemüsebau im Wechsel 
mit landwirtschaftlichen Kulturen wie eine landwirtschaftliche Nutzung bewertet. Die sum­
mierten Ergebnisse aus der Vervielfältigung der jeweiligen Eigentumsflächen des Betriebs 
mit dem hierzu ermittelten Reinertrag eines Nutzungsteils einschließlich einer etwaigen 
Ertragssteigerung bei der Erzeugung unter Glas und Kunststoffen ergibt den zu kapitali­
sierenden Reinertrag des gärtnerischen Nutzungsteils. Wirtschaftsgebäude (z. B. Ver­
kaufsräume) und weitere den Ertragswert steigernde Umstände werden nach Absatz 8 
und durch Zuschläge nach § 238 Absatz 1 Nummer 2 und Absatz 2 BewG erfasst. 


Absatz 6 


Die Vorschrift konkretisiert die Ermittlung des standardisierten Reinertrags für die in § 242 
BewG beispielhaft aufgeführten übrigen land- und forstwirtschaftlichen Nutzungen. 
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Die bisherigen Sonderkulturen Hopfen und Spargel werden wegen des von der landwirt­
schaftlichen Nutzung abweichenden Ertrags- und Aufwandsgefüges als Sondernutzungen 
erfasst. Für die sonstigen land- und forstwirtschaftlichen Nutzungen werden für die flä­
chengebundenen Nutzungen wie bisher Reinerträge ausgewiesen. 


Die summierten Ergebnisse aus der Vervielfältigung der jeweiligen Eigentumsflächen des 
Betriebs mit dem hierzu ermittelten Bewertungsfaktor ergeben den Reinertrag der übrigen 
land- und forstwirtschaftlichen Nutzungen. 


Die nicht flächengebundenen Nutzungen (z. B. der Imkerei, der Wanderschäferei und der 
Pilzzucht) werden - unabhängig von einer gesetzlichen Klassifizierung als Hofstelle – die 
ggf. genutzte Grundflächen nach Absatz 8 und ggf. vorhandene Wirtschaftsgebäude nach 
Anlage 31 ermittelt, jedoch bei der jeweiligen Nutzung erfasst. 


Absatz 7 


Die Vorschrift bestimmt, dass die gesetzlich klassifizierten Flächen Abbauland, Geringst­
land und Unland mit einem standardisierten Reinertrag gemäß Anlage 31 zum BewG zu 
erfassen sind. Auch wenn den Flächen regelmäßig keine größere Bedeutung zukommt, 
muss die Erfassung und Bewertung von Abbauland, Geringstland und Unland entspre­
chend dem Gebot der vollständigen Erfassung der Flächen des Betriebs für Zwecke einer 
relationsgerechten Besteuerung und aus automationstechnischen Gründen erfolgen. 


Absatz 8 


Die Vorschrift regelt die Bewertung der Hofstelle und konkretisiert die Ermittlung des 
standardisierten Reinertrags. 


Nach der bisherigen Rechtslage werden Hausgärten bis zu 10 Ar zur Hof- und Gebäude­
fläche gerechnet. Ferner wird die gesamte Hof- und Gebäudefläche für Zwecke der Be­
wertung in eine Nutzung oder bei Vorliegen mehrerer Nutzungen in diese anteilig einbe­
zogen, soweit sie ihr dienen. Zur grundlegenden Vereinfachung des Bewertungsverfah­
rens gegenüber der bisherigen Rechtslage werden nunmehr die Hof- und Wirtschaftsge­
bäudeflächen gesondert bewertet. 


Der Grund und Boden der Hofstelle wird anhand der zuvor gegenüber dem Grundvermö­
gen abgegrenzten Hoffläche typisierend mit dem höchsten Reinertrag der landwirtschaftli­
chen Nutzung bewertet (Annahme einer Acker-/Grünlandzahl von 100). Der entsprechen­
de Reinertrag ist in Anlage 32 zum BewG als Bewertungsfaktor für die Hofflächen ausge­
wiesen. Damit wird die bisher mittelbar erfolgte Bewertung der Hofstelle dem Grunde 
nach praxisgerecht fortgeführt und für Zwecke einer vollautomatischen Bewertung nutzbar 
gemacht. Zugleich wird dadurch gewährleistet, dass Flächenänderungen bei den Nutzun­
gen sich folgerichtig nicht auf die Bewertung der Hofstelle auswirken. Ferner wird der 
höchste Reinertrag zur Abgeltung ertragswerterhöhender Umstände einer Hofstelle in 
Relation zu den land- und forstwirtschaftlich nutzbaren Flächen verdreifacht. Damit wird 
eine auf eine tatsächliche Erfassung von Wirtschaftsgebäuden in der Masse der Fälle 
verzichtet. 


§ 238 


Zur Abgeltung ertragswerterhöhender Umstände werden 


–	 bei verstärkter Tierhaltung auf der Grundlage der selbst bewirtschafteten Flächen der 
landwirtschaftlichen Nutzung Viehzuschläge erfasst. Mit den Viehzuschlägen werden 
der erhöhte Tierbestand und die dazu notwendigen Wirtschaftsgebäude abgegolten. 


–	 bei den gärtnerischen Nutzungsteilen Zuschläge für die Ertragssteigerung bei Flä­
chen unter Glas und Kunststoffen erfasst. Zur Beibehaltung des Vereinfachungsef­
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fekts wird dabei nicht zwischen Gebäuden und Betriebsvorrichtungen sowie zwischen 
beheizbaren und nicht beheizbaren Flächen unterschieden und der Begriff klarge­
stellt. 


–	 werden bei der weinbaulichen Nutzung und bei Nebenbetrieben nachhaltig genutzte 
Wirtschaftsgebäude mit einem typisierenden Ertragswert gemäß Anlage 32 erfasst. 


Absatz 2 


Für land- und forstwirtschaftliche Flächen, die als Sondergebiet der Windenergieerzeu­
gung dienen, regelt § 233 Absatz 1 BewG die Zuordnung zur Land- und Forstwirtschaft. 
Folgerichtig sind diese werterhöhenden Umstände, die auch den Ertragswert einer Fläche 
steigern, bei der Bewertung der Standortfläche zu berücksichtigen. Für das zusätzliche 
Ertragswertpotential des Grund und Bodens ist ein Zuschlag gemäß Anlage 33 zu erfas­
sen. 


§ 239 


Absatz 1 


Die Vorschrift fasst die zur Vereinfachung der Bewertung jeweils gesondert ermittelten 
Reinerträge als Reinertragsanteile zu einem Gesamtwert für den Betrieb der Land- und 
Forstwirtschaft (Summe der Reinerträge) zusammen. 


Die Summe der Reinerträge bildet die Grundlage für die nach § 236 Absatz 5 BewG vor­
geschriebene Kapitalisierung des Reinertrags mit dem Faktor 18,6 und ergibt den geson­
dert festzustellenden Grundsteuerwert des Betriebs der Land- und Forstwirtschaft. 


Absatz 2 


Bei Betrieben der Land- und Forstwirtschaft, die sich über mehrere Gemeinden erstre­
cken, ist die gesonderte Ermittlung der Reinerträge die Grundlage für ein vereinfachtes 
Zerlegungsverfahren. Zur Bestimmung des Zerlegungsmaßstabs wird aufgrund der stan­
dardisierten Flächenbewertung jeweils der in einer Gemeinde erzielte Reinertrag in Ab­
hängigkeit von den Nutzungen ermittelt. Dadurch kann der anteilige Grundsteuerwert der 
jeweiligen Gemeinde im Zerlegungsverfahren zielgenau und folgerichtig zugewiesen wer­
den. 


§ 240 


Nach den bisherigen Verwaltungsregelungen gehören selbständige Kleingärten zur gärt­
nerischen Nutzung und werden mit einem vereinfacht ermittelten Reinertrag für Gemüse­
bau bewertet. 


Absatz 1 


Die Vorschrift sichert die bisherige Rechtspraxis ab. Sie fingiert, dass Kleingärten und 
Dauerkleingartenland im Sinne des Bundeskleingartengesetzes als Betriebe der Land-
und Forstwirtschaft zu qualifizieren sind. 


Absatz 2 


Die Vorschrift regelt, dass Kleingärten und Dauerkleingartenland entsprechend der bishe­
rigen Rechtspraxis in einem vereinfachten Verfahren mit dem Reinertrag für Gemüsebau 
im Freiland gemäß Anlage 30 zum BewG bewertet werden. 


Absatz 3 
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Die Vorschrift fingiert, dass Gartenlauben von mehr als 30 Quadratmetern Brutto-

Grundfläche als Wirtschaftsgebäude anzusehen sind und entsprechend § 237 Absatz 9
 
Satz 2 und 3 BewG bewertet werden.
 


Absatz 4
 


Die Vorschrift entspricht § 239 Absatz 1 BewG. 


II. Besondere Vorschriften 


§ 241
 


Die besonderen Vorschriften zur Abgrenzung der landwirtschaftlichen Tierhaltung von der
 
gewerblichen Tierhaltung entsprechen den bisherigen bewertungsrechtlichen und ertrag-

steuerlichen Grundsätzen. Absatz 1
 


Die Vorschrift entspricht § 51 Absatz 1a BewG. 


Absatz 2
 


Die Vorschrift übernimmt den Wortlaut des § 51 Absatz 2 BewG. 


Absatz 3
 


Die Vorschrift übernimmt den Wortlaut des § 51 Absatz 3 BewG. 


Absatz 4
 


Die Vorschrift übernimmt den Wortlaut des § 51 Absatz 5 BewG. 


Absatz 5
 


Die Vorschrift entspricht inhaltlich § 51 Absatz 4 BewG.
 


§ 242
 


Absatz 1
 


Die Vorschrift entspricht § 175 Absatz 1 BewG. Sie gliedert die übrigen land- und forst­
wirtschaftlichen Nutzungen auf und definiert die Sonderkulturen. 


Die Vorschrift dient der besseren Abgrenzung von der landwirtschaftlichen Nutzung und 
ermöglicht eine zielgenauere Ermittlung der Reinerträge, da bei Sonderkulturen sowohl 
hinsichtlich der Erträge als auch der Aufwendungen besondere Verhältnisse vorliegen. 
Weil die Bedeutung des Tabakanbaus in Deutschland weiter abnimmt und es sich nicht 
um eine Dauerkultur handelt, wurde zwecks eindeutiger gesetzlicher Klassifizierung der 
Flächen der Tabakanbau nicht mehr den Sondernutzungen zugeordnet. 


Absatz 2
 


Die Vorschrift entspricht § 62 Absatz 1 BewG und ist um weitere Nutzungen erweitert 
worden. 
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Teil C (Grundvermögen) 


1. Einführung 


Von den ca. 36 Millionen wirtschaftlichen Einheiten, die der Grundsteuer unterliegen, ent­
fallen ca. 32 Millionen wirtschaftliche Einheiten auf das Grundvermögen. Zur Bewältigung 
dieser Bewertungsaufgabe ist ein verwaltungsökonomisches Handeln in besonderem 
Maße geboten. Die geltende Einheitsbewertung ist nicht darauf ausgerichtet, die erforder­
lichen Bewertungsgrundlagen automationsgestützt zu erfassen, sodass eine in regelmä­
ßigen Abständen erforderliche Neubewertung des Grundvermögens einen erheblichen 
Arbeitsaufwand für Bürger, Wirtschaft und Verwaltung nach sich ziehen würde. Mit der 
Neuregelung des Verfahrens zur Bewertung des Grundvermögens wird daher insbeson­
dere das Ziel verfolgt, eine turnusmäßige Neubewertung des Grundvermögens weitge­
hend automationsunterstützt vornehmen zu können. 


Das Erfordernis einer weitgehend automationsunterstützten Neubewertung aller ca. 32 
Millionen wirtschaftlichen Einheiten des Grundvermögens ist mit den verfassungsrechtli­
chen Anforderungen an eine relations- und realitätsgerechte Bewertung der Grundstücke 
in Einklang zu bringen. 


2. Folgerungen für das neue Bewertungsverfahren 


Mit der Anlehnung an die anerkannten Vorschriften zur Ermittlung von Verkehrswerten 
von Grundstücken auf der Grundlage des Baugesetzbuchs erfassen die neuen Bewer­
tungsvorschriften zur Bewertung des Grundvermögens den Belastungsgrund der Grund­
steuer und bilden die Relation der Wirtschaftsgüter zueinander realitätsgerecht ab. 


Der Wert unbebauter Grundstücke und der Bodenwert bebauter Grundstücke ist auf der 
Grundlage der von den Gutachterausschüssen für Grundstückswerte abgeleiteten Boden­
richtwerte nach § 196 Baugesetzbuch (BauGB) zu ermitteln. 


Bei der Bewertung der bebauten Grundstücke ist wie im geltenden Recht grundsätzlich 
ein typisiertes - vereinfachtes - Ertragswertverfahren als Regelverfahren und in bestimm­
ten Ausnahmefällen ein typisiertes - vereinfachtes - Sachwertverfahren als Auffangverfah­
ren anzuwenden. 


Die Bewertungsverfahren beschränken sich auf wenige - vom Steuerpflichtigen erklärbare 
- externe Eingangsdaten. 


Für bebaute Grundstücke erfolgt - wie im geltenden Recht - eine Mindestwertprüfung in 
Bezug auf den Wert für das unbebaute Grundstück. Die Höhe des Mindestwerts orientiert 
sich an dem verfassungsrechtlich zulässigen Wertekorridor. 


I. Allgemeines 


§ 243 


Die Umschreibung der Vermögensart Grundvermögen entspricht inhaltlich § 68 BewG. 
Zur Abgrenzung des Grundvermögens vom land- und forstwirtschaftlichen Vermögen wird 
ergänzend auf die Begründung zu §§ 232 bis 233 BewG Bezug genommen. 


§ 244 


Absatz 1 


Die Definition der wirtschaftlichen Einheit des Grundvermögens in Absatz 1 entspricht 
derjenigen in § 70 BewG. Danach bildet jede wirtschaftliche Einheit (§ 2 BewG) des 
Grundvermögens ein Grundstück im Sinne des Siebenten Abschnitts. 
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Absatz 2 


Entsprechend der Grundbesitzbewertung für Zwecke der Erbschaft- und Schenkungsteu­
er (§ 157 BewG) ist ein Anteil des Eigentümers eines Grundstücks an anderem Grund­
vermögen in die wirtschaftliche Einheit einzubeziehen, wenn der Eigentümer seinen Anteil 
zusammen mit seinem Grundstück nutzt. Diese Vorschrift ermöglicht es, mehrere Grund­
stücksteile auch dann zu einer wirtschaftlichen Einheit zusammenzufassen, wenn sie un­
terschiedlichen Eigentümern gehören. 


Ein Anwendungsfall ist beispielsweise ein Garagengrundstück, das einer Vielzahl von 
Eigentümern gehört, und von einzelnen Eigentümern gemeinsam mit ihren in räumlicher 
Nähe liegenden Reihenhäusern genutzt wird. Der Anteil des Eigentümers an dem Gara­
gengrundstück zusammen mit seinem Reihenhaus bilden in diesem Fall eine wirtschaftli­
che Einheit. Hierbei ist - anders als bei der Einheitsbewertung - nicht erforderlich, dass 
alle Miteigentümer des Garagengrundstücks ihren Anteil jeweils zusammen mit einem 
Reihenhaus nutzen. 


Absatz 3 


Absatz 3 enthält eine gegenüber dem bisherigen Recht (§§ 92, 94 BewG) erweiterte Defi­
nition der wirtschaftlichen Einheit. Danach werden das Erbbaurecht und der mit dem Erb­
baurecht belastete Grund und Boden zu einer wirtschaftlichen Einheit zusammengefasst. 
Auch das mit einem Erbbaurecht belastete Wohnungs- oder Teileigentum nach dem 
Wohnungseigentumsgesetz bildet zusammen mit dem Wohnungs- bzw. Teilerbbaurecht 
eine wirtschaftliche Einheit. Auf die bisher erforderliche getrennte Bewertung wird zukünf­
tig aus Vereinfachungs- und Automationsgründen verzichtet. 


Die Zusammenfassung der bisher getrennt zu bewertenden wirtschaftlichen Einheiten 
führt zu einer Vereinfachung für den Steuerschuldner und die Verwaltung. Bereits bisher 
ist in Erbbaurechtsfällen ausschließlich derjenige, dem das Erbbaurecht zugerechnet wird, 
Schuldner der Grundsteuer (§ 10 Absatz 2 GrStG in der geltenden Fassung). Entspre­
chendes gilt bei der Steuerschuldnerschaft bei einem Wohnungs- oder Teilerbbaurecht 
(§ 10 Absatz 2 GrStG in der geltenden Fassung). 


Auf eine gesonderte Regelung der Steuerschuldnerschaft im Grundsteuergesetz wird we­
gen der einheitlichen Zuordnung des Steuergegenstands in Erbbaurechtsfällen zum Ei­
gentümer des Grund und Bodens bereits auf Bewertungsebene (§ 261 BewG) verzichtet. 


Auch Gebäude auf fremdem Grund und Boden werden zusammen mit dem dazu gehö­
renden Grund und Boden insgesamt als eine wirtschaftliche Einheit bewertet (siehe auch 
§ 262 BewG). 


§ 245 


Die sachliche Befreiung der Gebäude, Gebäudeteile und Anlagen für den Zivilschutz ent­
spricht der bisherigen Regelung in § 71 BewG. 


II. Unbebaute Grundstücke 


§ 246 


Absatz 1 


Die Begriffsbestimmung der unbebauten Grundstücke und die Abgrenzung zu den bebau­
ten Grundstücken in Absatz 1 folgt im Wesentlichen der Regelung in § 72 BewG. Danach 
liegt ein unbebautes Grundstück vor, wenn auf dem Grundstück keine benutzbaren Ge­
bäude liegen. Die Benutzbarkeit des Gebäudes beginnt mit der Bezugsfertigkeit. Bezugs­
fertigkeit liegt vor, wenn den zukünftigen Bewohnern oder den sonstigen vorgesehenen 
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Benutzern des Gebäudes die bestimmungsgemäße Gebäudenutzung zugemutet werden 
kann. Die Definition der Bezugsfertigkeit übernimmt die Grundsätze der Rechtsprechung 
des Bundesfinanzhofs (vgl. BFH-Urteil vom 14. Mai 2003 II R 14/01, BFHE 202, 371, 
BStBl II, 906). 


Absatz 2 


Die Vorschrift übernimmt im Wesentlichen die Regelungen des § 72 Absatz 2 und 3 
BewG. Nach Absatz 2 gilt das Grundstück als unbebaut, wenn auf dem Grundstück ledig­
lich Gebäude vorhanden sind, die auf Dauer keiner Nutzung zugeführt werden können 
oder infolge von Zerstörung oder Verfall auf Dauer kein benutzbarer Raum mehr vorhan­
den ist. Die bisherigen Regelungen zu den Gebäuden von untergeordneter Bedeutung 
wurde aus Gründen der Gleichmäßigkeit der Besteuerung und um Abgrenzungsschwie­
rigkeiten zu vermeiden nicht übernommen. 


§ 247 


Absatz 1 


Bei der Bewertung des Grundvermögens für Zwecke der Grundsteuer wird bei unbebau­
ten Grundstücken der Grundsteuerwert regelmäßig aus dem Produkt der Grundstücksflä­
che und dem Bodenrichtwert ermittelt. Der Ansatz der Bodenrichtwerte vereinfacht das 
Verfahren insofern, als die nachhaltige Ertragsfähigkeit des Bodens und der zutreffende 
Kapitalisierungsfaktor in Form einer ewigen Rente nicht im Einzelnen ermittelt werden 
müssen. 


Der Bodenrichtwert ist der durchschnittliche Lagewert des Bodens für eine Mehrheit von 
Grundstücken innerhalb eines abgegrenzten Gebiets (Bodenrichtwertzone), die nach ih­
ren Grundstücksmerkmalen weitgehend übereinstimmen und für die im Wesentlichen 
gleiche allgemeine Wertverhältnisse vorliegen. In bebauten Gebieten sind die Boden­
richtwerte mit dem Wert zu ermitteln, der sich ergeben würde, wenn der Boden unbebaut 
wäre (§ 196 Absatz 1 Satz 2 BauGB). 


Die Heranziehung von Bodenrichtwerten hat sich sowohl im Rahmen der Grundbesitzbe­
wertung für Zwecke der Erbschaft- und Schenkungsteuer sowie der Grunderwerbsteuer 
als auch anlässlich ertragsteuerrechtlicher Wertermittlungsanlässe, wie z. B. der Kauf­
preisaufteilung, in langjähriger Praxis bewährt. Bei der Wertermittlungsmethode für unbe­
baute Grundstücke unter Heranziehung der Bodenrichtwerte handelt es sich um eine ver­
fassungsrechtlich unbedenkliche typisierende Bewertungsmethode, die der Vereinfachung 
der Grundsteuerwertermittlung dient (vgl. BFH-Urteil vom 12. Juli 2006 II R 1/04, BFHE 
213, 387, BStBl II, 742). 


Im Interesse einer praktikablen Anwendung der Bodenrichtwerte in einem Massenverfah­
ren wird mit der Einfügung des Absatzes 3 in § 10 der Immobilienwertermittlungsverord­
nung vom 19. Mai 2010, BGBl. I S. 639 (ImmoWertV) präzisiert, dass die von den Gut­
achterausschüssen zu bildenden Bodenrichtwertzonen im Sinne des § 196 Absatz 1 
Satz 3 BauGB so abzugrenzen sind, dass lagebedingte Wertunterschiede zwischen der 
Mehrzahl der Grundstücke und dem Bodenrichtwertgrundstück nicht mehr als +/- 30 Pro­
zent betragen (siehe Artikel 16). 


Nach ständiger höchstrichterlicher Rechtsprechung sind die von den Gutachterausschüs­
sen ermittelten und den Finanzämtern mitzuteilenden Bodenrichtwerte für die Beteiligten 
im Steuerrechtsverhältnis verbindlich. Dem Gesetzgeber steht es frei, bestimmte Bewer­
tungsparameter typisierend festzulegen und deren Rechtsverbindlichkeit bei der Bewer­
tung von Grundbesitz anzuordnen, solange die Grenzen der Typisierung eingehalten sind. 
Die Ermittlung von Bodenrichtwerten wurde explizit einer außerhalb der Finanzverwaltung 
stehenden Stelle, den Gutachterausschüssen, aufgegeben, da diesen auf Grund ihrer 
besonderen Sach- und Fachkenntnis und ihrer größeren Ortsnähe sowie der von Beurtei­
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lungs- und Ermessenserwägungen abhängigen Wertfindung eine vorgreifliche Kompetenz 
bei der Feststellung von Bodenrichtwerten zukommt (vgl. ständige höchtrichterliche 
Rechtsprechung BFH-Urteil vom 26. April 2006 II R 58/04, BFHE 213, 207, BStBl II, 793; 
vom 12. Juli 2006 II R 1/04, BFHE 213, 387, BStBl II, 742; vom 25. August 2010 II R 
42/09, BFHE 230, 570, BStBl II 2011, 205). 


Absatz 2 


Bodenrichtwerte sind von den Gutachterausschüssen für Grundstückswerte, soweit die 
Länder keine häufigere Ermittlung vorgeschrieben haben, mindestens zum 31. Dezember 
eines jeden zweiten Kalenderjahres flächendeckend zu ermitteln (§ 196 Absatz 1 BauGB). 
Für Zwecke der steuerlichen Bewertung des Grundbesitzes sind Bodenrichtwerte nach 
ergänzenden Vorgaben der Finanzverwaltung zum jeweiligen Hauptfeststellungszeitpunkt 
oder sonstigen Feststellungszeitpunkt zu ermitteln (§ 196 Absatz 1 Satz 6 BauGB). 


Die Etablierung einer elektronischen Übermittlung der Bodenrichtwerte von den Gut­
achterausschüssen an die Finanzbehörden nach bundeseinheitlichem amtlich vorge­
schriebenen Datensatz, wie es von Absatz 2 vorgegeben wird, ist Voraussetzung für ein 
vollautomationsgestütztes Bewertungsverfahren. 


Landesrechtlich ist sicherzustellen, dass die zur Erfüllung der Erklärungspflichten erfor­
derliche grundstücksbezogene Auskunft über den Bodenrichtwert kostenfrei ist. 


Absatz 3 


Die Befugnis zur Ableitung des Werts des unbebauten Grundstücks aus den Werten ver­
gleichbarer Flächen, wenn die Gutachterausschüsse in Ausnahmefällen keine Boden­
richtwerte ermittelt haben, stellt – wie in § 179 Satz 4 BewG – eine vollständige Bewer­
tung aller wirtschaftlichen Einheiten sicher. 


III. Bebaute Grundstücke 


§ 248 


Die Definition der bebauten Grundstücke entspricht § 74 BewG. Danach liegt ein bebau­
tes Grundstück vor, wenn sich auf dem Grundstück benutzbare Gebäude befinden (vgl. 
zur Definition der Benutzbarkeit die Begründung zu § 246 BewG). Wird ein Gebäude in 
Bauabschnitten errichtet, ist der bezugsfertige Teil als benutzbares Gebäude anzusehen. 


§ 249 


Absatz 1 


Die Vorschrift enthält eine abschließende Aufzählung der Arten der bebauten Grundstü­
cke und entspricht im Wesentlichen § 75 BewG. Die Bewertungsverfahren berücksichti­
gen die Preisbildungsmechanismen am Grundstücksmarkt. Sie bilden daher die für eine 
marktkonforme Wertermittlung erforderliche Differenzierung in Grundstücksarten ein­
schließlich der jeweiligen Bewertungsparameter ab. Die Unterscheidung bei bebauten 
Grundstücken zwischen verschiedenen Grundstücksarten ist insbesondere für die Wahl 
des Bewertungsverfahrens, der Heranziehung der einzelnen Bewertungsparameter, wie z. 
B. der Liegenschaftszinssätze im Ertragswertverfahren, und für die gezielte Festlegung 
der Grundsteuermesszahlen von Bedeutung. 


Bei der Abgrenzung der Grundstücksarten wurde bisher auf das Verhältnis der Jahres­
rohmieten der unterschiedlichen Nutzungen zurückgegriffen. Zukünftig soll insoweit das 
Verhältnis der jeweiligen Wohn- oder Nutzflächen zur gesamten Wohn- und Nutzfläche 
maßgeblich sein. Dieser Aufteilungsmaßstab steht in den maßgeblichen Fällen zur Verfü­
gung. Abgrenzungsschwierigkeiten werden somit vermieden. 
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Absatz 2 und 3 


Die Vorschriften übernehmen weitgehend die Definition der Ein- und Zweifamilienhäuser 
des § 75 Absatz 5 und 6 BewG. Ein- und Zweifamilienhäuser sind danach Wohngrundstü­
cke mit einer Wohnung bzw. zwei Wohnungen. Eine Mitbenutzung für andere als Wohn­
zwecke, insbesondere betriebliche (gewerbliche oder freiberufliche oder land- und forst­
wirtschaftliche) oder öffentliche Zwecke ist unschädlich, wenn diese weniger als 50 Pro­
zent, berechnet nach der Wohn- und Nutzfläche, beträgt, und die Eigenart des Grund­
stücks als Ein- oder Zweifamilienhaus nicht beeinträchtigt. 


Absatz 4 


Die Vorschrift entwickelt die Definition der Mietwohngrundstücke des § 75 Absatz 2 BewG 
fort. In Abgrenzung zu den Ein- und Zweifamilienhäusern sind nach Absatz 4 Mietwohn­
grundstücke Grundstücke, die mehr als zwei Wohnungen enthalten. Mietwohngrundstü­
cke müssen zudem nach der Wohn- und Nutzfläche zu mehr als 80 Prozent Wohnzwe­
cken dienen. 


Absatz 5 


Die Definition der Grundstückart Wohnungseigentum folgt dem Wohnungseigentumsge­
setz (vgl. § 1 Absatz 2 Wohnungseigentumsgesetz). Wohnungseigentum ist danach das 
Sondereigentum an einer Wohnung in Verbindung mit dem Miteigentumsanteil an dem 
gemeinschaftlichen Eigentum, zu dem es gehört. 


Absatz 6 


Die Definition der Grundstückart Teileigentum folgt dem Wohnungseigentumsgesetz (vgl. 
§ 1 Absatz 3 Wohnungseigentumsgesetz). Teileigentum ist danach das Sondereigentum 
an nicht zu Wohnzwecken dienenden Räumen eines Gebäudes in Verbindung mit dem 
Miteigentum an dem gemeinschaftlichen Eigentum, zu dem es gehört. Ein Beispiel für 
Teileigentum ist das Sondereigentum an einem gewerblich genutzten Verkaufsladen in­
nerhalb eines Gebäudes. 


Absatz 7 


Die Vorschrift entwickelt die Definition der Geschäftsgrundstücke im Sinne des § 75 Ab­
satz 3 BewG fort. Geschäftsgrundstücke werden danach als Grundstücke definiert, die zu 
mehr als 80 Prozent nach der Wohn- und Nutzfläche eigenen oder fremden betrieblichen 
(gewerblichen, freiberuflichen) oder öffentlichen Zwecken dienen. 


Absatz 8 


Die Vorschrift übernimmt im Wesentlichen die Definition des gemischt genutzten Grund­
stücks nach § 75 Absatz 4 BewG. Gemischt genutzte Grundstücke sind danach Grund­
stücke, die neben Wohnzwecken auch eigenen oder fremden betrieblichen (gewerblichen, 
freiberuflichen) oder öffentlichen Zwecken dienen und keine Ein- und Zweifamilienhäuser, 
Mietwohngrundstücke, Wohnungseigentum, Teileigentum oder Geschäftsgrundstücke 
sind. Zu den gemischt genutzten Grundstücken zählt beispielsweise ein Grundstück, das 
eine Wohnung enthält und zu mindestens 50 Prozent, jedoch weniger als 80 Prozent, 
nach der Wohn- und Nutzfläche zu betrieblichen oder öffentlichen Zwecken mitbenutzt 
wird. Ebenfalls zu den gemischt genutzten Grundstücken gehört ein Mehrfamilienhaus, 
das Läden- und Gewerberäume enthält und zu mehr als 20 Prozent aber weniger als 80 
Prozent nach der Wohn- und Nutzfläche betrieblichen oder öffentlichen Zwecken dient. 


Absatz 9 
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Die Vorschrift übernimmt die Definition der sonstigen bebauten Grundstücke des § 75 
Absatz 7 BewG. Sonstige bebaute Grundstücke sind demnach alle übrigen, in den Absät­
zen 2 bis 7 nicht genannten Grundstücke. Hierzu zählen insbesondere Gebäude, die nicht 
betrieblich und nicht zu Wohnzwecken genutzt werden, wie beispielsweise private Boots­
häuser. 


Absatz 10 


Absatz 10 enthält erstmals eine gesetzliche Definition der Wohnung im bewertungsrechtli­
chen Sinne für Zwecke der Grundsteuer, welche die typologische Umschreibung des be­
wertungsrechtlichen Begriffs der Wohnung nach der Rechtsprechung des Bundesfinanz­
hofs übernimmt (vgl. BFH-Urteil vom 4. Dezember 2014 II R 20/14, BFHE 248, 193, BStBl 
II 2015, 610). Sie entspricht im Wesentlichen § 181 Absatz 9 BewG, regelt jedoch im Hin­
blick auf den breiteren Anwendungsbereich bei der Grundsteuer eine abweichende Woh­
nungsgröße von 20 Quadratmetern. 


§ 250 


Absatz 1 


Absatz 1 bestimmt die Bewertungsmethoden, die zur Wertermittlung des Grundsteuer­
werts für bebaute Grundstücke Anwendung finden. Die zur Anwendung kommenden Be­
wertungsmethoden sind das Ertrags- und das Sachwertverfahren. Die Regelung lehnt 
sich an § 76 Absatz 1 und 2 BewG an. 


Absatz 2 


Absatz 2 bestimmt, dass Ein- und Zweifamilienhäuser, Mietwohngrundstücke sowie Woh­
nungseigentum im Ertragswertverfahren zu bewerten sind. Damit wird der Großteil der 
Grundstücke (ca. 24 Millionen wirtschaftliche Einheiten) im Ertragswertverfahren bewertet. 
Die Bewertung der bebauten Grundstücke im Ertragswertverfahren folgt der Systematik 
der Grundsteuer als Sollertragsteuer. Beim Ertragswertverfahren wird der Wert von be­
bauten Grundstücken auf der Grundlage des für diese Grundstücke marktüblich erzielba­
ren Ertrags ermittelt. Das Ertragswertverfahren kommt als allgemein anerkannte Werter­
mittlungsmethode insbesondere bei bebauten Grundstücken in Betracht, bei denen der in 
der Regel zu erzielende Ertrag für die Werteinschätzung am Grundstücksmarkt im Vor­
dergrund steht. 


Im Rahmen der steuerlichen Massenbewertung kommt das Ertragswertverfahren insbe­
sondere in den Fällen in Betracht, in denen der objektiviert-reale Wert durch einen Soller­
trag bestimmt wird und dieser durch realitätsgerechte, statistisch ermittelte Erträge abge­
leitet werden kann. Die Wertermittlung kann dadurch für den Großteil der Fälle anwender­
freundlich ausgestaltet werden. Auf eine Ortsbesichtigung kann regelmäßig und auf ein 
Sachverständigengutachten gänzlich verzichtet werden. 


Absatz 3 


Absatz 3 bestimmt, dass im Rahmen der steuerlichen Massenbewertung das typisierte 
Sachwertverfahren bei Geschäftsgrundstücken, gemischt genutzten Grundstücken, Tei­
leigentum und sonstigen bebauten Grundstücken Anwendung findet. Das Sachwertver­
fahren wird damit für diejenigen bebauten Grundstücke angewendet, bei denen es zum 
einen für die Werteinschätzung am Grundstücksmarkt nicht in erster Linie auf den Ertrag 
ankommt, sondern die Herstellungskosten im gewöhnlichen Geschäftsverkehr wertbe­
stimmend sind, zum anderen derzeit keine für die gesamte Nutzung statistisch ermittelba­
ren durchschnittlichen Erträge existieren. 


§ 251 
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Wie im geltenden Recht (§ 77 BewG) darf der im typisierten Ertragswertverfahren oder im 
typisierten Sachwertverfahren für ein bebautes Grundstück ermittelte Wert einen be­
stimmten Wertekorridor, mit dem der Grund und Boden allein als unbebautes Grundstück 
zu bewerten wäre, nicht unterschreiten. Es entspricht den Gepflogenheiten des Grund­
stücksverkehrs, dass der Käufer eines bebauten Grundstücks zumindest denjenigen Preis 
zahlen wird, der dem gemeinen Wert des unbebauten Grund und Bodens abzüglich etwa­
iger Freilegungskosten entspricht. 


Mit dem Abschlag von 25 Prozent vom Wert des unbebauten Grundstücks werden insbe­
sondere die üblichen Freilegungskosten in sog. Liquidationsfällen im Sinne des § 16 Ab­
satz 3 Nummer 2 ImmoWertV, in denen der nicht abgezinste Bodenwert ohne Berücksich­
tigung der Freilegungskosten den im Ertragswertverfahren ermittelten Wert erreicht oder 
übersteigt, typisierend berücksichtigt. 


Bei der Bewertung von Ein- und Zweifamilienhäusern im Sinne des § 249 Absatz 2 und 3 
BewG sind zur Berücksichtigung abweichender Grundstücksgrößen beim Bodenwert typi­
sierende Umrechnungskoeffizienten nach Anlage 36 zum BewG zu beachten (vgl. Be­
gründung zu § 257 Absatz 1 BewG). Diese Regelung ist auch im Rahmen der Bestim­
mung des Mindestwerts entsprechend zu berücksichtigen. 


§ 252 


Das Ertragswertverfahren im bisherigen Recht auf der Grundlage der jährlichen Reiner­
träge nach §§ 78 bis 82 BewG (Reinertragsverfahren; vgl. Bundestags-Drucksache 
IV/1488 S. 56 ff.) wurde unter Berücksichtigung des aktuellen Stands des Wertermitt­
lungsrechts und der aktuellen Datenlage fortentwickelt. 


Das Ertragswertverfahren nach § 252 ff. BewG wird in Anlehnung an das vereinfachte 
Ertragswertverfahren nach § 17 Absatz 2 Satz 1 Nummer 2 ImmoWertV geregelt. 


Im Ertragswertverfahren ist der auf den Bewertungsstichtag bezogene Barwert (Gegen­
wartswert) aller zukünftigen Reinerträge aus dem Grundstück zu ermitteln. Hierbei ist zu 
beachten, dass die Lebensdauer (Nutzungsdauer) eines Gebäudes - im Gegensatz zum 
Grund und Boden - begrenzt ist (vgl. Begründung Allgemeiner Teil, IV.4). Nach Ablauf der 
Restnutzungsdauer des Gebäudes verbleibt der Wert des Grund und Bodens als Rester­
trag. 


Im vereinfachten Ertragswertverfahren nach §§ 252 ff. BewG wird diesen Grundsätzen 
der Wertfindung Rechnung getragen, indem der vorläufige Ertragswert am Bewertungs­
stichtag aus dem 


–	 über die Restnutzungsdauer des Gebäudes kapitalisierten jährlichen Reinertrag des 
Grundstücks (Reinerträge aus Grund und Boden sowie Gebäude / ohne vorherigen 
Abzug einer Bodenwertverzinsung) zuzüglich des 


–	 über die Restnutzungsdauer des Gebäudes abgezinsten Bodenwerts 


ermittelt wird. 


Mit dem Ertragswertverfahren wird der Wert des Grundstücks durch Abzinsung / Kapitali­
sierung der Reinerträge ermittelt, die mit dem Grundstück dauerhaft erwirtschaftet werden 
können. Der Ertragswert stellt sich damit als Barwert der zukünftigen Erträge des Grund­
stücks dar. 


Der Ertragswertermittlung liegt damit der Gedanke zugrunde, dass das Gebäude über die 
Zeit seiner unterstellten wirtschaftlichen Nutzungsdauer Reinerträge erwirtschaftet. Um 
diesen wiederkehrenden Reinerträgen einen Wert zum Wertermittlungszeitpunkt zu ge­
ben, müssen diese kapitalisiert werden. Am Ende der Restnutzungsdauer eines Gebäu­
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des erwirtschaftet dieses keine Erträge mehr, sodass lediglich der Wert des Grund und 
Bodes verbleibt. Unterstellt wird, dass der Grund und Boden zum Ablauf der Restnut­
zungsdauer dem heutigen Wert entspricht, der dann wiederum auf den Wertermittlungs­
zeitpunkt abzuzinsen ist. 


Der Kapitalisierung des jährlichen Reinertrags des Grundstücks und der Abzinsung des 
Bodenwerts ist jeweils derselbe Liegenschaftszinssatz zugrunde zu legen. Der Liegen­
schaftszinssatz entspricht den Erwartungen der Marktteilnehmer in die zukünftige Markt­
entwicklung und spiegelt die marktübliche Verzinsung der Liegenschaften wider. Dabei 
wird die Kapitalisierungs- bzw. Abzinsungsdauer nach der wirtschaftlichen Restnutzungs­
dauer des Gebäudes bemessen. 


Das vereinfachte Ertragswertverfahren lässt sich über folgende Formel darstellen: 


EW = RE x KF + BW x AF 


n 
q −1 


n 
q x (q −1)wobei KF = q = 1 + LZ 


p 


wobei LZ = 100 


wobei AF = q-n 


EW = Ertragswert 


RE = jährlicher Reinertrag 


KF = Kapitalisierungsfaktor (Barwertfaktor; Anlage 37 zum BewG) 


AF = Abzinsungsfaktor (Barwertfaktor; Anlage 41 zum BewG) 


BW = Bodenwert ohne selbständig nutzbare Teilfläche 


LZ = Liegenschaftszinssatz 


n = wirtschaftliche Restnutzungsdauer 


p = Zinsfuß 


Das hierauf aufbauende typisierte Ertragswertverfahren nach den §§ 252 bis 257 BewG 
stellt sich schematisch wie folgt dar: 


./. 


= 


x 


= 


jährlicher Rohertrag (§ 254 BewG, Anlage 39 zum BewG) 


nicht umlagefähige Bewirtschaftungskosten (§ 255 BewG, Anlage 40 zum BewG) 


jährlicher Reinertrag (§ 253 Absatz 1 BewG) 


Vervielfältiger / Barwertfaktor (§§ 253 Absatz 2, 256 BewG, Anlage 37, 38 zum BewG) 


Barwert des Reinertrages (§§ 252, 253 BewG) 


+ abgezinster Bodenwert (§ 257 BewG, Anlage 41 zum BewG) 


= Grundsteuerwert (§ 252 BewG) 


§ 252 Satz 1 BewG stellt als Eingangsnorm die Systematik für das vereinfachte Ertrags­
wertverfahren dar und bestimmt, dass sich der Grundsteuerwert im Ertragswertverfahren 
aus der Summe des kapitalisierten Reinertrags nach § 253 BewG (Barwert des Reiner­
trags des Grundstücks) und des abgezinsten Bodenwerts nach § 257 BewG ermittelt. 
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§ 252 Satz 2 BewG bestimmt, dass die Werte für den Grund und Boden, das Gebäude, 
die baulichen Anlagen, insbesondere Außenanlagen, und die sonstigen Anlagen durch 
den Ansatz des Grundsteuerwerts abgegolten sind. 


Besondere objektspezifische Grundstücksmerkmale (vgl. § 8 Absatz 3 ImmoWertV) wer­
den im Rahmen dieser typisierenden Wertermittlung nicht gesondert ermittelt. 


§ 253 


Absatz 1 


Die Vorschrift regelt die Ermittlung des jährlichen Reinertrags des Grundstücks als erste 
Stufe der Wertermittlung im vereinfachten Ertragswertverfahren. Hierzu sind vom jährli­
chen Rohertrag des Grundstücks (§ 254 BewG) die nicht umlagefähigen Bewirtschaf­
tungskosten (§ 255 BewG) abzuziehen. 


Absatz 2 


Die Vorschrift regelt die Ermittlung des Barwerts der Reinerträge durch Anwendung des 
Vervielfältigers (Barwertfaktors) nach Anlage 37 zum BewG auf den jährlichen Reinertrag 
des Grundstücks. Die Vervielfältiger wurden aus der Anlage 1 zu § 20 ImmoWertV (Bar­
wertfaktor für die Kapitalisierung) übernommen. Maßgeblich für den Vervielfältiger sind 
der Liegenschaftszinssatz (§ 256 BewG) und die Restnutzungsdauer des Gebäudes. Fi­
nanzmathematisch handelt es sich um einen Zeitrentenbarwertfaktor einer jährlich nach­
schüssig zahlbaren Rente, wobei als Rente die jährlich anfallenden Reinerträge des 
Grundstücks über die Restnutzungsdauer des Gebäudes mit Hilfe des Vervielfältiger 
(Barwertfaktors) kapitalisiert werden. 


Die Restnutzungsdauer wird grundsätzlich nach der wirtschaftlichen Gesamtnutzungs­
dauer des Gebäudes, die in Anlage 38 zum BewG typisierend geregelt ist, und dem Alter 
des Gebäudes zum Bewertungsstichtag ermittelt. Sind nach der Bezugsfertigkeit des Ge­
bäudes, beispielsweise im Rahmen einer Kernsanierung oder Entkernung, bauliche Maß­
nahmen durchgeführt worden, die zu einer wesentlichen Verlängerung der wirtschaftli­
chen Gesamtnutzungsdauer des Gebäudes geführt haben, ist von einer entsprechend 
verlängerten wirtschaftlichen Restnutzungsdauer auszugehen. Dies kann beispielsweise 
der Fall sein, wenn nicht nur der Ausbau (u. a. Heizung, Fenster und Sanitäreinrichtun­
gen) umfassend modernisiert, sondern auch der Rohbau (u. a. Fundamente, tragende 
Innen- und Außenwände, Treppen, Dachkonstruktion sowie Geschossdecken) teilweise 
erneuert worden ist. 


Die Regelung zur Mindestrestnutzungsdauer in Höhe von 30 Prozent der wirtschaftlichen 
Gesamtnutzungsdauer berücksichtigt, dass auch ein älteres Gebäude, das laufend in­
stand gehalten wird, nicht wertlos wird. Sie macht in vielen Fällen - gerade bei älteren 
Gebäuden - die Prüfung entbehrlich, ob die restliche Lebensdauer infolge baulicher Maß­
nahmen wesentlich verlängert wurde. Bei älteren, noch nutzbaren Gebäuden schließt die 
Mindestrestnutzungsdauer in typisierender Weise eine Verlängerung der Restnutzungs­
dauer durch geringfügige Modernisierungen ein. Beispielsweise ergäbe sich bei einer 
wirtschaftlichen Gesamtnutzungsdauer von 80 Jahren eine Mindestrestnutzungsdauer 
von 24 Jahren (80 Jahre x 30 Prozent). 


Des Weiteren wird als Ausnahme die Berücksichtigung einer tatsächlichen Restnutzungs­
dauer in den Fällen einer bestehenden Abbruchverpflichtung geregelt. 


§ 254 


Ausgangsgröße der Bewertung im Ertragswertverfahren ist der jährliche Rohertrag des 
Grundstücks. 
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Bei Wohngebäuden (Ein- und Zweifamilienhäusern, Mietwohngrundstücke und Woh­
nungseigentum) wird der jährliche Rohertrag aus Vereinfachungsgründen in der Regel auf 
der Grundlage von aus dem Mikrozensus des Statistischen Bundesamtes abgeleiteten 
durchschnittlichen Nettokaltmieten je Quadratmeter Wohnfläche, die in drei Grundstücks­
arten, drei Wohnflächengruppen sowie fünf Baujahrgruppen unterschieden werden, ermit­
telt. Diese Mieten werden des Weiteren nach sechs gemeindescharfen Mietniveaustufen 
differenziert (vgl. Anlage 39 zum BewG). 


Die Anwendung einer durchschnittlichen Miete auf statistischer Grundlage vereinfacht in 
einem Massenverfahren insbesondere die Fälle, in denen Grundstücke eigengenutzt, un­
genutzt, zu vorübergehendem Gebrauch oder unentgeltlich überlassen werden. Die Erklä­
rung der tatsächlichen Mieteinnahmen durch den Steuerpflichtigen und die Ermittlung 
einer üblichen Miete im Sinne des § 79 Absatz 2 BewG ist entbehrlich. 


§ 255 


Bewirtschaftungskosten sind nach Absatz 1 der Norm die bei ordnungsgemäßer Bewirt­
schaftung und zulässiger Nutzung marktüblich entstehenden jährlichen Verwaltungskos­
ten, Betriebskosten, Instandhaltungskosten und das Mietausfallwagnis, die nicht durch 
Umlagen oder sonstige Kostenübernahmen gedeckt sind. Die Regelung entspricht den 
Grundsätzen des § 19 Absatz 1 ImmoWertV. 


Die bisher in den Vervielfältigern nach § 80 BewG enthaltenen Bewirtschaftungskosten 
werden gem. § 255 Absatz 2 BewG i. V. m. der Anlage 40 zum BewG pauschaliert be­
rücksichtigt und sachgerecht in Abhängigkeit von den unterschiedlichen Grundstücksarten 
und nach der jeweiligen Restnutzungsdauer der Gebäude differenziert. Aus Vereinfa­
chungsgründen werden die anzusetzenden Bewirtschaftungskosten nach Erfahrungssät­
zen bestimmt. Ein Ansatz in tatsächlicher Höhe kommt im typisierten Massenverfahren 
nicht in Betracht. 


§ 256 


Absatz 1 


Die Regelung in Absatz 1 der Norm enthält die Definition des Liegenschaftszinssatzes. 
Sie entspricht § 14 Absatz 3 Satz 1 ImmoWertV. 


Mit dem Liegenschaftszinssatz werden die Erwartungen der Marktteilnehmer hinsichtlich 
der Entwicklung der allgemeinen Ertrags- und Wertverhältnisse auf dem Grundstücks­
markt erfasst. Die Verwendung des angemessenen und nutzungstypischen Liegen­
schaftszinssatzes dient insbesondere der Marktanpassung (§ 14 Absatz 1 und 3 Im­
moWertV). 


Die Liegenschaftszinssätze werden üblicherweise nach § 193 Absatz 5 Satz 2 Nummer 1 
BauGB von den Gutachterausschüssen für Grundstückswerte auf Grundlage der am 
Markt erzielten Kaufpreise ermittelt und veröffentlicht. 


Im typisierten Ertragswertverfahren nach §§ 252 bis 257 BewG werden die von den örtli­
chen Gutachterausschüssen für Grundstückswerte ermittelten und veröffentlichten Lie­
genschaftszinssätze aus Vereinfachungs- und Automationsgründen nicht unmittelbar her­
angezogen, sondern es werden grundstücksartbezogen marktübliche Liegenschaftszins­
sätze gesetzlich normiert. 


Absatz 2 


Zur Gewährleistung einer relations- und realitätsgerechten Bewertung von Ein- und Zwei­
familienhäusern im Ertragswertverfahren ist eine Abstufung der gesetzlich normierten 
Zinssätze in Korrelation zu den Bodenrichtwerten erforderlich. Absatz 2 bestimmt daher, 
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dass der Liegenschaftszinssatz sich um jeweils 0,1 Prozentpunkte je volle 100 Euro ver­
ringert, die der Bodenrichtwert oder Bodenwert nach § 247 Absatz 3 BewG je Quadratme­
ter die Grenze von 500 Euro je Quadratmeter übersteigt. Eine Verminderung des Liegen­
schaftszinssatzes führt zu steigenden Ertragswerten. Ab einem Bodenrichtwert oder Bo­
denwert nach § 247 Absatz 3 BewG je Quadratmeter von 1.500 Euro je Quadratmeter 
wird ein einheitlicher Liegenschaftszinssatz von 1,5 Prozent angewendet. 


Absatz 3 


Wie bei Ein- und Zweifamilienhäuser ist zur Gewährleistung einer relations- und realitäts­
gerechten Bewertung von Wohnungseigentum im Ertragswertverfahren eine Abstufung 
der gesetzlich normierten Zinssätze in Korrelation zu den Bodenrichtwerten erforderlich. 
Absatz 3 bestimmt daher, dass der Liegenschaftszinssatz sich um jeweils 0,1 Prozent­
punkte je volle 100 Euro verringert, die der Bodenrichtwert oder der Bodenwert nach 
§ 247 Absatz 3 BewG je Quadratmeter die Grenze von 2.000 Euro je Quadratmeter über­
steigt. Ab einem Bodenrichtwert oder Bodenwert nach § 247 Absatz 3 BewG je Quadrat­
meter von 3.000 Euro je Quadratmeter wird ein einheitlicher Liegenschaftszinssatz von 2 
Prozent angewendet. 


§ 257 


Absatz 1 


Die Vorschrift regelt die Ermittlung des abgezinsten Bodenwerts auf der Grundlage des 
Werts für ein unbebautes Grundstücks (§ 247 BewG). 


Der Bodenwert steigt bei kleiner werdenden Grundstücken ab einer Grundstücksgröße 
von ca. 500 Quadratmetern regelmäßig überproportional an. Bei größer werdenden 
Grundstücken geht die Minderung des Quadratmeterpreises im Verhältnis zur Fläche hin­
gegen zurück und vermindert sich bei einer Grundstücksgröße von über 2.000 Quadrat­
meter nur noch marginal. Diese Wertabhängigkeit des Bodenrichtwerts in Relation zur 
Fläche ist insbesondere bei Ein- und Zweifamilienhausgrundstücken gegeben. Im typisier­
ten Ertragswertverfahren werden aus Vereinfachungsgründen für die Bewertung von Ein-
und Zweifamilienhäusern zur Berücksichtigung abweichender Grundstücksgrößen beim 
Bodenwert in der Anlage 36 zum BewG Umrechnungskoeffizienten vorgegeben. Veröf­
fentlichungen der örtlichen Gutachterausschüsse zu entsprechenden Umrechnungskoeffi­
zienten sind insoweit für Zwecke der Ermittlung von Grundsteuerwerten nicht zu berück­
sichtigen. 


Absatz 2 


Der Bodenwert ist vor der Abzinsung über die wirtschaftliche Restnutzungsdauer des Ge­
bäudes zunächst um den Wert selbständig nutzbarer Teilflächen im Sinne des Absatzes 3 
zu korrigieren, soweit diese nicht ohnehin eine gesonderte wirtschaftliche Einheit bilden 
und gesondert bewertet werden. 


Auf den ggf. korrigierten Bodenwert ist der zutreffende Abzinsungsfaktor gemäß Anlage 
41 zum BewG anzuwenden, für dessen Höhe der gesetzlich normierte Liegenschaftszins­
satz (§ 256 BewG) und die wirtschaftliche Restnutzungsdauer im Sinne des § 253 Ab­
satz 2 und 3 BewG bestimmend sind. Der Bodenwert der selbständig nutzbaren Teilflä­
chen ist anschließend zu addieren. 


Absatz 3 


Die Vorschrift definiert die selbständig nutzbaren Teilflächen innerhalb einer wirtschaftli­
chen Einheit Grundstück entsprechend des § 17 Absatz 2 Satz 2 ImmoWertV. 


§ 258 
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Absatz 1 


Das in den §§ 83 bis 90 BewG geregelte Sachwertverfahren wird auf der Grundlage des 
aktuellen Stands des Wertermittlungsrechts und der aktuellen Datenlage fortentwickelt. 


Das Sachwertverfahren wird in Anlehnung an das Sachwertverfahren nach den §§ 21 ff. 
ImmoWertV geregelt. Besondere objektspezifische Grundstücksmerkmale (vgl. § 8 Ab­
satz 3 ImmoWertV) werden im Rahmen der typisierenden steuerrechtlichen Wertermitt­
lung aus Vereinfachungs- und Automationsgründen nicht gesondert ermittelt. 


Das typisierte – vereinfachte – Sachwertverfahren nach den §§ 258 bis 260 BewG stellt 
sich schematisch wie folgt dar: 


Normalherstellungskosten 


x 


Baupreisindex 


x 


Brutto-Grundfläche 


= 


Grundstücksfläche Gebäudenormalherstellungswert 


x ./. 


Bodenrichtwert Alterswertminderung (max. 70%) 


= = 


Bodenwert Gebäudesachwert 


▼ ▼ 


vorläufiger Sachwert 


x 


Wertzahl 


= 


Grundsteuerwert 


Absatz 2 


Die Vorschrift entspricht § 84 BewG und bestimmt, dass der Bodenwert mit dem Wert des 
unbebauten Grundstücks nach § 247 BewG anzusetzen ist. 


Absatz 3 


Die Vorschrift beschreibt die Ermittlung des Grundsteuerwerts (Sachwerts) im Sachwert­
verfahren und entspricht im Wesentlichen § 83 BewG. Die Summe aus dem gesondert zu 
ermittelnden Bodenwert (§§ 258 Absatz 2, 247 BewG) und dem gesondert zu ermitteln­
den Gebäudesachwert (§ 259 BewG) ergibt den vorläufigen Sachwert, der mittels einer 
Wertzahl (§ 260 BewG) an die allgemeinen Wertverhältnisse auf dem Grundstücksmarkt 
angepasst wird. Die Werte für den Grund und Boden, das Gebäude, die baulichen Anla­
gen, insbesondere Außenanlagen, und die sonstigen Anlagen sind mit dem Ansatz des 
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Grundsteuerwerts abgegolten. Zur Berücksichtigung von baulichen Anlagen, insbesonde­
re Außenanlagen, und sonstigen Anlagen wurden die Normalherstellungskosten pauschal 
um drei Prozent erhöht. (vgl. auch Begründung zu § 259 Absatz 1 BewG). 


§ 259 


Absatz 1 


Zur Ermittlung des Gebäudesachwerts ist nicht von den tatsächlichen, sondern von den 
gewöhnlichen Herstellungskosten für die jeweilige Gebäudeart und Flächeneinheit auszu­
gehen (vgl. § 22 ImmoWertV). Die unter Fortentwicklung des § 85 BewG ermittelten Nor­
malherstellungskosten ergeben sich aus der Anlage 42 zum BewG. 


Die Normalherstellungskosten sind aus dem arithmetischen Mittelwert der Regelherstel­
lungskosten von vergleichbaren Gebäudearten für die Standardstufen 2 bis 4 lt. Anlage 24 
zum BewG in der Fassung des Steueränderungsgesetzes vom 2. November 2015, 
BGBl. I S. 1834 abgeleitet worden. Die Regelherstellungskosten in der Anlage 24 zum 
BewG wurden in Anlehnung an die Normalherstellungskosten 2010 der Sachwert-
Richtlinie vom 5. September 2012, BAnz AT 18. Oktober 2012 B1 zur Ermittlung des 
Sachwerts nach den §§ 21 bis 23 ImmoWertV ermittelt. 


Bei der Ableitung sind vergleichbare Gebäudearten mit annähernd gleichen Normalher­
stellungskosten zusammengefasst worden. Zur verwaltungsökonomischen Bewältigung 
eines Massenverfahrens zur Grundstücksbewertung wird zwischen möglichst eindeutig 
identifizierbaren Bauweisen und Nutzungstypen unterschieden. 


Die Differenzierung der Normalherstellungskosten erfolgt entsprechend der Unterteilung 
der Regelherstellungskosten in Standardstufen nach der Anlage 24 zum BewG, wobei die 
Einordung in Abhängigkeit der Baujahre in drei Gruppen durchgeführt wurde. Bei Gebäu­
den mit Baujahren vor 1995 kann im Allgemeinen von einem geringeren Standard, insbe­
sondere hinsichtlich der energetischen Eigenschaften, ausgegangen werden. Dagegen 
kann bei Baujahren ab 2005 eine höhere Standardstufe unterstellt werden. Auf eine Ein­
gruppierung entsprechend der Standardstufe 1 und 5 gemäß Anlage 24 zum BewG wurde 
hinsichtlich der typisierenden Betrachtungsweise verzichtet. Dies entspricht insgesamt der 
Grundkonzeption der Sachwert-Richtlinie 2012 zur Berücksichtigung der unterschiedli­
chen Ausstattungsstandards und ermöglicht eine – automationsunterstützte – typisierende 
Berücksichtigung der baujahrtypischen Ausstattung. 


Insbesondere zur Berücksichtigung von baulichen Anlagen, insbesondere Außenanlagen, 
wie beispielsweise Außenstellplätze, Erschließung und Einfriedung, sowie sonstigen An­
lagen wurden die Normalherstellungskosten pauschal um drei Prozent erhöht. 


Absatz 2 


Der Gebäudenormalherstellungswert entspricht dem Produkt aus der Brutto-Grundfläche 
und den am Hauptfeststellungszeitpunkt maßgebenden Normalherstellungskosten. 


Absatz 3 


Die Normalherstellungskosten sind auf dem Kostenstand 2010 ermittelt worden. Sie müs­
sen nach Maßgabe der zum Hauptfeststellungszeitpunkt maßgebenden Baupreisindizes 
angepasst werden. Dabei ist auf die Preisindizes für die Bauwirtschaft abzustellen, die 
das Statistische Bundesamt für den Neubau in konventioneller Bauart von Wohn- und 
Nichtwohngebäuden jeweils für das Vierteljahr vor dem Hauptfeststellungzeitpunkt ermit­
telt hat. Diese Preisindizes sind für alle Bewertungsstichtage des folgenden Hauptfeststel­
lungszeitraums anzuwenden. Auf diese Weise wird vermieden, dass in jedem Einzelfall 
eine Umrechnung der Pauschalherstellungskosten für die verschiedenen Gebäudearten in 
Normalherstellungskosten erfolgen muss. 
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Das Bundesministerium der Finanzen veröffentlicht die maßgebenden Baupreisindizes im 
Bundessteuerblatt. 


Absatz 4 


Der Gebäudenormalherstellungswert ist in Abhängigkeit des Alters des Gebäudes zu 
mindern. Die Alterswertminderung wird regelmäßig nach dem Alter des Gebäudes zum 
Bewertungsstichtag und einer typisierten wirtschaftlichen Gesamtnutzungsdauer be­
stimmt. Die typisierte Gesamtnutzungsdauer ist der Anlage 38 zum BewG zu entnehmen. 
Bei der Alterswertminderung wird von einer linearen jährlichen Wertminderung ausgegan­
gen (vgl. § 23 Satz 2 ImmoWertV). 


Sind nach der Bezugsfertigkeit des Gebäudes, beispielsweise im Rahmen einer Kernsa­
nierung oder Entkernung, bauliche Maßnahmen durchgeführt worden, die zu einer we­
sentlichen Verlängerung der Nutzungsdauer des Gebäudes geführt haben, ist von einem 
entsprechend späteren Baujahr auszugehen. Dies kann beispielsweise der Fall sein, 
wenn nicht nur der Ausbau (u. a. Heizung, Fenster und Sanitäreinrichtungen) umfassend 
modernisiert, sondern auch der Rohbau (u. a. Fundamente, tragende Innen- und Außen­
wände, Treppen, Dachkonstruktion sowie Geschossdecken) teilweise erneuert worden ist. 


Eine Verkürzung der Restnutzungsdauer kommt in Betracht, wenn am Bewertungsstich­
tag eine Abbruchverpflichtung für das Gebäude besteht. In diesem Fall ist die tatsächliche 
Restnutzungsdauer in Abhängigkeit des Abbruchzeitpunkts anzusetzen. 


Der nach Abzug der Alterswertminderung verbleibende Gebäudewert ist regelmäßig mit 
mindestens 30 Prozent des Gebäudenormalherstellungswerts anzusetzen. Diese Rest­
wertregelung berücksichtigt, dass auch ein älteres Gebäude, das laufend instand gehalten 
wird und daher noch benutzbar ist, ggf. trotz Ablauf der typisierten wirtschaftlichen Ge­
samtnutzungsdauer einen verbleibenden Wert hat. Die Annahme eines Restwerts macht 
in vielen Fällen die Prüfung entbehrlich, ob die restliche Lebensdauer des Gebäudes in­
folge baulicher Maßnahmen wesentlich verlängert wurde. Bei älteren, noch nutzbaren 
Gebäuden schließt die Begrenzung der Alterswertminderung in typisierender Weise eine 
Verlängerung der Restnutzungsdauer durch geringfügige Modernisierungen ein. Der An­
satz eines Restwerts entspricht den Regelungen des § 86 Absatz 3 Satz 1 BewG und 
§ 190 Absatz 4 Satz 5 BewG. 


§ 260 


Zur Berücksichtigung der Lage auf dem Grundstücksmarkt einschließlich der regionalen 
Baupreisverhältnisse ist der im Wesentlichen nur kostenorientierte vorläufige Sachwert an 
die allgemeinen Wertverhältnisse auf dem örtlichen Grundstücksmarkt anzupassen 
(Marktanpassung). Hierzu ist der vorläufige Sachwert bei der Verkehrswertermittlung mit 
dem zutreffenden Sachwertfaktor zu multiplizieren, der von den Gutachterausschüssen 
für Grundstückswerte aus dem Verhältnis geeigneter Kaufpreise zu entsprechenden vor­
läufigen Sachwerten ermittelt wird (§ 193 Absatz 5 Satz 2 Nummer 2 BauGB i. V. m. § 14 
Absatz 2 Nummer 1 ImmoWertV). 


Im typisierten – vereinfachten – Sachwertverfahren nach §§ 258 bis 260 BewG werden 
marktübliche Sachwertfaktoren als Wertzahlen gesetzlich vorgegeben (Anlage 43 zum 
BewG). 


IV. Sonderfälle 


Unterabschnitt IV. zum Grundvermögen enthält Regelungen zu den sogenannten Sonder­
fällen. Hierzu gehören die Erbbaurechtsfälle (§ 261 BewG) und die Fälle mit Gebäuden 
auf fremdem Grund und Boden (§ 262 BewG). 







      


                
            


           
 


  


          
           
                


              
               


              
           
     


         
             


          
             


            
           


         


  


               
        


           
         
             
            


              
               
         


             
          


       
        


           
           
       


          
          


           
       


             
            


 


  


  


           
              
            


- 133 ­


Eine Regelung zu Grundstücken im Zustand der Bebauung – wie bisher in § 91 BewG – 
ist für die Grundsteuer entbehrlich. Für Zwecke der Grundsteuer bleiben die nicht bezugs­
fertigen Gebäude und Gebäudeteile bei der Ermittlung des Wertes unverändert außer 
Betracht. 


§ 261 


Das Erbbaurecht wird künftig zur Ermittlung der Bemessungsgrundlage für die Grund­
steuer mit dem belasteten Grund und Boden zu einer wirtschaftlichen Einheit zusammen­
gefasst (§ 244 Absatz 3 Nummer 1 BewG). § 261 BewG bestimmt somit, dass in den Fäl­
len, in denen ein Grundstück mit einem Erbbaurecht belastet ist, für den Grund und Bo­
den sowie für ggf. vorhandene Gebäude ein Gesamtwert nach den §§ 246 bis 260 BewG 
zu ermitteln ist. Festgestellt wird der Wert, der festzustellen wäre, wenn die Belastung mit 
dem Erbbaurecht nicht bestünde. Die Vorschrift entwickelt § 92 BewG unter Berücksichti­
gung des typisierenden Massenverfahrens fort. 


Dem Erbbauberechtigten wird abweichend von der bisherigen Bewertungssystematik der 
Gesamtwert von Grund und Boden und Gebäude zugerechnet, da er sich durch die Ver­
einbarung eines Erbbaurechtes und der damit einhergehenden Zahlung des Erbbauzinses 
eine Rechtsposition verschafft, die es rechtfertigt, ihn für die Dauer des Erbbaurechts für 
Zwecke der Bewertung im Rahmen der Grundsteuer dem Eigentümer des Grund und Bo­
dens gleichzustellen. Wer endgültig mit der Grundsteuer belastet werden soll, unterliegt 
der Privatautonomie (vgl. § 2 Nummer 3 des Erbbaurechtsgesetzes). 


§ 262 


Nach § 262 BewG werden das Gebäude auf fremdem Grund und Boden und das damit 
belastete Grundstück aus Vereinfachungs- und automationstechnischen Gründen unter 
Fortentwicklung der Regelungen des § 94 BewG und unter Berücksichtigung des typisie­
renden Massenverfahrens als eine wirtschaftliche Einheit des Grundvermögens bewertet. 
Hierzu wird das Gebäude auf fremdem Grund und Boden mit dem dazu gehörenden 
Grund und Boden zu einer wirtschaftlichen Einheit zusammengefasst (§ 244 Absatz 3 
Nummer 2 BewG). Ein Gebäude auf fremdem Grund und Boden liegt vor, wenn ein ande­
rer als der Eigentümer des Grund und Bodens darauf ein Gebäude errichtet hat und ihm 
das Gebäude bewertungsrechtlich zuzurechnen ist. Das Gebäude wird insbesondere 
dann einem anderen als dem Eigentümer des Grund und Bodens zugerechnet, wenn ein 
anderer an dem Gebäude das zivilrechtliche (Gebäude als Scheinbestandteil) oder wirt­
schaftliche Eigentum (beispielsweise bei Vereinbarung eines Entschädigungsanspruchs 
für das Gebäude nach Beendigung des Nutzungsverhältnisses) innehat. 


Für die wirtschaftliche Einheit ist ein Gesamtwert festzustellen, der dem zivilrechtlichen 
Eigentümer des Grund und Bodens zuzurechnen ist. Dieser ist trotz abweichender wirt­
schaftlicher Vereinbarung grundsätzlich (Ausnahme: Gebäude als Scheinbestandteil) zivil­
rechtlich Eigentümer des Gebäudes. Er wird Steuerschuldner für das belastete Grund­
stück und kann auf einfachem Weg aufgrund amtlicher Grundstücksinformationen im au­
tomatisierten Verfahren ermittelt werden. Gleichwohl führt dies im Ergebnis zu keiner tat­
sächlichen Belastungsverschiebung, wenn nach den üblichen vertraglichen Vereinbarun­
gen die Grundsteuer schon bisher auf den Eigentümer des Gebäudes auf fremdem Grund 
und Boden abgewälzt wurde. Wer die Grundsteuer endgültig tragen soll, unterliegt der 
Privatautonomie. 


§ 263 


Absatz 1 


§ 263 Absatz 1 BewG ermächtigt das Bundesministerium der Finanzen, durch Rechtsver­
ordnung mit Zustimmung des Bundesrates die Anlagen 27 bis 43 zum BewG an die Er­
gebnisse der Erhebungen nach § 2 des Landwirtschaftsgesetzes, an die Erhebungen der 
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Finanzverwaltung oder an geänderte wirtschaftliche oder technische Entwicklungen anzu­
passen. Die Ermächtigung soll eine realitäts- und relationsgerechte Bewertung für die 
Zukunft sicherstellen. In der jeweiligen Rechtsverordnung kann daher das Bundesministe­
rium der Finanzen zur Sicherstellung der Gleichmäßigkeit der Besteuerung, insbesondere 
zur Sicherstellung einer relations- und realitätsgerechten Abbildung der Grundsteuerwer­
te, anordnen, dass ab dem nächsten Feststellungszeitpunkt Grundsteuerwerte unter Be­
rücksichtigung der tatsächlichen Verhältnisse und der geänderten Wertverhältnisse durch 
Anwendung der jeweils angepassten Anlagen 27 bis 43 zum BewG festgestellt werden. 
Eine Anpassung der Anlagen 34 und 35 erfolgt im Einvernehmen mit dem Bundesministe­
rium für Ernährung und Landwirtschaft. 


Absatz 2 


§ 263 Absatz 2 BewG ermächtigt das Bundesministerium der Finanzen, durch Rechtsver­
ordnung mit Zustimmung des Bundesrats die gemeindebezogene Einordnung in die jewei­
lige Mietniveaustufe zur Ermittlung der Zu- und Abschläge nach § 254 Absatz 2 BewG 
i. V. m. der Anlage 39 zum BewG auf der Grundlage der Einordnung nach § 12 des 
Wohngeldgesetzes in der jeweils gültigen Fassung in Verbindung mit § 1 Absatz 3 und 
der Anlage der Wohngeldverordnung in der jeweils gültigen Fassung für steuerliche Zwe­
cke herzuleiten. 


Zu Nummer 3 


§ 264 – neu – 


Da der Siebente Abschnitt unmittelbar an den Sechsten Abschnitt des Zweiten Teils des 
BewG angefügt wird, verschiebt sich der Dritte Teil des BewG. Die Ermächtigungsnorm 
§ 204 BewG zur Neubekanntmachung des Bewertungsgesetzes wird infolgedessen § 264 
BewG. 


Zu Nummer 4 


§ 265 – neu – 


Es handelt sich um eine Folgeänderung. Da der Siebente Abschnitt unmittelbar an den 
Sechsten Abschnitt des Zweiten Teils des BewG angefügt wird, verschiebt sich der Dritte 
Teil des BewG. Die Norm zu den Anwendungsvorschriften § 205 BewG wird infolgedes­
sen § 265 BewG. 


Zu Nummer 5 


§ 266 – neu – 


Absatz 1 


Die neueingefügte Norm § 266 BewG bestimmt in Absatz 1, dass die erste Hauptfeststel­
lung für die Grundsteuerwerte nach § 221 BewG auf den 1. Januar 2022 durchgeführt 
wird. Ab diesem Zeitpunkt können Feststellungsbescheide über die neuen Grundsteuer­
werte ergehen. 


Absatz 2 


§ 219 Absatz 3 BewG bestimmt, dass Grundsteuerwerte festgestellt werden, soweit diese 
für die Besteuerung relevant sind. Da das derzeitige Grundsteuergesetz für die Bemes­
sung der Grundsteuer auf die Einheitswerte verweist, sind die Grundsteuerwerte bis zu 
der mit Artikel 3 dieses Gesetzes vorgesehenen Anwendung des Grundsteuergesetzes 
für die Grundsteuer 2025 für die Besteuerung noch nicht von Relevanz. Dies könnte dazu 
führen, dass die Grundsteuerwerte solange nicht festgestellt werden könnten, bis Artikel 3 
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dieses Gesetzes Anwendung findet, das wiederum für die Bemessung der Grundsteuer 
auf die Grundsteuerwerte verweist. Ein frühere Anwendung des Grundsteuergesetzes im 
Sinne des Artikels 3 ist nicht möglich, da die automationstechnischen Umstellungen erst 
eine Erhebung der Grundsteuer auf Grundlage der Grundsteuerwerte zum 1. Januar 2025 
ermöglichen und daher bis dahin die Grundsteuer auf den bisherigen Einheitswerten be­
ruhen soll. Um einen lückenlosen Übergang vom alten Grundsteuerrecht auf Grundlage 
der Einheitswerte zum neuen Grundsteuerrecht auf Grundlage der Grundsteuerwerte zu 
ermöglichen, müssen die Grundsteuerwerte bereits vorher festgestellt worden sein, bevor 
Artikel 3 dieses Gesetzes Anwendung findet. Absatz 2 bestimmt daher, bei der Feststel­
lung der Grundsteuerwerte in der Übergangszeit für § 219 Absatz 3 BewG zu unterstellen, 
dass anstelle von Einheitswerten Grundsteuerwerte maßgebend für die Besteuerung nach 
dem Grundsteuergesetz sind. Damit wird eine Relevanz der Grundsteuerwerte für die 
Bemessung der Grundsteuer bereits zum ersten Hauptfeststellungszeitpunkt fingiert. 


Derzeit werden für steuerbefreite Grundstücke keine Einheitswerte festgestellt. Es ist an­
zunehmen, dass im Zeitpunkt der erstmaligen Veranlagung zur Grundsteuer zum 1. Ja­
nuar 2025 (vgl. Begründung zu Artikel 2 § 36 GrStG) jedenfalls ein Großteil der derzeiti­
gen im Grundsteuerrecht vorgesehenen Steuerbefreiungen bestehen. Auch dem wird in 
der Übergangsregelung Rechnung getragen. Im Ergebnis werden bei der Anwendung von 
§ 219 Absatz 3 BewG das im ersten Hauptfeststellungszeitpunkt geltende Grundsteuer­
recht und damit auch die Steuerbefreiungsvorschriften zugrunde gelegt. 


Sollte bis zum 31. Dezember 2024 eine Steuerbefreiungsvorschrift aufgehoben werden, 
kann eine Nachfeststellung der Grundsteuerwerte nach § 223 Absatz 1 Nummer 2 BewG 
erfolgen. Wird eine neue Steuerbefreiungsvorschrift bis zum 31. Dezember 2024 in das 
Grundsteuergesetz aufgenommen, sind die Grundsteuerwerte nach § 224 Absatz 1 
Nummer 2 BewG aufzuheben. 


Bei Art- und Zurechnungsfortschreibungen ist bei der Anwendung von § 222 Absatz 2 
BewG ab dem ersten Hauptfeststellungszeitpunkt und der Anwendung von Artikel 3 eben­
falls zu unterstellen, dass anstelle von Einheitswerten Grundsteuerwerte maßgebend für 
die Bemessung der Grundsteuer sind. 


Absatz 3 


Absatz 3 bestimmt, dass Finanzbehörden vor dem 1. Januar 2022 eingetretene Änderun­
gen der tatsächlichen Verhältnisse, die ihr im Rahmen der erstmaligen Erklärung nach 
§ 228 BewG erstmals bekannt werden, nicht für die zurückliegenden Jahre zur Fort­
schreibung oder Nachfeststellung der Einheitswerte verwenden dürfen. Dies soll die 
wahrheitsgemäße Abgabe der Erklärung nach § 228 BewG und damit eine realitätsge­
rechte Bewertung sicherstellen. Ab dem 1. Januar 2025 dürfen spätestens auch auf be­
reits bestandskräftige Bescheide, die auf den vom Bundesverfassungsgericht mit seinem 
Urteil vom 10. April 2018 zur Grundsteuer als verfassungswidrig festgestellten Bestim­
mungen des Bewertungsgesetzes beruhen, keine Belastungen mehr gestützt werden. 
Spätestens ab dem 1. Januar 2025 sind daher in jedem Fall keine Fortschreibungen und 
Nachfeststellungen der Einheitswerte mehr möglich (vgl. auch Begründung zu Absatz 4). 


Absatz 4 


In Nummer 4 des Tenors des Urteils des Bundesverfassungsgerichts vom 10. April 2018 
zur Grundsteuer (BGBl. I S. 531) hat das Bundesverfassungsgericht bestimmt, dass für 
Kalenderjahre nach Ablauf der Fortgeltungsfristen auch auf bereits bestandskräftige Be­
scheide, die auf den als verfassungswidrig festgestellten Bestimmungen des Bewertungs­
gesetzes beruhen, keine Belastungen mehr gestützt werden dürfen. Nach § 31 Absatz 2 
Satz 1 und 2 i. V. m. § 13 Nummer 8a und 11 des Bundesverfassungsgerichtsgesetzes 
kommt der Entscheidung des Bundesverfassungsgerichts vom 10. April 2018 zur Grund­
steuer Gesetzeskraft zu. Absatz 4 hebt daher klarstellend kraft Gesetzes die Einheits­
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wertbescheide, Grundsteuermessbescheide und Grundsteuerbescheide, die vor dem 1. 
Januar 2025 erlassen wurden und soweit sie auf den §§ 19, 20, 21, 22, 23, 27, 76, 79 
Absatz 5, 93 Absatz 1 Satz 2 BewG in Verbindung mit Artikel 2 Absatz 1 Satz 1 und 
Satz 3 des Gesetzes zur Änderung des Bewertungsgesetzes in der Fassung des Artikels 
2 des Gesetzes vom 22. Juli 1970 (BGlB. I S. 1118) beruhen, zum 31. Dezember 2024 
mit Wirkung für die Zukunft auf. 


Zu Nummer 6 


Anlagen 27 bis 43 – neu – 


Die Anlagen 27 bis 43 zum BewG werden dem Stammgesetz angefügt. In den Anlagen 
werden bestimmte Bewertungsparameter für die Bewertung für Zwecke der Grundsteuer 
vorgegeben. Vgl. jeweils die Begründung zu den Normen, die auf die Anlagen Bezug 
nehmen. 


Zu Artikel 2 (Weitere Änderung des Bewertungsgesetzes) 


Zu Nummer 1 


Die Inhaltsübersicht wird an die Aufhebung der §§ 19, 21 bis 29, 32, 39 bis 69, 71 bis 94, 
121a, 122, 125 bis 150 und der Anlagen 1 bis 8 sowie die veränderte Bezeichnung des 
§ 20 BewG angepasst. 


Zu Buchstabe [ 


Zu Nummer 2 


§ 17 Absatz 2 – aufgehoben – und Absatz 2 – neu – 


Der in § 17 BewG definierte Geltungsbereich der besonderen Bewertungsvorschriften des 
BewG wird an den Wegfall der Einheitsbewertung angepasst. 


Zu Nummer 3 


§ 18 Nummer 1 bis 3
 


Es handelt sich um Folgeänderungen durch den Wegfall der Einheitsbewertung.
 


Zu Nummer 4 


§ 19 – aufgehoben –
 


Es handelt sich um Folgeänderungen durch den Wegfall der Einheitswerte.
 


Zu Nummer 5 


§ 20
 


Es handelt sich um eine Folgeänderung durch den Wegfall der Einheitsbewertung.
 


Zu Nummer 6 


§§ 21 bis 29, 32 bis 69, 71 bis 94, 121a und 122 – aufgehoben – 


Die §§ 21 bis 29, 32 bis 69, 71 bis 94, 121a und 122 BewG haben aufgrund des Wegfalls 
der Einheitsbewertung keinen Anwendungsbereich mehr und werden daher aufgehoben. 
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Zu Nummer 7 


§ 97 Absatz 1 Satz 2 – aufgehoben –
 


Es handelt sich um eine Folgeänderung durch den Wegfall der Einheitsbewertung.
 


Zu Nummer 8 


§ 123
 


Es handelt sich um eine Folgeänderung durch den Wegfall der Einheitsbewertung.
 


Zu Nummer 9 


§§ 125 bis 150 und Anlagen 1 bis 8 – aufgehoben – 


Die §§ 125 bis 150 BewG sowie die Anlagen 2 bis 8 zum BewG haben aufgrund des 
Wegfalls der Einheitsbewertung keinen Anwendungsbereich mehr und werden daher auf­
gehoben. 


Zu Nummer 10 


§ 151 


Es handelt sich um eine Folgeänderung durch die Aufhebung von § 138 BewG (vgl. Be­
gründung zu Nummer 9). 


Zu Nummer 11 


§ 157 Absatz 1 Satz 1 und 2, Absatz 3 Satz 1 


Es handelt sich um Folgeänderungen aufgrund des Wegfalls der Einheitsbewertung. In 
§ 157 Absatz 1 Satz 1 BewG wird nunmehr für die Erbschaft- und Schenkungsteuer sowie 
die Grunderwerbsteuer der inländische Grundbesitz definiert, da mit Wegfall des § 19 
Absatz 1 BewG auf die Definition dort nicht mehr verwiesen werden kann. Eine inhaltliche 
Änderung ist damit nicht verbunden. Darüber hinaus wird auf § 229 BewG verwiesen, da 
mit Wegfall von § 29 BewG (vgl. Begründung zu Nummer 6) nicht mehr dorthin verwiesen 
werden kann. 


Zu Artikel 3 (Änderung des Grundsteuergesetzes) 


Zu Nummer 1 


Inhaltsübersicht
 


Eine Inhaltsübersicht wurde dem Grundsteuergesetz vorangestellt.
 


Zu Nummer 2 


§ 2 


Die Vorschrift wurde unter Berücksichtigung der neuen bewertungsrechtlichen Definitio­
nen angepasst. 


Zu Nummer 3 


§ 10 Absatz 2 – aufgehoben – und Absatz 2 – neu – 
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Die neue Fassung der Vorschrift trägt durch Wegfall des bisherigen Absatzes 2 den be­
wertungsrechtlichen Änderungen bei Erbbaurechtsgrundstücken Rechnung. Der bisherige 
Absatz 3 wird entsprechend Absatz 2. 


Zu Nummer 4 


§ 13 


Es handelt sich um eine redaktionelle Anpassung der Schreibweise. 


Zu Nummer 5 


§ 14 


Die Steuermesszahl wurde an die geänderten bewertungsrechtlichen Vorschriften und 
deren steuerliche Auswirkungen sowie redaktionell an eine zeitgemäße Sprache ange­
passt. 


Zu Nummer 6 


§ 15 


Absatz 1 


Die Steuermesszahlen wurden an die geänderten bewertungsrechtlichen Vorschriften und 
deren steuerliche Auswirkungen sowie redaktionell an die geänderte Schreibweise und 
eine zeitgemäße Sprache angepasst. 


Absatz 2 


Wohnen ist ein existenzielles Grundbedürfnis. Aus diesem Grund ist allgemein anerkannt, 
dass es sich bei der Schaffung und Verfügbarmachung von ausreichendem Wohnraum 
um einen überragenden Gemeinwohlbelang handelt. 


Das Bundesverfassungsgericht hat in seiner Entscheidung vom 7. November 2006 (BGBl. 
2007 I S. 194) anerkannt, dass - bei den weiteren sich an die Bewertung anschließenden 
Schritten - zur Bestimmung der Steuerbelastung der Gesetzgeber Lenkungszwecke, etwa 
in Form zielgenauer und normenklarer steuerlicher Verschonungsregelungen, berücksich­
tigen darf. 


Im Rahmen eines dynamischen Massenverfahrens kann eine zielgenaue und normenkla­
re Verschonungsregelung in Form eines Abschlags von der Steuermesszahl für Wohn­
grundstücke im Sinne des § 249 Absatz 1 Nummer 1 bis 4 des Bewertungsgesetzes 
(Grundsteuervergünstigung) nur dann erfolgen, wenn bereits im außersteuerrechtlichen 
Bereich eine Konkretisierung der Wohnraumförderwürdigkeit erfolgt ist. Aus diesen Grün­
den knüpft die Grundsteuervergünstigung für den Steuergegenstand Grundstück an das 
Vorliegen eines Förderbescheides und die Einhaltung der Förderkriterien nach dem 
Wohnraumförderungsgesetz des Bundes an. Dabei wird typisierend unterstellt, dass Fehl­
förderungen, d. h. Fälle, in denen der Förderzweck und die Zielgruppe sowie die Förderin­
tensität unangemessen sind, nach § 7 des Wohnraumförderungsgesetzes zu vermeiden 
oder auszugleichen sind. Insoweit erübrigt sich eine detaillierte Prüfung einzelner Woh­
nungen. 


Absatz 3 


Absatz 3 bestimmt, dass die Ermäßigung der Steuermesszahl nach Absatz 1 Nummer 2 
Buchstabe a um 25 Prozent auch für nach den Wohnraumfördergesetzen der Länder ent­
sprechend geförderte Grundstücke erfolgt. 
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Absatz 4 


Die Vorschrift greift den Grundgedanken des Absatzes 2 auf. Sie berücksichtigt die Be­
lange der Bau- und insbesondere der Wohnungswirtschaft, in dem der Lenkungszweck 
Schaffung und Verfügbarmachung von Wohnraum normenklar für die in Nummer 1 bis 3 
abschließend aufgezählten Wohnungsbaugesellschaften, Wohnungsbaugenossenschaf­
ten und -vereine auf deren Antrag hin gewährt wird. 


Mit der Grundsteuervergünstigung sollen zusätzliche Investitionsanreize zur Schaffung 
von Wohnraum gesetzt werden und zielgenau die Bau- und Wohnungswirtschaft in denje­
nigen Fällen positiv beeinflussen, bei denen die günstige Versorgung der Bevölkerung mit 
Wohnraum Hauptzweck ist. Aus diesen Gründen umfasst die Grundsteuervergünstigung 
nur Wohnungsbaugesellschaften, die mehrheitlich von Gebietskörperschaften beherrscht 
werden und bei denen ein Gewinn durch Abführung an die jeweiligen Gebietskörperschaf­
ten der kommunalen Daseinsfürsorge zu Gute kommt. Entsprechendes gilt für Woh­
nungsbaugesellschaften, die im Dienste der Allgemeinheit tätig werden und deshalb als 
gemeinnützig im Sinne des § 52 der Abgabenordnung anerkannt werden oder nach § 5 
Absatz 1 Nummer 10 des Körperschaftsteuergesetzes steuerbefreit sind. 


Zu Nummer 7 


§ 16 Absatz 1 


Es handelt sich um eine Folgeänderung aufgrund des Wegfalls der Einheitsbewertung. 
Ein Verweis ins Bewertungsgesetz wurde angepasst.. 


Zu Nummer 8 


§ 17 Absatz 1 


Es handelt sich um Folgeänderungen aufgrund des Wegfalls der Einheitsbewertung. Ver­
weise ins Bewertungsgesetz wurden angepasst. 


Zu Nummer 9 


§ 18 


Es handelt sich um Folgeänderungen aufgrund des Wegfalls der Einheitsbewertung. Ver­
weise ins Bewertungsgesetz wurden angepasst. 


Zu Nummer 10 


Zu Buchstabe a 


§ 19 Absatz 1 


Der bisherige Wortlaut des § 19 BewG wird auf Grund der Anfügung des Absatzes 2 zum 
Absatz 1. 


Zu Buchstabe b 


§ 19 Absatz 2 - neu ­


Die Vorschrift stellt strukturell sicher, dass die zuständige Finanzbehörde beim Wegfall 
der Voraussetzungen für die ermäßigte Steuermesszahl (Grundsteuervergünstigung) 
Kenntnis erlangt und dies im Wege einer Neuveranlagung berücksichtigen kann. 







      


   


      


           
      


   


  


  


          
          


  


          
         
              


         


  


        
            


         
  


  


           
 


   


  


  


              
           
            


               
            


       


  


           
         
  


  


        
 


- 140 ­


Zu Nummer 11 


§ 20 Absatz 2 Nummer 1 


Es handelt sich um eine Folgeänderung aufgrund des Wegfalls der Einheitsbewertung. 
Ein Verweis ins Bewertungsgesetz wurde angepasst. 


Zu Nummer 12 


§ 22 


Absatz 1 


Die Vorschrift bestimmt wie bisher die Grundsätze der Zerlegung von Steuermessbeträ­
gen und wurde lediglich an die geänderte Schreibweise angepasst. 


Absatz 2 


Die Vorschrift bestimmt den Zerlegungsmaßstab bei Betrieben der Land- und Forstwirt­
schaft. Als Zerlegungsmaßstab werden die Reinertragsverhältnisse zugrunde gelegt, die 
gemäß § 239 Absatz 2 BewG für jede Gemeinde im Rahmen der Bewertung eines Be­
triebs der Land- und Forstwirtschaft ermittelt und ausgewiesen werden. 


Absatz 3 


Die Vorschrift bestimmt den Zerlegungsmaßstab bei Grundstücken. Als Zerlegungsmaß­
stab ist grundsätzlich das Verhältnis der Flächen maßgeblich. Die Vorschrift ermöglicht in 
unbilligen Fällen die Festlegung abweichender Zerlegungsanteile im Einvernehmen der 
Beteiligten. 


Absatz 4 


Die Vorschrift entspricht inhaltlich den Regelungen des Absatzes 2 der bisherigen Vor­
schrift. 


Zu Nummer 13 


§ 33 


Absatz 1 


Die Vorschrift bestimmt in Satz 1 die Grundsätze für den Erlass der Grundsteuer bei Be­
trieben der Land- und Forstwirtschaft, die eine Reinertragsminderung erlitten haben. Der 
Begriff des Reinertrags wird in Satz 2 unter Rückgriff auf die bewertungsrechtliche Defini­
tion in § 236 Absatz 3 Satz 1 und 2 BewG konkretisiert. Aufgrund des regelmäßig abwei­
chenden Wirtschaftsjahres in der Land- und Forstwirtschaft fingert Satz 3 die Zuordnung 
des steuerrechtlich maßgebenden Wirtschaftsjahres zum Erlasszeitraum. 


Absatz 2 


Die Vorschrift bestimmt die weiteren Voraussetzungen für den Erlass der Grundsteuer 
und konkretisiert die Prüfung der wirtschaftlichen Verhältnisse anhand der steuerrechtli­
chen Gewinnermittlung. 


Absatz 3 


Die Vorschrift berücksichtigt den neuen bewertungsrechtlichen Begriff des Grundsteuer­
werts. 
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Zu Nummer 14 


§ 34 – neu – 


Absatz 1 


Die Vorschrift bestimmt wie im bisherigen Recht in § 33 die Grundsätze für den Erlass der 
Grundsteuer bei einer Rohertragsminderung. Der Begriff des normalen Rohertrags im 
Sinne der üblichen Jahresmiete wurde unter Rückgriff auf die bewertungsrechtliche Defi­
nition in § 254 Absatz 3 Satz 2 BewG konkretisiert. Der Absatz wurde dazu neu gefasst 
und gleichzeitig an die geänderte Schreibweise angepasst. 


Absatz 2 


Die Vorschrift entspricht den bisherigen Regelungen in § 33 Absatz 1 Satz 3 und Ab­
satz 2. 


Absatz 3 


Die Vorschrift entspricht inhaltlich dem bisherigen § 33 Absatz 4 und berücksichtigt den 
neuen bewertungsrechtlichen Begriff des Grundsteuerwerts. 


Absatz 4 


Die Vorschrift entspricht inhaltlich dem bisherigen § 33 Absatz 5 und berücksichtigt den 
neuen bewertungsrechtlichen Begriff des Grundsteuerwerts. 


Zu Nummer 15 


§ 35 – neu –
 


Der bisherige § 34 GrStG wird zu § 35 GrStG.
 


Zu Nummer 16 und Nummer 17 


Überschrift Abschnitt V 


Es handelt sich um eine Folgeänderung aus der Einfügung des § 35 GrStG. Die Über­
schrift des V. Abschnitts muss daher um eine Norm nach hinten verschoben werden. 


Zu Nummer 18 


§ 36 


Absatz 1 


Die Hauptfeststellung der Grundsteuerwerte muss aus administrativen Gründen zum 1. 
Januar 2022 erfolgen, ohne dass die Hauptveranlagung der Steuermessbeträge durchge­
führt wird. Aus diesen Gründen wird in zeitlicher Hinsicht die Nachholung der Hauptveran­
lagung der Steuermessbeträge auf den 1. Januar 2025 gesetzlich angeordnet. Eine Fest­
setzung des Steuermessbetrags mit Wirkung zum 1. Januar 2025 zeitgleich mit der Fest­
stellung des Grundsteuerwerts bleibt dennoch nach § 21 möglich. 


Absatz 2 


Die Vorschrift bestimmt materiell-rechtlich als Hauptveranlagungszeitpunkt den 1. Januar 
2025, um dem Urteil des Bundesverfassungsgerichts vom 10. April 2018 (BGBl. I S. 531) 
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und dem Steuerentstehungszeitpunkt Rechnung zu tragen. Auf diesen Zeitpunkt erfolgt 
auch die Grundsteuerveranlagung durch die Gemeinde. 


Zu Nummer 19 


§ 37 – aufgehoben – 


Die Vorschrift ist durch die Anordnung der neuen Hauptveranlagung auf den 1. Januar 
2025 gegenstandslos geworden. 


Zu Nummer 20 


§ 37 Absatz 1, Absatz 2 – neu – 


Absatz 1 


Der bisherige § 38 wird § 37 Absatz 1 und regelt die Anwendung des durch dieses Gesetz 
geänderten Grundsteuergesetzes für die Grundsteuer ab dem Kalenderjahr 2025. 


Absatz 2 – neu – 


Der neue Absatz 2 regelt, dass für die Grundsteuer bis zum Kalenderjahr 2024 weiterhin 
das Grundsteuergesetz in der Fassung vom 7. August 1973 (BGBl. I S. 965), das zuletzt 
durch Artikel 38 des Gesetzes vom 19. Dezember 2008 (BGBl. I S. 2794) geändert wor­
den ist, Anwendung findet. Damit wird gewährleistet, dass in der Zeit zwischen dem In­
krafttreten von Artikel 3 dieses Gesetzes und der ersten Hauptveranlagung der Grund­
steuerwerte auf Basis der Einheitswerte Grundsteuermessbeträge und Grundsteuer fest­
gesetzt werden kann. 


Zu Nummer 21 


§ 38 – neu – 


Die Vorschrift ermächtigt das Bundesministerium der Finanzen das Grundsteuergesetz in 
der jeweils gültigen Fassung neu bekannt zu machen. 


Zu Nummer 22 


Abschnitt VI – aufgehoben – 


Der VI. Abschnitt und die damit verbundene Überschrift ist durch die Anordnung der neu­
en Hauptveranlagung auf den 1. Januar 2025 gegenstandslos geworden. 


Zu Nummer 23 


§ 10 Absatz 1, § 13 Absatz 1 Satz 2, § 20 Absatz 1 Nummer 1, § 23 Absatz 1, § 23 Ab­
satz 2 


In den Vorschriften wird der Begriff des Einheitswerts durch den neuen bewertungsrechtli­
chen Begriff des Grundsteuerwerts ersetzt. 


Zu Artikel 4 (Änderung der Abgabenordnung) 


Allgemein: 


In der Zeit vom 1. Januar 2022, ab dem Grundsteuerwerte erstmals festgestellt werden, 
bis zum 1. Januar 2025, in dem erstmals auf Grundlage der Grundsteuerwerte Grund­
steuer erhoben wird, werden soweit erforderlich Feststellungen hinsichtlich des Einheits­
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werts und des Grundsteuerwerts nach den Vorschriften der AO durchgeführt. Der Artikel 4 
dieses Gesetzes ergänzt daher im Wesentlichen die entsprechenden Normen um den 
Begriff der Grundsteuerwerte. 


Zu Nummer 1 


§ 180 Absatz 1 Satz 1 Nummer 1
 


Wie die Einheitswerte werden auch die neuen Grundsteuerwerte gesondert festgestellt.
 


Zu Nummer 2 


§ 181 Absatz 3 Satz 1 und Absatz 4 


Die für Einheitswerte geltenden Regelungen über die Feststellungfrist werden auf die 
Grundsteuerwerte übertragen. 


Zu Nummer 3 


§ 182 Absatz 2 Satz 1 


Ein festgestellter Grundsteuerwert wirkt – wie bisher der Einheitswert - auch gegenüber 
dem Rechtsnachfolger. 


Zu Nummer 4 


§ 183 Absatz 4 


Wie bisher bei den Einheitswertbescheiden sollen für die Feststellungsbescheide über die 
Grundsteuerwerte die Erleichterungen zur Bekanntgabe nach § 122 Absatz 7 AO gelten, 
wenn die entsprechenden Voraussetzungen erfüllt sind. 


Zu Artikel 5 (Weitere Änderung der Abgabenordnung) 


Allgemein 


Auf Feststellungszeitpunkte ab dem 1. Januar 2025 werden keine Einheitswerte mehr 
festgestellt. Artikel 5 bereinigt daher die betroffenen Vorschriften in der Abgabenordnung 
und ersetzt im Wesentlichen die Wörter „Einheitswert oder Grundsteuerwert“ durch den 
Begriff „Grundsteuerwert“. 


Zu Nummer 1 


§ 141 Absatz 1 Satz 1 Nummer 3 und Satz 3 – aufgehoben – 


§ 141 Absatz 1 Satz 1 Nummer 3 und Satz 3 AO haben, nachdem auf Feststellungszeit­
punkte ab dem 1. Januar 2025 keine Einheitswerte mehr festzustellen sind, keinen An­
wendungsbereich mehr. Sie können daher für diese Feststellungszeitpunkte entfallen. 


Zu Nummer 2 


§ 180 Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 


In der Norm entfällt der Begriff des Einheitswerts. Auf Feststellungszeitpunkte ab dem 1. 
Januar 2025 werden ausschließlich Grundsteuerwerte gesondert festgestellt. 
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Zu Nummer 3 


§ 181 Absatz 3 Satz 1 und Absatz 4 


In der Norm wird der Begriff des Einheitswerts gestrichen. Die Regelungen zur Feststel­
lungsfrist werden für Feststellungszeitpunkte ab dem 1. Januar 2025 auf die Feststellun­
gen von Grundsteuerwerten beschränkt. 


Zu Nummer 4 


§ 182 Absatz 2 Satz 1 


In der Norm entfällt der Begriff des Einheitswerts. Auf Feststellungszeitpunkte ab dem 1. 
Januar 2025 werden ausschließlich Grundsteuerwerte gesondert festgestellt. 


Zu Nummer 5 


§ 183 Absatz 4 


In der Norm entfällt der Begriff des Einheitswerts. Auf Feststellungszeitpunkte ab dem 
1. Januar 2025 werden ausschließlich Grundsteuerwerte gesondert festgestellt. Die Rege­
lungen zur Empfangsvollmacht werden daher für Feststellungszeitpunkte ab dem 
1. Januar 2025 auf die Feststellung von Grundsteuerwerten beschränkt. 


Zu Artikel 6 (Änderung des Einführungsgesetzes zur Abgabenordnung) 


Artikel 97 § 8 


Nach § 152 Absatz 2 AO steht die Festsetzung eines Verspätungszuschlags in den dort 
genannten Fällen nicht im Ermessen der Finanzbehörde, sondern ist gesetzlich vorge­
schrieben. Der neue Absatz 5 des Artikel 97 § 8 des Einführungsgesetzes zur Abgaben­
ordnung (EGAO) bestimmt, dass für Erklärungen zur Feststellung des Grundsteuerwerts 
auf den 1. Januar 2022 Verspätungszuschläge nur aufgrund einer entsprechenden Er­
messensentscheidung gemäß § 152 Absatz 1 AO festgesetzt werden können. 


Zu Artikel 7 (Weitere Änderung des Einführungsgesetzes zur Abgabenordnung) 


Zu Nummer 1 


Artikel 7 Absatz 3 – neu – 


Artikel 7 EGAO hat, nachdem die Einheitswerte für Feststellungszeitpunkte ab dem 1. 
Januar 2025 wegfallen, keinen Anwendungsbereich mehr. Er wird daher für Feststel­
lungszeitpunkte ab dem 1. Januar 2025 aufgehoben. 


Zu Nummer 2 


Zu Buchstabe a 


Artikel 97 § 10 Absatz 2 Satz 3 - neu ­


Nachdem die Einheitswerte für Feststellungszeitpunkte ab dem 1. Januar 2025 wegfallen, 
hat Artikel 97 § 10 Absatz 2 Satz 2 EGAO insoweit keinen Anwendungsbereich mehr. 
Artikel 97 § 10 Absatz 2 Satz 2 EGAO ist daher nach dem neuen Satz 3 für Feststellungs­
zeitpunkte ab dem 1. Januar 2025 nicht mehr anzuwenden. 
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Zu Buchstabe b 


Artikel 97 § 10b Satz 3 - neu ­


Der neue Satz 3 des Artikel 97 § 10b EGAO enthält die Anwendungsregelung für die 
durch Artikel 4 dieses Gesetzes geänderten Regelungen in § 180 Absatz 1 Satz 1 Num­
mer 1, § 183 Absatz 3 Satz 1 und 2 und Absatz 4, § 182 Absatz 2 Satz 1 und § 183 Ab­
satz 4 AO. 


Zu Nummer 3 


Artikel 97a § 2 Nummer 7 Satz 2 - neu ­


Nachdem die Einheitswerte für Feststellungszeitpunkte ab dem 1. Januar 2025 wegfallen, 
hat die Regelung insoweit keinen Anwendungsbereich mehr. Sie ist daher nach dem neu­
en Satz 2 in Arttikel 97a § 2 EGAO für Feststellungszeitpunkte ab dem 1. Januar 2025 
nicht mehr anzuwenden. 


Zu Artikel 8 (Änderung des Einkommensteuergesetzes) 


Zu Nummer 1 


§ 13 Absatz 1 Nummer 1 Satz 4 und Nummer 2 


Es handelt sich um Folgeänderungen durch den Wegfall der Bewertungsregelungen zur 
Einheitsbewertung zum 1. Januar 2025. 


Zu Nummer 2 


§ 57 Absatz 3 – aufgehoben – 


§ 57 Absatz 3 EStG hat, nachdem die Einheitswerte wegfallen, keinen Anwendungsbe­
reich mehr. Er kann daher ersatzlos entfallen. 


Zu Artikel 9 (Änderung des Umsatzsteuergesetzes) 


§ 24 Absatz 2 Satz 1 Nummer 2 


Es handelt sich um Folgeänderungen durch den Wegfall der Bewertungsregelungen zur 
Einheitsbewertung zum 1. Januar 2025. 


Zu Artikel 10 (Änderung des Gewerbesteuergesetzes) 


§ 9 Nummer 1 Satz 1 


Es handelt sich um Folgeänderungen durch den Wegfall der Einheitswerte. Der Prozent­
satz wird entsprechend auf die Grundsteuerwerte angepasst. 


Zu Artikel 11 (Änderung der Gewerbesteuer-Durchführungsverordnung) 


§ 20 Absatz 2 


In § 20 Absatz 2 GewStDV wird der Begriff der Einheitswerte durch Grundsteuerwerte 
ersetzt. 


Zu Artikel 12 (Änderung des Erbschaftsteuer- und Schenkungsteuergesetzes) 


§ 12 Absatz 3 
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Nach Wegfall der Bewertungsvorschriften zur Einheitsbewertung im Bewertungsgesetz 
(vgl. Begründung zu Artikel 2) wird neben einer redaktionellen Anpassung eines Verwei­
ses an die Rechtsförmlichkeit der Verweis auf § 19 BewG angepasst. 


Zu Artikel 13 (Änderung der Erbschaftsteuer-Durchführungsverordnung) 


Muster 6 (zu § 8 ErbStDV) 


In dem Muster 6 zu § 8 der Erbschaftsteuer-Durchführungsverordnung wird der Begriff der 
Einheitswerte durch Grundsteuerwerte ersetzt. 


Zu Artikel 14 (Änderung des Gesetzes über Steuerstatistiken) 


Zu Nummer 1 


§ 1 Absatz 1 Nummer 5 


Anstelle der bisherigen amtlichen Bundesstatistiken zu den Hauptfeststellungszeitpunkten 
der Einheitsbewertung werden amtliche Bundesstatistiken zur Feststellung der Grund­
steuerwerte für das land- und forstwirtschaftliche Vermögen und für das Grundvermögen 
angeordnet. Die Bundesstatistik der Einheitswerte für Gewerbebetriebe entfällt, da eine 
Hauptfeststellung der Einheitswerte für Betriebsvermögen von gewerblichen Betrieben 
mangels steuerlicher Bedeutung nicht vorgesehen ist. 


Zu Nummer 2 


Zu Buchstabe a 


§ 2 Absatz 5 Satzteil vor Nummer 1 


Es handelt sich um eine Folgeänderung zur vorstehenden Änderung des § 1 Absatz 1 
Nummer 5 des Gesetzes über Steuerstatistiken. 


Zu Buchstabe b 


§ 2 Absatz 5 Nummer 1 und 2 - neu ­


Für die amtlichen Bundesstatistiken zur Feststellung der Grundsteuerwerte und Grund­
steuermessbeträgen für land- und forstwirtschaftliches Vermögen und für Grundvermögen 
werden die zentralen Erhebungsangaben festgelegt. 


Zu Nummer 3 


§ 5 Satz 1 Nummer 2 


Die im Feststellungsverfahren vergebenen Aktenzeichen zur Feststellung der Grundsteu­
erwerte treten anstelle der bisherigen Einheitswertaktenzeichen. 


Zu Artikel 15 (Änderung des Bodenschätzungsgesetzes) 


Zu Nummer 1 


§ 17 Absatz 2 Satz 4 – neu – 


Die Vorschrift stellt die Arbeitsfähigkeit des Schätzungsbeirats im Hinblick auf die Novel­
lierung des Bewertungsrechts für Zwecke der Grundsteuer sicher. 
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Zu Nummer 2 


§ 17 Absatz 3 


Die Vorschrift bestimmt im Hinblick auf haftungsrechtliche Fragen, dass die ehrenamtlich 
tätigen Mitglieder des Schätzungsbeirats anlässlich ihrer Amtshandlungen als Amtsträger 
tätig werden. Zudem wird klargestellt, dass die nicht beamteten Mitglieder des Schät­
zungsbeirats als Amtsträger die Vorschriften des Steuergeheimnisses einhalten müssen 
und die Verletzung des Steuergeheimnisses die Rechtsfolgen des § 355 Strafgesetzbuch 
auslöst. Ferner wird eine Regelung zur Wahrung der Geschäfts- und Betriebsgeheimnisse 
getroffen. Zur Abgrenzung werden die regelmäßig einem größeren Kreis Dritter tatsäch­
lich bekannten natürlichen Ertragsbedingungen des Bodens von den Regelungen des 
Steuergeheimnisses ausgenommen. 


Zu Nummer 3 


§ 17 Absatz 4 


Es handelt sich um eine Folgeänderung. Aufgrund der Einfügung des neuen Absatzes 3 
wird der bisherige Absatz 3 zu Absatz 4. 


Zu Nummer 4 


§ 17 Absatz 5 – neu – 


Es wird eine Ermächtigungsgrundlage geschaffen, damit die Rechte und Pflichten der 
Mitglieder des Schätzungsbeirats rechtssicher geregelt sowie die Entschädigungen für die 
Beiratsmitglieder und die Sachaufwendungen für den Schätzungsbeirat rechtssicher fest­
gesetzt werden können. Dadurch kann den sachspezifischen Erfordernissen des Schät­
zungsbeirats und den haushaltsrechtlichen und haushaltswirtschaftlichen Gründen im 
Verwaltungsvollzug besser Rechnung getragen werden. 


Zu Artikel 16 (Änderung der Immobilienwertermittlungsverordnung) 


Zu Nummer 1 


§ 10 Absatz 3 – neu – 


Nach § 193 Absatz 5 Satz 1 des Baugesetzbuches i. V. m. § 196 Absatz 1 Satz 1 des 
Baugesetzbuches sind von den Gutachterausschüssen für Grundstückswerte auf Grund 
der Kaufpreissammlung flächendeckend durchschnittliche Lagewerte für den Boden unter 
Berücksichtigung des unterschiedlichen Entwicklungszustands zu ermitteln (Bodenricht­
werte). Hierbei sind gemäß § 196 Absatz 1 Satz 3 des Baugesetzbuches Richtwertzonen 
zu bilden, die jeweils Gebiete umfassen, die nach Art und Maß der Nutzung weitgehend 
übereinstimmen. 


Mit der Einfügung des Absatzes 3 in § 10 der ImmoWertV wird im Interesse einer prakti­
kablen Anwendung der Bodenrichtwerte in einem Massenverfahren präzisiert, dass die 
von den Gutachterausschüssen zu bildenden Richtwertzonen im Sinne des § 196 Ab­
satz 1 Satz 3 des Baugesetzbuches so abzugrenzen sind, dass lagebedingte Wertunter­
schiede zwischen der Mehrzahl der Grundstücke und dem Bodenrichtwertgrundstück 
nicht mehr als +/- 30 Prozent betragen. Diese Regelung greift den Änderungsvorschlag in 
dem Beschluss des Bundesrates vom 15. Mai 2009 zur Immobilienwertermittlungsverord­
nung auf (Bundesrats-Drucksache 296/09 B, Nummer 3). 


Zu Nummer 2 


§ 10 Absatz 4 – neu – 
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Es handelt sich um eine Folgeänderung. Aufgrund der Einfügung des neuen Absatzes 3 
wird der bisherige Absatz 3 zu Absatz 4. 


Zu Artikel 17 (Änderung des Finanzausgleichsgesetzes) 


Zu Nummer 1 


Zu Buchstabe a 


§ 8 Absatz 2 


Die Vorschrift bewirkt eine Verteilung der Steuerkraft für die Grundsteuern gemäß den 
jeweils länderweise vergleichbaren Steuermessbeträgen. Für den Fall der Inanspruch­
nahme der Länderöffnungsklausel soll in geeigneter Weise sichergestellt werden, dass 
der Aufwand für die Bereitstellung der Daten zur Berechnung des Länder- Finanzaus­
gleichs möglichst gering gehalten wird. 


Zu Buchstabe b 


§ 8 Absatz 4 und 5 – neu – 


Die Vorschrift dient der verbesserten Planbarkeit des Übergangs zu einem neuen Grund-
steuer- und Bewertungsrecht. Für den Fall, dass die Kommunen durch entsprechende 
Hebesatzanpassungen dafür sorgen, dass ihr Aufkommen nach der Gesetzesänderung 
unverändert bleibt, bewirkt sie in den Jahren 2025 bis 2027, dass keine aus der Grund­
steuer resultierenden Änderungen der im bundesstaatlichen Finanzausgleich geleisteten 
und empfangenen Zahlungen auftreten. Die neuen, durch das Grundsteuer- und Bewer­
tungsrecht veränderten Finanzkraftverhältnisse wirken sich erst ab dem Jahr 2028, mit 
einem Gewicht von 33 Prozent, und 2029, mit einem Gewicht von 67 Prozent, auf den 
Finanzausgleich aus, bevor sie ab dem Jahr 2030 vollständig berücksichtigt werden. 


Zu Artikel 18 (Inkrafttreten) 


Zu Absatz 1 


Absatz 1 regelt, dass die Artikel 1, 3, 14, 15 und 16 am Tag nach der Verkündung in Kraft 
treten. 


Zu Absatz 2 


Absatz 2 bestimmt, dass die Artikel 4 und 6 am 1. Januar 2022 in Kraft treten. 


Zu Absatz 3 


Absatz 3 bestimmt, dass alle weiteren Artikel am 1. Januar 2025 in Kraft treten. 
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Gesetzentwurf 


der Bundesregierung 


Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des Grundsteuergesetzes zur 
Mobilisierung von baureifen Grundstücken für die Bebauung 


A. Problem und Ziel 


Insbesondere in Ballungsgebieten besteht ein erheblicher Wohnungsmangel. Die damit 
verbundene Wertentwicklung von Grundstücken wird vermehrt dazu genutzt, baureife 
Grundstücke als Spekulationsobjekt zu halten. Diese Grundstücke werden nur aufgekauft, 
um eine Wertsteigerung abzuwarten und die Grundstücke anschließend gewinnbringend 
wieder zu veräußern. Einer sachgerechten und sinnvollen Nutzung werden diese Grund­
stücke nicht zugeführt. Trotz des damit vorhandenen Baulands wird der erforderliche 
Wohnungsbau ausgebremst. 


Ziel des Gesetzes ist es, den Kommunen zu ermöglichen, steuerliche Anreize bei der 
Grundsteuer zu setzen und damit baureife Grundstücke für eine Bebauung zu mobilisie­
ren. 


B. Lösung 


Es wird für die Gemeinden die Möglichkeit der Festlegung eines erhöhten, einheitlichen 
Hebesatzes auf baureife Grundstücke eingeführt. Dadurch kann über die Grundsteuer ein 
finanzieller Anreiz geschaffen werden, die baureifen Grundstücke einer sachgerechten 
und sinnvollen Nutzung durch Bebauung zuzuführen. Der rein finanzielle Nutzen der 
Grundstücke als Spekulationsobjekte soll mittels des besonderen Hebesatzes auf baurei­
fe Grundstücke verringert werden. 


C. Alternativen 


Keine. 


D. Haushaltsausgaben ohne Erfüllungsaufwand 


Inwieweit von der Möglichkeit zur Erhebung der Grundsteuer C durch die Gemeinden Ge­
brauch gemacht wird, kann im Voraus nicht eingeschätzt werden. Daher sind die finanziel­
len Auswirkungen auf das Steueraufkommen nicht ermittelbar. 


E. Erfüllungsaufwand 


E.1 Erfüllungsaufwand für Bürgerinnen und Bürger 


Ein Erfüllungsaufwand für die Bürgerinnen und Bürger ist nicht zu erwarten. 


E.2 Erfüllungsaufwand für die Wirtschaft 
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Ein Erfüllungsaufwand für die Wirtschaft ist nicht zu erwarten. 


Davon Bürokratiekosten aus Informationspflichten
 


Durch das Gesetz werden keine Informationspflichten eingeführt oder abgeschafft.
 


E.3 Erfüllungsaufwand der Verwaltung 


Inwieweit von der Möglichkeit zur Erhebung der Grundsteuer C durch die Gemeinden Ge­
brauch gemacht wird, kann im Voraus nicht eingeschätzt werden. Daher sind die Auswir­
kungen auf den Erfüllungsaufwand der Verwaltung nicht ermittelbar. 


F. Weitere Kosten 


Die Prüfungen zu den weiteren Kosten sind noch nicht abgeschlossen. 


Eine Preiswirkung auf die Gesamtkosten von Bauvorhaben kann nicht ausgeschlossen 
werden. 
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Gesetzentwurf der Bundesregierung 


Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des Grundsteuergesetzes zur
 
Mobilisierung von baureifen Grundstücken für die Bebauung
 


Vom ... 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundesrates das folgende Gesetz beschlos­
sen: 


Artikel 1 


Änderung des Grundsteuergesetzes 


Das Grundsteuergesetz vom 7. August 1973 (BGBl. I S. 965), das zuletzt durch Arti­
kel 3 des Gesetzes vom ... (BGBl. I S. ...) [einsetzen: Datum und Fundstelle des Grund­
steuer-Reformgesetzes] geändert worden ist, wird wie folgt geändert: 


1. § 25 Absatz 4 wird durch die folgenden Absätze 4 und 5 ersetzt: 


„(4) Der Hebesatz muss vorbehaltlich des Absatzes 5 jeweils einheitlich sein 


1. für die in einer Gemeinde liegenden Betriebe der Land- und Forstwirtschaft und 


2. für die in einer Gemeinde liegenden Grundstücke. 


Werden Gemeindegebiete geändert, so kann die Landesregierung oder die von ihr 
bestimmte Stelle für die von der Änderung betroffenen Gebietsteile für eine bestimm­
te Zeit verschiedene Hebesätze zulassen. 


(5) Die Gemeinde kann in Gebieten mit besonderem Wohnraumbedarf baureife 
Grundstücke als besondere Grundstücksgruppe innerhalb der unbebauten Grundstü­
cke im Sinne des § 246 des Bewertungsgesetzes bestimmen und abweichend von 
Absatz 4 Satz 1 Nummer 2 für die Grundstücksgruppe der baureifen Grundstücke ei­
nen gesonderten Hebesatz festsetzen. Baureife Grundstücke sind unbebaute Grund­
stücke im Sinne des § 246 des Bewertungsgesetzes, die nach Lage, Form und Größe 
und ihrem sonstigen tatsächlichen Zustand sowie nach öffentlich-rechtlichen Vor­
schriften sofort bebaut werden könnten. Eine erforderliche, aber noch nicht erteilte 
Baugenehmigung sowie zivilrechtliche Gründe, die einer sofortigen Bebauung entge­
genstehen, sind unbeachtlich. Die genaue Bezeichnung der baureifen Grundstücke 
und deren Lage sind jeweils nach den Verhältnissen zu Beginn eines Kalenderjahres 
von der Gemeinde zu ermitteln, in einer Karte nachzuweisen und im Wege einer All­
gemeinverfügung öffentlich bekannt zu geben. In der Allgemeinverfügung ist der be­
sondere Wohnraumbedarf zu begründen. Hat eine Gemeinde die Grundstücksgruppe 
baureifer Grundstücke bestimmt und für die Grundstückgruppe der baureifen Grund­
stücke einen gesonderten Hebesatz festgesetzt, muss dieser Hebesatz für alle in der 
Gemeinde liegenden baureifen Grundstücke einheitlich und höher als der einheitliche 
Hebesatz für die übrigen in der Gemeinde liegenden Grundstücke sein.“ 


2. Dem § 37 wird folgender Absatz 3 angefügt: 


„(3) § 25 Absatz 4 und 5 in der am 1. Januar 2025 geltenden Fassung ist erst­
mals bei der Hauptveranlagung auf den 1. Januar 2025 anzuwenden.“ 
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Artikel 2
 


Inkrafttreten
 


Dieses Gesetz tritt am 1. Januar 2025 in Kraft. 
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Begründung 


A. Allgemeiner Teil 


I. Zielsetzung und Notwendigkeit der Regelungen 


Trotz Wohnungsmangels, vor allem in den Ballungsgebieten, werden baureife Grundstü­
cke zu Spekulationsobjekten. Insbesondere baureife Grundstücke zwischen bebauten 
Grundstücken in Ballungsgebieten werden lediglich deshalb gekauft, um einen Wertzu­
wachs abzuwarten und die Grundstücke dann mit Gewinn weiter zu veräußern. Ein Inte­
resse an einer sachgerechten Nutzung der Grundstücke besteht in diesen Fällen von den 
Grundstückseigentümern in der Regel nicht. Hierdurch entstehen dauerhafte Baulücken, 
die städteplanerisch unbefriedigend sind und dazu führen, dass der Bedarf an bebauba­
ren Grundstücken nicht gedeckt werden kann. Die die Bundesregierung tragenden Frakti­
onen CDU/CSU und SPD haben deshalb im Koalitionsvertrag vom 12. März 2018 verein­
bart, dass die Kommunen durch Schaffung der rechtlichen Grundlagen – neben ihrer 
bauplanerischen Hoheit – ergänzend die Möglichkeit erhalten, die Baulandmobilisierung 
durch grundsteuerliche Maßnahmen zu begleiten. Um die baureifen Grundstücke für die 
Bebauung zu mobilisieren, wird den Gemeinden die Möglichkeit eingeräumt, einen erhöh­
ten Hebesatz auf baureife Grundstücke festzusetzen. Die zusätzliche grundsteuerliche 
Belastung von baureifen aber brachliegenden Baulandgrundstücken ist im Rahmen der 
Einschätzungsprärogative des Gesetzgebers ein wichtiges Instrument, um einerseits 
Spekulationen zu begegnen und andererseits Bauland für die Bebauung zu mobilisieren. 
Zugleich können wichtige Impulse für die Innenentwicklung der Städte und Gemeinden 
gegeben werden. Die bundesgesetzlich geregelte Optionsmöglichkeit zur Einführung ei­
nes eigenständigen Hebesatzrechtes für baureife Grundstücke (sog. Grundsteuer C) be­
rücksichtigt zugleich die regional und örtlich unterschiedlichen Grundstücksmärkte sowie 
das jeweilige Angebot und die jeweilige Nachfrage von Bauland. Damit kann die Grund­
steuer C zielgerichtet in den Gemeinden eingesetzt werden. 


II. Wesentlicher Inhalt des Entwurfs 


Bisher konnten die Gemeinden bei der Grundsteuer zwei verschiedene Hebesätze festle­
gen, die einheitlich für die in der Gemeinde befindlichen Betriebe der Land- und Forstwirt­
schaft einerseits und für die Grundstücke andererseits sein mussten. 


Entsprechend dem Ziel des Gesetzes wird für die Gemeinden die Möglichkeit geschaffen, 
einen besonderen Hebesatz für baureife Grundstücke festzulegen. Um eine baldige bauli­
che Nutzung derjenigen Grundstücke zu erreichen, die nach den rechtlichen Vorausset­
zungen und den tatsächlichen Gegebenheiten sofort bebaut werden können, ist die Erhe­
bung der Grundsteuer mittels eines besonderen Hebesatzes beschränkt auf die besonde­
re Grundstücksgruppe der sog. „baureifen Grundstücke“. Als solche gelten nur unbebaute 
Grundstücke, die der Grundsteuerpflicht unterliegen und innerhalb oder außerhalb eines 
Plangebiets trotz ihrer Baureife nicht baulich genutzt werden. Dabei bleiben Hinderungs­
gründe zivilrechtlicher Art, die einer möglichen sofortigen Bebauung entgegenstehen, bei 
der Beurteilung der Baureife eines Grundstücks außer Betracht. Die jeweils örtlich zu­
ständige Gemeinde entscheidet nach pflichtgemäßem Ermessen darüber, ob eine beson­
dere Nachfrage nach Bauland besteht und welche steuerliche Belastung im Rahmen der 
verfassungsmäßigen Vorgaben den betroffenen Grundstückseigentümern auferlegt wer­
den soll. Dadurch ist die gesonderte Grundsteuerbelastung gebietsmäßig beschränkt, auf 
den angestrebten Lenkungszweck zielgenau ausgerichtet und stärkt zugleich die kommu­
nale Finanzausstattung. 







      


         
           


          
           


         
            


     


  


 


  


            
                  


          
            
           


     
            
          


            
   


            
          


         
         


         
             


          
          


          
         


         
         


   


         
         


            
           


          
               


          
        
         


           
         


           
         
        


          


- 6 ­


Nachdem die Grundsteuerhebesätze regelmäßig von den Gemeinden jährlich überprüft 
werden und der besondere Hebesatz für „baureife Grundstücke" nach den vorgesehenen 
Regelungen vom allgemeinen Hebesatz für Grundstücke abweichen darf, kann die Be­
steuerung flexibel an die jeweilige Marktlage und die örtlichen Verhältnisse angepasst 
werden. Gleichzeitig setzt die zusätzliche Besteuerung der Grundstücksgruppe „baureifer 
Grundstücke“ nicht das Verhältnis von Angebot und Nachfrage außer Kraft, so dass des­
sen volkswirtschaftliche Funktion erhalten bleibt. 


III. Alternativen 


Keine. 


IV. Gesetzgebungskompetenz 


Die Gesetzgebungskompetenz folgt aus Artikel 105 Absatz 2 des Grundgesetzes (GG) in 
Verbindung mit Artikel 72 Absatz 2 GG als auch aus Artikel 125a Absatz 2 Satz 1 GG für 
die Einführung einer Grundsteuer C auf baureife Grundstücke. Da die Gesetzgebungs­
kompetenz des Bundes in der Wissenschaft nicht einheitlich beurteilt wird, soll diese un­
zweifelhaft abgesichert werden. Dazu erhält der Bund mit der zeitgleich eingebrachten 
Grundgesetzänderung uneingeschränkt die konkurrierende Gesetzgebungskompetenz 
zur Regelung der Grundsteuer. Zeitgleich wird den Ländern über eine Ergänzung in Arti­
kel 72 Absatz 3 GG eine umfassende abweichende Regelungskompetenz eröffnet. 


1.	 Gesetzgebungskompetenz aus Artikel 72 Absatz 2 in Verbindung mit Artikel 105 Ab­
satz 2 GG 


Eine Gesetzgebungskompetenz des Bundes aus Artikel 72 Absatz 2 GG besteht, wenn 
und soweit die Herstellung gleichwertiger Lebensverhältnisse im Bundesgebiet oder die 
Wahrung der Rechts- oder Wirtschaftseinheit im gesamtstaatlichen Interesse eine bun­
desgesetzliche Regelung erforderlich macht. Dies ist hier der Fall. 


Die Ermöglichung eines gesonderten erhöhten Hebesatzes auf baureife Grundstücke 
durch das vorliegende Gesetz ist im Zusammenhang mit dem Gesetz zur Reform des 
Grundsteuer-und Bewertungsrechts zu sehen und stützt sich hinsichtlich der Begründung 
der Gesetzgebungskompetenz des Bundes auf dieselben Erwägungen. Der Bund kann 
danach im Rahmen seiner Einschätzungsprärogative davon ausgehen, dass bis zu sech­
zehn unterschiedliche Bewertungssysteme für die Grundsteuer zu nicht unerheblichen 
problematischen Entwicklungen in Bezug auf die Rechts-und Wirtschaftseinheit führen. 
Diese übergreifenden Gründe machen auch eine bundesgesetzliche Regelung einer 
Grundsteuer C erforderlich. 


Das bundesgesetzlich geregelte Bewertungsrecht für Zwecke der Grundsteuer trifft ver­
fahrensrechtliche Regelungen über gesonderte Feststellungen zur Vermögensart und zur 
Grundstücksart (vgl. § 219 Absatz 2 des Bewertungsgesetzes - BewG), die eine wesentli­
che Grundlage für die Definition des Steuergegenstandes nach § 2 des Grundsteuerge­
setzes (GrStG) bilden. Um innerhalb der bundesgesetzlich geregelten Grundstücksart der 
unbebauten Grundstücke (§ 219 Absatz 2 i. V. m. § 246 BewG) die Voraussetzungen zur 
rechtlichen Abgrenzung und Definition „baureifer Grundstücke“ zu schaffen und zugleich 
die unterschiedlichen Rechtswege zu garantieren, muss die besondere Grundstücksgrup­
pe baureifer Grundstücke im Grundsteuerrecht bundeseinheitlich definiert und geregelt 
werden. Nur dadurch wird gewährleistet, dass im Falle der Festsetzung eines gesonder­
ten Hebesatzes für die Grundstücksgruppe der baureifen Grundstücke keine unterschied­
lichen Rechtsgrundsätze zur Anwendung kommen und die Definitionen der bebauten und 
unbebauten Grundstücke mit einer entsprechenden Definition der baureifen Grundstücke 
unterlaufen werden können. Soweit baureife Grundstücke Länder- oder Gemeindegren­
zen überschreiten oder baureife Grundstücke von Unternehmen in mehreren Gemeinden 
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betroffen sind, die eine Grundsteuer C erheben, erfordert die Gleichmäßigkeit der Be­
steuerung der davon betroffenen Gebiete auch in diesen Fällen eine bundeseinheitliche 
Regelung im gesamtstaatlichen Interesse. 


Dabei ist zu berücksichtigen, dass der Eingriff des Bundes in die Länderkompetenz als 
gering einzustufen ist, wenn die Grundsteuer C wie mit dem Gesetzentwurf vorgesehen 
bundesgesetzlich in Form einer Ermächtigung für die Kommunen zur Anwendung eines 
besonderen höheren Hebesatzes für baureife Grundstücke ausgestaltet ist. 


2. Gesetzgebungskompetenz aus Artikel 125a Absatz 2 Satz 1 GG 


Unabhängig davon ergäbe sich eine Gesetzgebungskompetenz des Bundes aus Arti­
kel 125a Absatz 2 GG, da fortgeltendes Bundesrecht lediglich fortgeschrieben wird. Die 
Einführung einer Grundsteuer C stellt keine grundlegende Neukonzeption der Grundsteu­
er, sondern lediglich eine Modifikation des bestehenden Grundsteuerrechts dar. Es wer­
den bestehende Elemente der Grundsteuer verwendet und lediglich den Kommunen die 
Möglichkeit der Anwendung besonderer Hebesätze eingeräumt. 


Die Grundsteuer C ist keine absolute Neuerung im Bundesrecht. Eine gesonderte Be­
steuerung baureifer Grundstücke erfolgte bereits im Zeitraum 1961/1962 durch § 12a 
GrStG 1961/1962. Darüber hinaus existiert mit § 73 BewG bereits eine Vorschrift, die in 
ihrem Absatz 1 die Grundstücksart „baureifes Grundstück“ als Unterkategorie der unbe­
bauten Grundstücke vorsieht. Zudem wird die Erhebung der Grundsteuer C in das Er­
messen der Gemeinden gestellt, die bundesgesetzliche Regelung beschränkt sich auf die 
Vorgaben zur Ausweisung der Kategorie der baureifen Grundstücke als Besteuerungsge­
genstand der Grundsteuer C. Dies stellt keinen weitreichenden neuen Eingriff in die Län­
derkompetenz dar. 


V.	 Vereinbarkeit mit dem Recht der Europäischen Union und völkerrechtlichen 
Verträgen 


Der Gesetzentwurf ist mit dem Recht der Europäischen Union und völkerrechtlichen Ver­
trägen, die die Bundesrepublik Deutschland abgeschlossen hat, vereinbar. 


VI.	 Gesetzesfolgen 


1. Rechts- und Verwaltungsvereinfachung 


Das Vorhaben dient nicht der Vereinfachung von Verwaltungsverfahren. 


2. Nachhaltigkeitsaspekte 


Das Vorhaben steht im Einklang mit der Deutschen Nachhaltigkeitsstrategie. Es sichert 
das Steueraufkommen des Gesamtstaates und unterstützt damit den Indikatorenbe­
reich 8.2 (Staatsverschuldung - Staatsfinanzen konsolidieren, Generationengerechtigkeit 
schaffen). Außerdem bezweckt es die Mobilisierung baureifer Grundstücke für den erfor­
derlichen Wohnungsbau und unterstützt damit den Indikatorenbereich 11.3 (Bezahlbarer 
Wohnraum für alle). Eine Nachhaltigkeitsrelevanz bezüglich anderer Indikatoren ist nicht 
gegeben. 


3. Haushaltsausgaben ohne Erfüllungsaufwand 


Inwieweit von der Möglichkeit zur Erhebung der Grundsteuer C durch die Gemeinden Ge­
brauch gemacht wird, kann im Voraus nicht eingeschätzt werden. Daher sind die finanziel­
len Auswirkungen auf das Steueraufkommen nicht ermittelbar. 
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4. Erfüllungsaufwand 


Ein Erfüllungsaufwand für Bürgerinnen und Bürger bzw. für die Wirtschaft ist nicht unmit­
telbar zu erwarten. Es werden keine Informationspflichten eingeführt oder abgeschafft. 
Inwieweit von der Möglichkeit zur Erhebung der Grundsteuer C durch die Gemeinden Ge­
brauch gemacht wird, kann im Voraus nicht eingeschätzt werden. Daher sind die Auswir­
kungen auf den Erfüllungsaufwand für die Verwaltung nicht ermittelbar. 


5. Weitere Kosten 


Eine Preiswirkung auf die Gesamtkosten von Bauvorhaben kann nicht ausgeschlossen 
werden. 


6. Weitere Gesetzesfolgen 


Unter Berücksichtigung der unterschiedlichen Lebenssituation von Frauen und Männern 
sind keine Auswirkungen erkennbar, die gleichstellungspolitischen Zielen gemäß § 2 der 
Gemeinsamen Geschäftsordnung der Bundesministerien zuwiderlaufen. 


7. Demografische Auswirkungen 


Das Vorhaben hat keine Auswirkungen auf den demografischen Wandel. 


VII. Befristung; Evaluierung 


Die Regelungen sollen dauerhaft wirken, so dass eine Befristung nicht in Betracht kommt. 


Ob hinsichtlich der Auswirkungen auf den Erfüllungsaufwand eine Evaluation der Rege­
lungen erforderlich sein wird, kann erst dann beurteilt werden, wenn bekannt ist, ob und 
wie viele Gemeinden die Option zur Festlegung eines gesonderten Hebesatzes auf bau­
reife Grundstücke in Anspruch genommen haben. 


B. Besonderer Teil 


Zu Artikel 1 (Änderung des Grundsteuergesetzes) 


Zu Nummer 1 


§ 24 Absatz 4 und Absatz 5 - neu ­


Absatz 4 


Die Vorschrift entspricht § 25 Absatz 4 Satz 1 GrStG in der bisherigen Gesetzesfassung, 
nach der der Hebesatz für die Betriebe der Land- und Forstwirtschaft einerseits und die 
Grundstücke andererseits einheitlich festzulegen ist. 


Absatz 5 - neu ­


Die Vorschrift schafft nach Satz 1 für den Steuergegenstand Grundstücke (§ 2 Nummer 2 
GrStG) abweichend von Absatz 4 Satz 1 Nummer 2 in Gebieten mit besonderem Wohn­
raumbedarf die rechtliche Möglichkeit zur Festsetzung eines gesonderten Hebesatzes für 
die besondere Grundstücksgruppe baureifer Grundstücke. Der von der Gemeinde geson­
dert festgesetzte Hebesatz ist im jeweiligen Einzelfall unmittelbar auf den vom örtlich zu­
ständigen Finanzamt mitgeteilten Steuermessbetrag anzuwenden. Satz 2 definiert die 
Grundstücksgruppe „baureife Grundstücke“ und grenzt diese von der bewertungsrechtli­
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chen Grundstücksart „unbebaute Grundstücke“ ab. Satz 3 regelt in Übereinstimmung mit 
dem bewertungsrechtlichen Stichtag und dem Zeitpunkt der Grundsteuerentstehung, dass 
die genaue Bezeichnung der baureifen Grundstücke und deren Lage von der Gemeinde 
im Hinblick auf die Heranziehung mit einem besonderen Hebesatz hinreichend zu be­
stimmen und im Wege einer Allgemeinverfügung öffentlich bekannt zu geben sind. Damit 
wird bereits dem Grunde nach die rechtliche Überprüfung zur Heranziehung eines baurei­
fen Grundstücks gewährleistet. 


Satz 4 regelt ergänzend, dass im Falle der gesonderten Festsetzung eines Hebesatzes 
für die besondere Grundstücksgruppe baureifer Grundstücke dieser innerhalb des Ge­
meindegebiets nur einheitlich zur Anwendung kommen darf und der Hebesatz dem Ge­
setzeszweck entsprechend höher als für die übrigen Grundstücke sein muss. Eine unter­
schiedliche Festsetzung von gesonderten Hebesätzen für innerhalb eines Gemeindege­
biets unterschiedlich belegene baureife Grundstücke ist damit ausgeschlossen. 


Zu Nummer 2 


§ 36 Absatz 3 – neu – 


Nach § 36 Absatz 3 GrStG sind die Regelungen dieses Gesetzes erstmals für die Grund­
steuerfestsetzung im Rahmen der Hauptveranlagung zum 1. Januar 2025 anzuwenden. 


Zu Artikel 2 (Inkrafttreten) 


Artikel 2 bestimmt, dass das vorliegende Änderungsgesetz am 1. Januar 2025 in Kraft 


tritt. 
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Entwurf 


des Bundesministeriums der Finanzen 


Verordnung zur Durchführung des § 254 Absatz 2 des Bewertungsge-
setzes 


A. Problem und Ziel 


Mit dem Gesetz zur Reform des Grundsteuer- und Bewertungsrechts vom ... (BGBl. I 
S. ...) wurde zur Bewertung von Ein- und Zweifamilienhäusern, Mietwohngrundstücken 
und Wohnungseigentum für Zwecke der Grundsteuer ein Ertragswertverfahren eingeführt, 
bei dem der jährliche Rohertrag aus Vereinfachungsgründen in der Regel auf der Grund-
lage von aus dem Mikrozensus des Statistischen Bundesamtes abgeleiteten durchschnitt-
lichen Nettokaltmieten je Quadratmeter Wohnfläche ermittelt wird. Diese Mieten sind ne-
ben der Unterscheidung nach drei Grundstücksarten, drei Wohnflächengruppen und fünf 
Baujahrsgruppen auch nach sechs gemeindebezogenen Mietniveaustufen differenziert.  


In diesem Zusammenhang wurde das Bundesministerium der Finanzen in § 263 Absatz 2 
des Bewertungsgesetzes (BewG) ermächtigt, durch Rechtsverordnung mit Zustimmung 
des Bundesrats die gemeindebezogene Einordnung in die jeweilige Mietniveaustufe zur 
Ermittlung der Zu- und Abschläge nach § 254 Absatz 2 BewG in Verbindung mit Anlage 
39, Teil II, zum Bewertungsgesetz auf der Grundlage der Einordnung nach § 12 des 
Wohngeldgesetzes in Verbindung mit § 1 Absatz 3 und der Anlage der Wohngeldverord-
nung für steuerliche Zwecke herzuleiten. 


B. Lösung 


Die erforderliche gemeindebezogene Einordnung in die jeweilige Mietniveaustufe nach 
§ 254 Absatz 2 BewG wird durch den Erlass der Verordnung zur Durchführung des § 254 
Absatz 2 BewG auf der Grundlage der Ermächtigung des § 263 Absatz 2 BewG vorge-
nommen. 


C. Alternativen 


Keine. 


D. Haushaltsausgaben ohne Erfüllungsaufwand 


Keine. 


E. Erfüllungsaufwand 


E.1 Erfüllungsaufwand für Bürgerinnen und Bürger 


Für Bürgerinnen und Bürger entsteht kein Erfüllungsaufwand. 
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E.2 Erfüllungsaufwand für die Wirtschaft 


Für die Wirtschaft entsteht kein Erfüllungsaufwand. 


E.3 Erfüllungsaufwand der Verwaltung 


Dem Bund entsteht kein Erfüllungsaufwand. Die Länder und Gemeinden werden nicht mit 
zusätzlichen Kosten belastet. 


F. Weitere Kosten 


Kosten für die Wirtschaft, insbesondere für kleine und mittlere Unternehmen, entstehen 
nicht. Auswirkungen auf Einzelpreise und das allgemeine Preisniveau, insbesondere auf 
das Verbraucherpreisniveau, sind nicht zu erwarten. 
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Entwurf des Bundesministeriums der Finanzen 


Verordnung zur Durchführung des § 254 Absatz 2 des Bewer-
tungsgesetzes 


(Mietniveau-Einstufungsverordnung - MietNEinV) 


Vom ... 


Auf Grund des § 263 Absatz 2 des Bewertungsgesetzes, der durch Artikel 1 Num-
mer 2 des Gesetzes vom ... (BGBl. I S. ...) [einsetzen: Ausfertigungsdatum und Seitenzahl 
der Verkündung des Grundsteuer-Reformgesetzes] eingefügt worden ist, verordnet das 
Bundesministerium der Finanzen mit Zustimmung des Bundesrates: 


§ 1 


Gemeindebezogene Einordnung 


Die gemeindebezogene Einordnung in die jeweilige Mietniveaustufe zur Ermittlung 
der Zu- und Abschläge nach § 254 Absatz 2 des Gesetzes in Verbindung mit Anlage 39, 
Teil II, zum Gesetz ergibt sich aus der Anlage zu dieser Verordnung. Relevanter Gebiets-
stand ist der 1. Januar 2014. 


§ 2 


Inkrafttreten 


Diese Verordnung tritt am 1. Januar 2022 in Kraft. 
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Anlage 


Gemeindebezogene Einordnung in die jeweilige Mietniveaustufe nach 
§ 254 Absatz 2 des Bewertungsgesetzes 


[Tabellen einfügen aus beigefügtem Word-Dokument.] 
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Begründung 


A. Allgemeiner Teil 


I. Zielsetzung und Notwendigkeit der Regelungen 


Mit dem Gesetz zur Reform des Grundsteuer- und Bewertungsrechts vom ... (BGBl. I S. 
...) wurde die Bewertung von Grundbesitz für Zwecke der Grundsteuer neu geregelt. 


Für die Bewertung von Ein- und Zweifamilienhäusern, Mietwohngrundstücken und Woh-
nungseigentum im Ertragswertverfahren ist zur Ermittlung des Rohertrages die gemein-
debezogene Einordnung in die jeweilige Mietniveaustufe nach § 254 Absatz 2 des Bewer-
tungsgesetzes (BewG) erforderlich. 


Das Bundesministerium der Finanzen wurde ermächtigt, durch Rechtsverordnung mit Zu-
stimmung des Bundesrats die gemeindebezogene Einordnung in die jeweilige Mietni-
veaustufe nach § 254 Absatz 2 BewG zur Ermittlung der Zu- und Abschläge nach Anlage 
39 zum Bewertungsgesetz auf der Grundlage der Einordnung nach § 12 Absatz 3 des 
Wohngeldgesetzes in der jeweils gültigen Fassung in Verbindung mit § 1 Absatz 3 und 
Anlage der Wohngeldverordnung in der jeweils gültigen Fassung für steuerliche Zwecke 
herzuleiten. 


II. Wesentlicher Inhalt des Entwurfs 


Auf der Grundlage des § 263 Absatz 2 BewG wird mit der neuen Verordnung zur Durch-
führung des § 254 Absatz 2 BewG die für die Bewertung von Ein- und Zweifamilienhäu-
sern, Mietwohngrundstücken und Wohnungseigentum im Ertragswertverfahren erforderli-
che gemeindebezogene Einordnung in die jeweilige Mietniveaustufe auf der Grundlage 
der Einordnung nach § 12 Absatz 3 des Wohngeldgesetzes in Verbindung mit § 1 Ab-
satz 3 und Anlage der Wohngeldverordnung hergeleitet und transparent festgelegt. 


III. Alternativen 


Keine. 


IV. Vereinbarkeit mit dem Recht der Europäischen Union und völkerrechtlichen 
Verträgen 


Der Verordnungsentwurf ist mit dem Recht der Europäischen Union und völkerrechtlichen 
Verträgen, die die Bundesrepublik Deutschland abgeschlossen hat, vereinbar. 


V. Gesetzesfolgen 


1. Rechts- und Verwaltungsvereinfachung 


Das Vorhaben dient nicht der Vereinfachung von Verwaltungsverfahren. 
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2. Nachhaltigkeitsaspekte 


Das Vorhaben steht im Einklang mit der Deutschen Nachhaltigkeitsstrategie. Es sichert 
das Steueraufkommen des Gesamtstaates und unterstützt damit den Indikatorenbereich 
8.2 (Staatsverschuldung - Staatsfinanzen konsolidieren, Generationengerechtigkeit schaf-
fen). Eine Nachhaltigkeitsrelevanz bezüglich anderer Indikatoren ist nicht gegeben. 


3. Haushaltsausgaben ohne Erfüllungsaufwand 


Dem Bund entsteht kein finanzieller Aufwand. 


Die Verordnung hat keine Auswirkungen auf die Haushalte der Länder und Kommunen.  


4. Erfüllungsaufwand 


Die Verordnung verursacht keinen Erfüllungsaufwand für Bürgerinnen und Bürger, die 
Wirtschaft sowie die Verwaltung. Es werden keine Informationspflichten für die Wirtschaft 
eingeführt, geändert oder abgeschafft. 


 


5. Weitere Kosten 


Kosten für die Wirtschaft, insbesondere für kleine und mittlere Unternehmen, entstehen 
nicht. Auswirkungen auf Einzelpreise und das allgemeine Preisniveau, insbesondere auf 
das Verbraucherpreisniveau, sind nicht zu erwarten. 


6. Weitere Gesetzesfolgen 


Unter Berücksichtigung der unterschiedlichen Lebenssituation von Frauen und Männern 
sind keine Auswirkungen erkennbar, die gleichstellungspolitischen Zielen gemäß § 2 der 
Gemeinsamen Geschäftsordnung der Bundesministerien zuwiderlaufen. 


VI. Befristung; Evaluierung 


Eine Befristung der Regelungen ist nicht vorgesehen; die Verordnung trifft die notwendi-
gen Regelungen zur Durchführung der Bewertungsverfahren im Rahmen des Bewer-
tungsgesetzes. 


B. Besonderer Teil 


Zu § 1 (Gemeindebezogene Einordnung) 


Die Einordnung der Gemeinden in die jeweilige Mietniveaustufe nach § 254 Absatz 2 
BewG erfolgt auf der Grundlage der Einordnung nach § 12 Absatz 3 des Wohngeldgeset-
zes vom 24. September 2008 (BGBl. I S. 1856), das zuletzt durch Artikel 22 Absatz 4 des 
Gesetzes vom 11. November 2016 (BGBl. I S. 2500) geändert worden ist, in Verbindung 
mit § 1 Absatz 3 und Anlage der Wohngeldverordnung in der Fassung der Bekanntma-
chung vom 19. Oktober 2001 (BGBl. I S. 2722), die zuletzt durch Artikel 22 Absatz 10 des 
Gesetzes vom 11. November 2016 (BGBl. I S. 2500) geändert worden ist. 
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Zu § 2 (Inkrafttreten) 


Die Verordnung tritt am 1. Januar 2022, dem ersten Hauptfeststellungszeitpunkt für die 
Grundsteuerwerte nach dem Siebenten Abschnitt des Zweiten Teils des Bewertungsge-
setzes, in Kraft. 


Zur Anlage (Gemeindebezogene Einordnung in die jeweilige Mietniveaustufe nach 
§ 254 Absatz 2 des Bewertungsgesetzes) 


Die Anlage enthält die gemeindebezogene Einordnung in die jeweilige Mietniveaustufe 
nach § 254 Absatz 2 BewG zur Ermittlung der Zu- und Abschläge nach Anlage 39, Teil II, 
zum Bewertungsgesetz. 
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Anlage 


Gemeindebezogene Einordnung in die jeweilige Mietniveaustufe nach  


§ 254 Absatz 2 des Bewertungsgesetzes 


Baden-Württemberg 


lfd. Nr. Gemeindename 
AGS  


(8-stellig) 
31.12.2016 


Mietnive
austufe 


1 Aach, Stadt 08335001 3 


2 Aalen, Stadt 08136088 3 


3 Abstatt 08125001 2 


4 Abtsgmünd 08136002 2 


5 Achberg 08436001 2 


6 Achern, Stadt 08317001 2 


7 Achstetten 08426001 1 


8 Adelberg 08117001 2 


9 Adelmannsfelden 08136003 2 


10 Adelsheim, Stadt 08225001 1 


11 Affalterbach 08118001 4 


12 Aglasterhausen 08225002 1 


13 Ahorn 08128138 1 


14 Aichelberg 08117002 2 


15 Aichhalden 08325001 1 


16 Aichstetten 08436003 2 


17 Aichtal, Stadt 08116081 4 


18 Aichwald 08116076 4 


19 Aidlingen 08115001 4 


20 Aitern 08336004 3 


21 Aitrach 08436004 2 


22 Albbruck 08337002 2 


23 Albershausen 08117003 2 


24 Albstadt, Stadt 08417079 2 


25 Aldingen 08327002 2 


26 Alfdorf 08119001 3 


27 Allensbach 08335002 3 


28 Alleshausen 08426005 1 


29 Allmannsweiler 08426006 1 


30 Allmendingen 08425002 2 


31 Allmersbach im Tal 08119003 3 


32 Alpirsbach, Stadt 08237002 2 


33 Altbach 08116004 4 


34 Altdorf 08115002 4 


35 Altdorf 08116005 4 


36 Altenriet 08116006 4 


37 Altensteig, Stadt 08235006 2 


38 Altheim 08425004 2 


39 Altheim 08426008 1 


40 Altheim (Alb) 08425005 2 


41 Althengstett 08235007 3 


42 Althütte 08119004 3 


43 Altlußheim 08226003 3 


44 Altshausen 08436005 2 


45 Ammerbuch 08416048 4 


46 Amstetten 08425008 2 


47 Amtzell 08436006 2 


48 Angelbachtal 08226102 3 


49 Appenweier 08317005 2 


lfd. Nr. Gemeindename 
AGS  


(8-stellig) 
31.12.2016 


Mietnive
austufe 


50 Argenbühl 08436094 2 


51 Aspach 08119087 3 


52 Asperg, Stadt 08118003 5 


53 Assamstadt 08128006 1 


54 Asselfingen 08425011 2 


55 Attenweiler 08426011 1 


56 Au 08315003 3 


57 Au am Rhein 08216002 2 


58 Auenwald 08119006 3 


59 Auggen 08315004 3 


60 Aulendorf, Stadt 08436008 2 


61 Backnang, Stadt 08119008 4 


62 Bad Bellingen 08336006 3 


63 Bad Boll 08117012 2 


64 Bad Buchau, Stadt 08426013 1 


65 Bad Ditzenbach 08117006 2 


66 Bad Dürrheim, Stadt 08326003 4 


67 Bad Friedrichshall, Stadt 08125005 3 


68 Bad Herrenalb, Stadt 08235033 3 


69 Bad Krozingen 08315006 5 


70 Bad Liebenzell, Stadt 08235008 3 


71 Bad Mergentheim, Stadt 08128007 2 


72 Bad Peterstal-Griesbach 08317008 2 


73 Bad Rappenau, Stadt 08125006 3 


74 Bad Rippoldsau-Schapbach 08237075 2 


75 Bad Säckingen, Stadt 08337096 4 


76 Bad Saulgau, Stadt 08437100 2 


77 Bad Schönborn 08215100 3 


78 Bad Schussenried, Stadt 08426014 1 


79 
 


Bad Teinach-Zavelstein, 
Stadt 08235084 3 


80 Bad Überkingen 08117007 2 


81 Bad Urach, Stadt 08415078 3 


82 Bad Waldsee, Stadt 08436009 3 


83 Bad Wildbad, Stadt 08235079 3 


84 Bad Wimpfen, Stadt 08125007 2 


85 Bad Wurzach, Stadt 08436010 2 


86 Baden-Baden 08211000 4 


87 Badenweiler 08315007 3 


88 Bahlingen am Kaiserstuhl 08316002 3 


89 Baienfurt 08436011 2 


90 Baiersbronn 08237004 2 


91 Baindt 08436012 2 


92 Balgheim 08327005 2 


93 Balingen, Stadt 08417002 3 


94 Ballendorf 08425013 2 


95 Ballrechten-Dottingen 08315008 3 


96 Baltmannsweiler 08116007 4 


97 Balzheim 08425140 2 







18.06.2019 10:35:30 


lfd. Nr. Gemeindename 
AGS  


(8-stellig) 
31.12.2016 


Mietnive
austufe 


98 Bammental 08226006 3 


99 Bärenthal 08327004 2 


100 Bartholomä 08136007 2 


101 Beilstein, Stadt 08125008 2 


102 Beimerstetten 08425014 2 


103 Bempflingen 08116008 4 


104 Benningen am Neckar 08118006 4 


105 Berg 08436013 2 


106 Bergatreute 08436014 2 


107 Berghaupten 08317009 2 


108 Berghülen 08425017 2 


109 Berglen 08119089 3 


110 Berkheim 08426019 1 


111 Bermatingen 08435005 4 


112 Bernau im Schwarzwald 08337013 2 


113 Bernstadt 08425019 2 


114 Besigheim, Stadt 08118007 4 


115 Betzenweiler 08426020 1 


116 Beuren 08116011 4 


117 Beuron 08437005 1 


118 Biberach 08317011 2 


119 Biberach an der Riß, Stadt 08426021 3 


120 Biederbach 08316003 3 


121 Bietigheim 08216005 2 


122 Bietigheim-Bissingen, Stadt 08118079 5 


123 Billigheim 08225009 1 


124 Binau 08225010 1 


125 Bingen 08437008 1 


126 Binzen 08336008 3 


127 Birenbach 08117009 2 


128 Birkenfeld 08236004 3 


129 Bischweier 08216006 2 


130 Bisingen 08417008 1 


131 Bissingen an der Teck 08116012 4 


132 Bitz 08417010 1 


133 Blaubeuren, Stadt 08425020 2 


134 Blaufelden 08127008 1 


135 Blaustein 08425141 4 


136 Blumberg, Stadt 08326005 2 


137 Böbingen an der Rems 08136009 2 


138 Böblingen, Stadt 08115003 5 


139 Bodelshausen 08416006 4 


140 Bodman-Ludwigshafen 08335098 3 


141 Bodnegg 08436018 2 


142 Böhmenkirch 08117010 2 


143 Böllen 08336010 3 


144 Bollschweil 08315014 3 


145 Boms 08436019 2 


146 Bondorf 08115004 4 


147 
 


Bonndorf im Schwarzwald, 
Stadt 08337022 2 


148 Bönnigheim, Stadt 08118010 4 


149 Bopfingen, Stadt 08136010 2 


150 Börslingen 08425022 2 


151 Börtlingen 08117011 2 


152 Bösingen 08325009 1 


lfd. Nr. Gemeindename 
AGS  


(8-stellig) 
31.12.2016 


Mietnive
austufe 


153 Böttingen 08327006 2 


154 Bötzingen 08315013 3 


155 Boxberg, Stadt 08128014 1 


156 Brackenheim, Stadt 08125013 3 


157 Bräunlingen, Stadt 08326006 2 


158 Braunsbach 08127009 1 


159 Breisach am Rhein, Stadt 08315015 4 


160 Breitingen 08425024 2 


161 Breitnau 08315016 3 


162 Bretten, Stadt 08215007 3 


163 Bretzfeld 08126011 3 


164 Brigachtal 08326075 2 


165 Bruchsal, Stadt 08215009 4 


166 Brühl 08226009 4 


167 Bubsheim 08327007 2 


168 Buchen (Odenwald), Stadt 08225014 2 


169 Buchenbach 08315020 3 


170 Buchheim 08327008 2 


171 Buggingen 08315022 3 


172 Bühl, Stadt 08216007 3 


173 Bühlertal 08216008 2 


174 Bühlertann 08127012 1 


175 Bühlerzell 08127013 1 


176 Burgrieden 08426028 1 


177 Burgstetten 08119018 3 


178 Burladingen, Stadt 08417013 2 


179 Büsingen am Hochrhein 08335015 3 


180 Calw, Stadt 08235085 3 


181 Cleebronn 08125017 2 


182 Crailsheim, Stadt 08127014 2 


183 Creglingen, Stadt 08128020 1 


184 
 


Dachsberg 
(Südschwarzwald) 08337027 2 


185 Daisendorf 08435010 4 


186 Dauchingen 08326010 2 


187 Dautmergen 08417014 1 


188 Deckenpfronn 08115010 4 


189 Deggenhausertal 08435067 4 


190 Deggingen 08117014 2 


191 Deilingen 08327009 2 


192 Deißlingen 08325072 1 


193 Deizisau 08116014 4 


194 Denkendorf 08116015 4 


195 Denkingen 08327010 2 


196 Denzlingen 08316009 5 


197 Dettenhausen 08416009 4 


198 Dettenheim 08215111 3 


199 Dettighofen 08337030 2 


200 Dettingen an der Erms 08415014 2 


201 Dettingen an der Iller 08426031 1 


202 Dettingen unter Teck 08116016 4 


203 Dielheim 08226010 3 


204 Dietenheim, Stadt 08425028 2 


205 Dietingen 08325011 1 


206 Dischingen 08135010 2 


207 Ditzingen, Stadt 08118011 5 
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lfd. Nr. Gemeindename 
AGS  


(8-stellig) 
31.12.2016 


Mietnive
austufe 


208 Dobel 08235018 3 


209 Dogern 08337032 2 


210 Donaueschingen, Stadt 08326012 2 


211 Donzdorf, Stadt 08117015 3 


212 Dormettingen 08417015 1 


213 Dornhan, Stadt 08325012 1 


214 Dornstadt 08425031 2 


215 Dornstetten, Stadt 08237019 2 


216 Dörzbach 08126020 1 


217 Dossenheim 08226012 5 


218 Dotternhausen 08417016 1 


219 Drackenstein 08117016 2 


220 Dunningen 08325014 1 


221 Durbach 08317021 2 


222 Dürbheim 08327011 2 


223 Durchhausen 08327012 2 


224 Durlangen 08136015 2 


225 Dürmentingen 08426035 1 


226 Durmersheim 08216009 3 


227 Dürnau 08117017 2 


228 Dürnau 08426036 1 


229 Dußlingen 08416011 4 


230 Ebenweiler 08436024 2 


231 Eberbach, Stadt 08226013 2 


232 Eberdingen 08118012 4 


233 Eberhardzell 08426038 1 


234 
 


Ebersbach an der Fils, 
Stadt 08117018 3 


235 Ebersbach-Musbach 08436093 2 


236 Eberstadt 08125021 2 


237 Ebhausen 08235020 3 


238 Ebringen 08315028 3 


239 Edingen-Neckarhausen 08226105 4 


240 Efringen-Kirchen 08336014 3 


241 Egenhausen 08235022 3 


242 Egesheim 08327013 2 


243 Eggenstein-Leopoldshafen 08215102 4 


244 Eggingen 08337124 2 


245 Ehingen (Donau), Stadt 08425033 3 


246 Ehningen 08115013 4 


247 Ehrenkirchen 08315131 3 


248 Eichstegen 08436027 2 


249 Eichstetten am Kaiserstuhl 08315030 3 


250 Eigeltingen 08335021 3 


251 Eimeldingen 08336019 3 


252 
 


Eisenbach 
(Hochschwarzwald) 08315031 3 


253 Eisingen 08236011 3 


254 Eislingen/Fils, Stadt 08117019 3 


255 Elchesheim-Illingen 08216012 2 


256 Ellenberg 08136018 2 


257 Ellhofen 08125024 2 


258 Ellwangen (Jagst), Stadt 08136019 3 


259 Elzach, Stadt 08316010 3 


260 Elztal 08225117 1 


261 Emeringen 08425035 2 


lfd. Nr. Gemeindename 
AGS  


(8-stellig) 
31.12.2016 


Mietnive
austufe 


262 Emerkingen 08425036 2 


263 Emmendingen, Stadt 08316011 4 


264 Emmingen-Liptingen 08327057 2 


265 Empfingen 08237024 2 


266 
 


Endingen am Kaiserstuhl, 
Stadt 08316012 3 


267 Engelsbrand 08236013 3 


268 Engen, Stadt 08335022 3 


269 Engstingen 08415089 2 


270 Eningen u. A. 08415019 3 


271 Enzklösterle 08235025 3 


272 Epfenbach 08226017 3 


273 Epfendorf 08325015 1 


274 Eppelheim, Stadt 08226018 6 


275 Eppingen, Stadt 08125026 2 


276 Erbach 08425039 3 


277 Erdmannhausen 08118014 4 


278 Eriskirch 08435013 4 


279 Erkenbrechtsweiler 08116018 4 


280 Erlenbach 08125027 2 


281 Erlenmoos 08426043 1 


282 Erligheim 08118015 4 


283 Erolzheim 08426044 1 


284 Ertingen 08426045 1 


285 Eschach 08136020 2 


286 Eschbach 08315033 3 


287 Eschbronn 08325071 1 


288 Eschelbronn 08226020 3 


289 Eschenbach 08117020 2 


290 Essingen 08136021 2 


291 Esslingen am Neckar, Stadt 08116019 5 


292 Ettenheim, Stadt 08317026 2 


293 Ettlingen, Stadt 08215017 4 


294 Eutingen im Gäu 08237027 2 


295 Fahrenbach 08225024 1 


296 Feldberg (Schwarzwald) 08315037 3 


297 Fellbach, Stadt 08119020 6 


298 Fichtenau 08127102 1 


299 Fichtenberg 08127023 1 


300 Filderstadt, Stadt 08116077 6 


301 Fischerbach 08317029 2 


302 Fischingen 08336024 3 


303 Flein 08125030 2 


304 Fleischwangen 08436032 2 


305 Fluorn-Winzeln 08325070 1 


306 Forbach 08216013 2 


307 Forchheim 08316013 3 


308 Forchtenberg, Stadt 08126028 1 


309 Forst 08215021 3 


310 Frankenhardt 08127103 1 


311 Freiamt 08316054 3 


312 Freiberg am Neckar, Stadt 08118078 5 


313 
 


Freiburg im Breisgau, 
Stadtkreis 08311000 6 


314 Freudenberg, Stadt 08128039 1 


315 Freudenstadt, Stadt 08237028 3 







18.06.2019 10:35:30 


lfd. Nr. Gemeindename 
AGS  


(8-stellig) 
31.12.2016 


Mietnive
austufe 


316 Freudental 08118016 4 


317 Frickenhausen 08116020 4 


318 Frickingen 08435015 4 


319 
 


Fridingen an der Donau, 
Stadt 08327016 2 


320 Friedenweiler 08315039 3 


321 Friedrichshafen, Stadt 08435016 5 


322 Friesenheim 08317031 2 


323 Friolzheim 08236019 3 


324 Frittlingen 08327017 2 


325 Fröhnd 08336025 3 


326 Fronreute 08436096 2 


327 
 


Furtwangen im 
Schwarzwald, Stadt 08326017 2 


328 Gaggenau, Stadt 08216015 3 


329 Gaiberg 08226022 3 


330 Gaienhofen 08335025 3 


331 Gaildorf, Stadt 08127025 3 


332 Gailingen am Hochrhein 08335026 3 


333 Gammelshausen 08117023 2 


334 Gammertingen, Stadt 08437031 1 


335 Gärtringen 08115015 5 


336 Gäufelden 08115016 4 


337 Gechingen 08235029 3 


338 Geisingen, Stadt 08327018 2 


339 
 


Geislingen an der Steige, 
Stadt 08117024 2 


340 Geislingen, Stadt 08417022 1 


341 Gemmingen 08125034 2 


342 Gemmrigheim 08118018 4 


343 Gengenbach, Stadt 08317034 3 


344 Gerabronn, Stadt 08127032 1 


345 Gerlingen, Stadt 08118019 5 


346 Gernsbach, Stadt 08216017 3 


347 Gerstetten 08135015 2 


348 
 


Giengen an der Brenz, 
Stadt 08135016 2 


349 Gingen an der Fils 08117025 2 


350 Glatten 08237030 2 


351 Glottertal 08315041 3 


352 Göggingen 08136024 2 


353 Gomadingen 08415027 2 


354 Gomaringen 08416015 4 


355 Gondelsheim 08215025 3 


356 Göppingen, Stadt 08117026 3 


357 Görwihl 08337038 2 


358 Gosheim 08327019 2 


359 Gottenheim 08315043 3 


360 Gottmadingen 08335028 3 


361 Graben-Neudorf 08215099 3 


362 Grabenstetten 08415028 2 


363 Grafenau 08115054 4 


364 Grafenberg 08415029 2 


365 Grafenhausen 08337039 2 


366 Grenzach-Wyhlen 08336105 4 


367 Griesingen 08425050 2 


368 Grömbach 08237032 2 


lfd. Nr. Gemeindename 
AGS  


(8-stellig) 
31.12.2016 


Mietnive
austufe 


369 Großbettlingen 08116022 4 


370 Großbottwar, Stadt 08118021 4 


371 Grosselfingen 08417023 1 


372 Großerlach 08119024 3 


373 Großrinderfeld 08128045 1 


374 Gruibingen 08117028 2 


375 Grundsheim 08425052 2 


376 Grünkraut 08436039 2 


377 Grünsfeld, Stadt 08128047 1 


378 Gschwend 08136027 2 


379 Guggenhausen 08436040 2 


380 Güglingen, Stadt 08125038 2 


381 Gundelfingen 08315047 5 


382 Gundelsheim, Stadt 08125039 2 


383 Gunningen 08327020 2 


384 Gutach (Schwarzwaldbahn) 08317039 2 


385 Gutach im Breisgau 08316014 3 


386 Gütenbach 08326020 2 


387 Gutenzell-Hürbel 08426135 1 


388 Häg-Ehrsberg 08336106 3 


389 Hagnau am Bodensee 08435018 4 


390 Haigerloch, Stadt 08417025 1 


391 Haiterbach, Stadt 08235032 3 


392 Hambrücken 08215029 3 


393 Hardheim 08225032 1 


394 Hardt 08325024 1 


395 Hardthausen am Kocher 08125111 2 


396 Hartheim 08315048 3 


397 Hasel 08336034 3 


398 Haslach im Kinzigtal, Stadt 08317040 2 


399 Haßmersheim 08225033 1 


400 Hattenhofen 08117029 2 


401 Hausach, Stadt 08317041 2 


402 Hausen am Bussen 08425055 2 


403 Hausen am Tann 08417029 1 


404 Hausen im Wiesental 08336036 3 


405 Hausen ob Verena 08327023 2 


406 Häusern 08337045 2 


407 Hayingen, Stadt 08415034 2 


408 Hechingen, Stadt 08417031 4 


409 Heddesbach 08226027 3 


410 Heddesheim 08226028 4 


411 Heidelberg 08221000 5 


412 
 


Heidenheim an der Brenz, 
Stadt 08135019 3 


413 Heilbronn 08121000 4 


414 Heiligenberg 08435020 4 


415 Heiligkreuzsteinach 08226029 3 


416 Heimsheim, Stadt 08236025 3 


417 Heiningen 08117030 2 


418 Heitersheim, Stadt 08315050 3 


419 Helmstadt-Bargen 08226106 3 


420 Hemmingen 08118027 4 


421 Hemsbach, Stadt 08226031 4 


422 Herbertingen 08437044 1 


423 Herbolzheim, Stadt 08316017 3 
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lfd. Nr. Gemeindename 
AGS  


(8-stellig) 
31.12.2016 


Mietnive
austufe 


424 Herbrechtingen, Stadt 08135020 2 


425 Herdwangen-Schönach 08437124 1 


426 Hermaringen 08135021 2 


427 Heroldstatt 08425139 2 


428 Herrenberg, Stadt 08115021 5 


429 Herrischried 08337049 2 


430 Hessigheim 08118028 4 


431 Hettingen, Stadt 08437047 1 


432 Heubach, Stadt 08136028 2 


433 Heuchlingen 08136029 2 


434 Heuweiler 08315051 3 


435 Hildrizhausen 08115022 4 


436 Hilzingen 08335035 3 


437 Hinterzarten 08315052 3 


438 Hirrlingen 08416018 4 


439 
 


Hirschberg an der 
Bergstraße 08226107 3 


440 Hochdorf 08116027 4 


441 Hochdorf 08426058 1 


442 Höchenschwand 08337051 2 


443 Hockenheim, Stadt 08226032 4 


444 Höfen an der Enz 08235035 3 


445 Hofstetten 08317046 2 


446 Hohberg 08317047 2 


447 Hohenfels 08335096 3 


448 Hohenstadt 08117031 2 


449 Hohenstein 08415090 2 


450 Hohentengen 08437053 1 


451 Hohentengen am Hochrhein 08337053 2 


452 Holzgerlingen, Stadt 08115024 6 


453 Holzkirch 08425062 2 


454 Holzmaden 08116029 4 


455 Höpfingen 08225039 1 


456 Horb am Neckar, Stadt 08237040 3 


457 Horben 08315056 3 


458 Horgenzell 08436095 2 


459 Hornberg, Stadt 08317051 2 


460 Hoßkirch 08436047 2 


461 Hüffenhardt 08225042 1 


462 Hüfingen, Stadt 08326027 2 


463 Hügelsheim 08216022 2 


464 Hülben 08415039 2 


465 Hüttisheim 08425064 2 


466 Hüttlingen 08136033 2 


467 Ibach 08337059 2 


468 Iffezheim 08216023 2 


469 Igersheim 08128058 1 


470 Iggingen 08136034 2 


471 Ihringen 08315059 3 


472 Illerkirchberg 08425137 2 


473 Illerrieden 08425066 2 


474 Illingen 08236028 3 


475 Illmensee 08437056 1 


476 Ilsfeld 08125046 2 


477 Ilshofen, Stadt 08127043 1 


478 Ilvesheim 08226036 3 
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479 Immendingen 08327025 2 


480 Immenstaad am Bodensee 08435024 4 


481 Ingelfingen, Stadt 08126039 1 


482 Ingersheim 08118077 4 


483 Ingoldingen 08426062 1 


484 Inzigkofen 08437059 1 


485 Inzlingen 08336043 3 


486 Irndorf 08327027 2 


487 Isny im Allgäu, Stadt 08436049 3 


488 Ispringen 08236030 3 


489 Ittlingen 08125047 2 


490 Jagsthausen 08125048 2 


491 Jagstzell 08136035 2 


492 Jestetten 08337060 2 


493 Jettingen 08115053 4 


494 Jungingen 08417036 1 


495 Kaisersbach 08119037 3 


496 Kämpfelbach 08236074 3 


497 Kandern, Stadt 08336045 3 


498 Kanzach 08426064 1 


499 Kappel-Grafenhausen 08317152 2 


500 Kappelrodeck 08317056 2 


501 Karlsbad 08215096 3 


502 Karlsdorf-Neuthard 08215103 3 


503 Karlsruhe 08212000 4 


504 Kehl, Stadt 08317057 3 


505 Keltern 08236070 3 


506 Kenzingen, Stadt 08316020 3 


507 Kernen im Remstal 08119093 4 


508 Ketsch 08226037 3 


509 Kieselbronn 08236031 3 


510 Kippenheim 08317059 2 


511 Kirchardt 08125049 2 


512 Kirchberg an der Iller 08426065 1 


513 
 


Kirchberg an der Jagst, 
Stadt 08127046 1 


514 Kirchberg an der Murr 08119038 3 


515 Kirchdorf an der Iller 08426066 1 


516 Kirchentellinsfurt 08416022 4 


517 Kirchheim am Neckar 08118040 4 


518 Kirchheim am Ries 08136037 2 


519 Kirchheim unter Teck, Stadt 08116033 5 


520 Kirchzarten 08315064 3 


521 Kißlegg 08436052 2 


522 Kleines Wiesental 08336107 3 


523 Klettgau 08337062 2 


524 Knittlingen, Stadt 08236033 3 


525 Kohlberg 08116036 4 


526 Kolbingen 08327030 2 


527 Köngen 08116035 4 


528 Königheim 08128061 1 


529 Königsbach-Stein 08236076 3 


530 Königsbronn 08135025 2 


531 Königseggwald 08436053 2 


532 Königsfeld im Schwarzwald 08326031 2 


533 Königsheim 08327029 2 
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534 Konstanz, Universitätsstadt 08335043 6 


535 Korb 08119041 4 


536 Korntal-Münchingen, Stadt 08118080 6 


537 Kornwestheim, Stadt 08118046 5 


538 Kraichtal, Stadt 08215097 2 


539 Krauchenwies 08437065 1 


540 Krautheim, Stadt 08126045 1 


541 Kreßberg 08127101 1 


542 Kreßbronn am Bodensee 08435029 4 


543 Kronau 08215039 3 


544 Kuchen 08117033 2 


545 Külsheim, Stadt 08128064 1 


546 Künzelsau, Stadt 08126046 2 


547 Kupferzell 08126047 1 


548 Kuppenheim, Stadt 08216024 2 


549 Kürnbach 08215040 3 


550 Küssaberg 08337125 2 


551 Kusterdingen 08416023 4 


552 Ladenburg, Stadt 08226038 4 


553 Lahr/Schwarzwald, Stadt 08317065 3 


554 Laichingen, Stadt 08425071 2 


555 Langenargen 08435030 4 


556 Langenau, Stadt 08425072 3 


557 Langenbrettach 08125113 2 


558 Langenburg, Stadt 08127047 1 


559 Langenenslingen 08426067 1 


560 Lauchheim, Stadt 08136038 2 


561 Lauchringen 08337065 2 


562 Lauda-Königshofen, Stadt 08128139 1 


563 Laudenbach 08226040 3 


564 Lauf 08317068 2 


565 Laufenburg (Baden), Stadt 08337066 2 


566 Lauffen am Neckar, Stadt 08125056 3 


567 Laupheim, Stadt 08426070 3 


568 Lautenbach 08317067 2 


569 Lauterach 08425073 2 


570 Lauterbach 08325036 1 


571 Lauterstein, Stadt 08117061 2 


572 Lehrensteinsfeld 08125057 2 


573 Leibertingen 08437072 1 


574 Leimen, Stadt 08226041 5 


575 
 


Leinfelden-Echterdingen, 
Stadt 08116078 6 


576 Leingarten 08125058 4 


577 Leinzell 08136040 2 


578 Lenningen 08116079 4 


579 Lenzkirch 08315068 3 


580 Leonberg, Stadt 08115028 6 


581 Leutenbach 08119042 4 


582 Leutkirch im Allgäu, Stadt 08436055 2 


583 Lichtenau, Stadt 08216028 2 


584 Lichtenstein 08415092 2 


585 Lichtenwald 08116037 4 


586 Limbach 08225052 1 


587 Linkenheim-Hochstetten 08215105 3 


588 Lobbach 08226104 3 
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589 Löchgau 08118047 4 


590 Loffenau 08216029 2 


591 Löffingen, Stadt 08315070 3 


592 Lonsee 08425075 2 


593 Lorch, Stadt 08136042 3 


594 Lörrach, Stadt 08336050 4 


595 Loßburg 08237045 2 


596 Lottstetten 08337070 2 


597 Löwenstein, Stadt 08125059 2 


598 Ludwigsburg, Stadt 08118048 5 


599 Magstadt 08115029 4 


600 Mahlberg, Stadt 08317073 2 


601 Mahlstetten 08327033 2 


602 Mainhardt 08127052 1 


603 Malsburg-Marzell 08336104 3 


604 Malsch 08215046 3 


605 Malsch 08226046 3 


606 Malterdingen 08316024 3 


607 Mannheim 08222000 5 


608 Marbach am Neckar, Stadt 08118049 4 


609 March 08315132 3 


610 Markdorf, Stadt 08435034 4 


611 Markgröningen, Stadt 08118050 5 


612 Marxzell 08215047 3 


613 Maselheim 08426071 1 


614 Massenbachhausen 08125061 2 


615 Mauer 08226048 3 


616 Maulbronn, Stadt 08236038 3 


617 Maulburg 08336057 3 


618 Meckenbeuren 08435035 4 


619 Meckesheim 08226049 3 


620 Meersburg, Stadt 08435036 4 


621 Mehrstetten 08415048 2 


622 Meißenheim 08317075 2 


623 Mengen, Stadt 08437076 1 


624 Merdingen 08315072 3 


625 Merklingen 08425079 2 


626 Merzhausen 08315073 3 


627 Meßkirch, Stadt 08437078 1 


628 Meßstetten, Stadt 08417044 1 


629 Metzingen, Stadt 08415050 3 


630 Michelbach an der Bilz 08127056 1 


631 Michelfeld 08127059 1 


632 Mietingen 08426073 1 


633 Mittelbiberach 08426074 1 


634 Möckmühl, Stadt 08125063 2 


635 Mögglingen 08136043 2 


636 Möglingen 08118051 5 


637 Mönchweiler 08326037 2 


638 Mönsheim 08236039 3 


639 Moos 08335055 3 


640 Moosburg 08426078 1 


641 Mosbach, Stadt 08225058 3 


642 Mössingen, Stadt 08416025 4 


643 Mötzingen 08115034 4 
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644 Mudau 08225060 1 


645 Muggensturm 08216033 2 


646 Mühlacker, Stadt 08236040 3 


647 Mühlenbach 08317078 2 


648 Mühlhausen 08226054 3 


649 Mühlhausen im Täle 08117035 2 


650 Mühlhausen-Ehingen 08335097 3 


651 
 


Mühlheim an der Donau, 
Stadt 08327036 2 


652 Mühlingen 08335057 3 


653 Mulfingen 08126056 1 


654 Müllheim, Stadt 08315074 4 


655 Mundelsheim 08118053 4 


656 Munderkingen, Stadt 08425081 2 


657 Münsingen, Stadt 08415053 2 


658 Münstertal/Schwarzwald 08315130 3 


659 Murg 08337076 2 


660 Murr 08118054 4 


661 Murrhardt, Stadt 08119044 2 


662 Mutlangen 08136044 2 


663 Nagold, Stadt 08235046 4 


664 Nattheim 08135026 2 


665 Neckarbischofsheim, Stadt 08226055 3 


666 Neckargemünd, Stadt 08226056 5 


667 Neckargerach 08225064 1 


668 Neckarsulm, Stadt 08125065 4 


669 Neckartailfingen 08116041 4 


670 Neckartenzlingen 08116042 4 


671 Neckarwestheim 08125066 2 


672 Neckarzimmern 08225067 1 


673 Neenstetten 08425083 2 


674 Nehren 08416026 4 


675 Neidenstein 08226058 3 


676 Neidlingen 08116043 4 


677 Nellingen 08425084 2 


678 Nerenstetten 08425085 2 


679 Neresheim, Stadt 08136045 2 


680 Neubulach, Stadt 08235047 3 


681 Neudenau, Stadt 08125068 2 


682 Neuenburg am Rhein, Stadt 08315076 4 


683 Neuenbürg, Stadt 08236043 3 


684 
 


Neuenstadt am Kocher, 
Stadt 08125069 2 


685 Neuenstein, Stadt 08126058 1 


686 Neuffen, Stadt 08116046 4 


687 Neufra 08437082 1 


688 Neuhausen 08236044 3 


689 Neuhausen auf den Fildern 08116047 4 


690 Neuhausen ob Eck 08327038 2 


691 Neukirch 08435042 4 


692 Neuler 08136046 2 


693 Neulingen 08236073 3 


694 Neulußheim 08226059 3 


695 Neunkirchen 08225068 1 


696 Neuried 08317151 2 


697 Neustetten 08416049 4 
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698 Neuweiler 08235050 3 


699 Niedereschach 08326041 2 


700 Niedernhall, Stadt 08126060 1 


701 Niederstetten, Stadt 08128082 1 


702 Niederstotzingen, Stadt 08135027 2 


703 Niefern-Öschelbronn 08236046 4 


704 Nordheim 08125074 2 


705 Nordrach 08317085 2 


706 Notzingen 08116048 4 


707 Nufringen 08115037 4 


708 Nürtingen, Stadt 08116049 4 


709 Nusplingen 08417045 1 


710 Nußloch 08226060 5 


711 Oberboihingen 08116050 4 


712 Oberderdingen 08215059 2 


713 Oberdischingen 08425088 2 


714 Obergröningen 08136049 2 


715 Oberharmersbach 08317088 2 


716 Oberhausen-Rheinhausen 08215107 3 


717 Oberkirch, Stadt 08317089 2 


718 Oberkochen, Stadt 08136050 2 


719 Obermarchtal 08425090 2 


720 Oberndorf am Neckar, Stadt 08325045 2 


721 Obernheim 08417047 1 


722 Oberreichenbach 08235055 3 


723 Oberried 08315084 3 


724 Oberriexingen, Stadt 08118059 4 


725 Oberrot 08127062 1 


726 Obersontheim 08127063 1 


727 Oberstadion 08425091 2 


728 Oberstenfeld 08118060 4 


729 Obersulm 08125110 3 


730 Oberteuringen 08435045 4 


731 Oberwolfach 08317093 2 


732 Obrigheim 08225074 1 


733 Ochsenhausen, Stadt 08426087 1 


734 Ödheim 08125078 2 


735 Offenau 08125079 2 


736 Offenburg, Stadt 08317096 3 


737 Ofterdingen 08416031 4 


738 Oftersheim 08226062 4 


739 Oggelshausen 08426090 1 


740 Ohlsbach 08317097 2 


741 Ohmden 08116053 4 


742 Öhningen 08335061 3 


743 Öhringen, Stadt 08126066 4 


744 Ölbronn-Dürrn 08236075 3 


745 Öllingen 08425092 2 


746 Öpfingen 08425093 2 


747 Oppenau, Stadt 08317098 2 


748 Oppenweiler 08119053 3 


749 Orsingen-Nenzingen 08335099 3 


750 Ortenberg 08317100 2 


751 Ostelsheim 08235057 3 


752 Osterburken, Stadt 08225075 1 
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753 Ostfildern, Stadt 08116080 5 


754 Ostrach 08437086 1 


755 Östringen, Stadt 08215064 2 


756 Ötigheim 08216039 2 


757 Ötisheim 08236050 3 


758 Ottenbach 08117037 2 


759 Ottenhöfen im Schwarzwald 08317102 2 


760 Ottersweier 08216041 2 


761 Owen, Stadt 08116054 4 


762 Owingen 08435047 4 


763 Pfaffenhofen 08125081 2 


764 Pfaffenweiler 08315089 3 


765 Pfalzgrafenweiler 08237054 2 


766 Pfedelbach 08126069 1 


767 Pfinztal 08215101 3 


768 Pforzheim 08231000 4 


769 Pfronstetten 08415058 2 


770 Pfullendorf, Stadt 08437088 2 


771 Pfullingen, Stadt 08415059 4 


772 Philippsburg, Stadt 08215066 3 


773 Plankstadt 08226063 3 


774 Pleidelsheim 08118063 4 


775 Pliezhausen 08415060 2 


776 Plochingen, Stadt 08116056 5 


777 Plüderhausen 08119055 3 


778 
 


Radolfzell am Bodensee, 
Stadt 08335063 4 


779 Rainau 08136089 2 


780 Rammingen 08425097 2 


781 Rangendingen 08417051 1 


782 Rastatt, Stadt 08216043 3 


783 Ratshausen 08417052 1 


784 Rauenberg, Stadt 08226065 3 


785 Ravensburg, Stadt 08436064 5 


786 Ravenstein, Stadt 08225114 1 


787 Rechberghausen 08117038 2 


788 Rechtenstein 08425098 2 


789 Reichartshausen 08226066 3 


790 Reichenau 08335066 3 


791 Reichenbach am Heuberg 08327040 2 


792 Reichenbach an der Fils 08116058 4 


793 Reilingen 08226068 3 


794 Remchingen 08236071 3 


795 Remseck am Neckar 08118081 5 


796 Remshalden 08119090 4 


797 Renchen, Stadt 08317110 2 


798 Renningen, Stadt 08115041 5 


799 Renquishausen 08327041 2 


800 Reute 08316036 3 


801 Reutlingen, Stadt 08415061 4 


802 Rheinau, Stadt 08317153 1 


803 Rheinfelden (Baden), Stadt 08336069 4 


804 Rheinhausen 08316053 3 


805 Rheinmünster 08216063 2 


806 Rheinstetten 08215108 4 


807 Rickenbach 08337090 2 
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808 Riederich 08415062 2 


809 Riedhausen 08436067 2 


810 Riedlingen, Stadt 08426097 1 


811 Riegel am Kaiserstuhl 08316037 3 


812 Rielasingen-Worblingen 08335100 4 


813 Riesbürg 08136087 2 


814 Rietheim-Weilheim 08327056 2 


815 Ringsheim 08317113 2 


816 Rohrdorf 08235060 3 


817 Roigheim 08125084 2 


818 Römerstein 08415088 2 


819 Rosenberg 08136060 2 


820 Rosenberg 08225082 1 


821 Rosenfeld, Stadt 08417054 1 


822 Rosengarten 08127100 1 


823 Rot am See 08127071 1 


824 Rot an der Rot 08426100 1 


825 Rottenacker 08425104 2 


826 
 


Rottenburg am Neckar, 
Stadt 08416036 4 


827 Rottweil, Stadt 08325049 3 


828 Rudersberg 08119061 2 


829 Rümmingen 08336073 3 


830 Ruppertshofen 08136061 2 


831 Rust 08317114 2 


832 Rutesheim 08115042 5 


833 Sachsenheim, Stadt 08118076 4 


834 Salach 08117042 2 


835 Salem 08435052 3 


836 Sandhausen 08226076 5 


837 Sankt Blasien, Stadt 08337097 2 


838 
 


Sankt Georgen im 
Schwarzwald, Stadt 08326052 2 


839 Sankt Johann 08415093 2 


840 Sankt Leon-Rot 08226103 3 


841 Sankt Märgen 08315094 3 


842 Sankt Peter 08315095 3 


843 Sasbach 08316038 3 


844 Sasbach 08317116 2 


845 Sasbachwalden 08317118 2 


846 Satteldorf 08127073 1 


847 Sauldorf 08437123 1 


848 Schallbach 08336075 3 


849 Schallstadt 08315098 3 


850 Schechingen 08136062 2 


851 Scheer, Stadt 08437101 1 


852 Schefflenz 08225115 1 


853 Schelklingen, Stadt 08425108 2 


854 Schemmerhofen 08426134 1 


855 Schenkenzell 08325050 1 


856 Schiltach, Stadt 08325051 1 


857 Schlaitdorf 08116063 4 


858 Schlat 08117043 2 


859 Schliengen 08336078 3 


860 Schlier 08436069 2 


861 Schlierbach 08117044 2 
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862 Schluchsee 08315102 3 


863 Schnürpflingen 08425110 2 


864 Schömberg 08235065 3 


865 Schömberg, Stadt 08417057 1 


866 Schonach im Schwarzwald 08326055 2 


867 Schönaich 08115044 4 


868 
 


Schönau im Schwarzwald, 
Stadt 08336079 3 


869 Schönau, Stadt 08226080 3 


870 Schönbrunn 08226081 3 


871 Schönenberg 08336080 3 


872 Schöntal 08126072 1 


873 Schönwald im Schwarzwald 08326054 2 


874 Schopfheim, Stadt 08336081 3 


875 Schopfloch 08237061 2 


876 Schorndorf, Stadt 08119067 4 


877 Schramberg, Stadt 08325053 2 


878 Schriesheim, Stadt 08226082 4 


879 Schrozberg, Stadt 08127075 1 


880 Schuttertal 08317121 2 


881 Schutterwald 08317122 2 


882 Schwäbisch Gmünd, Stadt 08136065 3 


883 Schwäbisch Hall, Stadt 08127076 2 


884 Schwaigern, Stadt 08125086 2 


885 Schwaikheim 08119068 3 


886 Schwanau 08317150 2 


887 Schwarzach 08225116 1 


888 Schwendi 08426108 1 


889 Schwenningen 08437102 1 


890 Schwetzingen, Stadt 08226084 5 


891 Schwieberdingen 08118067 4 


892 Schwörstadt 08336082 3 


893 Seckach 08225091 1 


894 Seebach 08317126 2 


895 Seekirch 08426109 1 


896 Seelbach 08317127 2 


897 Seewald 08237073 2 


898 Seitingen-Oberflacht 08327055 2 


899 Sersheim 08118068 4 


900 Setzingen 08425112 2 


901 Sexau 08316039 3 


902 Siegelsbach 08125087 2 


903 Sigmaringen, Stadt 08437104 2 


904 Sigmaringendorf 08437105 1 


905 Simmersfeld 08235066 3 


906 Simmozheim 08235067 3 


907 Simonswald 08316042 3 


908 Sindelfingen, Stadt 08115045 5 


909 Singen (Hohentwiel), Stadt 08335075 4 


910 Sinsheim, Stadt 08226085 3 


911 Sinzheim 08216049 2 


912 Sipplingen 08435053 4 


913 Sölden 08315107 3 


914 Sonnenbühl 08415091 2 


915 Sontheim an der Brenz 08135031 2 


916 Spaichingen, Stadt 08327046 3 
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917 Spechbach 08226086 3 


918 Spiegelberg 08119069 3 


919 Spraitbach 08136066 2 


920 Staig 08425138 2 


921 Starzach 08416050 4 


922 Staufen im Breisgau, Stadt 08315108 3 


923 Stegen 08315109 3 


924 Steinach 08317129 2 


925 Steinen 08336084 3 


926 Steinenbronn 08115046 4 


927 Steinhausen an der Rottum 08426113 1 


928 Steinheim am Albuch 08135032 2 


929 
 


Steinheim an der Murr, 
Stadt 08118070 4 


930 Steinmauern 08216052 2 


931 Steißlingen 08335077 3 


932 Sternenfels 08236061 3 


933 Stetten 08435054 4 


934 Stetten am kalten Markt 08437107 1 


935 Stimpfach 08127104 1 


936 Stockach, Stadt 08335079 3 


937 Stödtlen 08136068 2 


938 Straßberg 08417063 1 


939 Straubenhardt 08236072 2 


940 Stühlingen, Stadt 08337106 2 


941 Stutensee, Stadt 08215109 3 


942 Stuttgart, Landeshauptstadt 08111000 6 


943 Sulz am Neckar, Stadt 08325057 2 


944 Sulzbach an der Murr 08119075 3 


945 Sulzbach-Laufen 08127079 1 


946 Sulzburg, Stadt 08315111 3 


947 Sulzfeld 08215082 3 


948 Süßen, Stadt 08117049 3 


949 Täferrot 08136070 2 


950 Talheim 08125094 2 


951 Talheim 08327048 2 


952 Tamm 08118071 5 


953 Tannhausen 08136071 2 


954 Tannheim 08426117 1 


955 Tauberbischofsheim, Stadt 08128115 2 


956 Tengen, Stadt 08335080 3 


957 Teningen 08316043 3 


958 Tettnang, Stadt 08435057 4 


959 Tiefenbach 08426118 1 


960 Tiefenbronn 08236062 3 


961 Titisee-Neustadt, Stadt 08315113 2 


962 Todtmoos 08337108 2 


963 Todtnau, Stadt 08336087 3 


964 
 


Triberg im Schwarzwald, 
Stadt 08326060 2 


965 Trochtelfingen, Stadt 08415073 2 


966 Trossingen, Stadt 08327049 3 


967 Tübingen, Universitätsstadt 08416041 6 


968 Tunau 08336089 3 


969 Tuningen 08326061 2 


970 Tuttlingen, Stadt 08327050 3 
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971 Überlingen , Stadt 08435059 4 


972 Ubstadt-Weiher 08215084 2 


973 Uhingen, Stadt 08117051 3 


974 Uhldingen-Mühlhofen 08435066 4 


975 Ühlingen-Birkendorf 08337128 2 


976 Ulm 08421000 4 


977 Umkirch 08315115 3 


978 Ummendorf 08426120 1 


979 Unlingen 08426121 1 


980 Untereisesheim 08125096 2 


981 Unterensingen 08116068 4 


982 Untergruppenbach 08125098 2 


983 Unterkirnach 08326065 2 


984 Untermarchtal 08425123 2 


985 Untermünkheim 08127086 1 


986 Unterreichenbach 08235073 3 


987 Unterschneidheim 08136075 2 


988 Unterstadion 08425124 2 


989 Unterwachingen 08425125 2 


990 Unterwaldhausen 08436077 2 


991 Urbach 08119076 3 


992 Uttenweiler 08426124 1 


993 Utzenfeld 08336090 3 


994 Vaihingen an der Enz, Stadt 08118073 3 


995 Vellberg, Stadt 08127089 1 


996 Veringenstadt, Stadt 08437114 1 


997 Villingendorf 08325060 1 


998 
 


Villingen-Schwenningen, 
Stadt 08326074 3 


999 Vogt 08436078 2 


1000 
 


Vogtsburg im Kaiserstuhl, 
Stadt 08315133 3 


1001 Vöhrenbach, Stadt 08326068 2 


1002 Vöhringen 08325061 1 


1003 Volkertshausen 08335081 3 


1004 Vörstetten 08316045 3 


1005 Waghäusel, Stadt 08215106 3 


1006 Waiblingen, Stadt 08119079 5 


1007 Waibstadt, Stadt 08226091 3 


1008 Wain 08426125 1 


1009 Wald 08437118 1 


1010 Waldachtal 08237074 2 


1011 Waldbronn 08215110 4 


1012 Waldbrunn 08225118 1 


1013 Waldburg 08436079 2 


1014 Walddorfhäslach 08415087 2 


1015 Waldenbuch, Stadt 08115048 4 


1016 Waldenburg, Stadt 08126085 1 


1017 Waldkirch, Stadt 08316056 3 


1018 Waldshut-Tiengen, Stadt 08337126 3 


1019 Waldstetten 08136079 2 


1020 Walheim 08118074 4 


1021 Walldorf, Stadt 08226095 5 


1022 Walldürn, Stadt 08225109 1 


1023 Wallhausen 08127091 1 


1024 Walzbachtal 08215089 3 


lfd. Nr. Gemeindename 
AGS  


(8-stellig) 
31.12.2016 


Mietnive
austufe 


1025 Wangen 08117055 2 


1026 Wangen im Allgäu, Stadt 08436081 3 


1027 Wannweil 08415080 2 


1028 Warthausen 08426128 1 


1029 Wäschenbeuren 08117053 2 


1030 Wehingen 08327051 2 


1031 Wehr, Stadt 08337116 3 


1032 Weidenstetten 08425130 2 


1033 Weikersheim, Stadt 08128126 1 


1034 Weil am Rhein, Stadt 08336091 4 


1035 Weil der Stadt, Stadt 08115050 4 


1036 Weil im Schönbuch 08115051 4 


1037 Weilen unter den Rinnen 08417071 1 


1038 Weilheim 08337118 2 


1039 
 


Weilheim an der Teck, 
Stadt 08116070 4 


1040 Weingarten (Baden) 08215090 3 


1041 Weingarten, Stadt 08436082 5 


1042 Weinheim, Stadt 08226096 4 


1043 Weinsberg, Stadt 08125102 3 


1044 Weinstadt, Stadt 08119091 4 


1045 Weisenbach 08216059 2 


1046 Weissach 08115052 4 


1047 Weissach im Tal 08119083 3 


1048 Weißbach 08126086 1 


1049 Weisweil 08316049 3 


1050 Wellendingen 08325064 1 


1051 Welzheim, Stadt 08119084 3 


1052 Wembach 08336094 3 


1053 
 


Wendlingen am Neckar, 
Stadt 08116071 4 


1054 Werbach 08128128 1 


1055 Wernau (Neckar), Stadt 08116072 4 


1056 Wertheim, Stadt 08128131 2 


1057 Westerheim 08425134 2 


1058 Westerstetten 08425135 2 


1059 Westhausen 08136082 2 


1060 Widdern, Stadt 08125103 2 


1061 Wieden 08336096 3 


1062 Wiernsheim 08236065 3 


1063 Wiesenbach 08226097 3 


1064 Wiesensteig, Stadt 08117058 2 


1065 Wiesloch, Stadt 08226098 4 


1066 Wildberg, Stadt 08235080 3 


1067 Wilhelmsdorf 08436083 2 


1068 Wilhelmsfeld 08226099 3 


1069 Willstätt 08317141 2 


1070 Wimsheim 08236067 3 


1071 Winden im Elztal 08316055 3 


1072 Winnenden, Stadt 08119085 5 


1073 Winterbach 08119086 3 


1074 Winterlingen 08417075 1 


1075 Wittighausen 08128137 1 


1076 Wittlingen 08336100 3 


1077 Wittnau 08315125 3 


1078 Wolfach, Stadt 08317145 2 
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lfd. Nr. Gemeindename 
AGS  


(8-stellig) 
31.12.2016 


Mietnive
austufe 


1079 Wolfegg 08436085 2 


1080 Wolfschlugen 08116073 4 


1081 Wolpertshausen 08127099 1 


1082 Wolpertswende 08436087 2 


1083 Wörnersberg 08237072 2 


1084 Wört 08136084 2 


1085 Wurmberg 08236068 3 


1086 Wurmlingen 08327054 2 


1087 Wüstenrot 08125107 2 


1088 Wutach 08337127 2 


1089 Wutöschingen 08337123 2 


1090 Wyhl am Kaiserstuhl 08316051 3 


lfd. Nr. Gemeindename 
AGS  


(8-stellig) 
31.12.2016 


Mietnive
austufe 


1091 Zaberfeld 08125108 2 


1092 Zaisenhausen 08215094 3 


1093 Zell am Harmersbach, Stadt 08317146 2 


1094 Zell im Wiesental, Stadt 08336103 3 


1095 Zell unter Aichelberg 08117060 2 


1096 Zimmern ob Rottweil 08325069 1 


1097 Zimmern unter der Burg 08417078 1 


1098 Zuzenhausen 08226101 3 


1099 Zweiflingen 08126094 1 


1100 Zwiefalten 08415085 2 


1101 Zwingenberg 08225113 1 


 


Bayern 


lfd. Nr. Gemeindename 
AGS  


(8-stellig) 
31.12.2016 


Mieten-
stufe 


1 Abenberg, St 09576111 2 


2 Abensberg, St 09273111 2 


3 Absberg, M 09577111 1 


4 Abtswind, M 09675111 1 


5 Achslach 09276111 1 


6 Adelschlag 09176111 1 


7 Adelsdorf 09572111 3 


8 Adelshofen 09179111 5 


9 Adelshofen 09571111 1 


10 Adelsried 09772111 2 


11 Adelzhausen 09771111 1 


12 Adlkofen 09274111 1 


13 Affing 09771112 1 


14 Aham 09274112 1 


15 Aholfing 09278112 1 


16 Aholming 09271111 1 


17 Ahorn 09473112 1 


18 Ahorntal 09472111 1 


19 Aicha vorm Wald 09275111 1 


20 Aichach, St 09771113 3 


21 Aichen 09774166 1 


22 Aidenbach, M 09275112 1 


23 Aidhausen 09674111 1 


24 Aiglsbach 09273113 1 


25 Aindling, M 09771114 1 


26 Ainring 09172111 3 


27 Aislingen, M 09773111 1 


28 Aiterhofen 09278113 1 


29 Aitrang 09777111 2 


30 Albaching 09187186 4 


31 Albertshofen 09675112 1 


32 Aldersbach 09275114 1 


33 Alerheim 09779111 1 


34 Alesheim 09577113 1 


35 Aletshausen 09774111 1 


36 Alfeld 09574111 2 


37 Allersberg, M 09576113 2 


lfd. Nr. Gemeindename 
AGS  


(8-stellig) 
31.12.2016 


Mieten-
stufe 


38 Allershausen 09178113 4 


39 Alling 09179113 5 


40 Allmannshofen 09772114 2 


41 Altdorf b.Nürnberg, St 09574112 3 


42 Altdorf, M 09274113 2 


43 Alteglofsheim 09375113 2 


44 Altenbuch 09676111 2 


45 Altendorf 09376112 1 


46 Altendorf 09471111 1 


47 Altenkunstadt 09478111 1 


48 Altenmarkt a.d.Alz 09189111 2 


49 Altenmünster 09772115 2 


50 Altenstadt 09190111 3 


51 Altenstadt a.d.Waldnaab 09374111 1 


52 Altenstadt, M 09775111 2 


53 Altenthann 09375114 2 


54 Altertheim 09679165 2 


55 Altfraunhofen 09274114 1 


56 Althegnenberg 09179114 5 


57 Altmannstein, M 09176112 1 


58 Altomünster, M 09174111 5 


59 Altötting, St 09171111 2 


60 Altusried, M 09780112 2 


61 Alzenau, St 09671111 3 


62 Amberg 09778111 1 


63 Amberg (Krfr.St) 09361000 2 


64 Amerang 09187113 4 


65 Amerdingen 09779112 1 


66 Ammerndorf, M 09573111 3 


67 Ammerthal 09371111 1 


68 Amorbach, St 09676112 2 


69 Ampfing 09183112 2 


70 Andechs 09188117 6 


71 Anger 09172112 3 


72 Ansbach (Krfr.St) 09561000 2 


73 Antdorf 09190113 3 


74 Anzing 09175111 6 
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31.12.2016 


Mieten-
stufe 


75 Apfeldorf 09181111 3 


76 Apfeltrach 09778113 1 


77 Arberg, M 09571113 1 


78 Aresing 09185113 1 


79 Arnbruck 09276113 1 


80 Arnschwang 09372112 1 


81 Arnstein, St 09677114 1 


82 Arnstorf, M 09277111 1 


83 Arrach 09372113 1 


84 Arzberg, St 09479112 1 


85 Asbach-Bäumenheim 09779115 1 


86 Ascha 09278116 1 


87 Aschaffenburg (Krfr.St) 09661000 4 


88 Aschau a.Inn 09183113 2 


89 Aschau i.Chiemgau 09187114 4 


90 Aschheim 09184112 6 


91 Aßling 09175112 6 


92 Attenhofen 09273115 1 


93 Attenkirchen 09178115 4 


94 Atting 09278117 1 


95 Au i.d.Hallertau, M 09178116 4 


96 Aub, St 09679114 2 


97 Aubstadt 09673113 1 


98 Auerbach 09271113 1 


99 Auerbach i.d.OPf., St 09371113 1 


100 Aufhausen 09375115 2 


101 Aufseß 09472115 1 


102 Augsburg (Krfr.St) 09761000 4 


103 Auhausen 09779117 1 


104 Aura a.d.Saale 09672111 1 


105 Aura i.Sinngrund 09677116 1 


106 Aurach 09571114 1 


107 Aurachtal 09572114 3 


108 Außernzell 09271114 1 


109 Aying 09184137 6 


110 Aystetten 09772117 2 


111 Baar (Schwaben) 09771176 1 


112 Baar-Ebenhausen 09186113 3 


113 Babenhausen, M 09778115 1 


114 Babensham 09187116 4 


115 Bach a.d.Donau 09375116 2 


116 Bachhagel 09773112 1 


117 Bächingen a.d.Brenz 09773113 1 


118 Bad Abbach, M 09273116 3 


119 Bad Aibling, St 09187117 4 


120 Bad Alexandersbad 09479111 1 


121 Bad Bayersoien 09180113 5 


122 
 


Bad Berneck 
i.Fichtelgebirge, St 09472116 1 


123 Bad Birnbach, M 09277113 1 


124 Bad Bocklet, M 09672112 1 


125 Bad Brückenau, St 09672113 1 


126 Bad Endorf, M 09187128 4 


127 Bad Feilnbach 09187129 4 


128 Bad Füssing 09275116 1 


129 Bad Griesbach i.Rottal, St 09275124 1 


lfd. Nr. Gemeindename 
AGS  


(8-stellig) 
31.12.2016 


Mieten-
stufe 


130 Bad Grönenbach, M 09778144 1 


131 Bad Heilbrunn 09173111 4 


132 Bad Hindelang, M 09780123 2 


133 Bad Kissingen, GKSt 09672114 2 


134 Bad Kohlgrub 09180112 5 


135 
 


Bad Königshofen 
i.Grabfeld, St 09673141 1 


136 Bad Kötzting, St 09372137 1 


137 Bad Neustadt a.d.Saale, St 09673114 1 


138 Bad Reichenhall, GKSt 09172114 4 


139 Bad Rodach, St 09473158 1 


140 Bad Staffelstein, St 09478165 1 


141 Bad Steben, M 09475112 1 


142 Bad Tölz, St 09173112 5 


143 Bad Wiessee 09182111 4 


144 Bad Windsheim, St 09575112 2 


145 Bad Wörishofen, St 09778116 2 


146 Baierbach 09274118 1 


147 Baierbrunn 09184113 6 


148 Baiern 09175113 6 


149 Baiersdorf, St 09572115 3 


150 Baisweil 09777114 2 


151 Balderschwang 09780113 2 


152 Balzhausen 09774115 1 


153 Bamberg (Krfr.St) 09461000 3 


154 Barbing 09375117 2 


155 Bärnau, St 09377112 1 


156 Bastheim 09673116 1 


157 Baudenbach, M 09575113 1 


158 Baunach, St 09471115 1 


159 Bayerbach 09277112 1 


160 Bayerbach b.Ergoldsbach 09274119 1 


161 Bayerisch Eisenstein 09276115 1 


162 Bayerisch Gmain 09172115 3 


163 Bayreuth (Krfr.St) 09462000 3 


164 Bayrischzell 09182112 4 


165 Bechhofen, M 09571115 1 


166 Bechtsrieth 09374170 1 


167 Beilngries, St 09176114 1 


168 Bellenberg 09775115 2 


169 Benediktbeuern 09173113 4 


170 Benningen 09778118 1 


171 Beratzhausen, M 09375118 2 


172 Berching, St 09373112 1 


173 Berchtesgaden, M 09172116 3 


174 Berg 09188113 6 


175 Berg 09475113 1 


176 Berg b.Neumarkt i.d.OPf. 09373113 1 


177 Berg im Gau 09185116 1 


178 Bergen 09189113 2 


179 Bergen 09577115 1 


180 Bergheim 09185118 1 


181 Bergkirchen 09174113 5 


182 Berglern 09177112 4 


183 Bergrheinfeld 09678115 1 


184 Bergtheim 09679117 2 







18.06.2019 10:35:30 


lfd. Nr. Gemeindename 
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31.12.2016 


Mieten-
stufe 


185 Bernau a.Chiemsee 09187118 4 


186 Bernbeuren 09190114 3 


187 Berngau 09373114 1 


188 Bernhardswald 09375119 2 


189 Bernried 09271116 1 


190 
 


Bernried am Starnberger 
See 09190115 3 


191 Bessenbach 09671112 2 


192 Betzenstein, St 09472118 1 


193 Betzigau 09780114 2 


194 Beutelsbach 09275117 1 


195 Biberbach, M 09772121 2 


196 Bibertal 09774119 1 


197 Biburg 09273119 1 


198 Bichl 09173115 4 


199 Bidingen 09777118 2 


200 Biebelried 09675113 1 


201 Bieberehren 09679118 2 


202 Biessenhofen 09777112 2 


203 Bindlach 09472119 1 


204 Binswangen 09773116 1 


205 Birgland 09371116 1 


206 Birkenfeld 09677119 1 


207 Bischberg 09471117 1 


208 Bischbrunn 09677120 1 


209 Bischofsgrün 09472121 1 


210 Bischofsheim a.d.Rhön, St 09673117 1 


211 Bischofsmais 09276116 1 


212 Bischofswiesen 09172117 3 


213 Bissingen, M 09773117 1 


214 Blaibach 09372115 1 


215 Blaichach 09780115 2 


216 Blankenbach 09671113 2 


217 Blindheim 09773119 1 


218 Böbing 09190117 3 


219 Bobingen, St 09772125 3 


220 Böbrach 09276118 1 


221 Bockhorn 09177113 4 


222 Bodenkirchen 09274120 1 


223 Bodenmais, M 09276117 1 


224 Bodenwöhr 09376116 1 


225 Bodolz 09776111 1 


226 Bogen, St 09278118 1 


227 Böhen 09778119 1 


228 Böhmfeld 09176116 1 


229 Bolsterlang 09780116 2 


230 Bonstetten 09772126 2 


231 Boos 09778120 1 


232 Brand 09377113 1 


233 Brannenburg 09187120 4 


234 Breitbrunn 09674118 1 


235 Breitbrunn a.Chiemsee 09187121 4 


236 Breitenberg 09275118 1 


237 Breitenbrunn 09778121 1 


238 Breitenbrunn, M 09373115 1 


239 Breitengüßbach 09471119 1 


lfd. Nr. Gemeindename 
AGS  


(8-stellig) 
31.12.2016 


Mieten-
stufe 


240 Breitenthal 09774117 1 


241 Brennberg 09375120 2 


242 Bruck 09175114 6 


243 Bruck i.d.OPf., M 09376117 1 


244 Bruckberg 09274194 1 


245 Bruckberg 09571122 1 


246 Bruckmühl, M 09187122 4 


247 Brunn 09375122 2 


248 Brunnen 09185123 1 


249 Brunnthal 09184114 6 


250 Bubenreuth 09572119 3 


251 Bubesheim 09774118 1 


252 Buch a.Buchrain 09177114 4 


253 Buch a.Erlbach 09274121 1 


254 Buch a.Wald 09571125 1 


255 Buch, M 09775118 2 


256 Buchbach, M 09183114 2 


257 Buchbrunn 09675114 1 


258 Buchdorf 09779126 1 


259 Büchenbach 09576117 2 


260 Buchenberg, M 09780117 2 


261 Buchhofen 09271118 1 


262 Büchlberg 09275119 1 


263 Buchloe, St 09777121 2 


264 Buckenhof 09572120 3 


265 Bundorf 09674120 1 


266 Burgau, St 09774121 1 


267 Burgberg i.Allgäu 09780118 2 


268 Burgbernheim, St 09575115 1 


269 Burgebrach, M 09471120 1 


270 Burggen 09190118 3 


271 Burghaslach, M 09575116 1 


272 Burghausen, St 09171112 3 


273 Burgheim, M 09185125 1 


274 Burgkirchen a.d.Alz 09171113 1 


275 Burgkunstadt, St 09478116 1 


276 Burglauer 09673186 1 


277 Burglengenfeld, St 09376119 1 


278 Burgoberbach 09571127 1 


279 Burgpreppach, M 09674121 1 


280 Burgsalach 09577120 1 


281 Burgsinn, M 09677122 1 


282 Bürgstadt, M 09676116 2 


283 Burgthann 09574117 2 


284 Burgwindheim, M 09471122 1 


285 Burk 09571128 1 


286 Burkardroth, M 09672117 1 


287 Burtenbach, M 09774122 1 


288 Buttenheim, M 09471123 1 


289 Buttenwiesen 09773122 1 


290 Bütthard, M 09679122 2 


291 Buxheim 09176118 1 


292 Buxheim 09778123 1 


293 Cadolzburg, M 09573114 2 


294 Castell 09675116 1 
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295 Cham, St 09372116 1 


296 Chamerau 09372117 1 


297 Chieming 09189114 2 


298 Chiemsee 09187123 4 


299 Coburg (Krfr.St) 09463000 2 


300 Collenberg 09676117 2 


301 Colmberg, M 09571130 1 


302 Creußen, St 09472127 1 


303 Dachau, GKSt 09174115 6 


304 Dachsbach, M 09575117 1 


305 Daiting 09779129 1 


306 Dammbach 09671160 2 


307 Dasing 09771122 1 


308 Deggendorf, GKSt 09271119 2 


309 Deining 09373119 1 


310 Deiningen 09779130 1 


311 Deisenhausen 09774124 1 


312 Denkendorf 09176120 1 


313 Denklingen 09181113 3 


314 Dentlein a.Forst, M 09571132 1 


315 Dettelbach, St 09675117 1 


316 Deuerling 09375127 2 


317 Diebach 09571134 1 


318 Diedorf, M 09772130 4 


319 Diespeck 09575118 1 


320 Dießen am Ammersee, M 09181114 4 


321 Dietenhofen, M 09571135 1 


322 Dietersburg 09277114 1 


323 Dietersheim 09575119 1 


324 Dieterskirchen 09376122 1 


325 Dietfurt a.d.Altmühl, St 09373121 1 


326 Dietmannsried, M 09780119 2 


327 Dietramszell 09173118 4 


328 Dillingen a.d.Donau, GKSt 09773125 2 


329 Dingolfing, St 09279112 2 


330 Dingolshausen 09678122 1 


331 Dinkelsbühl, GKSt 09571136 1 


332 Dinkelscherben, M 09772131 2 


333 Dirlewang, M 09778127 1 


334 Dittelbrunn 09678123 1 


335 Dittenheim 09577122 1 


336 Döhlau 09475120 1 


337 Dollnstein, M 09176121 1 


338 Dombühl, M 09571137 1 


339 Donaustauf, M 09375130 2 


340 Donauwörth, GKSt 09779131 1 


341 Donnersdorf 09678124 1 


342 Dorfen, St 09177115 4 


343 Dörfles-Esbach 09473120 1 


344 Dorfprozelten 09676118 2 


345 Dormitz 09474119 1 


346 Drachselsried 09276120 1 


347 Duggendorf 09375131 2 


348 Durach 09780120 2 


349 Dürrlauingen 09774127 1 


lfd. Nr. Gemeindename 
AGS  


(8-stellig) 
31.12.2016 


Mieten-
stufe 


350 Dürrwangen, M 09571139 1 


351 Ebelsbach 09674129 1 


352 Ebensfeld, M 09478120 1 


353 Eberfing 09190120 3 


354 Ebermannsdorf 09371118 1 


355 Ebermannstadt, St 09474121 1 


356 Ebern, St 09674130 1 


357 Ebersberg, St 09175115 6 


358 Ebersdorf b.Coburg 09473121 1 


359 Ebershausen 09774129 1 


360 Ebnath 09377115 1 


361 Ebrach, M 09471128 1 


362 Eching 09178120 6 


363 Eching 09274124 1 


364 Eching am Ammersee 09181115 3 


365 Eckental, M 09572121 3 


366 Eckersdorf 09472131 1 


367 Edelsfeld 09371119 1 


368 Ederheim 09779136 1 


369 Edling 09187124 4 


370 Effeltrich 09474122 1 


371 Egenhofen 09179117 5 


372 Egg a.d.Günz 09778130 1 


373 Eggenfelden, St 09277116 1 


374 Eggenthal 09777124 2 


375 Egglham 09277117 1 


376 Egglkofen 09183115 2 


377 Eggolsheim, M 09474123 1 


378 Eggstätt 09187125 4 


379 Eging a.See, M 09275120 1 


380 Eglfing 09190121 3 


381 Egling 09173120 4 


382 Egling a.d.Paar 09181116 3 


383 Egloffstein, M 09474124 1 


384 Egmating 09175116 6 


385 Egweil 09176122 1 


386 Ehekirchen 09185127 1 


387 Ehingen 09571141 1 


388 Ehingen 09772134 2 


389 Ehingen a.Ries 09779138 1 


390 Eibelstadt, St 09679124 2 


391 Eichenau 09179118 6 


392 Eichenbühl 09676119 2 


393 Eichendorf, M 09279113 1 


394 Eichstätt, GKSt 09176123 1 


395 Eiselfing 09187126 4 


396 Eisenberg 09777125 2 


397 Eisenheim, M 09679167 2 


398 Eisingen 09679126 2 


399 Eitensheim 09176124 1 


400 Eitting 09177116 4 


401 Elchingen 09775139 2 


402 Elfershausen, M 09672121 1 


403 Ellgau 09772136 2 


404 Ellingen, St 09577125 1 
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405 Ellzee 09774133 1 


406 Elsendorf 09273163 1 


407 Elsenfeld, M 09676121 2 


408 Eltmann, St 09674133 1 


409 Emersacker 09772137 2 


410 Emmering 09175136 6 


411 Emmering 09179119 5 


412 Emmerting 09171114 1 


413 Emskirchen, M 09575121 1 


414 Emtmannsberg 09472133 1 


415 Engelsberg 09189115 2 


416 Engelthal 09574120 2 


417 Ensdorf 09371120 1 


418 Eppenschlag 09272116 1 


419 Eppishausen 09778134 1 


420 Erbendorf, St 09377116 1 


421 Erding, GKSt 09177117 6 


422 Erdweg 09174118 5 


423 Eresing 09181118 3 


424 Ergersheim 09575122 1 


425 Ergolding, M 09274126 2 


426 Ergoldsbach, M 09274127 1 


427 Erharting 09183116 2 


428 Ering 09277118 1 


429 Erkheim, M 09778136 1 


430 Erlabrunn 09679128 2 


431 Erlangen (Krfr.St) 09562000 4 


432 Erlbach 09171115 1 


433 Erlenbach a.Main, St 09676122 2 


434 
 


Erlenbach 
b.Marktheidenfeld 09677125 1 


435 Ermershausen 09674223 1 


436 Ernsgaden 09186116 3 


437 Eschau, M 09676123 2 


438 Eschenbach i.d.OPf., St 09374117 1 


439 Eschenlohe 09180114 5 


440 Eschlkam, M 09372124 1 


441 Eslarn, M 09374118 1 


442 Esselbach 09677126 1 


443 Essenbach, M 09274128 1 


444 Essing, M 09273121 1 


445 Estenfeld 09679130 2 


446 Ettal 09180115 5 


447 Ettenstatt 09577127 1 


448 Ettringen 09778137 1 


449 Etzelwang 09371140 1 


450 Etzenricht 09374119 1 


451 Euerbach 09678128 1 


452 Euerdorf, M 09672122 1 


453 Eurasburg 09173123 4 


454 Eurasburg 09771129 1 


455 Eußenheim 09677127 1 


456 Fahrenzhausen 09178123 4 


457 Falkenberg 09277119 1 


458 Falkenberg, M 09377117 1 


459 Falkenfels 09278120 1 
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Mieten-
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460 Falkenstein, M 09372125 1 


461 Farchant 09180116 5 


462 Faulbach 09676124 2 


463 Feichten a.d.Alz 09171116 1 


464 Feilitzsch 09475123 1 


465 Feldafing 09188118 6 


466 Feldkirchen 09184118 6 


467 Feldkirchen 09278121 1 


468 Feldkirchen-Westerham 09187130 5 


469 Fellen 09677128 1 


470 Fellheim 09778139 1 


471 Fensterbach 09376125 1 


472 Feucht, M 09574123 4 


473 Feuchtwangen, St 09571145 2 


474 Fichtelberg 09472138 1 


475 Finning 09181120 3 


476 Finningen 09773150 1 


477 Finsing 09177118 4 


478 Fischach, M 09772141 2 


479 Fischbachau 09182114 4 


480 Fischen i.Allgäu 09780121 2 


481 Flachslanden, M 09571146 1 


482 Fladungen, St 09673123 1 


483 Flintsbach a.Inn 09187131 4 


484 Floß, M 09374121 1 


485 Flossenbürg 09374122 1 


486 Forchheim, GKSt 09474126 3 


487 Forheim 09779146 1 


488 Forstern 09177119 4 


489 Forstinning 09175118 6 


490 Frammersbach, M 09677129 1 


491 Frankenwinheim 09678130 1 


492 Frasdorf 09187132 4 


493 Frauenau 09276121 1 


494 Frauenneuharting 09175119 6 


495 Fraunberg 09177120 4 


496 Freihung, M 09371121 1 


497 Freilassing, St 09172118 4 


498 Freising, GKSt 09178124 6 


499 Fremdingen 09779147 1 


500 Frensdorf 09471131 1 


501 Freudenberg 09371122 1 


502 Freystadt, St 09373126 1 


503 Freyung, St 09272118 1 


504 Frickenhausen a.Main, M 09679131 2 


505 Fridolfing 09189118 2 


506 Friedberg, St 09771130 3 


507 Friedenfels 09377118 1 


508 Friesenried 09777128 2 


509 Frontenhausen, M 09279115 1 


510 Fuchsmühl, M 09377119 1 


511 Fuchsstadt 09672124 1 


512 Fuchstal 09181121 3 


513 Fünfstetten 09779148 1 


514 Fürsteneck 09272119 1 
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515 Fürstenfeldbruck, GKSt 09179121 6 


516 Fürstenstein 09275121 1 


517 Fürstenzell, M 09275122 1 


518 Furth 09274132 1 


519 Fürth (Krfr.St) 09563000 3 


520 Furth im Wald, St 09372126 1 


521 Füssen, St 09777129 3 


522 Gablingen 09772145 2 


523 Gachenbach 09185131 1 


524 Gädheim 09674139 1 


525 Gaimersheim, M 09176126 3 


526 Gaißach 09173124 4 


527 Gallmersgarten 09575124 1 


528 Gammelsdorf 09178125 4 


529 Gangkofen, M 09277121 1 


530 Garching a.d.Alz 09171117 1 


531 Garching b.München, St 09184119 6 


532 Garmisch-Partenkirchen, M 09180117 5 


533 Gars a.Inn, M 09183118 2 


534 Gattendorf 09475127 1 


535 Gaukönigshofen 09679134 2 


536 Gauting 09188120 6 


537 Gebenbach 09371123 1 


538 Gebsattel 09571152 1 


539 Gefrees, St 09472139 1 


540 Geiersthal 09276122 1 


541 Geiselbach 09671119 2 


542 Geiselhöring, St 09278123 1 


543 Geiselwind, M 09675127 1 


544 Geisenfeld, St 09186122 2 


545 Geisenhausen, M 09274134 1 


546 Gelchsheim, M 09679135 2 


547 Geldersheim 09678132 1 


548 Geltendorf 09181122 3 


549 Gemünden a.Main, St 09677131 1 


550 Genderkingen 09779149 1 


551 Georgenberg 09374123 1 


552 Georgensgmünd 09576121 2 


553 Gerach 09471133 1 


554 Geratskirchen 09277122 1 


555 Gerbrunn 09679136 2 


556 Geretsried, St 09173126 4 


557 Gerhardshofen 09575125 1 


558 Germaringen 09777130 2 


559 Germering, GKSt 09179123 6 


560 Geroda, M 09672126 1 


561 Geroldsgrün 09475128 1 


562 Geroldshausen 09679137 2 


563 Gerolfingen 09571154 1 


564 Gerolsbach 09186125 3 


565 Gerolzhofen, St 09678134 1 


566 Gersthofen, St 09772147 3 


567 Gerzen 09274135 1 


568 Gesees 09472140 1 


569 Geslau 09571155 1 
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570 Gessertshausen 09772148 2 


571 Gestratz 09776112 1 


572 Giebelstadt, M 09679138 2 


573 Gilching 09188121 6 


574 Glashütten 09472141 1 


575 Glattbach 09671120 2 


576 Gleiritsch 09376131 1 


577 Gleißenberg 09372128 1 


578 Glonn, M 09175121 6 


579 Glött 09773133 1 


580 Gmund a.Tegernsee 09182116 4 


581 Gnotzheim, M 09577133 1 


582 Gochsheim 09678135 1 


583 Goldbach, M 09671121 2 


584 Goldkronach, St 09472143 1 


585 Gollhofen 09575127 1 


586 Görisried 09777131 2 


587 Gössenheim 09677132 1 


588 Gößweinstein, M 09474129 1 


589 Gotteszell 09276123 1 


590 Gottfrieding 09279116 1 


591 Graben 09772149 2 


592 Grabenstätt 09189119 2 


593 Gräfelfing 09184120 6 


594 Grafenau, St 09272120 1 


595 Gräfenberg, St 09474132 1 


596 Gräfendorf 09677133 1 


597 Grafengehaig, M 09477117 1 


598 Grafenrheinfeld 09678136 1 


599 Grafenwiesen 09372130 1 


600 Grafenwöhr, St 09374124 1 


601 Grafing b.München, St 09175122 5 


602 Grafling 09271122 1 


603 Grafrath 09179125 5 


604 Grainau 09180118 5 


605 Grainet 09272121 1 


606 Grasbrunn 09184121 6 


607 Grassau, M 09189120 2 


608 Grattersdorf 09271123 1 


609 Greding, St 09576122 2 


610 Greifenberg 09181123 3 


611 Greiling 09173127 4 


612 Gremsdorf 09572126 3 


613 Grettstadt 09678138 1 


614 Greußenheim 09679141 2 


615 Griesstätt 09187134 4 


616 Gröbenzell 09179126 6 


617 Großaitingen 09772151 2 


618 Großbardorf 09673126 1 


619 Großeibstadt 09673127 1 


620 Großenseebach 09572127 3 


621 Großhabersdorf 09573115 3 


622 Großheirath 09473132 1 


623 Großheubach, M 09676125 2 


624 Großkarolinenfeld 09187137 4 
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625 Großlangheim, M 09675131 1 


626 Großmehring 09176129 1 


627 Großostheim, M 09671122 3 


628 Großwallstadt 09676126 2 


629 Großweil 09180119 5 


630 Grub a.Forst 09473134 1 


631 Grünenbach 09776113 1 


632 Grünwald 09184122 6 


633 Gstadt a.Chiemsee 09187138 4 


634 
 


Gundelfingen a.d.Donau, 
St 09773136 1 


635 Gundelsheim 09471137 1 


636 Gundremmingen 09774136 1 


637 Güntersleben 09679142 2 


638 Günzach 09777138 2 


639 Günzburg, GKSt 09774135 2 


640 Gunzenhausen, St 09577136 1 


641 Guteneck 09376133 1 


642 Gutenstetten 09575128 1 


643 Guttenberg 09477118 1 


644 Haag 09472146 1 


645 Haag a.d.Amper 09178129 4 


646 Haag i.OB, M 09183119 2 


647 Haar 09184123 6 


648 Haarbach 09275125 1 


649 Habach 09190126 3 


650 Hafenlohr 09677135 1 


651 Hagelstadt 09375143 2 


652 Hagenbüchach 09575129 1 


653 Hahnbach, M 09371126 1 


654 Haibach 09278129 1 


655 Haibach 09671124 2 


656 Haidmühle 09272122 1 


657 Haimhausen 09174121 5 


658 Haiming 09171118 1 


659 Hainsfarth 09779154 1 


660 Halblech 09777173 2 


661 Haldenwang 09774140 1 


662 Haldenwang 09780122 2 


663 Halfing 09187139 4 


664 Hallbergmoos 09178130 6 


665 Hallerndorf 09474133 1 


666 Hallstadt, St 09471140 1 


667 Halsbach 09171119 1 


668 Hammelburg, St 09672127 1 


669 Happurg 09574128 2 


670 Harburg (Schwaben), St 09779155 1 


671 Harsdorf 09477119 1 


672 Hartenstein 09574129 2 


673 Haselbach 09278134 1 


674 Hasloch 09677137 1 


675 Haßfurt, St 09674147 2 


676 Hattenhofen 09179128 5 


677 Haundorf 09577138 1 


678 Haunsheim 09773137 1 


679 Hausen 09273125 1 
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680 Hausen 09474134 1 


681 Hausen 09673129 1 


682 Hausen 09676128 2 


683 Hausen b.Würzburg 09679143 2 


684 Hausham 09182119 4 


685 Hauzenberg, St 09275126 1 


686 Hawangen 09778149 1 


687 Hebertsfelden 09277124 1 


688 Hebertshausen 09174122 5 


689 Heideck, St 09576126 2 


690 Heidenheim, M 09577140 1 


691 Heigenbrücken 09671126 2 


692 Heiligenstadt i.OFr., M 09471142 1 


693 Heilsbronn, St 09571165 1 


694 Heimbuchenthal 09671127 2 


695 Heimenkirch, M 09776114 1 


696 Heimertingen 09778150 1 


697 Heinersreuth 09472150 1 


698 Heinrichsthal 09671128 2 


699 Heldenstein 09183120 2 


700 Helmbrechts, St 09475136 1 


701 Helmstadt, M 09679144 2 


702 Hemau, St 09375148 2 


703 Hemhofen 09572130 3 


704 Hemmersheim 09575130 1 


705 Hendungen 09673130 1 


706 Henfenfeld 09574131 2 


707 Hengersberg, M 09271125 1 


708 Hepberg 09176131 1 


709 Herbstadt 09673131 1 


710 Heretsried 09772156 2 


711 Hergatz 09776131 1 


712 Hergensweiler 09776115 1 


713 Heroldsbach 09474135 1 


714 Heroldsberg, M 09572131 3 


715 Herrieden, St 09571166 1 


716 Herrngiersdorf 09273127 1 


717 Herrsching a.Ammersee 09188124 5 


718 Hersbruck, St 09574132 3 


719 Herzogenaurach, St 09572132 3 


720 Heßdorf 09572133 3 


721 Hettenshausen 09186126 3 


722 Hettstadt 09679146 2 


723 Hetzles 09474137 1 


724 Heustreu 09673133 1 


725 Hilgertshausen-Tandern 09174147 5 


726 Hilpoltstein, St 09576127 1 


727 Hiltenfingen 09772157 2 


728 Hiltpoltstein, M 09474138 1 


729 Himmelkron 09477121 1 


730 Himmelstadt 09677142 1 


731 Hinterschmiding 09272126 1 


732 Hirschaid, M 09471145 2 


733 Hirschau, St 09371127 1 


734 Hirschbach 09371128 1 
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735 Hitzhofen 09176132 1 


736 Höchberg, M 09679147 2 


737 Höchheim 09673134 1 


738 Höchstadt a.d.Aisch, St 09572135 1 


739 Höchstädt a.d.Donau, St 09773139 1 


740 Hochstadt a.Main 09478127 1 


741 Höchstädt i.Fichtelgebirge 09479126 1 


742 Hof (Krfr.St) 09464000 1 


743 Hofheim i.UFr., St 09674149 1 


744 Hofkirchen, M 09275127 1 


745 Hofstetten 09181124 3 


746 Hohenaltheim 09779162 1 


747 Hohenau 09272127 1 


748 Hohenberg a.d.Eger, St 09479127 1 


749 Hohenbrunn 09184129 6 


750 Hohenburg, M 09371129 1 


751 Hohenfels, M 09373134 1 


752 Hohenfurch 09190129 3 


753 Hohenkammer 09178133 4 


754 
 


Höhenkirchen-
Siegertsbrunn 09184127 6 


755 Hohenlinden 09175123 6 


756 Hohenpeißenberg 09190130 3 


757 Hohenpolding 09177121 4 


758 Hohenroth 09673135 1 


759 Hohenthann 09274141 1 


760 Hohenwart, M 09186128 3 


761 Hohenwarth 09372135 1 


762 Hollenbach 09771140 1 


763 Hollfeld, St 09472154 1 


764 Hollstadt 09673136 1 


765 Holzgünz 09778151 1 


766 Holzheim 09773140 1 


767 Holzheim 09775126 2 


768 Holzheim 09779163 1 


769 Holzheim a.Forst 09375153 2 


770 Holzkirchen 09679149 2 


771 Holzkirchen, M 09182120 5 


772 Hopferau 09777135 2 


773 Horgau 09772159 2 


774 Hörgertshausen 09178132 4 


775 Hösbach, M 09671130 2 


776 Höslwang 09187145 4 


777 Höttingen 09577141 1 


778 Huglfing 09190131 3 


779 Huisheim 09779167 1 


780 Hummeltal 09472155 1 


781 Hunderdorf 09278139 1 


782 Hunding 09271126 1 


783 Hurlach 09181126 3 


784 Hutthurm, M 09275128 1 


785 Ichenhausen, St 09774143 1 


786 Icking 09173130 4 


787 Iffeldorf 09190132 3 


788 Igensdorf, M 09474140 1 


789 Iggensbach 09271127 1 
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790 Igling 09181127 3 


791 Ihrlerstein 09273133 1 


792 Illertissen, St 09775129 2 


793 Illesheim 09575133 1 


794 Illschwang 09371131 1 


795 Ilmmünster 09186130 3 


796 Immenreuth 09377127 1 


797 Immenstadt i.Allgäu, St 09780124 3 


798 Inchenhofen, M 09771141 1 


799 Ingenried 09190133 3 


800 Ingolstadt (Krfr.St) 09161000 3 


801 Innernzell 09272128 1 


802 Inning a.Ammersee 09188126 6 


803 Inning a.Holz 09177122 4 


804 Insingen 09571169 1 


805 Inzell 09189124 2 


806 Iphofen, St 09675139 1 


807 Ippesheim, M 09575134 1 


808 Ipsheim, M 09575135 1 


809 Irchenrieth 09374127 1 


810 Irlbach 09278140 1 


811 Irschenberg 09182123 4 


812 Irsee, M 09777139 2 


813 Isen, M 09177123 4 


814 Ismaning 09184130 6 


815 Issigau 09475137 1 


816 Itzgrund 09473138 1 


817 Jachenau 09173131 4 


818 Jandelsbrunn 09272129 1 


819 Jengen 09777140 2 


820 Jesenwang 09179130 5 


821 Jettenbach 09183122 2 


822 Jettingen-Scheppach, M 09774144 1 


823 Jetzendorf 09186132 3 


824 Johannesberg 09671133 2 


825 Johanniskirchen 09277126 1 


826 Julbach 09277127 1 


827 Kahl a.Main 09671134 2 


828 Kaisheim, M 09779169 1 


829 Kalchreuth 09572137 3 


830 Kallmünz, M 09375156 2 


831 Kaltental, M 09777141 2 


832 Kammeltal 09774145 1 


833 Kammerstein 09576128 2 


834 Kammlach 09778180 1 


835 Karbach, M 09677146 1 


836 Karlsfeld 09174126 6 


837 Karlshuld 09185139 1 


838 Karlskron 09185140 1 


839 Karlstadt, St 09677148 1 


840 Karlstein a.Main 09671114 2 


841 Karsbach 09677149 1 


842 Kasendorf, M 09477124 1 


843 Kastl 09171121 1 


844 Kastl 09377128 1 
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845 Kastl, M 09371132 1 


846 Kaufbeuren (Krfr.St) 09762000 2 


847 Kaufering, M 09181128 4 


848 Kelheim, St 09273137 2 


849 Kellmünz a.d.Iller, M 09775132 2 


850 Kemmern 09471150 1 


851 Kemnath, St 09377129 1 


852 Kempten (Allgäu) (Krfr.St) 09763000 3 


853 Kettershausen 09778221 1 


854 Kiefersfelden 09187148 4 


855 Kienberg 09189126 2 


856 Kinding, M 09176137 1 


857 Kinsau 09181129 3 


858 Kipfenberg, M 09176138 1 


859 Kirchanschöring 09189127 2 


860 Kirchberg 09177124 4 


861 Kirchberg i.Wald 09276126 1 


862 Kirchdorf 09183123 2 


863 Kirchdorf 09273139 1 


864 Kirchdorf a.d.Amper 09178136 4 


865 Kirchdorf a.Inn 09277128 1 


866 Kirchdorf i.Wald 09276127 1 


867 Kirchehrenbach 09474143 1 


868 Kirchendemenreuth 09374128 1 


869 Kirchenlamitz, St 09479129 1 


870 Kirchenpingarten 09472156 1 


871 Kirchensittenbach 09574135 2 


872 Kirchenthumbach, M 09374129 1 


873 Kirchham 09275130 1 


874 Kirchhaslach 09778157 1 


875 Kirchheim 09679153 2 


876 Kirchheim b.München 09184131 6 


877 Kirchheim i.Schw., M 09778158 1 


878 Kirchlauter 09674160 1 


879 Kirchroth 09278141 1 


880 Kirchseeon, M 09175124 5 


881 Kirchweidach 09171122 1 


882 Kirchzell, M 09676131 2 


883 Kissing 09771142 4 


884 Kist 09679154 2 


885 Kitzingen, GKSt 09675141 2 


886 Kleinaitingen 09772160 2 


887 Kleinheubach, M 09676132 2 


888 Kleinkahl 09671135 2 


889 Kleinlangheim, M 09675142 1 


890 Kleinostheim 09671136 2 


891 Kleinrinderfeld 09679155 2 


892 Kleinsendelbach 09474144 1 


893 Kleinwallstadt, M 09676133 2 


894 Klingenberg a.Main, St 09676134 2 


895 Klosterlechfeld 09772162 2 


896 Knetzgau 09674163 1 


897 Kochel a.See 09173133 4 


898 Köditz 09475141 1 


899 Ködnitz 09477127 1 
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900 Köfering 09375161 2 


901 Kohlberg, M 09374131 1 


902 Kolbermoor, St 09187150 5 


903 Kolitzheim 09678150 1 


904 Kollnburg 09276128 1 


905 Königsberg i.Bay., St 09674164 1 


906 Königsbrunn, St 09772163 4 


907 Königsdorf 09173134 4 


908 Königsfeld 09471151 1 


909 Königsmoos 09185163 1 


910 Königstein, M 09371135 1 


911 Konnersreuth, M 09377131 1 


912 Konradsreuth 09475142 1 


913 Konzell 09278143 1 


914 Kösching, M 09176139 1 


915 Kößlarn, M 09275131 1 


916 Kottgeisering 09179131 5 


917 Kötz 09774148 1 


918 Kraftisried 09777144 2 


919 Kraiburg a.Inn, M 09183124 2 


920 Krailling 09188127 6 


921 Kranzberg 09178137 4 


922 Kreuth 09182124 4 


923 Kreuzwertheim, M 09677151 1 


924 Krombach 09671138 2 


925 Kronach, St 09476145 1 


926 Kronburg 09778161 1 


927 Kröning 09274145 1 


928 Krumbach (Schwaben), St 09774150 2 


929 Krummennaab 09377132 1 


930 Krün 09180122 5 


931 Kühbach, M 09771144 1 


932 Kühlenthal 09772166 2 


933 Kulmain 09377133 1 


934 Kulmbach, GKSt 09477128 1 


935 Kumhausen 09274146 1 


936 Kümmersbruck 09371136 1 


937 Kunreuth 09474145 1 


938 Künzing 09271128 1 


939 Kupferberg, St 09477129 1 


940 Küps, M 09476146 1 


941 Kürnach 09679156 2 


942 Kutzenhausen 09772167 2 


943 Laaber, M 09375162 2 


944 Laberweinting 09278144 1 


945 Lachen 09778162 1 


946 Lalling 09271130 1 


947 Lam, M 09372138 1 


948 Lamerdingen 09777145 2 


949 Landau a.d.Isar, St 09279122 1 


950 Landensberg 09774151 1 


951 Landsberg am Lech, GKSt 09181130 4 


952 Landsberied 09179132 5 


953 Landshut (Krfr.St) 09261000 3 


954 Langdorf 09276129 1 
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955 Langenaltheim 09577148 1 


956 Langenbach 09178138 4 


957 Langenfeld 09575138 1 


958 Langenmosen 09185143 1 


959 Langenneufnach 09772168 2 


960 Langenpreising 09177126 4 


961 Langensendelbach 09474146 1 


962 Langenzenn, St 09573120 2 


963 Langerringen 09772170 2 


964 Langfurth 09571170 1 


965 Langquaid, M 09273141 1 


966 Langweid a.Lech 09772171 2 


967 Lappersdorf, M 09375165 3 


968 Lauben 09778163 1 


969 Lauben 09780125 2 


970 Laudenbach 09676135 2 


971 Lauf a.d.Pegnitz, St 09574138 4 


972 Laufach 09671139 2 


973 Laufen, St 09172122 3 


974 Laugna 09773143 1 


975 Lauingen (Donau), St 09773144 1 


976 Lauter 09471152 1 


977 Lauterhofen, M 09373140 1 


978 Lautertal 09473141 1 


979 Lautrach 09778164 1 


980 Lechbruck am See 09777147 2 


981 Legau, M 09778165 1 


982 Lehrberg, M 09571171 1 


983 Leiblfing 09278146 1 


984 Leidersbach 09676136 2 


985 Leinach 09679200 2 


986 Leinburg 09574139 2 


987 Leipheim, St 09774155 1 


988 Lengdorf 09177127 4 


989 Lengenwang 09777149 2 


990 Lenggries 09173135 4 


991 Lenting 09176143 1 


992 Leonberg 09377137 1 


993 Leuchtenberg, M 09374132 1 


994 Leupoldsgrün 09475145 1 


995 Leutenbach 09474147 1 


996 Leutershausen, St 09571174 1 


997 Lichtenau, M 09571175 1 


998 Lichtenberg, St 09475146 1 


999 Lichtenfels, St 09478139 1 


1000 Lindau (Bodensee), GKSt 09776116 4 


1001 Lindberg 09276130 1 


1002 Lindenberg i.Allgäu, St 09776117 3 


1003 Lisberg 09471154 1 


1004 Litzendorf 09471155 1 


1005 Lohberg 09372178 1 


1006 Lohkirchen 09183125 2 


1007 Lohr a.Main, St 09677155 2 


1008 Loiching 09279124 1 


1009 Loitzendorf 09278147 1 
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1010 Lonnerstadt, M 09572139 3 


1011 Ludwigschorgast, M 09477135 1 


1012 Ludwigsstadt, St 09476152 1 


1013 Luhe-Wildenau, M 09374133 1 


1014 Lülsfeld 09678153 1 


1015 Lupburg, M 09373143 1 


1016 Lutzingen 09773146 1 


1017 Mähring, M 09377139 1 


1018 Maierhöfen 09776118 1 


1019 Maihingen 09779176 1 


1020 Mainaschaff 09671140 2 


1021 Mainbernheim, St 09675144 1 


1022 Mainburg, St 09273147 2 


1023 Mainleus, M 09477136 1 


1024 Mainstockheim 09675146 1 


1025 Maisach 09179134 6 


1026 Maitenbeth 09183126 2 


1027 Malching 09275132 1 


1028 Malgersdorf 09277131 1 


1029 Mallersdorf-Pfaffenberg, M 09278148 1 


1030 Mammendorf 09179136 5 


1031 Mamming 09279125 1 


1032 Manching, M 09186137 3 


1033 Mantel, M 09374134 1 


1034 Margetshöchheim 09679161 2 


1035 Mariaposching 09278149 1 


1036 Marklkofen 09279126 1 


1037 Markt Berolzheim, M 09577149 1 


1038 Markt Bibart, M 09575144 1 


1039 Markt Einersheim, M 09675148 1 


1040 Markt Erlbach, M 09575145 1 


1041 Markt Indersdorf, M 09174131 5 


1042 Markt Nordheim, M 09575146 1 


1043 Markt Rettenbach, M 09778168 1 


1044 Markt Schwaben, M 09175127 6 


1045 Markt Taschendorf, M 09575147 1 


1046 Markt Wald, M 09778169 1 


1047 Marktbergel, M 09575143 1 


1048 Marktbreit, St 09675147 1 


1049 Marktgraitz, M 09478143 1 


1050 Marktheidenfeld, St 09677157 2 


1051 Marktl, M 09171123 1 


1052 Marktleugast, M 09477138 1 


1053 Marktleuthen, St 09479135 1 


1054 Marktoberdorf, St 09777151 2 


1055 Marktoffingen 09779177 1 


1056 Marktredwitz, GKSt 09479136 1 


1057 Marktrodach, M 09476183 1 


1058 Marktschellenberg, M 09172124 3 


1059 Marktschorgast, M 09477139 1 


1060 Marktsteft, St 09675149 1 


1061 Marktzeuln, M 09478144 1 


1062 Marloffstein 09572141 3 


1063 Maroldsweisach, M 09674171 1 


1064 Marquartstein 09189129 2 
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1065 Martinsheim 09675150 1 


1066 Marxheim 09779178 1 


1067 Marzling 09178140 4 


1068 Maßbach, M 09672131 1 


1069 Massing, M 09277133 1 


1070 Mauern 09178142 4 


1071 Mauerstetten 09777152 2 


1072 Mauth 09272134 1 


1073 Maxhütte-Haidhof, St 09376141 2 


1074 Medlingen 09773153 1 


1075 Meeder 09473144 1 


1076 Megesheim 09779180 1 


1077 Mehlmeisel 09472164 1 


1078 Mehring 09171124 1 


1079 Meinheim 09577150 1 


1080 Meitingen, M 09772177 2 


1081 Mellrichstadt, St 09673142 1 


1082 Memmelsdorf 09471159 1 


1083 Memmingen (Krfr.St) 09764000 2 


1084 Memmingerberg 09778171 1 


1085 Mengkofen 09279127 1 


1086 Merching 09771145 1 


1087 Mering, M 09771146 4 


1088 Merkendorf, St 09571177 1 


1089 Mertingen 09779181 1 


1090 Mespelbrunn 09671141 2 


1091 Metten, M 09271132 1 


1092 Mettenheim 09183127 2 


1093 Michelau i.OFr. 09478145 1 


1094 Michelau i.Steigerwald 09678157 1 


1095 Michelsneukirchen 09372142 1 


1096 Mickhausen 09772178 2 


1097 Miesbach, St 09182125 5 


1098 Miltach 09372143 1 


1099 Miltenberg, St 09676139 2 


1100 Mindelheim, St 09778173 2 


1101 Mindelstetten 09176147 1 


1102 Mintraching 09375170 2 


1103 Missen-Wilhams 09780127 2 


1104 Mistelbach 09472166 1 


1105 Mistelgau 09472167 1 


1106 Mitteleschenbach 09571178 1 


1107 Mittelneufnach 09772179 2 


1108 Mittelsinn 09677159 1 


1109 Mittelstetten 09179137 5 


1110 Mittenwald, M 09180123 5 


1111 Mitterfels, M 09278151 1 


1112 Mitterskirchen 09277134 1 


1113 Mitterteich, St 09377141 1 


1114 Mitwitz, M 09476154 1 


1115 Mödingen 09773147 1 


1116 Möhrendorf 09572142 3 


1117 Mömbris, M 09671143 1 


1118 Mömlingen 09676140 2 


1119 Mönchberg, M 09676141 2 


lfd. Nr. Gemeindename 
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31.12.2016 


Mieten-
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1120 Mönchsdeggingen 09779184 1 


1121 Mönchsroth 09571179 1 


1122 Monheim, St 09779186 1 


1123 Moorenweis 09179138 5 


1124 Moos 09271135 1 


1125 Moosach 09175128 6 


1126 Moosbach, M 09374137 1 


1127 Moosburg a.d.Isar, St 09178143 5 


1128 Moosinning 09177130 4 


1129 Moosthenning 09279128 1 


1130 Mörnsheim, M 09176148 1 


1131 Motten 09672134 1 


1132 Möttingen 09779185 1 


1133 Mötzing 09375171 2 


1134 Mühldorf a.Inn, St 09183128 2 


1135 Mühlhausen 09373146 1 


1136 Mühlhausen, M 09572143 3 


1137 Muhr a.See 09577114 1 


1138 Münchberg, St 09475154 1 


1139 
 


München, 
Landeshauptstadt 09162000 6 


1140 Münchsmünster 09186139 3 


1141 Münchsteinach 09575150 1 


1142 Münnerstadt, St 09672135 1 


1143 Munningen 09779188 1 


1144 Münsing 09173137 4 


1145 Münster 09779187 1 


1146 Münsterhausen, M 09774160 1 


1147 Murnau a.Staffelsee, M 09180124 6 


1148 Nabburg, St 09376144 1 


1149 Nagel 09479138 1 


1150 Naila, St 09475156 1 


1151 Nandlstadt, M 09178144 4 


1152 Nassenfels, M 09176149 1 


1153 Nennslingen, M 09577151 1 


1154 Nersingen 09775134 2 


1155 Nesselwang, M 09777153 2 


1156 Neualbenreuth, M 09377142 1 


1157 Neubeuern, M 09187154 4 


1158 Neubiberg 09184146 6 


1159 Neubrunn, M 09679164 2 


1160 Neuburg a.d.Donau, GKSt 09185149 3 


1161 Neuburg a.d.Kammel, M 09774162 1 


1162 Neuburg a.Inn 09275133 1 


1163 Neuching 09177131 4 


1164 Neudrossenfeld 09477142 1 


1165 Neuendettelsau 09571180 1 


1166 Neuendorf 09677164 1 


1167 Neuenmarkt 09477143 1 


1168 Neufahrn b.Freising 09178145 6 


1169 Neufahrn i.NB 09274153 1 


1170 Neufraunhofen 09274154 1 


1171 Neuhaus a.d.Pegnitz, M 09574140 2 


1172 Neuhaus a.Inn 09275134 1 


1173 Neuhof a.d.Zenn, M 09575152 1 


1174 Neuhütten 09677165 1 
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1175 Neukirchen 09278154 1 


1176 Neukirchen b.Hl.Blut, M 09372144 1 


1177 
 


Neukirchen b.Sulzbach-
Rosenberg 09371141 1 


1178 Neukirchen vorm Wald 09275135 1 


1179 Neukirchen-Balbini, M 09376146 1 


1180 Neumarkt i.d.OPf., GKSt 09373147 3 


1181 Neumarkt-Sankt Veit, St 09183129 2 


1182 Neunburg vorm Wald, St 09376147 1 


1183 Neunkirchen 09676143 2 


1184 Neunkirchen a.Brand, M 09474154 1 


1185 Neunkirchen a.Sand 09574141 2 


1186 Neuötting, St 09171125 1 


1187 Neureichenau 09272136 1 


1188 Neuried 09184132 6 


1189 Neusäß, St 09772184 4 


1190 Neuschönau 09272146 1 


1191 Neusitz 09571181 1 


1192 Neusorg 09377143 1 


1193 Neustadt a.d.Aisch, St 09575153 2 


1194 Neustadt a.d.Donau, St 09273152 3 


1195 Neustadt a.d.Waldnaab, St 09374139 1 


1196 Neustadt a.Main 09677166 1 


1197 Neustadt am Kulm, St 09374140 1 


1198 Neustadt b.Coburg, GKSt 09473151 1 


1199 Neutraubling, St 09375174 3 


1200 Neu-Ulm, GKSt 09775135 4 


1201 Niederaichbach 09274156 1 


1202 Niederalteich 09271138 1 


1203 Niederbergkirchen 09183130 2 


1204 Niederfüllbach 09473153 1 


1205 Niederlauer 09673146 1 


1206 Niedermurach 09376148 1 


1207 Niedernberg 09676144 2 


1208 Niederrieden 09778177 1 


1209 Niederschönenfeld 09779192 1 


1210 Niedertaufkirchen 09183131 2 


1211 Niederviehbach 09279130 1 


1212 Niederwerrn 09678160 1 


1213 Niederwinkling 09278159 1 


1214 Nittenau, St 09376149 1 


1215 Nittendorf, M 09375175 2 


1216 Nonnenhorn 09776120 1 


1217 Nordendorf 09772185 2 


1218 Nordhalben, M 09476159 1 


1219 Nordheim a.Main 09675155 1 


1220 Nordheim v.d.Rhön 09673147 1 


1221 Nördlingen, GKSt 09779194 2 


1222 Nüdlingen 09672136 1 


1223 Nürnberg (Krfr.St) 09564000 4 


1224 Nußdorf 09189130 2 


1225 Nußdorf a.Inn 09187156 4 


1226 Oberammergau 09180125 5 


1227 Oberasbach, St 09573122 3 


1228 Oberau 09180126 5 


1229 Oberaudorf 09187157 4 
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1230 Oberaurach 09674159 1 


1231 Oberbergkirchen 09183132 2 


1232 Oberdachstetten 09571183 1 


1233 Oberding 09177133 4 


1234 Oberdolling 09176150 1 


1235 Oberelsbach, M 09673149 1 


1236 Obergriesbach 09771149 1 


1237 Obergünzburg, M 09777154 2 


1238 Oberhaching 09184134 6 


1239 Oberhaid 09471165 1 


1240 Oberhausen 09185150 1 


1241 Oberhausen 09190135 3 


1242 Oberickelsheim 09575155 1 


1243 Oberkotzau, M 09475158 1 


1244 Oberleichtersbach 09672138 1 


1245 Obermaiselstein 09780131 2 


1246 Obermeitingen 09181131 3 


1247 Obermichelbach 09573123 3 


1248 Obernbreit, M 09675156 1 


1249 Obernburg a.Main, St 09676145 2 


1250 Oberndorf a.Lech 09779196 1 


1251 Oberneukirchen 09183134 2 


1252 Obernzell, M 09275137 1 


1253 Obernzenn, M 09575156 1 


1254 Oberostendorf 09777155 2 


1255 Oberottmarshausen 09772186 2 


1256 Oberpframmern 09175131 6 


1257 Oberpleichfeld 09679169 2 


1258 Oberpöring 09271139 1 


1259 Oberreichenbach 09572147 3 


1260 Oberreute 09776121 1 


1261 Oberrieden 09778183 1 


1262 Oberroth 09775141 2 


1263 Oberscheinfeld, M 09575157 1 


1264 Oberschleißheim 09184135 6 


1265 Oberschneiding 09278167 1 


1266 Oberschönegg 09778184 1 


1267 Oberschwarzach, M 09678164 1 


1268 Oberschweinbach 09179140 5 


1269 Obersinn, M 09677169 1 


1270 Obersöchering 09190136 3 


1271 Oberstaufen, M 09780132 2 


1272 Oberstdorf, M 09780133 2 


1273 Oberstreu 09673151 1 


1274 Obersüßbach 09274165 1 


1275 Obertaufkirchen 09183135 2 


1276 Oberthulba, M 09672139 1 


1277 Obertraubling 09375179 2 


1278 Obertrubach 09474156 1 


1279 Oberviechtach, St 09376151 1 


1280 Obing 09189133 2 


1281 Ochsenfurt, St 09679170 1 


1282 Odelzhausen 09174135 5 


1283 Oerlenbach 09672140 1 


1284 Oettingen i.Bay., St 09779197 1 
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1285 Offenberg 09271140 1 


1286 Offenhausen 09574145 2 


1287 Offingen, M 09774171 1 


1288 Ofterschwang 09780134 2 


1289 Ohlstadt 09180127 5 


1290 Ohrenbach 09571188 1 


1291 Olching, St 09179142 6 


1292 Opfenbach 09776122 1 


1293 Ornbau, St 09571189 1 


1294 Ortenburg, M 09275138 1 


1295 Osterberg 09775142 2 


1296 Osterhofen, St 09271141 1 


1297 Osterzell 09777157 2 


1298 Ostheim v.d.Rhön, St 09673153 1 


1299 Ottenhofen 09177134 4 


1300 Ottensoos 09574146 2 


1301 Otterfing 09182127 4 


1302 Otting 09779198 1 


1303 Ottobeuren, M 09778186 1 


1304 Ottobrunn 09184136 6 


1305 Otzing 09271143 1 


1306 Oy-Mittelberg 09780128 2 


1307 Pähl 09190138 3 


1308 Painten, M 09273159 1 


1309 Palling 09189134 2 


1310 Pappenheim, St 09577158 1 


1311 Parkstein, M 09374144 1 


1312 Parkstetten 09278170 1 


1313 Parsberg, St 09373151 1 


1314 Partenstein 09677170 1 


1315 Passau (Krfr.St) 09262000 2 


1316 Pastetten 09177135 4 


1317 Patersdorf 09276134 1 


1318 Paunzhausen 09178150 4 


1319 Pechbrunn 09377145 1 


1320 Pegnitz, St 09472175 2 


1321 Peißenberg, M 09190139 4 


1322 Peiting, M 09190140 2 


1323 Pemfling 09372146 1 


1324 Pentling 09375180 2 


1325 Penzberg, St 09190141 5 


1326 Penzing 09181132 3 


1327 Perach 09171126 1 


1328 Perasdorf 09278171 1 


1329 Perkam 09278172 1 


1330 Perlesreut, M 09272138 1 


1331 Petersaurach 09571190 1 


1332 Petersdorf 09771155 1 


1333 Petershausen 09174136 5 


1334 Pettendorf 09375181 2 


1335 Petting 09189135 2 


1336 Pettstadt 09471169 1 


1337 Pfaffenhausen, M 09778187 1 


1338 Pfaffenhofen a.d.Glonn 09174137 5 


1339 Pfaffenhofen a.d.Ilm, St 09186143 4 
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31.12.2016 
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1340 Pfaffenhofen a.d.Roth, M 09775143 2 


1341 Pfaffing 09187159 4 


1342 Pfakofen 09375182 2 


1343 Pfarrkirchen, St 09277138 1 


1344 Pfarrweisach 09674184 1 


1345 Pfatter 09375183 2 


1346 Pfeffenhausen, M 09274172 1 


1347 Pfofeld 09577159 1 


1348 Pförring, M 09176153 1 


1349 Pforzen 09777158 2 


1350 Pfreimd, St 09376153 1 


1351 Pfronten 09777159 2 


1352 Philippsreut 09272139 1 


1353 Piding 09172128 3 


1354 Pielenhofen 09375184 2 


1355 Pilsach 09373153 1 


1356 Pilsting, M 09279132 1 


1357 Pinzberg 09474158 1 


1358 Pirk 09374146 1 


1359 Pittenhart 09189137 2 


1360 Planegg 09184138 6 


1361 Plankenfels 09472176 1 


1362 Plattling, St 09271146 2 


1363 Plech, M 09472177 1 


1364 Pleinfeld, M 09577161 1 


1365 Pleiskirchen 09171127 1 


1366 Pleß 09778188 1 


1367 Pleystein, St 09374147 1 


1368 Pliening 09175133 6 


1369 Plößberg, M 09377146 1 


1370 Pöcking 09188137 6 


1371 Pocking, St 09275141 2 


1372 Poing 09175135 6 


1373 Pollenfeld 09176155 1 


1374 Polling 09183136 2 


1375 Polling 09190142 3 


1376 Polsingen 09577162 1 


1377 Pommelsbrunn 09574147 2 


1378 Pommersfelden 09471172 1 


1379 Poppenhausen 09678168 1 


1380 Poppenricht 09371144 1 


1381 Pörnbach 09186144 3 


1382 Pösing 09372147 1 


1383 Postau 09274174 1 


1384 Postbauer-Heng, M 09373155 1 


1385 Postmünster 09277139 1 


1386 Pottenstein, St 09472179 1 


1387 Pöttmes, M 09771156 1 


1388 Poxdorf 09474160 1 


1389 Prackenbach 09276135 1 


1390 Prebitz 09472180 1 


1391 Prem 09190143 3 


1392 Pressath, St 09374149 1 


1393 Presseck, M 09477148 1 


1394 Pressig, M 09476164 1 
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1395 Pretzfeld, M 09474161 1 


1396 Prichsenstadt, St 09675158 1 


1397 Prien a.Chiemsee, M 09187162 5 


1398 Priesendorf 09471173 1 


1399 Prittriching 09181134 3 


1400 Prosselsheim 09679174 2 


1401 Prutting 09187163 4 


1402 Püchersreuth 09374150 1 


1403 Puchheim, St 09179145 6 


1404 Pullach i.Isartal 09184139 6 


1405 Pullenreuth 09377148 1 


1406 Pürgen 09181141 3 


1407 Puschendorf 09573124 3 


1408 Putzbrunn 09184140 6 


1409 Pyrbaum, M 09373156 1 


1410 Rain 09278177 1 


1411 Rain, St 09779201 1 


1412 Raisting 09190144 3 


1413 Raitenbuch 09577163 1 


1414 Ramerberg 09187164 4 


1415 Rammingen 09778209 1 


1416 Ramsau b.Berchtesgaden 09172129 3 


1417 Ramsthal 09672142 1 


1418 Randersacker, M 09679175 2 


1419 Rannungen 09672143 1 


1420 Rattelsdorf, M 09471174 1 


1421 Rattenberg 09278178 1 


1422 Rattenkirchen 09183138 2 


1423 Rattiszell 09278179 1 


1424 Raubling 09187165 4 


1425 Rauhenebrach 09674187 1 


1426 Rechtenbach 09677172 1 


1427 Rechtmehring 09183139 2 


1428 Reckendorf 09471175 1 


1429 Rednitzhembach 09576137 2 


1430 Redwitz a.d.Rodach 09478155 1 


1431 Regen, St 09276138 1 


1432 Regensburg (Krfr.St) 09362000 5 


1433 Regenstauf, M 09375190 2 


1434 Regnitzlosau 09475161 1 


1435 Rehau, St 09475162 1 


1436 Rehling 09771158 1 


1437 Reichenbach 09372149 1 


1438 Reichenbach 09476166 1 


1439 Reichenberg, M 09679176 2 


1440 Reichenschwand 09574150 2 


1441 Reichersbeuern 09173140 4 


1442 Reichertshausen 09186146 3 


1443 Reichertsheim 09183140 2 


1444 Reichertshofen, M 09186147 3 


1445 Reichling 09181135 3 


1446 Reimlingen 09779203 1 


1447 Reisbach, M 09279134 1 


1448 Reischach 09171129 1 


1449 Reit im Winkl 09189139 2 
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1450 Remlingen, M 09679177 2 


1451 Rennertshofen, M 09185153 1 


1452 Rentweinsdorf, M 09674190 1 


1453 Rettenbach 09372150 1 


1454 Rettenbach 09774174 1 


1455 Rettenbach a.Auerberg 09777183 2 


1456 Rettenberg 09780137 2 


1457 Retzstadt 09677175 1 


1458 Reut 09277140 1 


1459 Reuth b.Erbendorf 09377149 1 


1460 Ried 09771160 1 


1461 Riedbach 09674153 1 


1462 Rieden 09777164 2 


1463 Rieden am Forggensee 09777163 2 


1464 Rieden, M 09371146 1 


1465 Riedenberg 09672145 1 


1466 Riedenburg, St 09273164 1 


1467 Riedenheim 09679179 2 


1468 Riedering 09187167 4 


1469 Riegsee 09180128 5 


1470 Riekofen 09375191 2 


1471 Rieneck, St 09677177 1 


1472 Rimbach 09277141 1 


1473 Rimbach 09372151 1 


1474 Rimpar, M 09679180 2 


1475 Rimsting 09187168 4 


1476 Rinchnach 09276139 1 


1477 Ringelai 09272140 1 


1478 Röckingen 09571192 1 


1479 Rödelmaier 09673156 1 


1480 Rödelsee 09675161 1 


1481 Roden 09677178 1 


1482 Rödental, St 09473159 1 


1483 Roding, St 09372153 1 


1484 Röfingen 09774178 1 


1485 Roggenburg 09775149 2 


1486 Rögling 09779206 1 


1487 Rohr 09576142 2 


1488 Rohr i.NB, M 09273165 1 


1489 Rohrbach 09186149 3 


1490 Rohrdorf 09187169 4 


1491 Rohrenfels 09185157 1 


1492 Röhrmoos 09174141 5 


1493 Röhrnbach, M 09272141 1 


1494 Röllbach 09676151 2 


1495 Ronsberg, M 09777165 2 


1496 Rosenheim (Krfr.St) 09163000 5 


1497 Röslau 09479145 1 


1498 Roßbach 09277142 1 


1499 Roßhaupten 09777166 2 


1500 Roßtal, M 09573125 3 


1501 Roth, St 09576143 2 


1502 Röthenbach (Allgäu) 09776124 1 


1503 Röthenbach a.d.Pegnitz, St 09574152 3 


1504 Rothenbuch 09671148 2 
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1505 
Rothenburg ob der Tauber, 
GKSt 09571193 2 


1506 Rothenfels, St 09677181 1 


1507 Röthlein 09678170 1 


1508 Rott 09181137 3 


1509 Rott a.Inn 09187170 4 


1510 Rottach-Egern 09182129 4 


1511 Röttenbach 09572149 3 


1512 Röttenbach 09576141 2 


1513 Rottenbuch 09190145 3 


1514 Rottenburg a.d.Laaber, St 09274176 1 


1515 Rottendorf 09679185 2 


1516 Rotthalmünster, M 09275143 1 


1517 Röttingen, St 09679182 2 


1518 Rötz, St 09372154 1 


1519 Rückersdorf 09574154 2 


1520 Rückholz 09777168 2 


1521 Rudelzhausen 09178122 4 


1522 Rüdenau 09676153 2 


1523 Rüdenhausen, M 09675162 1 


1524 Ruderatshofen 09777167 2 


1525 Ruderting 09275144 1 


1526 Rugendorf 09477151 1 


1527 Rügland 09571194 1 


1528 Ruhmannsfelden, M 09276142 1 


1529 Ruhpolding 09189140 2 


1530 Ruhstorf a.d.Rott, M 09275145 1 


1531 Runding 09372155 1 


1532 Saal a.d.Donau 09273166 1 


1533 Saal a.d.Saale, M 09673160 1 


1534 Saaldorf-Surheim 09172130 3 


1535 Sachsen b.Ansbach 09571196 1 


1536 Sachsenkam 09173141 4 


1537 Sailauf 09671150 2 


1538 Salching 09278182 1 


1539 Saldenburg 09272142 1 


1540 Salgen 09778190 1 


1541 Salz 09673161 1 


1542 Salzweg 09275146 1 


1543 Samerberg 09187172 4 


1544 Sand a.Main 09674195 1 


1545 Sandberg 09673162 1 


1546 Sankt Englmar 09278184 1 


1547 Sankt Oswald-Riedlhütte 09272143 1 


1548 Sankt Wolfgang 09177137 4 


1549 Sauerlach 09184141 6 


1550 Saulgrub 09180129 5 


1551 Schäftlarn 09184142 6 


1552 Schalkham 09274179 1 


1553 Schauenstein, St 09475165 1 


1554 Schaufling 09271148 1 


1555 Schechen 09187142 4 


1556 Scheidegg, M 09776125 1 


1557 Scheinfeld, St 09575161 1 


1558 Schernfeld 09176160 1 


1559 Scherstetten 09772197 2 
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1560 Scheßlitz, St 09471185 1 


1561 Scheuring 09181138 3 


1562 Scheyern 09186151 3 


1563 Schierling, M 09375196 2 


1564 Schillingsfürst, St 09571198 1 


1565 Schiltberg 09771162 1 


1566 Schirmitz 09374154 1 


1567 Schirnding, M 09479147 1 


1568 Schlammersdorf 09374155 1 


1569 Schleching 09189141 2 


1570 Schlehdorf 09173142 4 


1571 Schliersee, M 09182131 4 


1572 Schlüsselfeld, St 09471220 1 


1573 Schmidgaden 09376159 1 


1574 Schmidmühlen, M 09371148 1 


1575 Schmiechen 09771163 1 


1576 Schnabelwaid, M 09472184 1 


1577 Schnaitsee 09189142 2 


1578 Schnaittach, M 09574155 2 


1579 Schnaittenbach, St 09371150 1 


1580 Schneckenlohe 09476171 1 


1581 Schneeberg, M 09676156 2 


1582 Schneizlreuth 09172131 3 


1583 Schnelldorf 09571199 1 


1584 Schöfweg 09272145 1 


1585 Schollbrunn 09677182 1 


1586 Schöllkrippen, M 09671152 2 


1587 Schöllnach, M 09271149 1 


1588 Schönau 09277144 1 


1589 Schönau a.d.Brend 09673163 1 


1590 Schönau a.Königssee 09172132 3 


1591 Schönberg 09183143 2 


1592 Schönberg, M 09272147 1 


1593 Schönbrunn i.Steigerwald 09471186 1 


1594 Schondorf am Ammersee 09181139 3 


1595 Schondra, M 09672149 1 


1596 Schongau, St 09190148 3 


1597 Schöngeising 09179147 5 


1598 Schönsee, St 09376160 1 


1599 Schonstett 09187173 4 


1600 Schönthal 09372157 1 


1601 Schonungen 09678174 1 


1602 Schönwald, St 09479150 1 


1603 Schopfloch, M 09571200 1 


1604 Schorndorf 09372158 1 


1605 Schrobenhausen, St 09185158 1 


1606 Schwabach (Krfr.St) 09565000 3 


1607 Schwabbruck 09190149 3 


1608 Schwabhausen 09174143 5 


1609 Schwabmünchen, St 09772200 2 


1610 Schwabsoien 09190151 3 


1611 Schwaig b.Nürnberg 09574156 2 


1612 Schwaigen 09180131 5 


1613 Schwandorf, GKSt 09376161 1 


1614 Schwanfeld 09678175 1 
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1615 Schwangau 09777169 2 


1616 Schwanstetten, M 09576132 2 


1617 Schwarzach a.Main, M 09675165 1 


1618 Schwarzach b.Nabburg 09376162 1 


1619 Schwarzach, M 09278187 1 


1620 Schwarzenbach 09374156 1 


1621 
 


Schwarzenbach a.d.Saale, 
St 09475168 1 


1622 Schwarzenbach a.Wald, St 09475169 1 


1623 Schwarzenbruck 09574157 2 


1624 Schwarzenfeld, M 09376163 1 


1625 Schwarzhofen, M 09376164 1 


1626 Schwebheim 09678176 1 


1627 Schweinfurt (Krfr.St) 09662000 2 


1628 Schweitenkirchen 09186152 3 


1629 Schwenningen 09773164 1 


1630 Schwifting 09181140 3 


1631 Schwindegg 09183144 2 


1632 Seefeld 09188132 6 


1633 Seeg 09777170 2 


1634 Seehausen a.Staffelsee 09180132 5 


1635 Seeon-Seebruck 09189143 2 


1636 Seeshaupt 09190152 3 


1637 Segnitz 09675166 1 


1638 Seinsheim, M 09675167 1 


1639 Selb, GKSt 09479152 1 


1640 Selbitz, St 09475171 1 


1641 Senden, St 09775152 4 


1642 Sengenthal 09373159 1 


1643 Sennfeld 09678178 1 


1644 Seßlach, St 09473165 1 


1645 Seubersdorf i.d.OPf. 09373160 1 


1646 Seukendorf 09573126 3 


1647 Seybothenreuth 09472188 1 


1648 Siegenburg, M 09273172 1 


1649 Siegsdorf 09189145 2 


1650 Sielenbach 09771165 1 


1651 Sigmarszell 09776126 1 


1652 Simbach a.Inn, St 09277145 1 


1653 Simbach, M 09279135 1 


1654 Simmelsdorf 09574158 2 


1655 Simmershofen 09575163 1 


1656 Sindelsdorf 09190153 3 


1657 Sinzing 09375199 2 


1658 Söchtenau 09187174 4 


1659 Solnhofen 09577168 1 


1660 Sommerach 09675169 1 


1661 Sommerhausen, M 09679187 2 


1662 Sommerkahl 09671153 2 


1663 Sonderhofen 09679188 2 


1664 Sondheim v.d.Rhön 09673167 1 


1665 Sonnefeld 09473166 1 


1666 Sonnen 09275148 1 


1667 Sontheim 09778196 1 


1668 Sonthofen, St 09780139 3 


1669 Soyen 09187176 4 
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1670 Spalt, St 09576147 2 


1671 Spardorf 09572154 3 


1672 Sparneck, M 09475174 1 


1673 Spatzenhausen 09180133 5 


1674 Speichersdorf 09472190 1 


1675 Speinshart 09374157 1 


1676 Spiegelau 09272149 1 


1677 Stadelhofen 09471189 1 


1678 Stadlern 09376167 1 


1679 Stadtbergen, St 09772202 4 


1680 Stadtlauringen, M 09678181 1 


1681 Stadtprozelten, St 09676158 2 


1682 Stadtsteinach, St 09477156 1 


1683 Stallwang 09278189 1 


1684 Stammbach, M 09475175 1 


1685 Stammham 09171130 1 


1686 Stammham 09176161 1 


1687 Stamsried, M 09372161 1 


1688 Starnberg, St 09188139 6 


1689 Staudach-Egerndach 09189146 2 


1690 Stegaurach 09471191 1 


1691 Stein, St 09573127 4 


1692 Steinach 09278190 1 


1693 Steinbach a.Wald 09476175 1 


1694 Steinberg am See 09376168 1 


1695 Steindorf 09771168 1 


1696 Steinfeld 09677186 1 


1697 Steingaden 09190154 3 


1698 Steinhöring 09175137 6 


1699 Steinkirchen 09177138 4 


1700 Steinsfeld 09571205 1 


1701 Steinwiesen, M 09476177 1 


1702 Stephanskirchen 09187177 4 


1703 Stephansposching 09271151 1 


1704 Stetten 09778199 1 


1705 Stettfeld 09674201 1 


1706 Stiefenhofen 09776127 1 


1707 Stockheim 09476178 1 


1708 Stockheim 09673170 1 


1709 Stockstadt a.Main, M 09671155 2 


1710 Störnstein 09374158 1 


1711 Stötten a.Auerberg 09777171 2 


1712 Stöttwang 09777172 2 


1713 Strahlungen 09673171 1 


1714 Straßkirchen 09278192 1 


1715 Straßlach-Dingharting 09184144 6 


1716 Straubing (Krfr.St) 09263000 2 


1717 Strullendorf 09471195 1 


1718 Stubenberg 09277147 1 


1719 Stulln 09376169 1 


1720 Sugenheim, M 09575165 1 


1721 Sulzbach a.Main, M 09676160 2 


1722 Sulzbach-Rosenberg, St 09371151 1 


1723 Sulzberg, M 09780140 2 


1724 Sulzdorf a.d.Lederhecke 09673172 1 
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1725 Sulzemoos 09174146 5 


1726 Sulzfeld 09673173 1 


1727 Sulzfeld a.Main 09675170 1 


1728 Sulzheim 09678183 1 


1729 Sulzthal, M 09672155 1 


1730 Sünching 09375201 2 


1731 Surberg 09189148 2 


1732 Syrgenstein 09773170 1 


1733 Tacherting 09189149 2 


1734 Taching a.See 09189150 2 


1735 Tagmersheim 09779217 1 


1736 Tann, M 09277148 1 


1737 Tännesberg, M 09374159 1 


1738 Tapfheim 09779218 1 


1739 Tauberrettersheim 09679192 2 


1740 Taufkirchen 09183145 2 


1741 Taufkirchen 09184145 3 


1742 Taufkirchen (Vils) 09177139 4 


1743 Tegernheim 09375204 2 


1744 Tegernsee, St 09182132 4 


1745 Teisendorf, M 09172134 3 


1746 Teising 09171131 1 


1747 Teisnach, M 09276143 1 


1748 Tettau, M 09476179 1 


1749 Tettenweis 09275149 1 


1750 Teublitz, St 09376170 1 


1751 Teugn 09273175 1 


1752 Teunz 09376171 1 


1753 Teuschnitz, St 09476180 1 


1754 Thaining 09181142 3 


1755 Thalmassing 09375205 2 


1756 Thalmässing, M 09576148 2 


1757 Thannhausen, St 09774185 1 


1758 Thanstein 09376172 1 


1759 Theilenhofen 09577172 1 


1760 Theilheim 09679193 2 


1761 Theisseil 09374160 1 


1762 Theres 09674180 1 


1763 Thierhaupten, M 09772207 2 


1764 Thiersheim, M 09479158 1 


1765 Thierstein, M 09479159 1 


1766 Thundorf i.UFr. 09672157 1 


1767 Thüngen, M 09677189 1 


1768 Thüngersheim 09679194 2 


1769 Thurmansbang 09272150 1 


1770 Thurnau, M 09477157 1 


1771 Thyrnau 09275150 1 


1772 Tiefenbach 09274182 1 


1773 Tiefenbach 09275151 1 


1774 Tiefenbach 09372163 1 


1775 Tirschenreuth, St 09377154 1 


1776 Titting, M 09176164 1 


1777 Tittling, M 09275152 1 


1778 Tittmoning, St 09189152 2 


1779 Todtenweis 09771169 1 
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31.12.2016 


Mieten-
stufe 


1780 Töging a.Inn, St 09171132 1 


1781 Töpen 09475181 1 


1782 Trabitz 09374148 1 


1783 Train 09273177 1 


1784 Traitsching 09372164 1 


1785 Trappstadt, M 09673174 1 


1786 Traunreut, St 09189154 3 


1787 Traunstein, GKSt 09189155 3 


1788 Trausnitz 09376173 1 


1789 Trautskirchen 09575166 1 


1790 Trebgast 09477158 1 


1791 Treffelstein 09372165 1 


1792 Treuchtlingen, St 09577173 1 


1793 Triefenstein, M 09677154 1 


1794 Triftern, M 09277149 1 


1795 Trogen 09475182 1 


1796 Tröstau 09479161 1 


1797 Trostberg, St 09189157 2 


1798 Trunkelsberg 09778202 1 


1799 Tschirn 09476182 1 


1800 Tuchenbach 09573129 3 


1801 Tuntenhausen 09187179 4 


1802 Türkenfeld 09179149 5 


1803 Türkheim, M 09778203 1 


1804 Tussenhausen, M 09778204 1 


1805 Tüßling, M 09171133 1 


1806 Tutzing 09188141 6 


1807 Tyrlaching 09171134 1 


1808 Übersee 09189159 2 


1809 Üchtelhausen 09678186 1 


1810 Uehlfeld, M 09575167 1 


1811 Uettingen 09679196 2 


1812 Uffenheim, St 09575168 1 


1813 Uffing a.Staffelsee 09180134 5 


1814 Ungerhausen 09778205 1 


1815 Unsleben 09673175 1 


1816 Unterammergau 09180135 5 


1817 Unterdießen 09181143 3 


1818 Unterdietfurt 09277151 1 


1819 Unteregg 09778207 1 


1820 Unterföhring 09184147 6 


1821 Untergriesbach, M 09275153 1 


1822 Unterhaching 09184148 6 


1823 Unterleinleiter 09474168 1 


1824 Untermeitingen 09772209 2 


1825 Untermerzbach 09674210 1 


1826 Unterneukirchen 09171135 1 


1827 Unterpleichfeld 09679201 2 


1828 Unterreit 09183147 2 


1829 Unterroth 09775161 2 


1830 Unterschleißheim, St 09184149 6 


1831 Unterschwaningen 09571208 1 


1832 Untersiemau 09473170 1 


1833 Untersteinach 09477159 1 


1834 Unterthingau, M 09777175 2 







18.06.2019 10:35:30 


lfd. Nr. Gemeindename 
AGS  


(8-stellig) 
31.12.2016 


Mieten-
stufe 


1835 Unterwössen 09189160 2 


1836 Untrasried 09777176 2 


1837 Ursberg 09774116 1 


1838 Ursensollen 09371154 1 


1839 Urspringen 09677193 1 


1840 Ustersbach 09772211 2 


1841 Uttenreuth 09572158 3 


1842 Utting am Ammersee 09181144 3 


1843 Vachendorf 09189161 2 


1844 Valley 09182133 4 


1845 Vaterstetten 09175132 6 


1846 Veitsbronn 09573130 3 


1847 Veitshöchheim 09679202 2 


1848 Velburg, St 09373167 1 


1849 Velden, M 09274183 1 


1850 Velden, St 09574160 2 


1851 Vestenbergsgreuth, M 09572159 3 


1852 Viechtach, St 09276144 1 


1853 Viereth-Trunstadt 09471207 1 


1854 Vierkirchen 09174150 5 


1855 Vilgertshofen 09181133 3 


1856 Villenbach 09773179 1 


1857 Vilsbiburg, St 09274184 1 


1858 Vilseck, St 09371156 1 


1859 Vilsheim 09274185 1 


1860 Vilshofen an der Donau, St 09275154 1 


1861 Vogtareuth 09187181 4 


1862 Vohburg a.d.Donau, St 09186158 3 


1863 Vohenstrauß, St 09374162 1 


1864 Vöhringen, St 09775162 3 


1865 Volkach, St 09675174 1 


1866 Volkenschwand 09273178 1 


1867 Vorbach 09374163 1 


1868 Vorra 09574161 2 


1869 Waakirchen 09182134 4 


1870 Waal, M 09777177 2 


1871 Wachenroth, M 09572160 3 


1872 Wackersberg 09173145 4 


1873 Wackersdorf 09376175 1 


1874 Waffenbrunn 09372168 1 


1875 Waging a.See, M 09189162 2 


1876 Waidhaus, M 09374164 1 


1877 Waidhofen 09185166 1 


1878 Waigolshausen 09678190 1 


1879 Waischenfeld, St 09472197 1 


1880 Wald 09372169 1 


1881 Wald 09777179 2 


1882 Waldaschaff 09671156 2 


1883 Waldbrunn 09679204 2 


1884 Waldbüttelbrunn 09679205 2 


1885 Walderbach 09372170 1 


1886 Waldershof, St 09377157 1 


1887 Waldkirchen, St 09272151 1 


1888 Waldkraiburg, St 09183148 2 


1889 Waldmünchen, St 09372171 1 
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1890 Waldsassen, St 09377158 1 


1891 Waldstetten, M 09774191 1 


1892 Waldthurn, M 09374165 1 


1893 Walkertshofen 09772214 2 


1894 Wallenfels, St 09476184 1 


1895 Wallerfing 09271152 1 


1896 Wallersdorf, M 09279137 1 


1897 Wallerstein, M 09779224 1 


1898 Wallgau 09180136 5 


1899 Walpertskirchen 09177142 4 


1900 Walsdorf 09471208 1 


1901 Waltenhausen 09774192 1 


1902 Waltenhofen 09780143 2 


1903 Walting 09176165 1 


1904 Wang 09178155 4 


1905 Warmensteinach 09472198 1 


1906 Warngau 09182136 4 


1907 Wartenberg, M 09177143 4 


1908 Wartmannsroth 09672161 1 


1909 Wasserburg (Bodensee) 09776128 1 


1910 Wasserburg a.Inn, St 09187182 4 


1911 Wasserlosen 09678192 1 


1912 Wassertrüdingen, St 09571214 1 


1913 Wattendorf 09471209 1 


1914 Wechingen 09779226 1 


1915 Wegscheid, M 09275156 1 


1916 Wehringen 09772215 2 


1917 Weibersbrunn 09671157 2 


1918 Weichering 09185168 1 


1919 Weichs 09174151 5 


1920 Weiden i.d.OPf. (Krfr.St) 09363000 1 


1921 Weidenbach, M 09571216 1 


1922 Weidenberg, M 09472199 1 


1923 Weidhausen b.Coburg 09473174 1 


1924 Weiding 09372174 1 


1925 Weiding 09376176 1 


1926 Weigendorf 09371157 1 


1927 Weigenheim 09575179 1 


1928 Weihenzell 09571217 1 


1929 Weiherhammer 09374166 1 


1930 Weihmichl 09274187 1 


1931 Weil 09181145 3 


1932 Weilbach, M 09676165 2 


1933 Weilersbach 09474171 1 


1934 Weiler-Simmerberg, M 09776129 1 


1935 Weilheim i.OB, St 09190157 4 


1936 Weiltingen, M 09571218 1 


1937 Weisendorf, M 09572164 3 


1938 Weismain, St 09478176 1 


1939 Weißdorf 09475184 1 


1940 Weißenbrunn 09476185 1 


1941 Weißenburg i.Bay., GKSt 09577177 1 


1942 Weißenhorn, St 09775164 3 


1943 Weißenohe 09474173 1 


1944 Weißensberg 09776130 1 
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1945 Weißenstadt, St 09479166 1 


1946 Weitnau, M 09780144 2 


1947 Weitramsdorf 09473175 1 


1948 Welden, M 09772216 2 


1949 Wellheim, M 09176166 1 


1950 Wemding, St 09779228 1 


1951 Wendelstein, M 09576151 4 


1952 Weng 09274188 1 


1953 Wenzenbach 09375208 2 


1954 Wernberg-Köblitz, M 09376150 1 


1955 Werneck, M 09678193 1 


1956 Wertach, M 09780145 2 


1957 Wertingen, St 09773182 1 


1958 Weßling 09188144 6 


1959 Wessobrunn 09190158 3 


1960 Westendorf 09772217 2 


1961 Westendorf 09777182 2 


1962 Westerheim 09778214 1 


1963 Westerngrund 09671159 2 


1964 Westheim 09577179 1 


1965 Wettringen 09571222 1 


1966 Wettstetten 09176167 1 


1967 Weyarn 09182137 4 


1968 Wiedergeltingen 09778216 1 


1969 Wielenbach 09190159 3 


1970 Wiesau, M 09377159 1 


1971 Wiesen 09671162 2 


1972 Wiesenbach 09774189 1 


1973 Wiesenbronn 09675177 1 


1974 Wiesenfelden 09278197 1 


1975 Wiesent 09375209 2 


1976 Wiesenthau 09474175 1 


1977 Wiesentheid, M 09675178 1 


1978 Wiesenttal, M 09474176 1 


1979 Wieseth 09571223 1 


1980 Wiesthal 09677200 1 


1981 Wiggensbach, M 09780146 2 


1982 Wilburgstetten 09571224 1 


1983 Wildenberg 09273181 1 


1984 Wildflecken, M 09672163 1 


1985 Wildpoldsried 09780147 2 


1986 Wildsteig 09190160 3 


1987 Wilhelmsdorf 09575181 1 


1988 Wilhelmsthal 09476189 1 


1989 Wilhermsdorf, M 09573133 3 


1990 Willanzheim, M 09675179 1 


1991 Willmars 09673182 1 


1992 Willmering 09372175 1 


1993 Windach 09181146 3 


1994 Windberg 09278198 1 


1995 Windelsbach 09571225 1 


1996 Windischeschenbach, St 09374168 1 


1997 Windorf, M 09275159 1 


1998 Windsbach, St 09571226 1 


1999 Winhöring 09171137 1 
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2000 Winkelhaid 09574164 2 


2001 Winklarn, M 09376178 1 


2002 Winterbach 09774196 1 


2003 Winterhausen, M 09679206 2 


2004 Winterrieden 09778217 1 


2005 Winzer, M 09271153 1 


2006 Wipfeld 09678196 1 


2007 Wirsberg, M 09477163 1 


2008 Wittelshofen 09571227 1 


2009 Wittibreut 09277152 1 


2010 Wittislingen, M 09773183 1 


2011 Witzmannsberg 09275160 1 


2012 Wolfersdorf 09178156 4 


2013 Wolferstadt 09779231 1 


2014 Wolfertschwenden 09778218 1 


2015 Wolframs-Eschenbach, St 09571229 1 


2016 Wolfratshausen, St 09173147 5 


2017 Wolfsegg 09375211 2 


2018 Wollbach 09673183 1 


2019 Wolnzach, M 09186162 2 


2020 Wonfurt 09674219 1 


2021 Wonneberg 09189165 2 


2022 Wonsees, M 09477164 1 


2023 Woringen 09778219 1 


2024 Wörnitz 09571228 1 


2025 Wörth 09177144 4 


2026 Wörth a.d.Donau, St 09375210 2 


2027 Wörth a.d.Isar 09274191 1 


2028 Wörth a.Main, St 09676169 2 


2029 Wörthsee 09188145 6 


2030 Wülfershausen a.d.Saale 09673184 1 


2031 Wunsiedel, St 09479169 1 


2032 Wurmannsquick, M 09277153 1 


2033 Wurmsham 09274193 1 


2034 Würzburg (Krfr.St) 09663000 4 


2035 Zachenberg 09276146 1 


2036 Zandt 09372177 1 


2037 Zangberg 09183151 2 


2038 Zapfendorf, M 09471214 1 


2039 Zeil a.Main, St 09674221 1 


2040 Zeilarn 09277154 1 


2041 Zeitlarn 09375213 2 


2042 Zeitlofs, M 09672166 1 


2043 Zell 09372167 1 


2044 Zell a.Main, M 09679209 2 


2045 Zell im Fichtelgebirge, M 09475189 1 


2046 Zellingen, M 09677203 1 


2047 Zenting 09272152 1 


2048 Ziemetshausen, M 09774198 1 


2049 Ziertheim 09773186 1 


2050 Zirndorf, St 09573134 2 


2051 Zolling 09178157 4 


2052 Zorneding 09175139 6 


2053 Zöschingen 09773187 1 


2054 Zusamaltheim 09773188 1 
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2055 Zusmarshausen, M 09772223 2 


2056 Zwiesel, St 09276148 1 


 


 


Berlin 
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1 Berlin 11000000 4 


Brandenburg 
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1 Ahrensfelde 12060005 4 


2 Alt Tucheband 12064009 1 


3 Alt Zauche-Wußwerk 12061005 2 


4 Altdöbern 12066008 2 


5 Althüttendorf 12060012 2 


6 Altlandsberg 12064029 1 


7 Am Mellensee 12072002 2 


8 Angermünde 12073008 2 


9 Bad Belzig 12069020 3 


10 Bad Freienwalde (Oder) 12064044 2 


11 Bad Liebenwerda 12062024 1 


12 Bad Saarow 12067024 2 


13 Bad Wilsnack 12070008 1 


14 Baruth/Mark 12072014 2 


15 Beelitz 12069017 2 


16 Beeskow 12067036 2 


17 Beetzsee 12069018 2 


18 Beetzseeheide 12069019 2 


19 Beiersdorf-Freudenberg 12064053 1 


20 Bensdorf 12069028 2 


21 Berge 12070028 1 


22 Berkenbrück 12067040 2 


23 Berkholz-Meyenburg 12073032 1 


24 Bernau bei Berlin 12060020 3 


25 Bersteland 12061017 2 


26 Bestensee 12061020 2 


27 Biesenthal 12060024 2 


28 Birkenwerder 12065036 2 


29 Blankenfelde-Mahlow 12072017 4 


30 Bleyen-Genschmar 12064057 1 


31 Bliesdorf 12064061 1 


32 Boitzenburger Land 12073069 1 


33 Borkheide 12069052 2 


34 Borkwalde 12069056 2 


35 Brandenburg an der Havel 12051000 2 


36 Breddin 12068052 2 


37 Breese 12070052 1 


38 Breydin 12060034 2 


39 Brieselang 12063036 3 


40 Briesen 12071028 1 


41 Briesen (Mark) 12067072 2 
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42 Brieskow-Finkenheerd 12067076 2 


43 Britz 12060036 2 


44 Bronkow 12066041 2 


45 Brück 12069076 2 


46 Brüssow 12073085 1 


47 Buckautal 12069089 2 


48 
Buckow (Märkische 
Schweiz) 12064084 1 


49 Burg (Spreewald) 12071032 1 


50 Byhleguhre-Byhlen 12061061 2 


51 Calau 12066052 2 


52 Carmzow-Wallmow 12073093 1 


53 Casekow 12073097 1 


54 Chorin 12060045 2 


55 Cottbus 12052000 2 


56 Crinitz 12062088 1 


57 Cumlosen 12070060 1 


58 Dabergotz 12068072 2 


59 Dahme/Mark 12072053 2 


60 Dahmetal 12072055 2 


61 Dallgow-Döberitz 12063056 2 


62 Diensdorf-Radlow 12067112 2 


63 Dissen-Striesow 12071041 1 


64 Doberlug-Kirchhain 12062092 1 


65 Döbern 12071044 1 


66 Drachhausen 12071052 1 


67 Drahnsdorf 12061097 2 


68 Drebkau 12071057 1 


69 Dreetz 12068109 2 


70 Drehnow 12071060 1 


71 Eberswalde 12060052 3 


72 Eichwalde 12061112 2 


73 Eisenhüttenstadt 12067120 3 


74 Elsterwerda 12062124 1 


75 Erkner 12067124 3 


76 Falkenberg 12064125 1 


77 Falkenberg/Elster 12062128 1 


78 Falkenhagen (Mark) 12064128 1 


79 Falkensee 12063080 5 


80 Fehrbellin 12068117 2 


81 Felixsee 12071074 1 


82 Fichtenhöhe 12064130 1 
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83 Fichtwald 12062134 1 


84 Finsterwalde 12062140 2 


85 Flieth-Stegelitz 12073157 1 


86 Forst (Lausitz) 12071076 2 


87 Frankfurt (Oder) 12053000 3 


88 Frauendorf 12066064 2 


89 Fredersdorf-Vogelsdorf 12064136 4 


90 Friedland 12067137 2 


91 Friedrichswalde 12060068 2 


92 Friesack 12063088 2 


93 Fürstenberg/Havel 12065084 2 


94 Fürstenwalde/Spree 12067144 2 


95 Gartz (Oder) 12073189 1 


96 Garzau-Garzin 12064153 1 


97 Gerdshagen 12070096 1 


98 Gerswalde 12073201 1 


99 Glienicke/Nordbahn 12065096 5 


100 Gollenberg 12063094 2 


101 Golßen 12061164 2 


102 Golzow 12064172 1 


103 Golzow 12069216 2 


104 Gorden-Staupitz 12062177 1 


105 Göritz 12073216 1 


106 Görzke 12069224 2 


107 Gosen-Neu Zittau 12067173 2 


108 Gräben 12069232 2 


109 Gramzow 12073225 1 


110 Gransee 12065100 2 


111 Gröden 12062196 1 


112 Groß Köris 12061192 2 


113 Groß Kreutz (Havel) 12069249 2 


114 Groß Lindow 12067180 2 


115 Groß Pankow (Prignitz) 12070125 1 


116 
 


Groß Schacksdorf-
Simmersdorf 12071153 1 


117 Großbeeren 12072120 2 


118 Großderschau 12063112 2 


119 Großkmehlen 12066104 2 


120 Großräschen 12066112 2 


121 Großthiemig 12062208 1 


122 Großwoltersdorf 12065117 2 


123 Grünewald 12066116 2 


124 Grünheide (Mark) 12067201 2 


125 Grünow 12073261 1 


126 Grunow-Dammendorf 12067205 2 


127 Guben 12071160 2 


128 Guhrow 12071164 1 


129 Gülitz-Reetz 12070145 1 


130 Gumtow 12070149 1 


131 Gusow-Platkow 12064190 1 


132 Guteborn 12066120 2 


133 Halbe 12061216 2 


134 Halenbeck-Rohlsdorf 12070153 1 


135 Havelaue 12063134 2 


136 Havelsee 12069270 2 


137 Heckelberg-Brunow 12064205 1 
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138 Heideblick 12061219 2 


139 Heideland 12062219 1 


140 Heidesee 12061217 2 


141 Heiligengrabe 12068181 2 


142 Heinersbrück 12071176 1 


143 Hennigsdorf 12065136 3 


144 Hermsdorf 12066124 2 


145 Herzberg (Elster) 12062224 1 


146 Herzberg (Mark) 12068188 2 


147 Hirschfeld 12062232 1 


148 Hohen Neuendorf 12065144 4 


149 Hohenbocka 12066132 2 


150 Hohenbucko 12062237 1 


151 Hohenfinow 12060092 2 


152 Höhenland 12064222 1 


153 Hohenleipisch 12062240 1 


154 
 


Hohenselchow-Groß 
Pinnow 12073309 1 


155 Hoppegarten 12064227 5 


156 Ihlow 12072157 2 


157 Jacobsdorf 12067237 2 


158 Jamlitz 12061224 2 


159 Jämlitz-Klein Düben 12071189 1 


160 Jänschwalde 12071193 1 


161 Joachimsthal 12060100 2 


162 Jüterbog 12072169 1 


163 Karstädt 12070173 1 


164 Kasel-Golzig 12061244 2 


165 Ketzin/Havel 12063148 2 


166 Kleinmachnow 12069304 5 


167 Kleßen-Görne 12063161 2 


168 Kloster Lehnin 12069306 2 


169 Kolkwitz 12071244 1 


170 Königs Wusterhausen 12061260 3 


171 Kotzen 12063165 2 


172 
 


Krausnick-Groß 
Wasserburg 12061265 2 


173 Kremitzaue 12062282 1 


174 Kremmen 12065165 2 


175 Kroppen 12066168 2 


176 Kümmernitztal 12070222 1 


177 Küstriner Vorland 12064266 1 


178 Kyritz 12068264 2 


179 Langewahl 12067288 2 


180 Lanz 12070236 1 


181 Lauchhammer 12066176 2 


182 Lawitz 12067292 2 


183 Lebus 12064268 1 


184 Lebusa 12062289 1 


185 Leegebruch 12065180 2 


186 Legde/Quitzöbel 12070241 1 


187 Lenzen (Elbe) 12070244 1 


188 Lenzerwische 12070246 1 


189 Letschin 12064274 1 


190 Lichterfeld-Schacksdorf 12062293 1 


191 Liebenwalde 12065193 2 
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(8-stellig) 
31.12.2016 


Mieten-
stufe 


192 Lieberose 12061308 2 


193 Liepe 12060128 2 


194 Lietzen 12064288 1 


195 Lindenau 12066188 2 


196 Lindendorf 12064290 1 


197 Lindow (Mark) 12068280 2 


198 Linthe 12069345 2 


199 Löwenberger Land 12065198 2 


200 Lübben (Spreewald) 12061316 3 


201 Lübbenau/Spreewald 12066196 2 


202 Luckaitztal 12066202 2 


203 Luckau 12061320 2 


204 Luckenwalde 12072232 2 


205 Ludwigsfelde 12072240 3 


206 Lunow-Stolzenhagen 12060149 2 


207 Lychen 12073384 1 


208 Marienfließ 12070266 1 


209 Marienwerder 12060154 2 


210 Mark Landin 12073386 1 


211 Märkisch Buchholz 12061328 2 


212 Märkisch Linden 12068306 2 


213 Märkisch Luch 12063186 2 


214 Märkische Heide 12061329 2 


215 Märkische Höhe 12064303 1 


216 Massen-Niederlausitz 12062333 1 


217 Melchow 12060161 2 


218 Merzdorf 12062336 1 


219 Mescherin 12073393 1 


220 Meyenburg 12070280 1 


221 Michendorf 12069397 5 


222 Milmersdorf 12073396 1 


223 Milower Land 12063189 2 


224 Mittenwalde 12061332 2 


225 Mittenwalde 12073404 1 


226 Mixdorf 12067324 2 


227 Mühlberg/Elbe 12062341 1 


228 Mühlenbecker Land 12065225 3 


229 Mühlenberge 12063202 2 


230 Mühlenfließ 12069402 2 


231 Müllrose 12067336 2 


232 Müncheberg 12064317 1 


233 Münchehofe 12061344 2 


234 Nauen 12063208 2 


235 Neiße-Malxetal 12071294 1 


236 Neißemünde 12067338 2 


237 Nennhausen 12063212 2 


238 Neu Zauche 12061352 2 


239 Neuenhagen bei Berlin 12064336 4 


240 Neuhardenberg 12064340 1 


241 Neuhausen/Spree 12071301 1 


242 Neulewin 12064349 1 


243 Neupetershain 12066228 2 


244 Neuruppin 12068320 2 


245 Neu-Seeland 12066226 2 


246 Neustadt (Dosse) 12068324 2 


lfd. Nr. Gemeindename 
AGS  


(8-stellig) 
31.12.2016 


Mieten-
stufe 


247 Neutrebbin 12064365 1 


248 Neuzelle 12067357 2 


249 Niederer Fläming 12072298 2 


250 Niederfinow 12060172 2 


251 Niedergörsdorf 12072297 2 


252 Niemegk 12069448 2 


253 Nordwestuckermark 12073429 1 


254 Nuthetal 12069454 2 


255 Nuthe-Urstromtal 12072312 2 


256 Oberbarnim 12064370 1 


257 Oberkrämer 12065251 2 


258 Oberuckersee 12073430 1 


259 Oderaue 12064371 1 


260 Oderberg 12060176 2 


261 Oranienburg 12065256 3 


262 Ortrand 12066240 2 


263 Panketal 12060181 4 


264 Parsteinsee 12060185 2 


265 Passow 12073603 1 


266 Paulinenaue 12063228 2 


267 Päwesin 12069460 2 


268 Peitz 12071304 1 


269 Perleberg 12070296 1 


270 Pessin 12063240 2 


271 Petershagen/Eggersdorf 12064380 3 


272 Pinnow 12073440 1 


273 Pirow 12070300 1 


274 Planebruch 12069470 2 


275 Planetal 12069474 2 


276 Plattenburg 12070302 1 


277 Plessa 12062372 1 


278 Podelzig 12064388 1 


279 Potsdam 12054000 4 


280 Premnitz 12063244 2 


281 Prenzlau 12073452 3 


282 Pritzwalk 12070316 1 


283 Prötzel 12064393 1 


284 Putlitz 12070325 1 


285 Rabenstein/Fläming 12069485 2 


286 Ragow-Merz 12067397 2 


287 Randowtal 12073458 1 


288 Rangsdorf 12072340 4 


289 Rathenow 12063252 2 


290 Rauen 12067408 2 


291 Rehfelde 12064408 1 


292 Reichenow-Möglin 12064417 1 


293 Reichenwalde 12067413 2 


294 Reitwein 12064420 1 


295 Retzow 12063256 2 


296 Rheinsberg 12068353 2 


297 Rhinow 12063260 2 


298 Rietz-Neuendorf 12067426 2 


299 Rietzneuendorf-Staakow 12061405 2 


300 Röderland 12062410 1 


301 Rosenau 12069537 2 
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AGS  


(8-stellig) 
31.12.2016 


Mieten-
stufe 


302 Roskow 12069541 2 


303 Rückersdorf 12062417 1 


304 Rüdersdorf bei Berlin 12064428 2 


305 Rüdnitz 12060192 2 


306 Ruhland 12066272 2 


307 Rühstädt 12070348 1 


308 Rüthnick 12068372 2 


309 Sallgast 12062425 1 


310 Schenkenberg 12073490 1 


311 Schenkendöbern 12071337 1 


312 Schilda 12062440 1 


313 Schipkau 12066285 2 


314 Schlaubetal 12067438 2 


315 Schlepzig 12061428 2 


316 Schlieben 12062445 1 


317 Schmogrow-Fehrow 12071341 1 


318 Schönborn 12062453 1 


319 Schöneberg 12073505 1 


320 Schönefeld 12061433 4 


321 Schöneiche bei Berlin 12067440 4 


322 Schönermark 12065276 2 


323 Schönewalde 12062461 1 


324 Schönfeld 12073520 1 


325 Schönwald 12061435 2 


326 Schönwalde-Glien 12063273 2 


327 Schorfheide 12060198 2 


328 Schraden 12062464 1 


329 Schulzendorf 12061444 2 


330 Schwarzbach 12066292 2 


331 Schwarzheide 12066296 2 


332 Schwedt/Oder 12073532 2 


333 Schwerin 12061448 2 


334 Schwielochsee 12061450 2 


335 Schwielowsee 12069590 4 


336 Seddiner See 12069596 2 


337 Seeblick 12063274 2 


338 Seelow 12064448 1 


339 Senftenberg 12066304 3 


340 Siehdichum 12067458 2 


341 Sieversdorf-Hohenofen 12068409 2 


342 Sonnenberg 12065301 2 


343 Sonnewalde 12062469 1 


344 Spreenhagen 12067469 2 


345 Spreewaldheide 12061470 2 


346 Spremberg 12071372 2 


347 Stahnsdorf 12069604 4 


348 Stechlin 12065310 2 


349 Stechow-Ferchesar 12063293 2 


350 Steinhöfel 12067473 2 


351 Steinreich 12061471 2 


352 Storbeck-Frankendorf 12068413 2 


353 Storkow (Mark) 12067481 2 


354 Straupitz 12061476 2 


355 Strausberg 12064472 3 


356 Stüdenitz-Schönermark 12068417 2 


lfd. Nr. Gemeindename 
AGS  


(8-stellig) 
31.12.2016 


Mieten-
stufe 


357 Sydower Fließ 12060250 2 


358 Tantow 12073565 1 


359 Tauche 12067493 2 


360 Tauer 12071384 1 


361 Teichland 12071386 1 


362 Teltow 12069616 4 


363 Temmen-Ringenwalde 12073569 1 


364 Temnitzquell 12068425 2 


365 Temnitztal 12068426 2 


366 Templin 12073572 2 


367 Tettau 12066316 2 


368 Teupitz 12061492 2 


369 Trebbin 12072426 2 


370 Treplin 12064480 1 


371 Treuenbrietzen 12069632 2 


372 Triglitz 12070393 1 


373 Tröbitz 12062492 1 


374 Tschernitz 12071392 1 


375 Turnow-Preilack 12071401 1 


376 Uckerfelde 12073578 1 


377 Uckerland 12073579 1 


378 Uebigau-Wahrenbrück 12062500 1 


379 Unterspreewald 12061510 2 


380 Velten 12065332 3 


381 Vetschau/Spreewald 12066320 2 


382 Vielitzsee 12068437 2 


383 Vierlinden 12064482 1 


384 Vogelsang 12067508 2 


385 Waldsieversdorf 12064484 1 


386 Walsleben 12068452 2 


387 Wandlitz 12060269 2 


388 Weisen 12070416 1 


389 Welzow 12071408 1 


390 Wendisch Rietz 12067520 2 


391 Wenzlow 12069648 2 


392 Werben 12071412 1 


393 Werder (Havel) 12069656 4 


394 Werneuchen 12060280 2 


395 Wiesenau 12067528 2 


396 Wiesenaue 12063142 2 


397 Wiesenburg/Mark 12069665 2 


398 Wiesengrund 12071414 1 


399 Wildau 12061540 2 


400 Wittenberge 12070424 2 


401 Wittstock/Dosse 12068468 1 


402 Wollin 12069680 2 


403 Woltersdorf 12067544 2 


404 Wriezen 12064512 1 


405 Wusterhausen/Dosse 12068477 2 


406 Wustermark 12063357 2 


407 Wusterwitz 12069688 2 


408 Zechin 12064538 1 


409 Zehdenick 12065356 1 


410 Zernitz-Lohm 12068501 2 


411 Zeschdorf 12064539 1 
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31.12.2016 
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412 Zeuthen 12061572 2 


413 Zichow 12073645 1 


414 Ziesar 12069696 2 


415 Ziethen 12060296 2 


416 Ziltendorf 12067552 2 


lfd. Nr. Gemeindename 
AGS  


(8-stellig) 
31.12.2016 


Mieten-
stufe 


417 Zossen 12072477 2 


 


 


 


Bremen 


lfd. Nr. Gemeindename 
AGS  


(8-stellig) 
31.12.2016 


Mieten-
stufe 


1 Bremen 04011000 4 


2 Bremerhaven 04012000 3 


 


Hamburg 


lfd. Nr. Gemeindename 
AGS  


(8-stellig) 
31.12.2016 


Mieten-
stufe 


1 Hamburg 02000000 6 


 


Hessen 


lfd. Nr. Gemeindename 
AGS  


(8-stellig) 
31.12.2016 


Mieten-
stufe 


1 Aarbergen 06439001 3 


2 Abtsteinach 06431001 2 


3 Ahnatal 06633001 1 


4 Alheim 06632001 1 


5 Allendorf (Eder) 06635001 1 


6 Allendorf (Lumda), Stadt 06531001 2 


7 Alsbach-Hähnlein 06432001 4 


8 Alsfeld, Stadt 06535001 2 


9 Altenstadt 06440001 3 


10 Amöneburg, Stadt 06534001 1 


11 Angelburg 06534002 1 


12 Antrifttal 06535002 1 


13 Aßlar, Stadt 06532001 3 


14 Babenhausen, Stadt 06432002 3 


15 Bad Arolsen, Stadt 06635002 1 


16 Bad Camberg, Stadt 06533003 3 


17 Bad Emstal 06633006 1 


18 Bad Endbach 06534003 1 


19 Bad Hersfeld, Kreisstadt 06632002 2 


20 
 


Bad Homburg v. d. Höhe, 
Stadt 06434001 6 


21 Bad Karlshafen, Stadt 06633002 1 


22 Bad König, Stadt 06437001 2 


23 Bad Nauheim, Stadt 06440002 4 


24 Bad Orb, Stadt 06435001 3 


25 Bad Salzschlirf 06631001 1 


26 
 


Bad Schwalbach, 
Kreisstadt 06439002 4 


27 
 


Bad Soden am Taunus, 
Stadt 06436001 5 


28 
 


Bad Soden-Salmünster, 
Stadt 06435002 2 


29 Bad Sooden-Allendorf, 06636001 1 


lfd. Nr. Gemeindename 
AGS  


(8-stellig) 
31.12.2016 


Mieten-
stufe 


 Stadt 


30 Bad Vilbel, Stadt 06440003 5 


31 Bad Wildungen, Stadt 06635003 2 


32 Bad Zwesten 06634027 1 


33 Battenberg (Eder), Stadt 06635004 1 


34 Baunatal, Stadt 06633003 2 


35 Bebra, Stadt 06632003 1 


36 Beerfelden, Stadt 06437002 2 


37 Bensheim, Stadt 06431002 4 


38 Berkatal 06636002 1 


39 Beselich 06533001 2 


40 Biblis 06431003 2 


41 Bickenbach 06432003 4 


42 Biebergemünd 06435003 3 


43 Biebertal 06531002 2 


44 Biebesheim am Rhein 06433001 4 


45 Biedenkopf, Stadt 06534004 1 


46 Birkenau 06431004 2 


47 Birstein 06435004 3 


48 Bischoffen 06532002 1 


49 Bischofsheim 06433002 4 


50 Borken (Hessen), Stadt 06634001 1 


51 Brachttal 06435005 3 


52 Braunfels, Stadt 06532003 2 


53 Brechen 06533002 2 


54 Breidenbach 06534005 1 


55 Breitenbach am Herzberg 06632004 1 


56 Breitscheid 06532004 1 


57 Brensbach 06437003 2 


58 Breuberg, Stadt 06437004 2 


59 Breuna 06633004 1 







18.06.2019 10:35:30 


lfd. Nr. Gemeindename 
AGS  


(8-stellig) 
31.12.2016 


Mieten-
stufe 


60 Brombachtal 06437005 2 


61 Bromskirchen 06635005 1 


62 Bruchköbel, Stadt 06435006 4 


63 Büdingen, Stadt 06440004 2 


64 Burghaun, Marktgemeinde 06631002 1 


65 Burgwald 06635006 1 


66 Bürstadt, Stadt 06431005 3 


67 Buseck 06531003 2 


68 Büttelborn 06433003 5 


69 
 


Butzbach, Friedrich-
Ludwig-Weidig-Stadt 06440005 2 


70 Calden 06633005 1 


71 Cölbe 06534006 1 


72 Cornberg 06632005 1 


73 
 


Darmstadt, 
Wissenschaftsstadt 06411000 6 


74 Dautphetal 06534007 1 


75 Dieburg, Stadt 06432004 4 


76 Diemelsee 06635007 1 


77 Diemelstadt, Stadt 06635008 1 


78 Dietzenbach, Kreisstadt 06438001 5 


79 Dietzhölztal 06532005 1 


80 Dillenburg, Stadt 06532006 2 


81 Dipperz 06631003 1 


82 Dornburg 06533004 2 


83 Dreieich, Stadt 06438002 5 


84 Driedorf 06532007 1 


85 Ebersburg 06631004 1 


86 Ebsdorfergrund 06534008 1 


87 Echzell 06440006 2 


88 Edermünde 06634002 1 


89 Edertal 06635009 1 


90 Egelsbach 06438003 5 


91 Ehrenberg (Rhön) 06631005 1 


92 Ehringshausen 06532008 1 


93 Eichenzell 06631006 1 


94 Einhausen 06431006 2 


95 Eiterfeld, Marktgemeinde 06631007 1 


96 Elbtal 06533005 2 


97 Eltville am Rhein, Stadt 06439003 5 


98 Elz 06533006 2 


99 Eppertshausen 06432005 4 


100 Eppstein, Stadt 06436002 6 


101 Erbach, Kreisstadt 06437006 3 


102 Erlensee, Stadt 06435007 4 


103 Erzhausen 06432006 4 


104 Eschborn, Stadt 06436003 5 


105 Eschenburg 06532009 1 


106 Eschwege, Kreisstadt 06636003 1 


107 Espenau 06633007 1 


108 Feldatal 06535003 1 


109 Felsberg, Stadt 06634003 1 


110 Fernwald 06531004 2 


111 Fischbachtal 06432007 4 


112 Flieden 06631008 1 


113 Flörsbachtal 06435008 3 


lfd. Nr. Gemeindename 
AGS  


(8-stellig) 
31.12.2016 


Mieten-
stufe 


114 Flörsheim am Main, Stadt 06436004 4 


115 Florstadt, Stadt 06440007 2 


116 Frankenau, Stadt 06635010 1 


117 Frankenberg (Eder), Stadt 06635011 1 


118 Frankfurt am Main, Stadt 06412000 6 


119 Fränkisch-Crumbach 06437007 2 


120 Freiensteinau 06535004 1 


121 Freigericht 06435009 3 


122 
 


Friedberg (Hessen), 
Kreisstadt 06440008 4 


123 Friedewald 06632006 1 


124 Friedrichsdorf, Stadt 06434002 6 


125 Frielendorf 06634004 1 


126 
 


Fritzlar, Dom- u. 
Kaiserstadt 06634005 1 


127 Fronhausen 06534009 1 


128 Fulda, Stadt 06631009 2 


129 Fuldabrück 06633008 1 


130 Fuldatal 06633009 2 


131 Fürth 06431007 3 


132 Gedern, Stadt 06440009 2 


133 
 


Geisenheim, 
Hochschulstadt 06439004 3 


134 
 


Gelnhausen, 
Barbarossastadt, Kreisstadt 06435010 3 


135 Gemünden (Felda) 06535005 1 


136 Gemünden (Wohra), Stadt 06635012 1 


137 Gernsheim, Schöfferstadt 06433004 4 


138 Gersfeld (Rhön), Stadt 06631010 1 


139 Gießen, Universitätsstadt 06531005 4 


140 Gilserberg 06634006 1 


141 
 


Ginsheim-Gustavsburg, 
Stadt 06433005 4 


142 Gladenbach, Stadt 06534010 2 


143 Glashütten 06434003 4 


144 Glauburg 06440010 2 


145 Gorxheimertal 06431008 2 


146 Grasellenbach 06431009 2 


147 Grävenwiesbach 06434004 4 


148 Grebenau, Stadt 06535006 1 


149 Grebenhain 06535007 1 


150 Grebenstein, Stadt 06633010 1 


151 Greifenstein 06532010 1 


152 Griesheim, Stadt 06432008 5 


153 Großalmerode, Stadt 06636004 1 


154 Groß-Bieberau, Stadt 06432009 4 


155 Großenlüder 06631011 1 


156 Groß-Gerau, Stadt 06433006 5 


157 Großkrotzenburg 06435011 3 


158 Groß-Rohrheim 06431010 2 


159 Groß-Umstadt, Stadt 06432010 3 


160 Groß-Zimmern 06432011 5 


161 Grünberg, Stadt 06531006 2 


162 Gründau 06435012 3 


163 Gudensberg, Stadt 06634007 1 


164 Guxhagen 06634008 1 


165 Habichtswald 06633011 1 


166 Hadamar, Stadt 06533007 2 







18.06.2019 10:35:30 


lfd. Nr. Gemeindename 
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167 Haiger, Stadt 06532011 2 


168 Haina (Kloster) 06635013 1 


169 Hainburg 06438004 4 


170 Hammersbach 06435013 3 


171 
 


Hanau, Brüder-Grimm-
Stadt 06435014 4 


172 Hasselroth 06435015 3 


173 Hattersheim am Main, Stadt 06436005 6 


174 Hatzfeld (Eder), Stadt 06635014 1 


175 Hauneck 06632007 1 


176 Haunetal 06632008 1 


177 Heidenrod 06439005 3 


178 Helsa 06633012 1 


179 
 


Heppenheim (Bergstraße), 
Kreisstadt 06431011 5 


180 Herborn, Stadt 06532012 3 


181 Herbstein, Stadt 06535008 1 


182 Heringen (Werra), Stadt 06632009 1 


183 Herleshausen 06636005 1 


184 Hesseneck 06437008 2 


185 Hessisch Lichtenau, Stadt 06636006 1 


186 Heuchelheim 06531007 2 


187 Heusenstamm, Stadt 06438005 6 


188 Hilders, Marktgemeinde 06631012 1 


189 Hirschhorn (Neckar), Stadt 06431012 2 


190 Hirzenhain 06440011 2 


191 Hochheim am Main, Stadt 06436006 5 


192 Höchst i. Odw. 06437009 2 


193 Hofbieber 06631013 1 


194 Hofgeismar, Stadt 06633013 2 


195 
Hofheim am Taunus, 
Kreisstadt 06436007 5 


196 Hohenahr 06532013 1 


197 Hohenroda 06632010 1 


198 Hohenstein 06439006 3 


199 
 
 


Homberg (Efze), 
Reformationsstadt, 
Kreisstadt 06634009 1 


200 Homberg (Ohm), Stadt 06535009 1 


201 Hosenfeld 06631014 1 


202 
 


Hünfeld, Konrad-Zuse-
Stadt 06631015 1 


203 Hünfelden 06533008 2 


204 Hungen, Stadt 06531008 2 


205 Hünstetten 06439007 2 


206 Hüttenberg 06532014 2 


207 Idstein, Hochschulstadt 06439008 3 


208 Immenhausen, Stadt 06633014 1 


209 Jesberg 06634010 1 


210 Jossgrund 06435016 3 


211 Kalbach 06631016 1 


212 Karben, Stadt 06440012 5 


213 Kassel, documenta-Stadt 06611000 3 


214 Kaufungen 06633015 2 


215 Kefenrod 06440013 2 


216 Kelkheim (Taunus), Stadt 06436008 6 


217 Kelsterbach, Stadt 06433007 4 


218 Kiedrich 06439009 3 


lfd. Nr. Gemeindename 
AGS  


(8-stellig) 
31.12.2016 


Mieten-
stufe 


219 Kirchhain, Stadt 06534011 2 


220 Kirchheim 06632011 1 


221 Kirtorf, Stadt 06535010 1 


222 Knüllwald 06634011 1 


223 
 


Königstein im Taunus, 
Stadt 06434005 6 


224 
 


Korbach, Hansestadt, 
Kreisstadt 06635015 2 


225 Körle 06634012 1 


226 Kriftel 06436009 6 


227 Kronberg im Taunus, Stadt 06434006 5 


228 Künzell 06631017 1 


229 Lahnau 06532015 1 


230 Lahntal 06534012 1 


231 Lampertheim, Stadt 06431013 3 


232 Langen (Hessen), Stadt 06438006 5 


233 Langenselbold, Stadt 06435017 3 


234 Langgöns 06531009 3 


235 Laubach, Stadt 06531010 2 


236 
 


Lauterbach (Hessen), 
Kreisstadt 06535011 2 


237 Lautertal (Odenwald) 06431014 2 


238 Lautertal (Vogelsberg) 06535012 1 


239 Leun, Stadt 06532016 1 


240 Lich, Stadt 06531011 2 


241 Lichtenfels, Stadt 06635016 1 


242 Liebenau, Stadt 06633016 1 


243 Liederbach am Taunus 06436010 6 


244 
 


Limburg a.d.Lahn, 
Kreisstadt 06533009 2 


245 Limeshain 06440014 2 


246 Linden, Stadt 06531012 3 


247 Lindenfels, Stadt 06431015 2 


248 Linsengericht 06435018 3 


249 Lohfelden 06633017 2 


250 Löhnberg 06533010 2 


251 Lohra 06534013 1 


252 Lollar, Stadt 06531013 2 


253 Lorch, Stadt 06439010 3 


254 Lorsch, Karolingerstadt 06431016 3 


255 Ludwigsau 06632012 1 


256 Lützelbach 06437010 2 


257 Mainhausen 06438007 3 


258 Maintal, Stadt 06435019 5 


259 Malsfeld 06634013 1 


260 Marburg, Universitätsstadt 06534014 5 


261 Meinhard 06636007 1 


262 Meißner 06636008 1 


263 Melsungen, Stadt 06634014 1 


264 
 


Mengerskirchen, 
Marktflecken 06533011 2 


265 Merenberg, Marktflecken 06533012 2 


266 Messel 06432012 4 


267 Michelstadt, Stadt 06437011 4 


268 Mittenaar 06532017 1 


269 Modautal 06432013 4 


270 Mörfelden-Walldorf, Stadt 06433008 5 


271 Mörlenbach 06431017 2 
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272 Morschen 06634015 1 


273 Mossautal 06437012 2 


274 Mücke 06535013 1 


275 Mühlheim am Main, Stadt 06438008 5 


276 Mühltal 06432014 5 


277 Münchhausen 06534015 1 


278 Münster (Hessen) 06432015 4 


279 Münzenberg, Stadt 06440015 2 


280 Nauheim 06433009 4 


281 Naumburg, Stadt 06633018 1 


282 Neckarsteinach, Stadt 06431018 2 


283 Nentershausen 06632013 1 


284 Neu-Anspach, Stadt 06434007 4 


285 Neuberg 06435020 3 


286 Neu-Eichenberg 06636009 1 


287 Neuenstein 06632014 1 


288 Neuental 06634016 1 


289 Neuhof 06631018 1 


290 Neu-Isenburg, Stadt 06438009 6 


291 Neukirchen, Stadt 06634017 1 


292 Neustadt (Hessen), Stadt 06534016 1 


293 Nidda, Stadt 06440016 1 


294 Niddatal, Stadt 06440017 2 


295 Nidderau, Stadt 06435021 3 


296 Niedenstein, Stadt 06634018 1 


297 Niederaula, Marktgemeinde 06632015 1 


298 Niederdorfelden 06435022 3 


299 Niedernhausen 06439011 5 


300 Nieste 06633019 1 


301 Niestetal 06633020 3 


302 Nüsttal 06631019 1 


303 Oberaula 06634019 1 


304 Ober-Mörlen 06440018 2 


305 Ober-Ramstadt, Stadt 06432016 5 


306 Obertshausen, Stadt 06438010 5 


307 Oberursel (Taunus), Stadt 06434008 6 


308 Oberweser 06633021 1 


309 Oestrich-Winkel, Stadt 06439012 5 


310 Offenbach am Main, Stadt 06413000 6 


311 Ortenberg, Stadt 06440019 2 


312 Ottrau 06634020 1 


313 Otzberg 06432017 4 


314 Petersberg 06631020 2 


315 Pfungstadt, Stadt 06432018 5 


316 
 


Philippsthal (Werra), 
Marktgemeinde 06632016 1 


317 Pohlheim, Stadt 06531014 2 


318 
 


Poppenhausen 
(Wasserkuppe) 06631021 1 


319 Rabenau 06531015 2 


320 Ranstadt 06440020 2 


321 Rasdorf 06631022 1 


322 Raunheim, Stadt 06433010 5 


323 Rauschenberg, Stadt 06534017 1 


324 Reichelsheim (Odenwald) 06437013 2 


325 
 


Reichelsheim (Wetterau), 
Stadt 06440021 2 


lfd. Nr. Gemeindename 
AGS  


(8-stellig) 
31.12.2016 


Mieten-
stufe 


326 Reinhardshagen 06633022 1 


327 Reinheim, Stadt 06432019 4 


328 Reiskirchen 06531016 3 


329 Riedstadt, Stadt 06433011 4 


330 Rimbach 06431019 2 


331 Ringgau 06636010 1 


332 Rockenberg 06440022 2 


333 Rodenbach 06435023 4 


334 Rödermark, Stadt 06438012 5 


335 Rodgau, Stadt 06438011 5 


336 Romrod, Stadt 06535014 1 


337 Ronneburg 06435024 3 


338 Ronshausen 06632017 1 


339 Rosbach v.d. Höhe, Stadt 06440023 4 


340 Rosenthal, Stadt 06635017 1 


341 Roßdorf 06432020 4 


342 Rotenburg a.d. Fulda, Stadt 06632018 1 


343 Rothenberg 06437014 2 


344 
 


Rüdesheim am Rhein, 
Stadt 06439013 3 


345 Runkel, Stadt 06533013 2 


346 
 


Rüsselsheim am Main, 
Stadt 06433012 6 


347 Schaafheim 06432021 4 


348 Schauenburg 06633023 1 


349 Schenklengsfeld 06632019 1 


350 Schlangenbad 06439014 3 


351 Schlitz, Stadt 06535015 1 


352 Schlüchtern, Stadt 06435025 2 


353 Schmitten 06434009 4 


354 Schöffengrund 06532018 1 


355 Schöneck 06435026 4 


356 Schotten, Stadt 06535016 1 


357 Schrecksbach 06634021 1 


358 
 


Schwalbach am Taunus, 
Stadt 06436011 5 


359 Schwalmstadt, Stadt 06634022 1 


360 Schwalmtal 06535017 1 


361 Schwarzenborn, Stadt 06634023 1 


362 Seeheim-Jugenheim 06432022 5 


363 Seligenstadt, Stadt 06438013 4 


364 Selters (Taunus) 06533014 2 


365 Sensbachtal 06437015 2 


366 Siegbach 06532019 1 


367 Sinn 06532020 1 


368 Sinntal 06435027 3 


369 Söhrewald 06633024 1 


370 Solms, Stadt 06532021 2 


371 Sontra, Stadt 06636011 1 


372 
 


Spangenberg, 
Liebenbachstadt 06634024 1 


373 Stadtallendorf, Stadt 06534018 2 


374 Staufenberg, Stadt 06531017 2 


375 Steffenberg 06534019 1 


376 
 


Steinau a. d. Straße, 
Brüder-Grimm-Stadt 06435028 2 


377 Steinbach (Taunus), Stadt 06434010 5 


378 Stockstadt am Rhein 06433013 4 
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379 Sulzbach (Taunus) 06436012 6 


380 Tann (Rhön), Stadt 06631023 1 


381 Taunusstein, Stadt 06439015 4 


382 Trebur 06433014 5 


383 Trendelburg, Stadt 06633025 1 


384 Twistetal 06635018 1 


385 Ulrichstein, Stadt 06535018 1 


386 Usingen, Stadt 06434011 4 


387 Vellmar, Stadt 06633026 2 


388 Viernheim, Stadt 06431020 4 


389 Villmar, Marktflecken 06533015 2 


390 Vöhl 06635019 1 


391 Volkmarsen, Stadt 06635020 1 


392 Wabern 06634025 1 


393 Wächtersbach, Stadt 06435029 3 


394 Wahlsburg 06633027 1 


395 Waldbrunn (Westerwald) 06533016 2 


396 Waldeck, Stadt 06635021 1 


397 Waldems 06439016 3 


398 Waldkappel, Stadt 06636012 1 


399 Wald-Michelbach 06431021 2 


400 Waldsolms 06532022 1 


401 Walluf 06439017 3 


402 Wanfried, Stadt 06636013 1 


403 Wartenberg 06535019 1 


lfd. Nr. Gemeindename 
AGS  


(8-stellig) 
31.12.2016 


Mieten-
stufe 


404 Wehretal 06636014 1 


405 Wehrheim 06434012 4 


406 Weilburg, Stadt 06533017 2 


407 Weilmünster, Marktflecken 06533018 2 


408 Weilrod 06434013 4 


409 Weimar (Lahn) 06534020 1 


410 Weinbach 06533019 2 


411 Weißenborn 06636015 1 


412 Weiterstadt, Stadt 06432023 5 


413 Wettenberg 06531018 3 


414 Wetter (Hessen), Stadt 06534021 1 


415 Wetzlar, Stadt 06532023 3 


416 
 


Wiesbaden, 
Landeshauptstadt 06414000 6 


417 Wildeck 06632020 1 


418 Willingen (Upland) 06635022 1 


419 Willingshausen 06634026 1 


420 Witzenhausen, Stadt 06636016 1 


421 Wohratal 06534022 1 


422 Wölfersheim 06440024 2 


423 Wolfhagen, Stadt 06633028 1 


424 Wöllstadt 06440025 2 


425 Zierenberg, Stadt 06633029 1 


426 Zwingenberg, Stadt 06431022 2 


 


Mecklenburg-Vorpommern 


lfd. Nr. Gemeindename 
AGS  


(8-stellig) 
31.12.2016 


Mieten-
stufe 


1 
Admannshagen-
Bargeshagen 13072001 2 


2 Ahlbeck 13075001 2 


3 Ahrenshagen-Daskow 13073001 3 


4 Ahrenshoop 13073002 3 


5 Alt Bukow 13072002 2 


6 Alt Krenzlin 13076001 2 


7 Alt Meteln 13074001 2 


8 Alt Schwerin 13071001 2 


9 Alt Sührkow 13072003 2 


10 Alt Tellin 13075002 2 


11 Alt Zachun 13076002 2 


12 Altefähr 13073003 3 


13 Altenhagen 13071002 2 


14 Altenhof 13071003 2 


15 Altenkirchen 13073004 3 


16 Altenpleen 13073005 3 


17 Altentreptow, Stadt 13071004 2 


18 Altkalen 13072004 2 


19 Altwarp 13075003 2 


20 Altwigshagen 13075004 2 


21 Am Salzhaff 13072005 2 


22 Ankershagen 13071005 2 


23 Anklam, Stadt 13075005 2 


24 Baabe 13073006 3 


lfd. Nr. Gemeindename 
AGS  


(8-stellig) 
31.12.2016 


Mieten-
stufe 


25 Bad Doberan, Stadt 13072006 4 


26 Bad Kleinen 13074002 2 


27 Bad Sülze, Stadt 13073007 3 


28 Balow 13076003 2 


29 Bandelin 13075006 2 


30 Bandenitz 13076004 2 


31 Banzkow 13076005 2 


32 Bargischow 13075007 2 


33 Barkhagen 13076006 2 


34 Barnekow 13074003 2 


35 Barnin 13076007 2 


36 Bartenshagen-Parkentin 13072007 2 


37 Barth, Stadt 13073009 3 


38 Bartow 13071006 2 


39 Basedow 13071007 2 


40 Bastorf 13072008 2 


41 Baumgarten 13072009 2 


42 Beggerow 13071008 2 


43 Behrenhoff 13075008 2 


44 Behren-Lübchin 13072010 2 


45 Belsch 13076008 2 


46 Bengerstorf 13076009 2 


47 Benitz 13072011 2 


48 Bentwisch 13072012 2 


49 Bentzin 13075009 2 
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50 Benz 13074004 2 


51 Benz 13075010 2 


52 Bergen auf Rügen, Stadt 13073010 3 


53 Bergholz 13075011 2 


54 Bernitt 13072013 2 


55 Bernstorf 13074005 2 


56 Beseritz 13071009 2 


57 Besitz 13076010 2 


58 Bibow 13074006 2 


59 Biendorf 13072014 2 


60 Binz 13073011 3 


61 Blankenberg 13076011 2 


62 Blankenhagen 13072015 2 


63 Blankenhof 13071010 2 


64 Blankensee 13071011 2 


65 Blankensee 13075012 2 


66 Blesewitz 13075013 2 


67 Blievenstorf 13076012 2 


68 Blowatz 13074007 2 


69 Blumenholz 13071012 2 


70 Bobitz 13074008 2 


71 Bobzin 13076013 2 


72 Boddin 13072016 2 


73 Boiensdorf 13074009 2 


74 Boizenburg/Elbe, Stadt 13076014 3 


75 Boldekow 13075015 2 


76 Bollewick 13071013 2 


77 Boltenhagen 13074010 2 


78 Boock 13075016 2 


79 Börgerende-Rethwisch 13072017 2 


80 Borkow 13076015 2 


81 Born a. Darß 13073012 3 


82 Borrentin 13071014 2 


83 Brahlstorf 13076016 2 


84 Bredenfelde 13071015 2 


85 Breege 13073013 3 


86 Breesen 13071016 2 


87 Breest 13071017 2 


88 Brenz 13076017 2 


89 Bresegard bei Eldena 13076018 2 


90 Bresegard bei Picher 13076019 2 


91 Brietzig 13075017 2 


92 Briggow 13071018 2 


93 Bröbberow 13072018 2 


94 Broderstorf 13072019 2 


95 Brüel, Stadt 13076020 2 


96 Brunn 13071019 2 


97 Brunow 13076021 2 


98 Brünzow 13075018 2 


99 Brüsewitz 13074012 2 


100 Buchholz 13071020 2 


101 Bugewitz 13075020 2 


102 Buggenhagen 13075021 2 


103 Bülow 13076023 2 


104 Burg Stargard, Stadt 13071021 2 


lfd. Nr. Gemeindename 
AGS  


(8-stellig) 
31.12.2016 


Mieten-
stufe 


105 Burow 13071022 2 


106 Buschvitz 13073014 3 


107 Bütow 13071023 2 


108 Butzow 13075022 2 


109 Bützow, Stadt 13072020 2 


110 Cambs 13076024 2 


111 Cammin 13072021 2 


112 Carinerland 13072022 2 


113 Carlow 13074013 2 


114 Carpin 13071025 2 


115 Cölpin 13071026 2 


116 Cramonshagen 13074014 2 


117 Crivitz, Stadt 13076025 2 


118 Dabel 13076026 2 


119 Daberkow 13075023 2 


120 Dahmen 13072023 2 


121 Dalberg-Wendelstorf 13074015 2 


122 Dalkendorf 13072024 2 


123 Dambeck 13076027 2 


124 Damshagen 13074016 2 


125 Dargelin 13075025 2 


126 Dargen 13075026 2 


127 Dargun, Stadt 13071027 2 


128 Dassow, Stadt 13074017 2 


129 Datzetal 13071028 2 


130 Dechow 13074018 2 


131 Demen 13076029 2 


132 Demmin, Hansestadt 13071029 2 


133 Dersekow 13075027 2 


134 Dersenow 13076030 2 


135 Dettmannsdorf 13073015 3 


136 Deyelsdorf 13073016 3 


137 Diedrichshagen 13075028 2 


138 Diekhof 13072025 2 


139 Dierhagen 13073017 3 


140 Divitz-Spoldershagen 13073018 3 


141 Dobbertin 13076032 2 


142 Dobbin-Linstow 13072026 2 


143 Dobin am See 13076033 2 


144 Dolgen am See 13072027 2 


145 Dömitz, Stadt 13076034 2 


146 Domsühl 13076035 2 


147 Dorf Mecklenburg 13074019 2 


148 Dragun 13074020 2 


149 Dranske 13073019 3 


150 Drechow 13073020 3 


151 Dreetz 13072028 2 


152 Dreschvitz 13073021 3 


153 Ducherow 13075029 2 


154 Duckow 13071030 2 


155 Dümmer 13076036 2 


156 Dummerstorf 13072029 2 


157 Eggesin, Stadt 13075031 2 


158 Eixen 13073022 3 


159 Eldena 13076037 2 
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160 Elmenhorst 13073023 3 


161 Elmenhorst/Lichtenhagen 13072030 2 


162 Fahrenwalde 13075032 2 


163 Faulenrost 13071032 2 


164 Feldberger Seenlandschaft 13071033 2 


165 Ferdinandshof 13075033 2 


166 Fincken 13071034 2 


167 Finkenthal 13072031 2 


168 Franzburg, Stadt 13073024 3 


169 Friedland, Stadt 13071035 2 


170 Friedrichsruhe 13076038 2 


171 Fuhlendorf 13073025 3 


172 Fünfseen 13071036 2 


173 Gadebusch, Stadt 13074021 2 


174 Gägelow 13074022 2 


175 Gager 13073026 3 


176 Galenbeck 13071037 2 


177 Gallin 13076039 2 


178 Gallin-Kuppentin 13076040 2 


179 Gammelin 13076041 2 


180 Ganzlin 13076166 2 


181 Garz 13075034 2 


182 Garz/Rügen, Stadt 13073027 3 


183 Gehlsbach 13076165 2 


184 Gelbensande 13072032 2 


185 Genzkow 13071038 2 


186 Gielow 13071039 2 


187 Gingst 13073028 3 


188 Gischow 13076043 2 


189 Glasewitz 13072033 2 


190 Glasin 13074023 2 


191 Glasow 13075035 2 


192 Glewitz 13073029 3 


193 Glowe 13073030 3 


194 Gneven 13076044 2 


195 Gnevkow 13071041 2 


196 Gnewitz 13072034 2 


197 Gnoien, Stadt 13072035 2 


198 Godendorf 13071042 2 


199 Göhlen 13076046 2 


200 Göhren 13073031 3 


201 Göhren-Lebbin 13071043 2 


202 Golchen 13071044 2 


203 Goldberg, Stadt 13076048 2 


204 Gorlosen 13076049 2 


205 Görmin 13075036 2 


206 Gottesgabe 13074024 2 


207 Gotthun 13071045 2 


208 Graal-Müritz 13072036 2 


209 Grabow, Stadt 13076050 2 


210 Grabow-Below 13071046 2 


211 Grabowhöfe 13071047 2 


212 Grambin 13075037 2 


213 Grambow 13074025 2 


214 Grambow 13075038 2 


lfd. Nr. Gemeindename 
AGS  


(8-stellig) 
31.12.2016 


Mieten-
stufe 


215 Grammendorf 13073032 3 


216 Grammentin 13071048 2 


217 Grammow 13072037 2 


218 Gransebieth 13073033 3 


219 Granzin 13076051 2 


220 Grapzow 13071049 2 


221 Grebs-Niendorf 13076053 2 


222 
 


Greifswald, Universitäts- 
und Hansestadt 13075039 4 


223 Gremersdorf-Buchholz 13073034 3 


224 Gresse 13076054 2 


225 Greven 13076055 2 


226 Grevesmühlen, Stadt 13074026 3 


227 Gribow 13075040 2 


228 Grieben 13074027 2 


229 Grimmen, Stadt 13073035 3 


230 Grischow 13071050 2 


231 Groß Godems 13076056 2 


232 Groß Kelle 13071053 2 


233 Groß Kiesow 13075041 2 


234 Groß Kordshagen 13073036 3 


235 Groß Krams 13076057 2 


236 Groß Laasch 13076058 2 


237 Groß Luckow 13075042 2 


238 Groß Miltzow 13071054 2 


239 Groß Mohrdorf 13073037 3 


240 Groß Molzahn 13074028 2 


241 Groß Nemerow 13071055 2 


242 Groß Plasten 13071056 2 


243 Groß Polzin 13075043 2 


244 Groß Roge 13072038 2 


245 Groß Schwiesow 13072039 2 


246 Groß Siemz 13074029 2 


247 Groß Stieten 13074030 2 


248 Groß Teetzleben 13071057 2 


249 Groß Wokern 13072040 2 


250 Groß Wüstenfelde 13072041 2 


251 Grünow 13071058 2 


252 Gültz 13071059 2 


253 Gülzow 13071060 2 


254 Gülzow-Prüzen 13072042 2 


255 Gustow 13073038 3 


256 Güstrow, Stadt 13072043 2 


257 Gutow 13072044 2 


258 Gützkow, Stadt 13075044 2 


259 Hagenow, Stadt 13076060 2 


260 Hammer a. d. Uecker 13075045 2 


261 Hanshagen 13075046 2 


262 Heinrichswalde 13075048 2 


263 Heringsdorf 13075049 2 


264 Hinrichshagen 13075050 2 


265 Hintersee 13075051 2 


266 Hohen Demzin 13072045 2 


267 Hohen Pritz 13076062 2 


268 Hohen Sprenz 13072046 2 


269 Hohen Viecheln 13074031 2 
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270 Hohen Wangelin 13071063 2 


271 Hohenbollentin 13071064 2 


272 Hohenfelde 13072047 2 


273 Hohenkirchen 13074032 2 


274 Hohenmocker 13071065 2 


275 Hohenzieritz 13071066 2 


276 Holdorf 13074033 2 


277 Holldorf 13071067 2 


278 Holthusen 13076063 2 


279 Hoort 13076064 2 


280 Hoppenrade 13072048 2 


281 Hornstorf 13074034 2 


282 Hugoldsdorf 13073039 3 


283 Hülseburg 13076065 2 


284 Insel Hiddensee 13073040 3 


285 Insel Poel 13074035 2 


286 Iven 13075053 2 


287 Ivenack 13071068 2 


288 Jabel 13071069 2 


289 Jakobsdorf 13073041 3 


290 Jarmen, Stadt 13075054 2 


291 Jatznick 13075055 2 


292 Jesendorf 13074036 2 


293 Jördenstorf 13072049 2 


294 Jürgenshagen 13072050 2 


295 Jürgenstorf 13071070 2 


296 Kalkhorst 13074037 2 


297 Kamminke 13075056 2 


298 Karenz 13076067 2 


299 Kargow 13071071 2 


300 Karlsburg 13075057 2 


301 Karlshagen 13075058 2 


302 Karnin 13073042 3 


303 Karrenzin 13076068 2 


304 Karstädt 13076069 2 


305 Kassow 13072051 2 


306 Katzow 13075059 2 


307 Kemnitz 13075060 2 


308 Kentzlin 13071072 2 


309 Kenz-Küstrow 13073043 3 


310 Kieve 13071073 2 


311 Kirch Jesar 13076070 2 


312 Kirch Mulsow 13072052 2 


313 Kittendorf 13071074 2 


314 Klausdorf 13073044 3 


315 Klein Belitz 13072053 2 


316 Klein Bünzow 13075061 2 


317 Klein Kussewitz 13072054 2 


318 Klein Rogahn 13076071 2 


319 Klein Trebbow 13074038 2 


320 Klein Upahl 13072055 2 


321 Klein Vielen 13071075 2 


322 Kletzin 13071076 2 


323 Klink 13071077 2 


324 Klocksin 13071078 2 
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AGS  


(8-stellig) 
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325 Kloster Tempzin 13076167 2 


326 Kluis 13073045 3 


327 Klütz, Stadt 13074039 2 


328 Kneese 13074040 2 


329 Knorrendorf 13071079 2 


330 Koblentz 13075063 2 


331 Kobrow 13076072 2 


332 Kogel 13076073 2 


333 Königsfeld 13074042 2 


334 Korswandt 13075065 2 


335 Koserow 13075066 2 


336 Krackow 13075067 2 


337 Krakow am See, Stadt 13072056 2 


338 Kramerhof 13073046 3 


339 Kratzeburg 13071080 2 


340 Kreien 13076075 2 


341 Krembz 13074043 2 


342 Kremmin 13076076 2 


343 Krien 13075068 2 


344 Kriesow 13071081 2 


345 Kritzmow 13072057 2 


346 Kritzow 13076077 2 


347 Kröpelin, Stadt 13072058 2 


348 Kröslin 13075069 2 


349 Kruckow 13075070 2 


350 Krugsdorf 13075071 2 


351 Krummin 13075072 2 


352 Krusenfelde 13075073 2 


353 Krusenhagen 13074044 2 


354 Kublank 13071083 2 


355 Kuchelmiß 13072059 2 


356 Kuckssee 13071173 2 


357 Kuhlen-Wendorf 13076078 2 


358 Kühlungsborn, Stadt 13072060 2 


359 Kuhs 13072061 2 


360 Kuhstorf 13076079 2 


361 Kummerow 13071084 2 


362 Kummerow 13073047 3 


363 Laage, Stadt 13072062 2 


364 Lalendorf 13072063 2 


365 Lambrechtshagen 13072064 2 


366 Lancken-Granitz 13073048 3 


367 Langen Brütz 13076080 2 


368 Lärz 13071087 2 


369 Lassan, Stadt 13075074 2 


370 Leezen 13076082 2 


371 Leizen 13071088 2 


372 Lelkendorf 13072066 2 


373 Leopoldshagen 13075075 2 


374 Leussow 13076084 2 


375 Levenhagen 13075076 2 


376 Lewitzrand 13076085 2 


377 Liepgarten 13075078 2 


378 Lietzow 13073049 3 


379 Lindenberg 13071089 2 
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380 Lindetal 13071090 2 


381 Lindholz 13073050 3 


382 Löbnitz 13073051 3 


383 Löcknitz 13075079 2 


384 Lockwisch 13074045 2 


385 Loddin 13075080 2 


386 Lohme 13073052 3 


387 Lohmen 13072067 2 


388 Loissin 13075081 2 


389 Loitz, Stadt 13075082 2 


390 Lübberstorf 13074046 2 


391 Lübesse 13076086 2 


392 Lüblow 13076087 2 


393 Lubmin 13075083 2 


394 Lübow 13074047 2 


395 Lübs 13075084 2 


396 Lübstorf 13074048 2 


397 Lübtheen, Stadt 13076088 2 


398 Lübz, Stadt 13076089 2 


399 Luckow 13075085 2 


400 Lüdersdorf 13074049 2 


401 Lüdershagen 13073053 3 


402 Ludorf 13071091 2 


403 Ludwigslust, Stadt 13076090 2 


404 Lühburg 13072068 2 


405 Lühmannsdorf 13075086 2 


406 Lüssow 13072069 2 


407 Lüssow 13073054 3 


408 Lütow 13075087 2 


409 Lüttow-Valluhn 13076092 2 


410 Lützow 13074050 2 


411 Malchin, Stadt 13071092 2 


412 Malchow, Stadt 13071093 2 


413 Malk Göhren 13076093 2 


414 Malliß 13076094 2 


415 Marlow, Stadt 13073055 3 


416 Marnitz 13076095 2 


417 Massow 13071095 2 


418 Medow 13075088 2 


419 Meesiger 13071096 2 


420 Meiersberg 13075089 2 


421 Mellenthin 13075090 2 


422 Melz 13071097 2 


423 Menzendorf 13074052 2 


424 Mesekenhagen 13075091 2 


425 Mestlin 13076096 2 


426 Metelsdorf 13074053 2 


427 Middelhagen 13073056 3 


428 Millienhagen-Oebelitz 13073057 3 


429 Milow 13076097 2 


430 Mirow, Stadt 13071099 2 


431 Mistorf 13072071 2 


432 Möllenbeck 13071100 2 


433 Möllenbeck 13076098 2 


434 Möllenhagen 13071101 2 
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Mieten-
stufe 


435 Mölln 13071102 2 


436 Mölschow 13075092 2 


437 Moltzow 13071103 2 


438 Mönchhagen 13072072 2 


439 Mönkebude 13075093 2 


440 Moraas 13076099 2 


441 Muchow 13076100 2 


442 Mühl Rosin 13072073 2 


443 Mühlen Eichsen 13074054 2 


444 Murchin 13075094 2 


445 Mustin 13076101 2 


446 Nadrensee 13075095 2 


447 Neddemin 13071104 2 


448 Neetzka 13071105 2 


449 Neetzow-Liepen 13075155 2 


450 Neu Bartelshagen 13073058 3 


451 Neu Boltenhagen 13075097 2 


452 Neu Gülze 13076102 2 


453 Neu Kaliß 13076103 2 


454 Neu Kosenow 13075098 2 


455 Neu Poserin 13076104 2 


456 Neubrandenburg, Stadt 13071107 3 


457 Neubukow, Stadt 13072074 2 


458 Neuburg 13074056 2 


459 Neuenkirchen 13071108 2 


460 Neuenkirchen 13073059 3 


461 Neuenkirchen 13075101 2 


462 Neuenkirchen 13075102 2 


463 Neukalen, Stadt 13071109 2 


464 Neukloster, Stadt 13074057 2 


465 Neustadt-Glewe, Stadt 13076105 2 


466 Neustrelitz, Stadt 13071110 2 


467 Neverin 13071111 2 


468 Nieden 13075103 2 


469 Niendorf 13074058 2 


470 Nienhagen 13072075 2 


471 Niepars 13073060 3 


472 Nossendorf 13071112 2 


473 Nossentiner Hütte 13071113 2 


474 Nostorf 13076106 2 


475 Nustrow 13072076 2 


476 Obere Warnow 13076164 2 


477 Pampow 13076107 2 


478 Pantelitz 13073061 3 


479 Papendorf 13072077 2 


480 Papendorf 13075104 2 


481 Papenhagen 13073062 3 


482 Parchim, Stadt 13076108 2 


483 Parchtitz 13073063 3 


484 Pasewalk, Stadt 13075105 1 


485 Passee 13074060 2 


486 Passow 13076109 2 


487 Pätow-Steegen 13076110 2 


488 Patzig 13073064 3 


489 Peenehagen 13071172 2 
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490 Peenemünde 13075106 2 


491 Penkow 13071114 2 


492 Penkun, Stadt 13075107 2 


493 Penzin 13072078 2 


494 Penzlin, Stadt 13071115 2 


495 Perlin 13074061 2 


496 Petersdorf 13071116 2 


497 Picher 13076111 2 


498 Pingelshagen 13074062 2 


499 Pinnow 13076112 2 


500 Plaaz 13072079 2 


501 Plate 13076113 2 


502 Plau am See, Stadt 13076114 2 


503 Plöwen 13075108 2 


504 Plüschow 13074063 2 


505 Pokrent 13074064 2 


506 Pölchow 13072080 2 


507 Polzow 13075109 2 


508 Poppendorf 13072081 2 


509 Poseritz 13073065 3 


510 Postlow 13075110 2 


511 Pragsdorf 13071117 2 


512 Prebberede 13072082 2 


513 Preetz 13073066 3 


514 Prerow 13073067 3 


515 Priborn 13071118 2 


516 Priepert 13071119 2 


517 Pripsleben 13071120 2 


518 Prislich 13076115 2 


519 Pritzier 13076116 2 


520 Prohn 13073068 3 


521 Pruchten 13073069 3 


522 Pudagla 13075111 2 


523 Putbus, Stadt 13073070 3 


524 Putgarten 13073071 3 


525 Raben Steinfeld 13076117 2 


526 Ralswiek 13073072 3 


527 Rambin 13073073 3 


528 Ramin 13075113 2 


529 Rankwitz 13075114 2 


530 Rappin 13073074 3 


531 Rastow 13076118 2 


532 Rechlin 13071122 2 


533 Reddelich 13072083 2 


534 Redefin 13076119 2 


535 Rehna, Stadt 13074065 2 


536 Reimershagen 13072084 2 


537 Rerik, Stadt 13072085 2 


538 Retschow 13072086 2 


539 Ribnitz-Damgarten, Stadt 13073075 2 


540 Richtenberg, Stadt 13073076 3 


541 Rieps 13074066 2 


542 Ritzerow 13071123 2 


543 Röbel/Müritz, Stadt 13071124 2 


544 Röckwitz 13071125 2 


lfd. Nr. Gemeindename 
AGS  


(8-stellig) 
31.12.2016 


Mieten-
stufe 


545 Roduchelstorf 13074067 2 


546 Roggendorf 13074068 2 


547 Roggenstorf 13074069 2 


548 Roggentin 13072087 2 


549 Rögnitz 13074070 2 


550 Rollwitz 13075115 2 


551 Rom 13076120 2 


552 Rosenow 13071127 2 


553 Rossin 13075116 2 


554 Rossow 13075117 2 


555 Rostock, Hansestadt 13003000 4 


556 Rothemühl 13075118 2 


557 Rothenklempenow 13075119 2 


558 Rövershagen 13072088 2 


559 Rubenow 13075120 2 


560 Rubkow 13075121 2 


561 Rühn 13072089 2 


562 Rukieten 13072090 2 


563 Rüting 13074071 2 


564 Saal 13073077 3 


565 Sagard 13073078 3 


566 Samtens 13073079 3 


567 Sanitz 13072091 2 


568 Sarmstorf 13072092 2 


569 Sarnow 13075122 2 


570 Sarow 13071128 2 


571 Sassen-Trantow 13075123 2 


572 Sassnitz, Stadt 13073080 3 


573 Satow 13072093 2 


574 Sauzin 13075124 2 


575 Schaprode 13073081 3 


576 Schildetal 13074072 2 


577 Schlagsdorf 13074073 2 


578 Schlemmin 13073082 3 


579 Schloen-Dratow 13071174 2 


580 Schmatzin 13075125 2 


581 Schönbeck 13071130 2 


582 Schönberg, Stadt 13074074 2 


583 Schönfeld 13071131 2 


584 Schönhausen 13071132 2 


585 Schönwalde 13075126 2 


586 Schorssow 13072094 2 


587 Schossin 13076121 2 


588 Schwaan, Stadt 13072095 2 


589 Schwanheide 13076122 2 


590 Schwarz 13071133 2 


591 Schwasdorf 13072096 2 


592 
 


Schwerin, 
Landeshauptstadt 13004000 3 


593 Seehof 13074075 2 


594 Sehlen 13073083 3 


595 Sellin 13073084 3 


596 Selmsdorf 13074076 2 


597 Selpin 13072097 2 


598 Semlow 13073085 3 


599 Setzin 13076123 2 
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AGS  


(8-stellig) 
31.12.2016 


Mieten-
stufe 


600 Siedenbollentin 13071135 2 


601 Siedenbrünzow 13071136 2 


602 Sietow 13071137 2 


603 Siggelkow 13076125 2 


604 Silz 13071138 2 


605 Sommersdorf 13071139 2 


606 Spantekow 13075127 2 


607 Splietsdorf 13073086 3 


608 Sponholz 13071140 2 


609 Spornitz 13076126 2 


610 Stäbelow 13072098 2 


611 Staven 13071141 2 


612 Stavenhagen, Reuterstadt 13071142 2 


613 Steffenshagen 13072099 2 


614 Steinhagen 13072101 2 


615 Steinhagen 13073087 3 


616 Stepenitztal 13074093 2 


617 Sternberg, Stadt 13076128 2 


618 Stolpe 13076129 2 


619 Stolpe an der Peene 13075128 2 


620 Stolpe auf Usedom 13075129 2 


621 Stralendorf 13076130 2 


622 Stralsund, Hansestadt 13073088 3 


623 
 


Strasburg (Uckermark), 
Stadt 13075130 2 


624 Strohkirchen 13076131 2 


625 Stubbendorf 13072102 2 


626 Stuer 13071143 2 


627 Suckow 13076132 2 


628 Süderholz 13073089 3 


629 Sukow 13076133 2 


630 Sukow-Levitzow 13072103 2 


631 Sülstorf 13076134 2 


632 Sundhagen 13073090 3 


633 Tarnow 13072104 2 


634 Techentin 13076135 2 


635 Teldau 13076136 2 


636 Tessenow 13076137 2 


637 Tessin b. Boizenburg 13076138 2 


638 Tessin, Stadt 13072105 2 


639 Testorf-Steinfort 13074077 2 


640 Teterow, Stadt 13072106 2 


641 Thandorf 13074078 2 


642 Thelkow 13072107 2 


643 Thiessow 13073091 3 


644 Thulendorf 13072108 2 


645 Thürkow 13072109 2 


646 Toddin 13076139 2 


647 Torgelow am See 13071144 2 


648 Torgelow, Stadt 13075131 2 


649 Tramm 13076140 2 


650 Trassenheide 13075133 2 


651 Trent 13073092 3 


652 Tribsees, Stadt 13073093 3 


653 Trinwillershagen 13073094 3 


654 Trollenhagen 13071145 2 


lfd. Nr. Gemeindename 
AGS  


(8-stellig) 
31.12.2016 


Mieten-
stufe 


655 Tutow 13075134 2 


656 Tützpatz 13071146 2 


657 Ückeritz 13075135 2 


658 Ueckermünde, Stadt 13075136 2 


659 Uelitz 13076141 2 


660 Ummanz 13073095 3 


661 Upahl 13074079 2 


662 Usedom, Stadt 13075137 2 


663 Userin 13071147 2 


664 Utecht 13074080 2 


665 Utzedel 13071148 2 


666 Varchentin 13071149 2 


667 Veelböken 13074081 2 


668 Velgast 13073096 3 


669 Vellahn 13076142 2 


670 Ventschow 13074082 2 


671 Verchen 13071150 2 


672 Vielank 13076143 2 


673 Viereck 13075138 2 


674 Vipperow 13071152 2 


675 Vogelsang-Warsin 13075139 2 


676 Voigtsdorf 13071153 2 


677 Vollrathsruhe 13071154 2 


678 Völschow 13075140 2 


679 Vorbeck 13072110 2 


680 Wackerow 13075141 2 


681 Walkendorf 13072111 2 


682 Walow 13071155 2 


683 Wardow 13072112 2 


684 Waren (Müritz), Stadt 13071156 3 


685 Warin, Stadt 13074084 2 


686 Warlitz 13076145 2 


687 Warlow 13076146 2 


688 Warnkenhagen 13072113 2 


689 Warnow 13072114 2 


690 Warnow 13074085 2 


691 Warrenzin 13071157 2 


692 Warsow 13076147 2 


693 Wedendorfersee 13074092 2 


694 Weitendorf 13076148 2 


695 Weitenhagen 13073097 3 


696 Weitenhagen 13075142 2 


697 Wendisch Baggendorf 13073098 3 


698 Wendorf 13073099 3 


699 Werder 13071158 2 


700 Werder 13076151 2 


701 Wesenberg, Stadt 13071159 2 


702 Wieck a. Darß 13073100 3 


703 Wiek 13073101 3 


704 Wiendorf 13072116 2 


705 Wildberg 13071160 2 


706 Wilhelmsburg 13075143 2 


707 Wismar, Hansestadt 13074087 3 


708 Wittenbeck 13072117 2 


709 Wittenburg, Stadt 13076152 2 
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AGS  
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31.12.2016 
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710 Wittendörp 13076153 2 


711 Wittenförden 13076154 2 


712 Wittenhagen 13073102 3 


713 Witzin 13076155 2 


714 Wöbbelin 13076156 2 


715 Woggersin 13071161 2 


716 Wokuhl-Dabelow 13071162 2 


717 Wolde 13071163 2 


718 Woldegk, Stadt 13071164 2 


719 Wolgast, Stadt 13075144 3 


720 Wrangelsburg 13075145 2 


721 Wredenhagen 13071165 2 


722 Wulkenzin 13071166 2 


723 Wusterhusen 13075146 2 


724 Wustrow 13071167 2 


725 Wustrow 13073103 3 


726 Zapel 13076158 2 


727 Zarnewanz 13072118 2 


728 Zarrendorf 13073104 3 


729 
 


Zarrentin am Schaalsee, 
Stadt 13076159 2 


730 Zehna 13072119 2 


731 Zemitz 13075147 2 


732 Zempin 13075148 2 


lfd. Nr. Gemeindename 
AGS  


(8-stellig) 
31.12.2016 


Mieten-
stufe 


733 Zepelin 13072120 2 


734 Zepkow 13071168 2 


735 Zerrenthin 13075149 2 


736 Zettemin 13071169 2 


737 Zickhusen 13074088 2 


738 Ziegendorf 13076160 2 


739 Zierow 13074089 2 


740 Zierzow 13076161 2 


741 Ziesendorf 13072121 2 


742 Ziethen 13075150 2 


743 Zingst 13073105 3 


744 Zinnowitz 13075151 2 


745 Zirchow 13075152 2 


746 Zirkow 13073106 3 


747 Zirzow 13071170 2 


748 Zislow 13071171 2 


749 Zölkow 13076162 2 


750 Zülow 13076163 2 


751 Zurow 13074090 2 


752 Züsow 13074091 2 


753 Züssow 13075154 2 


 


 


Niedersachsen 


lfd. Nr. Gemeindename 
AGS  


(8-stellig) 
31.12.2016 


Mieten-
stufe 


1 Achim, Stadt 03361001 3 


2 Adelebsen, Flecken 03159001 1 


3 Adelheidsdorf 03351001 1 


4 Adenbüttel 03151001 1 


5 Adendorf 03355001 3 


6 Aerzen, Flecken 03252001 1 


7 Affinghausen 03251001 1 


8 Agathenburg 03359001 2 


9 Ahausen 03357001 1 


10 Ahlden (Aller), Flecken 03358001 1 


11 Ahlerstedt 03359002 2 


12 Ahnsbeck 03351002 1 


13 Ahnsen 03257001 1 


14 Alfeld (Leine), Stadt 03254002 2 


15 Alfhausen 03459001 1 


16 Alfstedt 03357002 1 


17 Algermissen 03254003 1 


18 Altenmedingen 03360001 1 


19 Amelinghausen 03355002 3 


20 Amt Neuhaus 03355049 3 


21 Anderlingen 03357003 1 


22 Andervenne 03454001 1 


23 Ankum 03459002 1 


24 Apelern 03257002 1 


25 Apen 03451001 1 


26 Apensen 03359003 2 


lfd. Nr. Gemeindename 
AGS  


(8-stellig) 
31.12.2016 


Mieten-
stufe 


27 Appel 03353001 4 


28 Arholzen 03255001 1 


29 Armstorf 03352002 1 


30 Artlenburg, Flecken 03355003 3 


31 Asendorf 03251002 1 


32 Asendorf 03353002 4 


33 Auetal 03257003 1 


34 Auhagen 03257004 1 


35 Aurich (Ostfriesland), Stadt 03452001 2 


36 Axstedt 03356001 1 


37 Bad Bentheim, Stadt 03456001 2 


38 Bad Bevensen, Stadt 03360002 1 


39 Bad Bodenteich, Flecken 03360005 1 


40 Bad Eilsen 03257005 1 


41 Bad Essen 03459003 1 


42 Bad Fallingbostel, Stadt 03358008 2 


43 Bad Gandersheim, Stadt 03155001 1 


44 Bad Grund (Harz) 03159002 1 


45 Bad Harzburg, Stadt 03153002 2 


46 Bad Iburg, Stadt 03459004 2 


47 Bad Laer 03459005 1 


48 
 


Bad Lauterberg im Harz, 
Stadt 03159003 1 


49 
 


Bad Münder am Deister, 
Stadt 03252002 2 


50 Bad Nenndorf, Stadt 03257006 3 


51 Bad Pyrmont, Stadt 03252003 1 
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52 Bad Rothenfelde 03459006 1 


53 Bad Sachsa, Stadt 03159004 1 


54 Bad Salzdetfurth, Stadt 03254005 2 


55 Bad Zwischenahn 03451002 2 


56 Badbergen 03459007 1 


57 Baddeckenstedt 03158002 1 


58 Bahrdorf 03154001 1 


59 Bahrenborstel 03251003 1 


60 Bakum 03460001 1 


61 Balge 03256001 1 


62 Balje 03359004 2 


63 Baltrum 03452002 1 


64 Bardowick, Flecken 03355004 3 


65 Barenburg, Flecken 03251004 1 


66 Barendorf 03355005 3 


67 Bargstedt 03359005 2 


68 Barnstedt 03355006 3 


69 Barnstorf, Flecken 03251005 1 


70 Barsinghausen, Stadt 03241002 2 


71 Barßel 03453001 1 


72 Barum 03355007 3 


73 Barum 03360003 1 


74 Barver 03251006 1 


75 Barwedel 03151002 1 


76 Basdahl 03357004 1 


77 Bassum, Stadt 03251007 2 


78 Bawinkel 03454002 1 


79 Beckdorf 03359006 2 


80 Beckedorf 03257007 1 


81 Beckeln 03458001 1 


82 Beedenbostel 03351003 1 


83 Beesten 03454003 1 


84 Beierstedt 03154002 1 


85 Belm 03459008 2 


86 Belum 03352004 1 


87 Bendestorf 03353003 4 


88 Berge 03459009 1 


89 
 


Bergen an der Dumme, 
Flecken 03354001 1 


90 Bergen, Stadt 03351004 1 


91 Bergfeld 03151003 1 


92 Berne 03461001 1 


93 Bersenbrück, Stadt 03459010 1 


94 Berumbur 03452003 1 


95 Betzendorf 03355008 3 


96 Bevern, Flecken 03255002 1 


97 Beverstedt 03352059 1 


98 Bienenbüttel 03360004 1 


99 Bilshausen 03159005 1 


100 Binnen 03256002 1 


101 Bippen 03459011 1 


102 Bispingen 03358002 1 


103 Bissendorf 03459012 1 


104 Bleckede, Stadt 03355009 3 


105 Blender 03361002 1 


106 Bliedersdorf 03359007 2 


lfd. Nr. Gemeindename 
AGS  


(8-stellig) 
31.12.2016 


Mieten-
stufe 


107 Blomberg 03462001 1 


108 Bockenem, Stadt 03254008 1 


109 Bockhorn 03455025 1 


110 Bockhorst 03454004 1 


111 Bodenfelde, Flecken 03155002 1 


112 Bodensee 03159006 1 


113 Bodenwerder, Stadt 03255003 1 


114 Boffzen 03255004 1 


115 Böhme 03358003 1 


116 Bohmte 03459013 1 


117 Boitze 03355010 3 


118 Bokensdorf 03151004 1 


119 Bomlitz 03358004 1 


120 Börger 03454005 1 


121 Borkum, Stadt 03457002 1 


122 Börßum 03158038 1 


123 Borstel 03251008 1 


124 Bösel 03453002 1 


125 Bötersen 03357005 1 


126 Bothel 03357006 1 


127 Bovenden, Flecken 03159007 2 


128 Brackel 03353004 4 


129 Brake (Unterweser), Stadt 03461002 2 


130 Bramsche, Stadt 03459014 1 


131 Braunlage, Stadt 03153016 1 


132 Braunschweig, Stadt 03101000 4 


133 Breddenberg 03454006 1 


134 Breddorf 03357007 1 


135 Bremervörde, Stadt 03357008 2 


136 Brest 03359008 2 


137 Brevörde 03255005 1 


138 Brietlingen 03355011 3 


139 Brinkum 03457003 1 


140 Brockel 03357009 1 


141 Bröckel 03351005 1 


142 Brockum 03251009 1 


143 Brome, Flecken 03151005 1 


144 
 


Bruchhausen-Vilsen, 
Flecken 03251049 1 


145 Buchholz 03257008 1 


146 
 


Buchholzin der Nordheide, 
Stadt 03353005 6 


147 Buchholz (Aller) 03358005 1 


148 Bückeburg, Stadt 03257009 2 


149 Bücken, Flecken 03256003 1 


150 Büddenstedt 03154003 1 


151 Bühren 03159008 1 


152 Bülkau 03352008 1 


153 Bülstedt 03357010 1 


154 Bunde 03457024 1 


155 Burgdorf 03158004 1 


156 Burgdorf, Stadt 03241003 3 


157 Burgwedel, Stadt 03241004 4 


158 Burweg 03359009 2 


159 Butjadingen 03461003 1 


160 Buxtehude, Hansestadt 03359010 5 
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161 Cadenberge 03352063 1 


162 Calberlah 03151006 1 


163 Cappeln (Oldenburg) 03453003 1 


164 Celle, Stadt 03351006 3 


165 
 


Clausthal-Zellerfeld, Berg- 
und Univ.-st 03153018 1 


166 Clenze, Flecken 03354002 1 


167 Cloppenburg, Stadt 03453004 2 


168 Colnrade 03458002 1 


169 Coppenbrügge, Flecken 03252004 1 


170 Cramme 03158005 1 


171 Cremlingen 03158006 2 


172 Cuxhaven, Stadt 03352011 3 


173 Dahlem 03355012 3 


174 Dahlenburg, Flecken 03355013 3 


175 Dahlum 03158007 1 


176 Damme, Stadt 03460002 1 


177 Damnatz 03354003 1 


178 Danndorf 03154004 1 


179 Dannenberg (Elbe), Stadt 03354004 1 


180 Dassel, Stadt 03155003 1 


181 Dedelstorf 03151007 1 


182 Deensen 03255007 1 


183 Deinste 03359011 2 


184 Deinstedt 03357011 1 


185 Delligsen, Flecken 03255008 1 


186 Delmenhorst, Stadt 03401000 3 


187 Denkte 03158008 1 


188 Derental 03255009 1 


189 Dersum 03454007 1 


190 Detern, Flecken 03457006 1 


191 Dettum 03158009 1 


192 Deutsch Evern 03355014 3 


193 Dickel 03251011 1 


194 Didderse 03151041 1 


195 Diekholzen 03254011 1 


196 Dielmissen 03255010 1 


197 Diepenau, Flecken 03256004 1 


198 Diepholz, Stadt 03251012 1 


199 Dinklage, Stadt 03460003 1 


200 
 


Dissen am Teutoburger 
Wald, Stadt 03459015 1 


201 Dohren 03353006 4 


202 Dohren 03454009 1 


203 Dollern 03359012 2 


204 Dornum 03452027 1 


205 Dörpen 03454008 1 


206 Dorstadt 03158010 1 


207 Dörverden 03361003 1 


208 Dötlingen 03458003 1 


209 Drage 03353007 4 


210 Drakenburg, Flecken 03256005 1 


211 Dransfeld, Stadt 03159009 1 


212 Drebber 03251013 1 


213 Drentwede 03251014 1 


214 Drestedt 03353008 4 
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215 Drochtersen 03359013 2 


216 Düdenbüttel 03359014 2 


217 Duderstadt, Stadt 03159010 1 


218 Duingen 03254041 1 


219 Dünsen 03458004 1 


220 Dunum 03462002 1 


221 Ebergötzen 03159011 1 


222 Ebersdorf 03357012 1 


223 Ebstorf, Klosterflecken 03360006 1 


224 Echem 03355015 3 


225 Edemissen 03157001 2 


226 Edewecht 03451004 2 


227 Egestorf 03353009 4 


228 Eggermühlen 03459016 1 


229 Ehra-Lessien 03151008 1 


230 Ehrenburg 03251015 1 


231 Eickeloh 03358006 1 


232 Eicklingen 03351007 1 


233 Eime, Flecken 03254013 1 


234 Eimen 03255012 1 


235 Eimke 03360007 1 


236 Einbeck, Stadt 03155013 1 


237 Elbe 03158011 1 


238 Elbingerode 03159012 1 


239 Eldingen 03351008 1 


240 Elsdorf 03357013 1 


241 Elsfleth, Stadt 03461004 1 


242 Elze, Stadt 03254014 1 


243 Embsen 03355016 3 


244 Emden, Stadt 03402000 2 


245 Emlichheim 03456002 1 


246 Emmendorf 03360008 1 


247 Emmerthal 03252005 1 


248 Emsbüren 03454010 1 


249 Emstek 03453005 1 


250 Emtinghausen 03361004 1 


251 Engden 03456003 1 


252 Engelschoff 03359015 2 


253 Erkerode 03158012 1 


254 Esche 03456004 1 


255 Eschede 03351025 1 


256 Eschershausen, Stadt 03255013 1 


257 Esens, Stadt 03462003 1 


258 Essel 03358007 1 


259 Essen (Oldenburg) 03453006 1 


260 Esterwegen 03454011 1 


261 Estorf 03256006 1 


262 Estorf 03359016 2 


263 Eversmeer 03462004 1 


264 Evessen 03158013 1 


265 Eydelstedt 03251017 1 


266 Eyendorf 03353010 4 


267 Eystrup 03256007 1 


268 Farven 03357014 1 


269 Faßberg 03351010 1 
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270 Filsum 03457008 1 


271 Fintel 03357015 1 


272 Firrel 03457009 1 


273 Flöthe 03158014 1 


274 Frankenfeld 03358009 1 


275 Freden (Leine) 03254042 1 


276 Fredenbeck 03359017 2 


277 Freiburg (Elbe), Flecken 03359018 2 


278 Freistatt 03251018 1 


279 Frellstedt 03154005 1 


280 Freren, Stadt 03454012 1 


281 Fresenburg 03454013 1 


282 Friedeburg 03462005 1 


283 Friedland 03159013 1 


284 Friesoythe, Stadt 03453007 1 


285 Fürstenau, Stadt 03459017 1 


286 Fürstenberg 03255014 1 


287 Ganderkesee 03458005 3 


288 Gandesbergen 03256008 1 


289 Garbsen, Stadt 03241005 3 


290 Garlstorf 03353011 4 


291 Garrel 03453008 1 


292 Garstedt 03353012 4 


293 Gartow, Flecken 03354005 1 


294 Geeste 03454014 1 


295 Geestland, Stadt 03352062 1 


296 Gehrde 03459018 1 


297 Gehrden, Stadt 03241006 4 


298 Georgsdorf 03456005 1 


299 Georgsmarienhütte, Stadt 03459019 2 


300 Gerdau 03360009 1 


301 Gersten 03454015 1 


302 Getelo 03456006 1 


303 Gevensleben 03154006 1 


304 Gieboldehausen, Flecken 03159014 1 


305 Giesen 03254017 1 


306 Gifhorn, Stadt 03151009 3 


307 Gilten 03358010 1 


308 Glandorf 03459034 1 


309 Gleichen 03159015 1 


310 Gnarrenburg 03357016 1 


311 Gödenstorf 03353013 4 


312 Göhrde 03354006 1 


313 Goldenstedt 03460004 1 


314 Gölenkamp 03456007 1 


315 Golmbach 03255015 1 


316 Gorleben 03354007 1 


317 Goslar, Stadt 03153017 2 


318 Göttingen, Stadt 03159016 4 


319 Grafhorst 03154007 1 


320 Grasberg 03356002 1 


321 Grasleben 03154008 1 


322 Grethem 03358011 1 


323 Gronau (Leine) 03254043 1 


324 Groß Berßen 03454016 1 


lfd. Nr. Gemeindename 
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325 Groß Ippener 03458006 1 


326 Gross Meckelsen 03357017 1 


327 Groß Oesingen 03151010 1 


328 Groß Twülpstedt 03154009 1 


329 Großefehn 03452006 1 


330 Großenkneten 03458007 2 


331 Großenwörden 03359019 2 


332 Großheide 03452007 1 


333 Grünendeich 03359020 2 


334 Guderhandviertel 03359021 2 


335 Gusborn 03354008 1 


336 Gyhum 03357018 1 


337 Hademstorf 03358012 1 


338 Hage, Flecken 03452008 1 


339 
 


Hagen am Teutoburger 
Wald 03459020 2 


340 Hagen im Bremischen 03352060 1 


341 Hagenburg, Flecken 03257010 1 


342 Hagermarsch 03452009 1 


343 Hahausen 03153006 1 


344 Halbemond 03452010 1 


345 Halle 03255016 1 


346 Halle 03456008 1 


347 Halvesbostel 03353014 4 


348 Hambergen 03356003 1 


349 Hambühren 03351012 2 


350 Hämelhausen 03256009 1 


351 Hameln, Stadt 03252006 2 


352 Hamersen 03357019 1 


353 Hammah 03359022 2 


354 Handeloh 03353015 4 


355 Handorf 03355017 3 


356 Handrup 03454017 1 


357 Hankensbuettel 03151011 1 


358 Hann. Münden, Stadt 03159017 1 


359 
 


Hannover, 
Landeshauptstadt 03241001 4 


360 Hanstedt 03353016 4 


361 Hanstedt 03360010 1 


362 Hardegsen, Stadt 03155005 1 


363 Haren (Ems), Stadt 03454018 1 


364 Harmstorf 03353017 4 


365 Harpstedt, Flecken 03458008 1 


366 Harsefeld, Flecken 03359023 3 


367 Harsum 03254020 2 


368 Hasbergen 03459021 2 


369 Haselünne, Stadt 03454019 1 


370 Haßbergen 03256011 1 


371 Hassel (Weser) 03256010 1 


372 Hassendorf 03357020 1 


373 Haste 03257011 1 


374 Hatten 03458009 1 


375 Hattorf am Harz 03159018 1 


376 Häuslingen 03358013 1 


377 Haverlah 03158016 1 


378 Hechthausen 03352020 1 
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379 Hedeper 03158017 1 


380 Heede 03454020 1 


381 Heemsen 03256012 1 


382 Heere 03158018 1 


383 Heeslingen 03357021 1 


384 Heeßen 03257012 1 


385 Hehlen 03255017 1 


386 Heidenau 03353018 4 


387 Heinade 03255018 1 


388 Heinbockel 03359024 2 


389 Heiningen 03158019 1 


390 Heinsen 03255019 1 


391 Hellwege 03357022 1 


392 Helmstedt, Stadt 03154010 2 


393 Helpsen 03257013 1 


394 Helvesiek 03357023 1 


395 Hemmingen, Stadt 03241007 4 


396 Hemmoor, Stadt 03352022 1 


397 Hemsbünde 03357024 1 


398 Hemslingen 03357025 1 


399 Hemsloh 03251019 1 


400 Hepstedt 03357026 1 


401 Herzberg am Harz, Stadt 03159019 1 


402 Herzlake 03454021 1 


403 Hesel 03457010 1 


404 Hespe 03257014 1 


405 Hessisch Oldendorf, Stadt 03252007 1 


406 Heuerßen 03257015 1 


407 Heyen 03255020 1 


408 Hildesheim, Stadt 03254021 3 


409 Hilgermissen 03256013 1 


410 Hilkenbrook 03454022 1 


411 Hillerse 03151012 1 


412 Hilter am Teutoburger Wald 03459022 1 


413 Himbergen 03360011 1 


414 Himmelpforten 03359025 2 


415 Hinte 03452011 1 


416 Hipstedt 03357027 1 


417 Hittbergen 03355018 3 


418 Hitzacker (Elbe), Stadt 03354009 1 


419 Hodenhagen 03358014 1 


420 Höhbeck 03354010 1 


421 Hohenhameln 03157002 2 


422 Hohne 03351015 1 


423 Hohnhorst 03257016 1 


424 Hohnstorf (Elbe) 03355019 3 


425 Holdorf 03460005 1 


426 Holenberg 03255021 1 


427 Holle 03254022 1 


428 Hollenstedt 03353019 4 


429 Hollern-Twielenfleth 03359026 2 


430 Hollnseth 03352024 1 


431 Holste 03356004 1 


432 Holtgast 03462006 1 


433 Holtland 03457011 1 


lfd. Nr. Gemeindename 
AGS  
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Mieten-
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434 Holzen 03255022 1 


435 Holzminden, Stadt 03255023 1 


436 Hoogstede 03456009 1 


437 Hörden am Harz 03159020 1 


438 Horneburg, Flecken 03359027 2 


439 Horstedt 03357028 1 


440 Hoya, Stadt 03256014 1 


441 Hoyerhagen 03256015 1 


442 Hüde 03251020 1 


443 Hude (Oldenburg) 03458010 2 


444 Hülsede 03257017 1 


445 Husum 03256016 1 


446 Hüven 03454023 1 


447 Ihlienworth 03352025 1 


448 Ihlow 03452012 1 


449 Ilsede 03157009 3 


450 Isenbuettel 03151013 1 


451 Isernhagen 03241008 4 


452 Isterberg 03456010 1 


453 Itterbeck 03456011 1 


454 Jade 03461005 1 


455 Jameln 03354011 1 


456 Jelmstorf 03360012 1 


457 Jembke 03151014 1 


458 Jemgum 03457012 1 


459 Jerxheim 03154012 1 


460 Jesteburg 03353020 4 


461 Jever, Stadt 03455007 2 


462 Jork 03359028 4 


463 Jühnde 03159021 1 


464 Juist, Inselgemeinde 03452013 1 


465 Kakenstorf 03353021 4 


466 Kalbe 03357029 1 


467 Kalefeld 03155006 1 


468 Karwitz 03354012 1 


469 Katlenburg-Lindau 03155007 1 


470 Kettenkamp 03459023 1 


471 Kirchbrak 03255025 1 


472 Kirchdorf 03251021 1 


473 Kirchgellersen 03355020 3 


474 Kirchlinteln 03361005 1 


475 Kirchseelte 03458011 1 


476 Kirchtimke 03357030 1 


477 Kirchwalsede 03357031 1 


478 Kissenbrück 03158021 1 


479 Klein Berßen 03454024 1 


480 Klein Meckelsen 03357032 1 


481 Kluse 03454025 1 


482 Kneitlingen 03158022 1 


483 Königslutter am Elm, Stadt 03154013 2 


484 Königsmoor 03353022 4 


485 Kranenburg 03359029 2 


486 Krebeck 03159022 1 


487 Krummendeich 03359030 2 


488 Krummhörn 03452014 1 
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489 Küsten 03354013 1 


490 Kutenholz 03359031 2 


491 Laar 03456012 1 


492 Laatzen, Stadt 03241009 4 


493 Lachendorf 03351016 1 


494 Lage 03456013 1 


495 Lähden 03454026 1 


496 Lahn 03454027 1 


497 Lamspringe 03254044 1 


498 Lamstedt 03352029 1 


499 Landesbergen 03256017 1 


500 Landolfshausen 03159023 1 


501 Langelsheim, Stadt 03153007 1 


502 Langen 03454028 1 


503 Langendorf 03354014 1 


504 Langenhagen, Stadt 03241010 4 


505 Langeoog 03462007 1 


506 Langlingen 03351017 1 


507 Langwedel, Flecken 03361006 2 


508 Lastrup 03453009 1 


509 Lathen 03454029 1 


510 Lauenau, Flecken 03257018 1 


511 Lauenbrück 03357033 1 


512 Lauenförde, Flecken 03255026 1 


513 Lauenhagen 03257019 1 


514 Leer (Ostfriesland), Stadt 03457013 2 


515 Leese 03256018 1 


516 Leezdorf 03452015 1 


517 Lehe 03454030 1 


518 Lehre 03154014 2 


519 Lehrte, Stadt 03241011 3 


520 Leiferde 03151015 1 


521 Lembruch 03251022 1 


522 Lemförde, Flecken 03251023 1 


523 Lemgow 03354015 1 


524 Lemwerder 03461006 1 


525 Lengede 03157005 2 


526 Lengenbostel 03357034 1 


527 Lengerich 03454031 1 


528 Lenne 03255027 1 


529 Liebenau, Flecken 03256019 1 


530 Liebenburg 03153008 1 


531 Lilienthal 03356005 3 


532 Lindern (Oldenburg) 03453010 1 


533 Lindhorst 03257020 1 


534 Lindwedel 03358015 1 


535 Lingen (Ems), Stadt 03454032 1 


536 Linsburg 03256020 1 


537 Lohheide 03351501 1 


538 Lohne (Oldenburg), Stadt 03460006 2 


539 Löningen, Stadt 03453011 1 


540 Lorup 03454033 1 


541 Loxstedt 03352032 2 


542 Lübberstedt 03356006 1 


543 Lübbow 03354017 1 
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(8-stellig) 
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544 Lüchow (Wendland), Stadt 03354018 1 


545 Luckau (Wendland) 03354016 1 


546 Lüder 03360013 1 


547 Lüdersburg 03355021 3 


548 Lüdersfeld 03257021 1 


549 Lüerdissen 03255028 1 


550 Luhden 03257022 1 


551 Lüneburg, Hansestadt 03355022 5 


552 Lünne 03454034 1 


553 Lütetsburg 03452016 1 


554 
 


Lutter am Barenberge, 
Flecken 03153009 1 


555 Maasen 03251024 1 


556 Marienhafe, Flecken 03452017 1 


557 Mariental 03154015 1 


558 Marklohe 03256021 1 


559 Marl 03251025 1 


560 Marschacht 03353023 4 


561 Martfeld 03251026 1 


562 Marxen 03353024 4 


563 Mechtersen 03355023 3 


564 Meerbeck 03257023 1 


565 Meine 03151016 1 


566 Meinersen 03151017 1 


567 Melbeck 03355024 3 


568 Melle, Stadt 03459024 1 


569 Mellinghausen 03251027 1 


570 Menslage 03459025 1 


571 Meppen, Stadt 03454035 1 


572 Merzen 03459026 1 


573 Messenkamp 03257024 1 


574 Messingen 03454036 1 


575 Mittelnkirchen 03359032 2 


576 Mittelstenahe 03352036 1 


577 Moisburg 03353025 4 


578 Molbergen 03453012 1 


579 Moormerland 03457014 1 


580 Moorweg 03462008 1 


581 Moringen, Stadt 03155009 1 


582 Müden (Aller) 03151018 1 


583 Munster, Stadt 03358016 2 


584 Nahrendorf 03355025 3 


585 Natendorf 03360014 1 


586 Neetze 03355026 3 


587 Negenborn 03255030 1 


588 Nenndorf 03462009 1 


589 Neu Darchau 03354019 1 


590 Neu Wulmstorf 03353026 5 


591 Neubörger 03454037 1 


592 Neuenhaus, Stadt 03456014 1 


593 Neuenkirchen 03251028 1 


594 Neuenkirchen 03352038 1 


595 Neuenkirchen 03358017 1 


596 Neuenkirchen 03359033 2 


597 Neuenkirchen 03459027 1 


598 Neuenkirchen-Vörden 03460007 1 
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599 Neuharlingersiel 03462010 1 


600 Neuhaus (Oste), Flecken 03352039 1 


601 Neukamperfehn 03457015 1 


602 Neulehe 03454038 1 


603 Neuschoo 03462011 1 


604 
 


Neustadt am Rübenberge, 
Stadt 03241012 2 


605 Niederlangen 03454039 1 


606 Niedernwöhren 03257025 1 


607 Niemetal 03159024 1 


608 Nienburg (Weser), Stadt 03256022 2 


609 Nienhagen 03351018 1 


610 Nienstädt 03257026 1 


611 Norden, Stadt 03452019 2 


612 Nordenham, Stadt 03461007 2 


613 Norderney, Stadt 03452020 1 


614 Nordhorn, Stadt 03456015 2 


615 Nordleda 03352041 1 


616 Nordsehl 03257027 1 


617 Nordstemmen 03254026 2 


618 
 


Nörten-Hardenberg, 
Flecken 03155010 1 


619 Northeim, Stadt 03155011 2 


620 Nortmoor 03457016 1 


621 Nortrup 03459028 1 


622 Nottensdorf 03359034 2 


623 Oberlangen 03454040 1 


624 Oberndorf 03352042 1 


625 Obernfeld 03159025 1 


626 Obernholz 03151019 1 


627 Obernkirchen, Stadt 03257028 1 


628 Ochtersum 03462012 1 


629 Odisheim 03352043 1 


630 Oederquart 03359035 2 


631 Oerel 03357035 1 


632 Oetzen 03360015 1 


633 Ohne 03456016 1 


634 Ohrum 03158023 1 


635 
 


Oldenburg (Oldenburg), 
Stadt 03403000 4 


636 Oldendorf 03359036 2 


637 Oldendorf (Luhe) 03355027 3 


638 Osloß 03151020 1 


639 Osnabrück, Stadt 03404000 3 


640 Osteel 03452021 1 


641 Osten 03352044 1 


642 Osterbruch 03352045 1 


643 Ostercappeln 03459029 1 


644 Ostereistedt 03357036 1 


645 Osterheide 03358501 1 


646 
 


Osterholz-Scharmbeck, 
Stadt 03356007 2 


647 Osterode am Harz, Stadt 03159026 1 


648 Osterwald 03456017 1 


649 Ostrhauderfehn 03457017 1 


650 Ottenstein, Flecken 03255031 1 


651 Otter 03353027 4 
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AGS  


(8-stellig) 
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652 Otterndorf, Stadt 03352046 1 


653 Ottersberg, Flecken 03361008 2 


654 Ovelgönne 03461008 1 


655 Oyten 03361009 3 


656 Papenburg, Stadt 03454041 1 


657 Parsau 03151021 1 


658 Pattensen, Stadt 03241013 3 


659 Pegestorf 03255032 1 


660 Peine, Stadt 03157006 3 


661 Pennigsehl 03256023 1 


662 Pohle 03257029 1 


663 Polle, Flecken 03255033 1 


664 Pollhagen 03257030 1 


665 Prezelle 03354020 1 


666 Prinzhöfte 03458012 1 


667 Quakenbrück, Stadt 03459030 1 


668 Quendorf 03456018 1 


669 Querenhorst 03154016 1 


670 Quernheim 03251029 1 


671 Räbke 03154017 1 


672 Radbruch 03355028 3 


673 Raddestorf 03256024 1 


674 Rastdorf 03454042 1 


675 Rastede 03451005 2 


676 Rätzlingen 03360016 1 


677 Rechtsupweg 03452022 1 


678 Reeßum 03357037 1 


679 Regesbostel 03353028 4 


680 Rehburg-Loccum, Stadt 03256025 1 


681 Rehden 03251030 1 


682 Rehlingen 03355029 3 


683 Reinstorf 03355030 3 


684 Remlingen-Semmenstedt 03158040 1 


685 Renkenberge 03454043 1 


686 Rennau 03154018 1 


687 Reppenstedt 03355031 3 


688 Rethem (Aller), Stadt 03358018 1 


689 Rhade 03357038 1 


690 Rhauderfehn 03457018 1 


691 Rhede (Ems) 03454044 1 


692 Rhumspringe 03159027 1 


693 Ribbesbüttel 03151022 1 


694 Riede 03361010 1 


695 Rieste 03459031 1 


696 Ringe 03456019 1 


697 Rinteln, Stadt 03257031 1 


698 Ritterhude 03356008 2 


699 Rodenberg, Stadt 03257032 1 


700 Rodewald 03256026 1 


701 Rohrsen 03256027 1 


702 Roklum 03158025 1 


703 Rollshausen 03159028 1 


704 Römstedt 03360017 1 


705 Ronnenberg, Stadt 03241014 4 


706 Rosche 03360018 1 
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707 Rosdorf 03159029 3 


708 Rosengarten 03353029 4 


709 Rotenburg (Wümme), Stadt 03357039 3 


710 Rötgesbüttel 03151023 1 


711 Rüdershausen 03159030 1 


712 Rühen 03151024 1 


713 Rullstorf 03355032 3 


714 Sachsenhagen, Stadt 03257033 1 


715 Salzbergen 03454045 1 


716 Salzgitter, Stadt 03102000 3 


717 Salzhausen 03353030 4 


718 Salzhemmendorf, Flecken 03252008 1 


719 Samern 03456020 1 


720 Sandbostel 03357040 1 


721 Sande 03455014 1 


722 Sarstedt, Stadt 03254028 3 


723 Sassenburg 03151025 1 


724 Saterland 03453013 1 


725 Sauensiek 03359037 2 


726 Schapen 03454046 1 


727 Scharnebeck 03355033 3 


728 Scheden 03159031 1 


729 Scheeßel 03357041 1 


730 Schellerten 03254029 1 


731 Schiffdorf 03352050 2 


732 Schladen-Werla 03158039 1 


733 Schnackenburg, Stadt 03354021 1 


734 Schnega 03354022 1 


735 Schneverdingen, Stadt 03358019 2 


736 Scholen 03251031 1 


737 Schönewörde 03151026 1 


738 Schöningen, Stadt 03154019 1 


739 Schöppenstedt, Stadt 03158027 1 


740 Schortens, Stadt 03455015 1 


741 Schüttorf, Stadt 03456027 1 


742 Schwafoerden 03251032 1 


743 Schwanewede 03356009 2 


744 Schwarme 03251033 1 


745 Schwarmstedt 03358020 1 


746 Schweindorf 03462013 1 


747 Schweringen 03256028 1 


748 Schwerinsdorf 03457019 1 


749 Schwienau 03360019 1 


750 Schwülper 03151027 1 


751 Seeburg 03159032 1 


752 Seedorf 03357042 1 


753 Seelze, Stadt 03241015 3 


754 Seesen, Stadt 03153012 1 


755 Seevetal 03353031 5 


756 Seggebruch 03257034 1 


757 Sehlde 03158028 1 


758 Sehnde, Stadt 03241016 4 


759 Selsingen 03357043 1 


760 Seulingen 03159033 1 


761 Sibbesse 03254045 1 
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762 Sickte 03158030 1 


763 Siedenburg, Flecken 03251034 1 


764 Sittensen 03357044 1 


765 Soderstorf 03355034 3 


766 Sögel 03454047 1 


767 Söhlde 03254032 1 


768 Söllingen 03154027 1 


769 Soltau, Stadt 03358021 3 


770 Soltendieck 03360020 1 


771 Sottrum 03357045 1 


772 Spahnharrenstätte 03454048 1 


773 Spelle 03454049 1 


774 Spiekeroog 03462014 1 


775 Sprakensehl 03151028 1 


776 Springe, Stadt 03241017 2 


777 Stade, Hansestadt 03359038 4 


778 Stadland 03461009 1 


779 Stadthagen, Stadt 03257035 2 


780 Stadtoldendorf, Stadt 03255034 1 


781 Staffhorst 03251035 1 


782 Staufenberg 03159034 1 


783 Stavern 03454050 1 


784 Stedesdorf 03462015 1 


785 Steimbke 03256029 1 


786 Steinau 03352051 1 


787 Steinfeld (Oldenburg) 03460008 1 


788 Steinhorst 03151029 1 


789 Steinkirchen 03359039 2 


790 Stelle 03353032 5 


791 Stemmen 03357046 1 


792 Stemshorn 03251036 1 


793 Steyerberg, Flecken 03256030 1 


794 Stinstedt 03352052 1 


795 Stöckse 03256031 1 


796 Stoetze 03360022 1 


797 Stolzenau 03256032 1 


798 Stuhr 03251037 3 


799 Südbrookmerland 03452023 1 


800 Suderburg 03360023 1 


801 Südergellersen 03355035 3 


802 Südheide 03351026 1 


803 Sudwalde 03251038 1 


804 Suhlendorf 03360024 1 


805 Sulingen, Stadt 03251040 2 


806 Süpplingen 03154021 1 


807 Süpplingenburg 03154022 1 


808 Surwold 03454051 1 


809 Sustrum 03454052 1 


810 Suthfeld 03257036 1 


811 Syke, Stadt 03251041 2 


812 Tappenbeck 03151030 1 


813 Tarmstedt 03357047 1 


814 Tespe 03353033 4 


815 Thedinghausen 03361013 1 


816 Thomasburg 03355036 3 
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817 Thuine 03454053 1 


818 Tiddische 03151031 1 


819 Tiste 03357048 1 


820 Toppenstedt 03353034 4 


821 Tostedt 03353035 4 


822 Tosterglope 03355037 3 


823 Trebel 03354023 1 


824 Tülau 03151032 1 


825 Twist 03454054 1 


826 Twistringen, Stadt 03251042 1 


827 Uchte, Flecken 03256033 1 


828 Uehrde 03158031 1 


829 Uelsen 03456023 1 


830 Uelzen, Hansestadt 03360025 2 


831 Uetze 03241018 2 


832 Ummern 03151033 1 


833 Undeloh 03353036 4 


834 Upgant-Schott 03452024 1 


835 Uplengen 03457020 1 


836 Uslar, Stadt 03155012 1 


837 Utarp 03462016 1 


838 Vahlberg 03158032 1 


839 Vahlbruch 03255035 1 


840 Vahlde 03357049 1 


841 Varel, Stadt 03455026 1 


842 Varrel 03251043 1 


843 Vastorf 03355038 3 


844 Vechelde 03157007 3 


845 Vechta, Stadt 03460009 2 


846 Velpke 03154024 1 


847 Veltheim (Ohe) 03158033 1 


848 Verden (Aller), Stadt 03361012 2 


849 Vierden 03357050 1 


850 Vierhöfen 03353037 4 


851 Visbek 03460010 1 


852 Visselhövede, Stadt 03357051 1 


853 Vögelsen 03355039 3 


854 Vollersode 03356010 1 


855 Voltlage 03459032 1 


856 Vordorf 03151034 1 


857 Vorwerk 03357052 1 


858 Vrees 03454055 1 


859 Waake 03159035 1 


860 Waddeweitz 03354024 1 


861 Wagenfeld 03251044 1 


862 Wagenhoff 03151035 1 


863 Wahrenholz 03151036 1 


864 Walchum 03454056 1 


865 Walkenried 03159036 1 


866 Wallenhorst 03459033 2 


867 Wallmoden 03153014 1 


868 Walsrode, Stadt 03358022 2 


869 Wangelnstedt 03255036 1 


870 Wangerland 03455020 1 


871 Wangerooge, Nordseebad 03455021 1 
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872 Wanna 03352055 1 


873 Warberg 03154025 1 


874 Wardenburg 03458013 2 


875 Warmsen 03256034 1 


876 Warpe 03256035 1 


877 Wasbüttel 03151037 1 


878 Wathlingen 03351021 1 


879 Wedemark 03241019 3 


880 Weener, Stadt 03457021 1 


881 Wehrbleck 03251045 1 


882 Welle 03353038 4 


883 Wendeburg 03157008 1 


884 Wendisch Evern 03355040 3 


885 Wennigsen (Deister) 03241020 3 


886 Wenzendorf 03353039 4 


887 Werdum 03462017 1 


888 Werlte 03454057 1 


889 Werpeloh 03454058 1 


890 Wesendorf 03151038 1 


891 Weste 03360026 1 


892 Westergellersen 03355041 3 


893 Westerholt 03462018 1 


894 Westerstede, Stadt 03451007 2 


895 Westertimke 03357053 1 


896 Westerwalsede 03357054 1 


897 Westoverledingen 03457022 1 


898 Wetschen 03251046 1 


899 Wettrup 03454059 1 


900 Weyhausen 03151039 1 


901 Weyhe 03251047 3 


902 Wiedensahl, Flecken 03257037 1 


903 Wiefelstede 03451008 2 


904 Wielen 03456024 1 


905 
 


Wienhausen, 
Klostergemeinde 03351022 1 


906 Wiesmoor, Stadt 03452025 1 


907 Wietmarschen 03456025 1 


908 Wietze 03351023 1 


909 Wietzen 03256036 1 


910 Wietzendorf 03358023 1 


911 Wildeshausen, Stadt 03458014 2 


912 Wilhelmshaven, Stadt 03405000 2 


913 Wilstedt 03357055 1 


914 Wilsum 03456026 1 


915 Wingst 03352056 1 


916 Winkelsett 03458015 1 


917 Winnigstedt 03158035 1 


918 Winsen (Aller) 03351024 1 


919 Winsen (Luhe), Stadt 03353040 5 


920 Wippingen 03454060 1 


921 Wirdum 03452026 1 


922 Wischhafen 03359040 2 


923 Wistedt 03353041 4 


924 Wittingen, Stadt 03151040 1 


925 Wittmar 03158036 1 


926 Wittmund, Stadt 03462019 1 
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927 Wittorf 03355042 3 


928 Wohnste 03357056 1 


929 Wolfenbüttel, Stadt 03158037 3 


930 Wolfsburg, Stadt 03103000 4 


931 Wollbrandshausen 03159037 1 


932 Wollershausen 03159038 1 


933 Wölpinghausen 03257038 1 


934 Wolsdorf 03154026 1 


935 Woltersdorf 03354025 1 


936 Worpswede 03356011 1 


937 Wrestedt 03360030 1 
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938 Wriedel 03360029 1 


939 Wulfsen 03353042 4 


940 Wulften am Harz 03159039 1 


941 Wunstorf, Stadt 03241021 3 


942 Wurster Nordseeküste 03352061 1 


943 Wustrow (Wendland), Stadt 03354026 1 


944 Zernien 03354027 1 


945 Zetel 03455027 1 


946 Zeven, Stadt 03357057 2 


 


Nordrhein-Westfalen 
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31.12.2016 


Mieten-
stufe 


1 Aachen 05334002 4 


2 Ahaus  05554004 2 


3 Ahlen  05570004 2 


4 Aldenhoven 05358004 3 


5 Alfter 05382004 4 


6 Alpen  05170004 2 


7 Alsdorf  05334004 3 


8 Altena 05962004 1 


9 Altenbeken 05774004 1 


10 Altenberge 05566004 3 


11 Anröchte 05974004 1 


12 Arnsberg 05958004 2 


13 Ascheberg  05558004 2 


14 Attendorn  05966004 2 


15 Augustdorf 05766004 1 


16 Bad Berleburg  05970004 2 


17 Bad Driburg  05762004 1 


18 Bad Honnef 05382008 4 


19 Bad Laasphe  05970028 2 


20 Bad Lippspringe  05774008 2 


21 Bad Münstereifel 05366004 2 


22 Bad Oeynhausen 05770004 2 


23 Bad Salzuflen  05766008 2 


24 Bad Sassendorf 05974008 2 


25 Bad Wünnenberg 05774040 1 


26 Baesweiler 05334008 2 


27 Balve  05962008 2 


28 Barntrup 05766012 1 


29 Beckum 05570008 2 


30 Bedburg  05362004 3 


31 Bedburg-Hau  05154004 2 


32 Beelen 05570012 2 


33 Bergheim 05362008 3 


34 Bergisch Gladbach  05378004 5 


35 Bergkamen  05978004 3 


36 Bergneustadt 05374004 2 


37 Bestwig  05958008 1 


38 Beverungen 05762008 1 


39 Bielefeld  05711000 3 


lfd. Nr. Gemeindename 
AGS  


(8-stellig) 
31.12.2016 


Mieten-
stufe 


40 Billerbeck 05558008 2 


41 Blankenheim  05366008 1 


42 Blomberg 05766016 1 


43 Bocholt  05554008 3 


44 Bochum 05911000 3 


45 Bönen  05978008 3 


46 Bonn 05314000 5 


47 Borchen  05774012 2 


48 Borgentreich 05762012 1 


49 Borgholzhausen 05754004 2 


50 Borken 05554012 2 


51 Bornheim 05382012 4 


52 Bottrop  05512000 3 


53 Brakel 05762016 1 


54 Breckerfeld  05954004 3 


55 Brilon 05958012 1 


56 Brüggen  05166004 2 


57 Brühl  05362012 5 


58 Bünde  05758004 2 


59 Burbach  05970008 2 


60 Büren  05774016 1 


61 Burscheid  05378008 4 


62 Castrop-Rauxel 05562004 3 


63 Coesfeld 05558012 2 


64 Dahlem 05366012 1 


65 Datteln  05562008 2 


66 Delbrück 05774020 1 


67 Detmold  05766020 3 


68 Dinslaken  05170008 3 


69 Dörentrup  05766024 1 


70 Dormagen 05162004 4 


71 Dorsten  05562012 3 


72 Dortmund 05913000 3 


73 Drensteinfurt  05570016 2 


74 Drolshagen 05966008 1 


75 Duisburg 05112000 3 


76 Dülmen 05558016 2 


77 Düren  05358008 3 


78 Düsseldorf 05111000 6 
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lfd. Nr. Gemeindename 
AGS  


(8-stellig) 
31.12.2016 


Mieten-
stufe 


79 Eitorf 05382016 2 


80 Elsdorf  05362016 4 


81 Emmerich am Rhein  05154008 3 


82 Emsdetten  05566008 2 


83 Engelskirchen  05374008 3 


84 Enger  05758008 2 


85 Ennepetal  05954008 3 


86 Ennigerloh 05570020 2 


87 Ense 05974012 2 


88 Erftstadt  05362020 4 


89 Erkelenz 05370004 3 


90 Erkrath  05158004 4 


91 Erndtebrück  05970012 2 


92 Erwitte  05974016 2 


93 Eschweiler 05334012 3 


94 Eslohe (Sauerland) 05958016 1 


95 Espelkamp  05770008 2 


96 Essen  05113000 4 


97 Euskirchen 05366016 3 


98 Everswinkel  05570024 2 


99 Extertal 05766028 1 


100 Finnentrop 05966012 1 


101 Frechen  05362024 4 


102 Freudenberg  05970016 2 


103 Fröndenberg/Ruhr 05978012 2 


104 Gangelt  05370008 1 


105 Geilenkirchen  05370012 2 


106 Geldern  05154012 3 


107 Gelsenkirchen  05513000 2 


108 Gescher  05554016 2 


109 Geseke 05974020 2 


110 Gevelsberg 05954012 3 


111 Gladbeck 05562014 2 


112 Goch 05154016 3 


113 Grefrath 05166008 3 


114 Greven 05566012 3 


115 Grevenbroich 05162008 4 


116 Gronau (Westf.)  05554020 2 


117 Gummersbach  05374012 2 


118 Gütersloh  05754008 3 


119 Haan 05158008 4 


120 Hagen  05914000 3 


121 Halle (Westf.) 05754012 2 


122 Hallenberg 05958020 1 


123 Haltern am See 05562016 3 


124 Halver 05962012 3 


125 Hamm 05915000 2 


126 Hamminkeln 05170012 2 


127 Harsewinkel  05754016 2 


128 Hattingen  05954016 3 


129 Havixbeck  05558020 3 


130 Heek 05554024 2 


131 Heiden 05554028 2 


132 Heiligenhaus 05158012 4 


133 Heimbach 05358012 2 


lfd. Nr. Gemeindename 
AGS  


(8-stellig) 
31.12.2016 


Mieten-
stufe 


134 Heinsberg  05370016 2 


135 Hellenthal 05366020 1 


136 Hemer  05962016 2 


137 Hennef (Sieg)  05382020 4 


138 Herdecke 05954020 3 


139 Herford  05758012 2 


140 Herne  05916000 2 


141 Herscheid  05962020 2 


142 Herten 05562020 3 


143 Herzebrock-Clarholz  05754020 2 


144 Herzogenrath 05334016 3 


145 Hiddenhausen 05758016 2 


146 Hilchenbach  05970020 2 


147 Hilden 05158016 5 


148 Hille  05770012 1 


149 Holzwickede  05978016 3 


150 Hopsten  05566020 1 


151 Horn-Bad Meinberg  05766032 1 


152 Hörstel  05566016 1 


153 Horstmar 05566024 1 


154 Hövelhof 05774024 1 


155 Höxter 05762020 1 


156 Hückelhoven  05370020 2 


157 Hückeswagen  05374016 3 


158 Hüllhorst  05770016 1 


159 Hünxe  05170016 3 


160 Hürtgenwald  05358016 2 


161 Hürth  05362028 5 


162 Ibbenbüren 05566028 2 


163 Inden  05358020 2 


164 Iserlohn 05962024 3 


165 Isselburg  05554032 2 


166 Issum  05154020 3 


167 Jüchen 05162012 3 


168 Jülich 05358024 3 


169 Kaarst 05162016 5 


170 Kalkar 05154024 2 


171 Kall 05366024 2 


172 Kalletal 05766036 1 


173 Kamen  05978020 3 


174 Kamp-Lintfort  05170020 3 


175 Kempen 05166012 3 


176 Kerken 05154028 3 


177 Kerpen 05362032 4 


178 Kevelaer 05154032 2 


179 Kierspe  05962028 3 


180 Kirchhundem  05966016 1 


181 Kirchlengern 05758020 2 


182 Kleve  05154036 3 


183 Köln 05315000 6 


184 Königswinter 05382024 4 


185 Korschenbroich 05162020 3 


186 Kranenburg 05154040 2 


187 Krefeld  05114000 4 


188 Kreuzau  05358028 2 
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lfd. Nr. Gemeindename 
AGS  


(8-stellig) 
31.12.2016 


Mieten-
stufe 


189 Kreuztal 05970024 2 


190 Kürten 05378012 4 


191 Ladbergen  05566032 1 


192 Laer 05566036 1 


193 Lage 05766040 2 


194 Langenberg 05754024 2 


195 Langenfeld (Rhld.) 05158020 4 


196 Langerwehe 05358032 2 


197 Legden 05554036 2 


198 Leichlingen (Rhld.)  05378016 4 


199 Lemgo  05766044 2 


200 Lengerich  05566040 2 


201 Lennestadt 05966020 2 


202 Leopoldshöhe 05766048 2 


203 Leverkusen 05316000 4 


204 Lichtenau  05774028 1 


205 Lienen 05566044 1 


206 Lindlar  05374020 3 


207 Linnich  05358036 1 


208 Lippetal 05974024 2 


209 Lippstadt  05974028 2 


210 Lohmar 05382028 4 


211 Löhne  05758024 2 


212 Lotte  05566048 2 


213 Lübbecke 05770020 2 


214 Lüdenscheid  05962032 3 


215 Lüdinghausen 05558024 2 


216 Lügde  05766052 1 


217 Lünen  05978024 3 


218 Marienheide  05374024 3 


219 Marienmünster  05762024 1 


220 Marl 05562024 3 


221 Marsberg 05958024 1 


222 Mechernich 05366028 3 


223 Meckenheim 05382032 4 


224 Medebach 05958028 1 


225 Meerbusch  05162022 5 


226 Meinerzhagen 05962036 2 


227 Menden (Sauerland) 05962040 3 


228 Merzenich  05358040 2 


229 Meschede 05958032 2 


230 Metelen  05566052 1 


231 Mettingen  05566056 1 


232 Mettmann 05158024 4 


233 Minden 05770024 2 


234 Moers  05170024 3 


235 Möhnesee 05974032 1 


236 Mönchengladbach  05116000 3 


237 Monheim am Rhein 05158026 5 


238 Monschau 05334020 2 


239 Morsbach 05374028 2 


240 Much 05382036 3 


241 Mülheim an der Ruhr  05117000 3 


242 Münster  05515000 4 


243 Nachrodt-Wiblingwerde  05962044 2 


lfd. Nr. Gemeindename 
AGS  


(8-stellig) 
31.12.2016 


Mieten-
stufe 


244 Netphen  05970032 2 


245 Nettersheim  05366032 1 


246 Nettetal 05166016 3 


247 Neuenkirchen 05566060 2 


248 Neuenrade  05962048 3 


249 Neukirchen-Vluyn 05170028 3 


250 Neunkirchen  05970036 2 


251 Neunkirchen-Seelscheid 05382040 3 


252 Neuss  05162024 5 


253 Nideggen 05358044 2 


254 Niederkassel 05382044 4 


255 Niederkrüchten 05166020 3 


256 Niederzier 05358048 2 


257 Nieheim  05762028 1 


258 Nordkirchen  05558028 2 


259 Nordwalde  05566064 1 


260 Nörvenich  05358052 2 


261 Nottuln  05558032 3 


262 Nümbrecht  05374032 2 


263 Oberhausen 05119000 3 


264 Ochtrup  05566068 1 


265 Odenthal 05378020 4 


266 Oelde  05570028 2 


267 Oer-Erkenschwick 05562028 3 


268 Oerlinghausen  05766056 2 


269 Olfen  05558036 3 


270 Olpe 05966024 2 


271 Olsberg  05958036 1 


272 Ostbevern  05570032 2 


273 Overath  05378024 4 


274 Paderborn  05774032 2 


275 Petershagen  05770028 1 


276 Plettenberg  05962052 2 


277 Porta Westfalica 05770032 1 


278 Preußisch Oldendorf  05770036 1 


279 Pulheim  05362036 5 


280 Radevormwald 05374036 3 


281 Raesfeld 05554040 2 


282 Rahden 05770040 1 


283 Ratingen 05158028 5 


284 Recke  05566072 1 


285 Recklinghausen 05562032 3 


286 Rees 05154044 2 


287 Reichshof  05374040 2 


288 Reken  05554044 1 


289 Remscheid  05120000 3 


290 Rheda-Wiedenbrück  05754028 3 


291 Rhede  05554048 3 


292 Rheinbach  05382048 3 


293 Rheinberg  05170032 3 


294 Rheine 05566076 2 


295 Rheurdt  05154048 2 


296 Rietberg 05754032 2 


297 Rödinghausen 05758028 1 


298 Roetgen  05334024 2 
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lfd. Nr. Gemeindename 
AGS  


(8-stellig) 
31.12.2016 


Mieten-
stufe 


299 Rommerskirchen 05162028 3 


300 Rosendahl  05558040 1 


301 Rösrath  05378028 5 


302 Ruppichteroth  05382052 2 


303 Rüthen 05974036 1 


304 Saerbeck 05566080 1 


305 Salzkotten 05774036 1 


306 Sankt Augustin 05382056 4 


307 Sassenberg 05570036 2 


308 Schalksmühle 05962056 2 


309 Schermbeck 05170036 3 


310 Schieder-Schwalenberg  05766060 1 


311 Schlangen  05766064 1 


312 Schleiden  05366036 1 


313 Schloß Holte-Stukenbrock 05754036 2 


314 Schmallenberg  05958040 1 


315 Schöppingen  05554052 2 


316 Schwalmtal 05166024 3 


317 Schwelm  05954024 3 


318 Schwerte 05978028 3 


319 Selfkant 05370024 2 


320 Selm 05978032 3 


321 Senden 05558044 2 


322 Sendenhorst  05570040 2 


323 Siegburg 05382060 4 


324 Siegen 05970040 3 


325 Simmerath  05334028 3 


326 Soest  05974040 2 


327 Solingen 05122000 4 


328 Sonsbeck 05170040 2 


329 Spenge 05758032 1 


330 Sprockhövel  05954028 3 


331 Stadtlohn  05554056 2 


332 Steinfurt  05566084 2 


333 Steinhagen 05754040 2 


334 Steinheim  05762032 1 


335 Stemwede 05770044 1 


336 Stolberg (Rhld.) 05334032 3 


337 Straelen 05154052 3 


338 Südlohn  05554060 2 


339 Sundern (Sauerland)  05958044 1 


340 Swisttal 05382064 4 


341 Tecklenburg  05566088 1 


342 Telgte 05570044 3 


343 Titz 05358056 2 


344 Tönisvorst 05166028 4 


345 Troisdorf  05382068 4 


346 Übach-Palenberg  05370028 3 


347 Uedem  05154056 2 


348 Unna 05978036 3 


349 Velbert  05158032 4 


lfd. Nr. Gemeindename 
AGS  


(8-stellig) 
31.12.2016 


Mieten-
stufe 


350 Velen  05554064 2 


351 Verl 05754044 2 


352 Versmold 05754048 1 


353 Vettweiß 05358060 2 


354 Viersen  05166032 3 


355 Vlotho 05758036 1 


356 Voerde (Niederrhein) 05170044 3 


357 Vreden 05554068 1 


358 Wachtberg  05382072 4 


359 Wachtendonk  05154060 2 


360 Wadersloh  05570048 1 


361 Waldbröl 05374044 3 


362 Waldfeucht 05370032 2 


363 Waltrop  05562036 3 


364 Warburg  05762036 1 


365 Warendorf  05570052 2 


366 Warstein 05974044 1 


367 Wassenberg 05370036 3 


368 Weeze  05154064 2 


369 Wegberg  05370040 3 


370 Weilerswist  05366040 3 


371 Welver 05974048 2 


372 Wenden 05966028 2 


373 Werdohl  05962060 2 


374 Werl 05974052 2 


375 Wermelskirchen 05378032 3 


376 Werne  05978040 3 


377 Werther (Westf.) 05754052 2 


378 Wesel  05170048 3 


379 Wesseling  05362040 4 


380 Westerkappeln  05566092 1 


381 Wetter (Ruhr)  05954032 3 


382 Wettringen 05566096 1 


383 Wickede (Ruhr) 05974056 2 


384 Wiehl  05374048 2 


385 Willebadessen  05762040 1 


386 Willich  05166036 4 


387 Wilnsdorf  05970044 2 


388 Windeck  05382076 2 


389 Winterberg 05958048 1 


390 Wipperfürth  05374052 3 


391 Witten 05954036 3 


392 Wülfrath 05158036 3 


393 Wuppertal  05124000 3 


394 Würselen 05334036 3 


395 Xanten 05170052 3 


396 Zülpich  05366044 3 


 


Rheinland-Pfalz 
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lfd. Nr. Gemeindename 
AGS  


(8-stellig) 
31.12.2016 


Mieten-
stufe 


1 Aach 07235001 1 


2 Abentheuer 07134001 1 


3 Abtweiler 07133001 1 


4 Acht 07137001 1 


5 Achtelsbach 07134002 1 


6 Adenau, Stadt 07131001 1 


7 Adenbach 07336001 1 


8 Affler 07232001 1 


9 Ahrbrück 07131002 1 


10 Ailertchen 07143200 1 


11 Albersweiler 07337001 2 


12 Albessen 07336002 1 


13 Albig 07331001 2 


14 Albisheim (Pfrimm) 07333001 2 


15 Alf 07135001 1 


16 Alflen 07135002 1 


17 Alken 07137201 1 


18 Allenbach 07134003 1 


19 Allendorf 07141001 1 


20 Allenfeld 07133002 1 


21 Almersbach 07132001 1 


22 Alpenrod 07143202 1 


23 Alsbach 07143001 1 


24 Alsdorf 07132002 1 


25 Alsdorf 07232002 1 


26 Alsenz 07333003 2 


27 Alsheim 07331002 2 


28 Altdorf 07337002 2 


29 Altenahr 07131003 1 


30 Altenbamberg 07133003 1 


31 Altendiez 07141002 1 


32 Altenglan 07336003 1 


33 Altenkirchen 07336004 1 


34 Altenkirchen (Ww) 07132501 1 


35 Alterkülz 07140001 1 


36 Althornbach 07340201 1 


37 Altlay 07135003 1 


38 Altleiningen 07332001 2 


39 Altrich 07231001 1 


40 Altrip 07338001 3 


41 Altscheid 07232003 1 


42 Altstrimmig 07135004 1 


43 Altweidelbach 07140002 1 


44 Alzey, Stadt 07331003 3 


45 Ammeldingen an d.Our 07232004 1 


46 Ammeldingen,Neuerb. 07232005 1 


47 Andernach,gr.kr.St. 07137003 2 


48 Anhausen 07138002 1 


49 Annweiler am Trifels 07337501 2 


50 Anschau 07137004 1 


51 Antweiler 07131004 1 


52 Appenheim 07339001 3 


53 Arbach 07233201 1 


54 Aremberg 07131005 1 


55 Arenrath 07231003 1 


lfd. Nr. Gemeindename 
AGS  


(8-stellig) 
31.12.2016 


Mieten-
stufe 


56 Arft 07137006 1 


57 Argenschwang 07133004 1 


58 Argenthal 07140003 1 


59 Armsheim 07331004 2 


60 Arnshöfen 07143203 1 


61 Arzbach 07141201 1 


62 Arzfeld 07232201 1 


63 Asbach 07134004 1 


64 Asbach 07138003 1 


65 Aschbach 07336005 1 


66 Aspisheim 07339002 3 


67 Astert 07143204 1 


68 Attenhausen 07141003 1 


69 Atzelgift 07143205 1 


70 Auderath 07135005 1 


71 Auel 07141004 1 


72 Auen 07133005 1 


73 Aull 07141005 1 


74 Auw an der Kyll 07232006 1 


75 Auw bei Prüm 07232202 1 


76 Ayl 07235002 1 


77 Baar 07137007 1 


78 Bacharach, Stadt 07339003 3 


79 Bachenberg 07132004 1 


80 Bad Bergzabern, St. 07337005 2 


81 Bad Bertrich 07135501 1 


82 Bad Breisig, Stadt 07131006 1 


83 Bad Dürkheim, Stadt 07332002 4 


84 Bad Ems, Stadt 07141006 1 


85 Bad Hönningen, Stadt 07138004 1 


86 Bad Kreuznach,St. 07133006 3 


87 Bad Marienberg (Ww) 07143206 1 


88 Bad Neuenahr-Ahrw. 07131007 3 


89 Bad Sobernheim, St. 07133501 1 


90 Badem 07232007 1 


91 Badenhard 07140005 1 


92 Badenheim 07339004 3 


93 Baldringen 07235003 1 


94 Balduinstein 07141503 1 


95 Balesfeld 07232203 1 


96 Bann 07335002 2 


97 Bannberscheid 07143003 1 


98 Barbelroth 07337006 2 


99 Bärenbach 07133008 1 


100 Bärenbach 07140006 1 


101 Barweiler 07131008 1 


102 Bärweiler 07133009 1 


103 Basberg 07233002 1 


104 Bassenheim 07137202 1 


105 Battenberg (Pfalz) 07332003 2 


106 Battweiler 07340202 1 


107 Bauler 07131009 1 


108 Bauler 07232008 1 


109 Baumholder, Stadt 07134005 1 


110 Bausendorf 07231004 1 
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AGS  


(8-stellig) 
31.12.2016 


Mieten-
stufe 


111 Baustert 07232009 1 


112 Bayerfeld-Steckweil. 07333004 2 


113 Becheln 07141008 1 


114 Bechenheim 07331005 2 


115 Becherbach 07133011 1 


116 Becherbach bei Kirn 07133010 1 


117 Bechhofen 07340203 1 


118 Bechtheim 07331006 2 


119 Bechtolsheim 07331007 2 


120 Bedesbach 07336106 1 


121 Beilingen 07232010 1 


122 Beilstein 07135007 1 


123 Beindersheim 07338002 3 


124 Beinhausen 07233003 1 


125 Bekond 07235004 1 


126 Belg 07140007 1 


127 Belgweiler 07140008 1 


128 Bell 07137008 1 


129 Bell (Hunsrück) 07140009 1 


130 Bellheim 07334001 2 


131 Bellingen 07143207 1 


132 Beltheim 07140010 1 


133 Bendorf, Stadt 07137203 2 


134 Bengel 07231005 1 


135 Bennhausen 07333005 2 


136 Benzweiler 07140011 1 


137 Bereborn 07233202 1 


138 Berenbach 07233203 1 


139 Berg 07131011 1 


140 Berg 07141009 1 


141 Berg (Pfalz) 07334002 2 


142 Bergen 07134006 1 


143 Bergenhausen 07140012 1 


144 Berghausen 07141010 1 


145 Berglangenbach 07134007 1 


146 Berglicht 07231006 1 


147 Bergweiler 07231007 1 


148 Berkoth 07232011 1 


149 Berlingen 07233004 1 


150 Bermel 07137011 1 


151 Bermersheim 07331009 2 


152 Bermersheim vor d.H. 07331008 2 


153 Berndorf 07233005 1 


154 Berndroth 07141011 1 


155 Bernkastel-Kues, St. 07231008 1 


156 Berod bei Hachenburg 07132201 1 


157 Berod bei Wallmerod 07143208 1 


158 Berscheid 07232012 1 


159 Berschweiler b.Kirn 07134009 1 


160 Berschweiler,Baumh. 07134008 1 


161 Berzhahn 07143209 1 


162 Berzhausen 07132005 1 


163 Bescheid 07235005 1 


164 Betteldorf 07233006 1 


165 Bettendorf 07141012 1 


lfd. Nr. Gemeindename 
AGS  


(8-stellig) 
31.12.2016 


Mieten-
stufe 


166 Bettenfeld 07231009 1 


167 Bettingen 07232013 1 


168 Betzdorf, Stadt 07132006 1 


169 Beulich 07140201 1 


170 Beuren 07135008 1 


171 Beuren (Hochwald) 07235008 1 


172 Bickenbach 07140014 1 


173 Bickendorf 07232014 1 


174 Biebelnheim 07331010 2 


175 Biebelsheim 07133012 1 


176 Biebern 07140015 1 


177 Biebrich 07141013 1 


178 Biedershausen 07340204 1 


179 Biedesheim 07333006 2 


180 Biersdorf am See 07232015 1 


181 Biesdorf 07232016 1 


182 Bilkheim 07143210 1 


183 Billigheim-Ingenheim 07337007 2 


184 Bingen a.Rhein,St. 07339005 3 


185 Binningen 07135009 1 


186 Binsfeld 07231010 1 


187 Birgel 07233007 1 


188 Birkenbeul 07132007 1 


189 Birkenfeld, Stadt 07134010 1 


190 Birkenheide 07338003 3 


191 Birken-Honigsessen 07132008 1 


192 Birkenhördt 07337008 2 


193 Birkheim 07140016 1 


194 Birkweiler 07337009 2 


195 Birlenbach 07141014 1 


196 Birnbach 07132009 1 


197 Birresborn 07233204 1 


198 Birtlingen 07232017 1 


199 Bischheim 07333007 2 


200 Bissersheim 07332004 2 


201 Bisterschied 07333008 2 


202 Bitburg, Stadt 07232018 3 


203 Bitzen 07132010 1 


204 Blankenrath 07135010 1 


205 Blaubach 07336006 1 


206 Bleckhausen 07233008 1 


207 Bleialf 07232206 1 


208 Bobenheim am Berg 07332005 2 


209 Bobenheim-Roxheim 07338004 3 


210 Bobenthal 07340001 1 


211 Böbingen 07337011 2 


212 Böchingen 07337012 2 


213 Bockenau 07133013 1 


214 Bockenheim a.d.W. 07332006 2 


215 Boden 07143005 1 


216 Bodenbach 07233205 1 


217 Bodenheim 07339006 3 


218 Bogel 07141015 1 


219 Böhl-Iggelheim 07338005 1 


220 Bolanden 07333010 2 
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221 Bollenbach 07134012 1 


222 Böllenborn 07337013 2 


223 Bollendorf 07232019 1 


224 Bölsberg 07143211 1 


225 Bonefeld 07138005 1 


226 Bonerath 07235010 1 


227 Bongard 07233206 1 


228 Boos 07133014 1 


229 Boos 07137014 1 


230 Boppard, Stadt 07140501 1 


231 Börfink 07134011 1 


232 Borler 07233207 1 


233 Bornheim 07331012 2 


234 Bornheim 07337014 2 


235 Bornich 07141016 1 


236 Borod 07143212 1 


237 Börrstadt 07333009 2 


238 Börsborn 07336008 1 


239 Bosenbach 07336009 1 


240 Bottenbach 07340205 1 


241 Boxberg 07233010 1 


242 Brachbach 07132012 1 


243 Brachtendorf 07135011 1 


244 Brandscheid 07143213 1 


245 Brandscheid 07232207 1 


246 Braubach, Stadt 07141501 1 


247 Brauneberg 07231012 1 


248 Braunshorn 07140018 1 


249 Braunweiler 07133015 1 


250 Brauweiler 07133016 1 


251 Brecht 07232020 1 


252 Breit 07231202 1 


253 Breitenau 07143006 1 


254 Breitenbach 07336010 1 


255 Breitenheim 07133017 1 


256 Breitenthal 07134013 1 


257 Breitscheid 07138006 1 


258 Breitscheid 07339007 3 


259 Breitscheidt 07132013 1 


260 Bremberg 07141018 1 


261 Bremm 07135012 1 


262 Brenk 07131201 1 


263 Bretthausen 07143214 1 


264 Bretzenheim 07133018 1 


265 Breunigweiler 07333011 2 


266 Brey 07137204 1 


267 Briedel 07135013 1 


268 Brieden 07135014 1 


269 Briedern 07135015 1 


270 Brimingen 07232021 1 


271 Brockscheid 07233011 1 


272 Brodenbach 07137205 1 


273 Brohl 07135016 1 


274 Brohl-Lützing 07131014 1 


275 Bruch 07231013 1 


lfd. Nr. Gemeindename 
AGS  


(8-stellig) 
31.12.2016 


Mieten-
stufe 


276 Bruchertseifen 07132014 1 


277 Bruchhausen 07138008 1 


278 Bruchmühlbach-Miesau 07335003 2 


279 Bruchweiler 07134014 1 


280 Bruchweiler-Bärenb. 07340501 1 


281 Brücken 07134015 1 


282 Brücken (Pfalz) 07336011 1 


283 Brücktal 07233208 1 


284 Bruschied 07133201 1 


285 Bruttig-Fankel 07135017 1 


286 Bubach 07140020 1 


287 Bubenheim 07333012 2 


288 Bubenheim 07339008 3 


289 Buborn 07336012 1 


290 Buch 07140021 1 


291 Buch 07141019 1 


292 Büchel 07135018 1 


293 Büchenbeuren 07140024 1 


294 Buchet 07232208 1 


295 Buchholz (Ww) 07138080 1 


296 Budenbach 07140023 1 


297 Budenheim 07339009 3 


298 Büdesheim 07232209 1 


299 Büdlich 07231203 1 


300 Buhlenberg 07134016 1 


301 Bullay 07135019 1 


302 Bundenbach 07134017 1 


303 Bundenthal 07340502 1 


304 Burbach 07232210 1 


305 Bürdenbach 07132015 1 


306 Burg 07232022 1 


307 Burg (Mosel) 07231014 1 


308 Burgbrohl 07131202 1 


309 Burgen 07137206 1 


310 Burgen 07231016 1 


311 Burglahr 07132016 1 


312 Burgschwalbach 07141020 1 


313 Burgsponheim 07133019 1 


314 Burrweiler 07337015 2 


315 Burtscheid 07231017 1 


316 Busenberg 07340002 1 


317 Busenhausen 07132017 1 


318 Caan 07143007 1 


319 Callbach 07133020 1 


320 Carlsberg 07332007 2 


321 Charlottenberg 07141021 1 


322 Clausen 07340003 1 


323 Cochem, Stadt 07135020 1 


324 Contwig 07340206 1 


325 Cramberg 07141022 1 


326 Cronenberg 07336013 1 


327 Daaden, Stadt 07132018 1 


328 Dachsenhausen 07141023 1 


329 Dackenheim 07332008 2 


330 Dackscheid 07232211 1 
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331 Dahlem 07232024 1 


332 Dahlheim 07141024 1 


333 Dahn, Stadt 07340004 1 


334 Dahnen 07232212 1 


335 Dalberg 07133021 1 


336 Daleiden 07232213 1 


337 Dalheim 07339010 3 


338 Dambach 07134018 1 


339 Damflos 07235014 1 


340 Damscheid 07140025 1 


341 Dankerath 07131015 1 


342 Dannenfels 07333013 2 


343 Dannstadt-Schauernh. 07338006 3 


344 Darscheid 07233014 1 


345 Darstein 07340005 1 


346 Dasburg 07232214 1 


347 Dattenberg 07138009 1 


348 Datzeroth 07138010 1 


349 Daubach 07133022 1 


350 Daubach 07143008 1 


351 Daun, Stadt 07233501 1 


352 Dausenau 07141025 1 


353 Dauwelshausen 07232025 1 


354 Daxweiler 07133023 1 


355 Dedenbach 07131016 1 


356 Deesen 07143009 1 


357 Deidesheim, Stadt 07332009 2 


358 Deimberg 07336014 1 


359 Dellfeld 07340207 1 


360 Demerath 07233016 1 


361 Dennweiler-Frohnbach 07336015 1 


362 Densborn 07233209 1 


363 Dernau 07131017 1 


364 Dernbach 07138011 1 


365 Dernbach 07337017 2 


366 Dernbach(Westerwald) 07143010 1 


367 Derschen 07132019 1 


368 Desloch 07133024 1 


369 Dessighofen 07141026 1 


370 Detzem 07235015 1 


371 Deudesfeld 07233017 1 


372 Deuselbach 07231018 1 


373 Dexheim 07339011 3 


374 Dhronecken 07231019 1 


375 Dichtelbach 07140027 1 


376 Dickendorf 07132020 1 


377 Dickenschied 07140028 1 


378 Dickesbach 07134019 1 


379 Dieblich 07137207 1 


380 Diefenbach 07231020 1 


381 Dielkirchen 07333014 2 


382 Dienethal 07141027 1 


383 Dienheim 07339012 3 


384 Dienstweiler 07134020 1 


385 Dierbach 07337018 2 
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AGS  


(8-stellig) 
31.12.2016 
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stufe 


386 Dierdorf, Stadt 07138012 1 


387 Dierfeld 07231021 1 


388 Dierscheid 07231022 1 


389 Diethardt 07141502 1 


390 Dietrichingen 07340208 1 


391 Diez, Stadt 07141029 2 


392 Dill 07140029 1 


393 Dillendorf 07140030 1 


394 Dimbach 07340006 1 


395 Dingdorf 07232216 1 


396 Dintesheim 07331014 2 


397 Dirmstein 07332010 2 


398 Ditscheid 07137019 1 


399 Dittelsheim-Heßloch 07331015 2 


400 Dittweiler 07336016 1 


401 Dockendorf 07232026 1 


402 Dockweiler 07233018 1 


403 Dodenburg 07231023 1 


404 Dohm-Lammersdorf 07233019 1 


405 Dohr 07135021 1 


406 Dolgesheim 07339013 3 


407 Dommershausen 07140202 1 


408 Donsieders 07340007 1 


409 Dörnberg 07141030 1 


410 Dorn-Dürkheim 07339201 3 


411 Dornholzhausen 07141033 1 


412 Dörrebach 07133025 1 


413 Dörrenbach 07337019 2 


414 Dörrmoschel 07333016 2 


415 Dörscheid 07141031 1 


416 Dörsdorf 07141032 1 


417 Dorsel 07131018 1 


418 Dorsheim 07133026 1 


419 Dörth 07140031 1 


420 Döttesfeld 07138013 1 


421 Drees 07233210 1 


422 Dreifelden 07143215 1 


423 Dreikirchen 07143011 1 


424 Dreis 07231024 1 


425 Dreisbach 07143216 1 


426 Dreis-Brück 07233020 1 


427 Dreisen 07333017 2 


428 Duchroth 07133027 1 


429 Dudeldorf 07232027 1 


430 Dudenhofen 07338007 3 


431 Dümpelfeld 07131501 1 


432 Dünfus 07135022 1 


433 Düngenheim 07135023 1 


434 Dunzweiler 07336017 1 


435 Duppach 07233211 1 


436 Dürrholz 07138014 1 


437 Ebernhahn 07143012 1 


438 Ebertshausen 07141034 1 


439 Ebertsheim 07332012 2 


440 Echternacherbrück 07232028 1 
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441 Echtershausen 07232029 1 


442 Eckelsheim 07331017 2 


443 Eckenroth 07133028 1 


444 Eckersweiler 07134021 1 


445 Eckfeld 07231025 1 


446 Edenkoben, Stadt 07337020 2 


447 Edesheim 07337021 2 


448 Ediger-Eller 07135024 1 


449 Ehlenz 07232030 1 


450 Ehlscheid 07138015 1 


451 Ehr 07141035 1 


452 Ehweiler 07336018 1 


453 Eich 07331018 2 


454 Eichelhardt 07132022 1 


455 Eichen 07132023 1 


456 Eichenbach 07131021 1 


457 Eilscheid 07232217 1 


458 Eimsheim 07339015 3 


459 Einig 07137023 1 


460 Einöllen 07336019 1 


461 Einselthum 07333018 2 


462 Eisenach 07232218 1 


463 Eisenberg(Pfalz),St. 07333019 2 


464 Eisenschmitt 07231026 1 


465 Eisighofen 07141036 1 


466 Eitelborn 07143013 1 


467 Elben 07132024 1 


468 Elbingen 07143501 1 


469 Elchweiler 07134022 1 


470 Elkenroth 07132025 1 


471 Ellenberg 07134023 1 


472 Ellenhausen 07143015 1 


473 Ellenz-Poltersdorf 07135025 1 


474 Ellern (Hunsrück) 07140035 1 


475 Ellerstadt 07332013 2 


476 Ellscheid 07233021 1 


477 Ellweiler 07134024 1 


478 Elmstein 07332014 2 


479 Elsoff (Westerwald) 07143218 1 


480 Elzweiler 07336021 1 


481 Emmelbaum 07232031 1 


482 Emmelshausen, Stadt 07140036 1 


483 Emmerzhausen 07132026 1 


484 Endlichhofen 07141037 1 


485 Engelstadt 07339016 3 


486 Enkenbach-Alsenborn 07335004 2 


487 Enkirch 07231029 1 


488 Ensch 07235019 1 


489 Ensheim 07331019 2 


490 Enspel 07143219 1 


491 Enzen 07232032 1 


492 Eppelsheim 07331020 2 


493 Eppenberg 07135026 1 


494 Eppenbrunn 07340008 1 


495 Eppenrod 07141038 1 
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AGS  


(8-stellig) 
31.12.2016 


Mieten-
stufe 


496 Erbach 07140037 1 


497 Erbes-Büdesheim 07331021 2 


498 Erden 07231030 1 


499 Erdesbach 07336022 1 


500 Erfweiler 07340009 1 


501 Ergeshausen 07141039 1 


502 Erlenbach bei Dahn 07340010 1 


503 Erlenbach bei Kandel 07334004 2 


504 Ernst 07135027 1 


505 Ernzen 07232033 1 


506 Erpel 07138019 1 


507 Erpolzheim 07332015 2 


508 Ersfeld 07132027 1 


509 Erzenhausen 07335005 2 


510 Esch 07231031 1 


511 Esch 07233022 1 


512 Eschbach 07141040 1 


513 Eschbach 07337022 2 


514 Eschfeld 07232220 1 


515 Esselborn 07331022 2 


516 Essenheim 07339017 3 


517 Essingen 07337023 2 


518 Eßlingen 07232034 1 


519 Eßweiler 07336023 1 


520 Esthal 07332016 2 


521 Etgert 07231032 1 


522 Etschberg 07336024 1 


523 Etteldorf 07232035 1 


524 Ettinghausen 07143220 1 


525 Ettringen 07137025 1 


526 Etzbach 07132028 1 


527 Eulenberg 07132029 1 


528 Eulenbis 07335006 2 


529 Eulgem 07135028 1 


530 Euscheid 07232221 1 


531 Eußerthal 07337024 2 


532 Ewighausen 07143221 1 


533 Fachbach 07141041 1 


534 Faid 07135029 1 


535 Falkenstein 07333020 2 


536 Farschweiler 07235021 1 


537 Fehl-Ritzhausen 07143222 1 


538 Feilbingert 07133030 1 


539 Feilsdorf 07232036 1 


540 Fell 07235022 1 


541 Fensdorf 07132030 1 


542 Ferschweiler 07232037 1 


543 Feuerscheid 07232222 1 


544 Feusdorf 07233023 1 


545 Fiersbach 07132031 1 


546 Filsen 07141042 1 


547 Filz 07135030 1 


548 Finkenbach-Gersweil. 07333021 2 


549 Fisch 07235025 1 


550 Fischbach 07134025 1 
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551 Fischbach 07335007 2 


552 Fischbach bei Dahn 07340011 1 


553 Fischbach-Oberraden 07232038 1 


554 Flacht 07141043 1 


555 Flammersfeld 07132032 1 


556 Flemlingen 07337025 2 


557 Fleringen 07232223 1 


558 Fließem 07232039 1 


559 Flomborn 07331024 2 


560 Flonheim 07331025 2 


561 Flörsheim-Dalsheim 07331023 2 


562 Flußbach 07231033 1 


563 Fluterschen 07132033 1 


564 Föckelberg 07336025 1 


565 Föhren 07235026 1 


566 Fohren-Linden 07134026 1 


567 Forst 07132034 1 


568 Forst (Eifel) 07135031 1 


569 Forst (Hunsrück) 07135032 1 


570 Forst an d.Weinstr. 07332017 2 


571 Forstmehren 07132035 1 


572 Framersheim 07331026 2 


573 Frankelbach 07335009 2 


574 Frankeneck 07332018 2 


575 Frankenstein 07335010 2 


576 Frankenthal (Pfalz) 07311000 3 


577 Frankweiler 07337026 2 


578 Franzenheim 07235027 1 


579 Frauenberg 07134027 1 


580 Freckenfeld 07334005 2 


581 Frei-Laubersheim 07133031 1 


582 Freilingen 07143018 1 


583 Freimersheim 07331027 2 


584 Freimersheim (Pfalz) 07337027 2 


585 Freinsheim, Stadt 07332019 2 


586 Freirachdorf 07143019 1 


587 Freisbach 07334006 2 


588 Frettenheim 07331028 2 


589 Freudenburg 07235028 1 


590 Friedelsheim 07332020 2 


591 Friedewald 07132036 1 


592 Friesenhagen 07132037 1 


593 Friesenheim 07339018 3 


594 Frohnhofen 07336027 1 


595 Fronhofen 07140039 1 


596 Frücht 07141044 1 


597 Fuchshofen 07131022 1 


598 Fürfeld 07133032 1 


599 Fürthen 07132038 1 


600 Fußgönheim 07338008 3 


601 Gabsheim 07331029 2 


602 Gackenbach 07143020 1 


603 Galenberg 07131204 1 


604 Gamlen 07135033 1 


605 Gappenach 07137027 1 
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606 Gau-Algesheim, Stadt 07339019 3 


607 Gau-Bickelheim 07331030 2 


608 Gau-Bischofsheim 07339020 3 


609 Gauersheim 07333022 2 


610 Gaugrehweiler 07333023 2 


611 Gau-Heppenheim 07331031 2 


612 Gau-Odernheim 07331032 2 


613 Gau-Weinheim 07331033 2 


614 Gebhardshain 07132039 1 


615 Gebroth 07133033 1 


616 Gefell 07233025 1 


617 Gehlert 07143223 1 


618 Gehlweiler 07140040 1 


619 Gehrweiler 07333024 2 


620 Geichlingen 07232040 1 


621 Geilnau 07141045 1 


622 Geiselberg 07340012 1 


623 Geisfeld 07235030 1 


624 Geisig 07141046 1 


625 Gelenberg 07233212 1 


626 Gemmerich 07141047 1 


627 Gemünd 07232041 1 


628 Gemünden 07140041 1 


629 Gemünden 07143224 1 


630 Gensingen 07339021 3 


631 Gentingen 07232042 1 


632 Gerach 07134028 1 


633 Gerbach 07333025 2 


634 Gerhardsbrunn 07335011 2 


635 Gering 07137029 1 


636 Germersheim, Stadt 07334007 3 


637 Gerolsheim 07332021 2 


638 Gerolstein, Stadt 07233026 1 


639 Gevenich 07135034 1 


640 Gieleroth 07132040 1 


641 Gielert 07231035 1 


642 Gierschnach 07137030 1 


643 Giershausen 07132041 1 


644 Giesdorf 07232224 1 


645 Giesenhausen 07143225 1 


646 Gillenbeuren 07135035 1 


647 Gillenfeld 07233027 1 


648 Gilzem 07232225 1 


649 Gimbsheim 07331034 2 


650 Gimbweiler 07134029 1 


651 Gindorf 07232043 1 


652 Ginsweiler 07336029 1 


653 Gipperath 07231036 1 


654 Girkenroth 07143226 1 


655 Girod 07143021 1 


656 Gladbach 07231037 1 


657 Glanbrücken 07336030 1 


658 Glan-Münchweiler 07336031 1 


659 Glees 07131205 1 


660 Gleisweiler 07337028 2 
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661 Gleiszellen-Gleish. 07337029 2 


662 Göcklingen 07337031 2 


663 Goddert 07143022 1 


664 Gödenroth 07140042 1 


665 Gollenberg 07134031 1 


666 Göllheim 07333026 2 


667 Gommersheim 07337032 2 


668 Gonbach 07333027 2 


669 Gondenbrett 07232227 1 


670 Gondershausen 07140043 1 


671 Gondorf 07232044 1 


672 Gönnersdorf 07131025 1 


673 Gönnersdorf 07233028 1 


674 Gönnheim 07332022 2 


675 Görgeshausen 07143023 1 


676 Gornhausen 07231040 1 


677 Gösenroth 07134030 1 


678 Gossersweiler-Stein 07337033 2 


679 Graach an der Mosel 07231041 1 


680 Gräfendhron 07231042 1 


681 Grafschaft 07131090 2 


682 Gransdorf 07232228 1 


683 Greimerath 07231044 1 


684 Greimerath 07235033 1 


685 Greimersburg 07135036 1 


686 Grenderich 07135037 1 


687 Griebelschied 07134032 1 


688 Gries 07336032 1 


689 Grimburg 07235035 1 


690 Grolsheim 07339022 3 


691 Großbundenbach 07340209 1 


692 Großfischlingen 07337035 2 


693 Großholbach 07143024 1 


694 Großkampenberg 07232229 1 


695 Großkarlbach 07332023 2 


696 Großlangenfeld 07232230 1 


697 Großlittgen 07231046 1 


698 Großmaischeid 07138023 1 


699 Großniedesheim 07338009 3 


700 Großseifen 07143227 1 


701 Großsteinhausen 07340210 1 


702 Grumbach 07336033 1 


703 Grünebach 07132042 1 


704 Grünstadt, Stadt 07332024 3 


705 Guckheim 07143228 1 


706 Gückingen 07141049 1 


707 Guldental 07133035 1 


708 Güllesheim 07132043 1 


709 Gumbsheim 07331035 2 


710 Gunderath 07233213 1 


711 Gundersheim 07331036 2 


712 Gundersweiler 07333028 2 


713 Gundheim 07331037 2 


714 Guntersblum 07339024 3 


715 Gusenburg 07235036 1 
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716 Gusterath 07235037 1 


717 Gutenacker 07141050 1 


718 Gutenberg 07133036 1 


719 Gutweiler 07235038 1 


720 Habscheid 07232231 1 


721 Hachenburg, Stadt 07143229 1 


722 Hackenheim 07133037 1 


723 Hagenbach, Stadt 07334008 2 


724 Hahn 07140044 1 


725 Hahn am See 07143232 1 


726 Hahn bei Marienberg 07143231 1 


727 Hahnenbach 07133038 1 


728 Hahnheim 07339025 3 


729 Hahnstätten 07141051 1 


730 Hahnweiler 07134033 1 


731 Hainau 07141110 1 


732 Hainfeld 07337036 2 


733 Halbs 07143233 1 


734 Hallgarten 07133039 1 


735 Hallschlag 07233214 1 


736 Halsdorf 07232045 1 


737 Halsenbach 07140045 1 


738 Hambach 07141052 1 


739 Hambuch 07135038 1 


740 Hamm 07232046 1 


741 Hamm (Sieg) 07132044 1 


742 Hamm am Rhein 07331038 2 


743 Hammerstein 07138024 1 


744 Hangen-Weisheim 07331039 2 


745 Hanhofen 07338010 3 


746 Hanroth 07138025 1 


747 Harbach 07132045 1 


748 Hardert 07138026 1 


749 Hardt 07143234 1 


750 Hargarten 07232233 1 


751 Hargesheim 07133040 1 


752 Harschbach 07138027 1 


753 Harscheid 07131026 1 


754 Harspelt 07232234 1 


755 Hartenfels 07143025 1 


756 Harthausen 07338011 3 


757 Härtlingen 07143230 1 


758 Harxheim 07339026 3 


759 Hasborn 07231049 1 


760 Haschbach a.Remig. 07336034 1 


761 Haserich 07135039 1 


762 Hasselbach 07132046 1 


763 Hasselbach 07140046 1 


764 Haßloch 07332025 3 


765 Hattert 07143235 1 


766 Hattgenstein 07134034 1 


767 Hatzenbühl 07334009 2 


768 Hatzenport 07137208 1 


769 Hauenstein 07340014 1 


770 Hauptstuhl 07335012 2 
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771 Hauroth 07135040 1 


772 Hausbay 07140047 1 


773 Hausen 07134035 1 


774 Hausen (Wied) 07138007 1 


775 Hausten 07137034 1 


776 Hausweiler 07336035 1 


777 Hecken 07140048 1 


778 Heckenbach 07131027 1 


779 Heckenmünster 07231050 1 


780 Heckhuscheid 07232236 1 


781 Heddert 07235040 1 


782 Hefersweiler 07336036 1 


783 Heidenburg 07231204 1 


784 Heidesheim am Rhein 07339027 3 


785 Heidweiler 07231051 1 


786 Heilbach 07232047 1 


787 Heilberscheid 07143026 1 


788 Heilenbach 07232048 1 


789 Heiligenmoschel 07335013 2 


790 Heiligenroth 07143027 1 


791 Heimbach 07134036 1 


792 Heimborn 07143236 1 


793 Heimweiler 07133041 1 


794 Heinzenbach 07140049 1 


795 Heinzenberg 07133042 1 


796 Heinzenhausen 07336038 1 


797 Heisdorf 07232238 1 


798 Heistenbach 07141053 1 


799 Helferskirchen 07143028 1 


800 Hellenhahn-Schellen. 07143237 1 


801 Hellertshausen 07134037 1 


802 Helmenzen 07132047 1 


803 Helmeroth 07132048 1 


804 Heltersberg 07340015 1 


805 Hemmelzen 07132049 1 


806 Henau 07140050 1 


807 Hennweiler 07133043 1 


808 Henschtal 07336037 1 


809 Hentern 07235043 1 


810 Herborn 07134038 1 


811 Herbstmühle 07232049 1 


812 Herchweiler 07336039 1 


813 Herdorf, Stadt 07132050 1 


814 Herforst 07232050 1 


815 Hergenfeld 07133044 1 


816 Hergenroth 07143238 1 


817 Hergersweiler 07337037 2 


818 Herl 07235044 1 


819 Hermersberg 07340016 1 


820 Hermeskeil, Stadt 07235045 1 


821 Herold 07141054 1 


822 Herren-Sulzbach 07336040 1 


823 Herresbach 07137035 1 


824 Herrstein 07134039 1 


825 Herschbach 07143029 1 
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826 Herschbach (Oww) 07143239 1 


827 Herschberg 07340017 1 


828 Herschbroich 07131028 1 


829 Herschweiler-Petter. 07336041 1 


830 Hersdorf 07232332 1 


831 Herxheim am Berg 07332026 2 


832 Herxheim bei Landau 07337038 2 


833 Herxheimweyher 07337039 2 


834 Herzfeld 07232240 1 


835 Heßheim 07338012 3 


836 Hesweiler 07135041 1 


837 Hettenhausen 07340018 1 


838 Hettenleidelheim 07332027 2 


839 Hettenrodt 07134040 1 


840 Hetzerath 07231053 1 


841 Heuchelheim b.Frank. 07338013 3 


842 Heuchelheim-Klingen 07337040 2 


843 Heupelzen 07132051 1 


844 Heuzert 07143240 1 


845 Hilgenroth 07132052 1 


846 Hilgert 07143030 1 


847 Hillesheim 07339028 3 


848 Hillesheim, Stadt 07233029 1 


849 Hillscheid 07143031 1 


850 Hilscheid 07231054 1 


851 Hilst 07340019 1 


852 Himmighofen 07141055 1 


853 Hintertiefenbach 07134041 1 


854 Hinterweidenthal 07340020 1 


855 Hinterweiler 07233030 1 


856 Hinzenburg 07235046 1 


857 Hinzert-Pölert 07235047 1 


858 Hinzweiler 07336042 1 


859 Hirschberg 07141057 1 


860 Hirschfeld(Hunsrück) 07140053 1 


861 Hirschhorn/Pfalz 07335014 2 


862 Hirschthal 07340021 1 


863 Hirten 07137036 1 


864 Hirz-Maulsbach 07132053 1 


865 Hochborn 07331011 2 


866 Hochdorf-Assenheim 07338014 3 


867 Hochscheid 07231056 1 


868 Hochspeyer 07335015 2 


869 Hochstadt (Pfalz) 07337041 2 


870 Hochstätten 07133045 1 


871 Höchstberg 07233215 1 


872 Höchstenbach 07143241 1 


873 Hochstetten-Dhaun 07133046 1 


874 Hockweiler 07235048 1 


875 Hof 07143243 1 


876 Hoffeld 07131030 1 


877 Höheinöd 07340022 1 


878 Höheischweiler 07340023 1 


879 Hohenfels-Essingen 07233033 1 


880 Hohenleimbach 07131206 1 
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881 Hohenöllen 07336043 1 


882 Hohen-Sülzen 07331041 2 


883 Höhfröschen 07340024 1 


884 Höhn 07143242 1 


885 Höhr-Grenzhausen,St. 07143032 1 


886 Holler 07143033 1 


887 Hollnich 07140055 1 


888 Holsthum 07232053 1 


889 Holzappel 07141059 1 


890 Holzbach 07140056 1 


891 Holzerath 07235050 1 


892 Holzhausen an d.H. 07141060 1 


893 Holzheim 07141061 1 


894 Homberg 07143244 1 


895 Homberg 07336044 1 


896 Hömberg 07141058 1 


897 Hommerdingen 07232054 1 


898 Honerath 07131032 1 


899 Hönningen 07131029 1 


900 Hontheim 07231057 1 


901 Hoppstädten 07336045 1 


902 Hoppstädten-Weiersb. 07134042 1 


903 Horath 07231058 1 


904 Horbach 07133047 1 


905 Horbach 07143034 1 


906 Horbach 07340025 1 


907 Horbruch 07134043 1 


908 Hördt 07334011 2 


909 Horhausen 07141062 1 


910 Horhausen (Ww) 07132055 1 


911 Höringen 07333030 2 


912 Horn 07140058 1 


913 Hornbach, Stadt 07340211 1 


914 Horperath 07233216 1 


915 Horrweiler 07339029 3 


916 Horschbach 07336046 1 


917 Hörscheid 07233031 1 


918 Hörschhausen 07233032 1 


919 Hosten 07232055 1 


920 Hottenbach 07134044 1 


921 Hövels 07132054 1 


922 Hübingen 07143036 1 


923 Hüblingen 07143245 1 


924 Hüffelsheim 07133048 1 


925 Hüffler 07336047 1 


926 Hümmel 07131033 1 


927 Hümmerich 07138030 1 


928 Hundsangen 07143037 1 


929 Hundsbach 07133049 1 


930 Hundsdorf 07143038 1 


931 Hungenroth 07140060 1 


932 Hunzel 07141063 1 


933 Hupperath 07231062 1 


934 Hütschenhausen 07335016 2 


935 Hütten 07232056 1 
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936 Hütterscheid 07232057 1 


937 Hüttingen an d.Kyll 07232058 1 


938 Hüttingen bei Lahr 07232059 1 


939 Idar-Oberstein, St. 07134045 1 


940 Idelberg 07132056 1 


941 Idenheim 07232060 1 


942 Idesheim 07232061 1 


943 Igel 07235051 1 


944 Ilbesheim 07333031 2 


945 Ilbesheim bei Landau 07337042 2 


946 Illerich 07135042 1 


947 Immerath 07233034 1 


948 Immert 07231064 1 


949 Immesheim 07333032 2 


950 Impflingen 07337043 2 


951 Imsbach 07333033 2 


952 Imsweiler 07333034 2 


953 Ingelbach 07132057 1 


954 Ingelheim am Rhein 07339030 5 


955 Ingendorf 07232062 1 


956 Insheim 07337044 2 


957 Insul 07131034 1 


958 Ippenschied 07133050 1 


959 Irmenach 07231501 1 


960 Irmtraut 07143246 1 


961 Irrel 07232063 1 


962 Irrhausen 07232245 1 


963 Irsch 07235052 1 


964 Isenburg 07138031 1 


965 Isert 07132058 1 


966 Isselbach 07141064 1 


967 Jakobsweiler 07333035 2 


968 Jeckenbach 07133051 1 


969 Jettenbach 07336048 1 


970 Jockgrim 07334012 2 


971 Jucken 07232246 1 


972 Jugenheim in Rheinh. 07339031 3 


973 Jünkerath 07233035 1 


974 Kaden 07143247 1 


975 Kadenbach 07143039 1 


976 Kaifenheim 07135043 1 


977 Kail 07135044 1 


978 Kaisersesch, Stadt 07135045 1 


979 Kaiserslautern,kfr.S 07312000 2 


980 Kalenborn 07131036 1 


981 Kalenborn 07135046 1 


982 Kalenborn-Scheuern 07233036 1 


983 Kalkofen 07333036 2 


984 Kallstadt 07332028 2 


985 Kalt 07137041 1 


986 Kaltenborn 07131037 1 


987 Kaltenengers 07137209 1 


988 Kaltenholzhausen 07141065 1 


989 Kammerforst 07143040 1 


990 Kamp-Bornhofen 07141066 1 
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991 Kandel, Stadt 07334013 2 


992 Kanzem 07235055 1 


993 Kapellen-Drusweiler 07337045 2 


994 Kaperich 07233217 1 


995 Kappel 07140062 1 


996 Kappeln 07336049 1 


997 Kapsweyer 07337046 2 


998 Karbach 07140063 1 


999 Karl 07231065 1 


1000 Karlshausen 07232064 1 


1001 Kasbach-Ohlenberg 07138501 1 


1002 Kaschenbach 07232065 1 


1003 Kasdorf 07141067 1 


1004 Kasel 07235056 1 


1005 Käshofen 07340212 1 


1006 Kastellaun, Stadt 07140064 1 


1007 Kastel-Staadt 07235057 1 


1008 Katzenbach 07333037 2 


1009 Katzenelnbogen, St. 07141068 1 


1010 Katzweiler 07335017 2 


1011 Katzwinkel 07233037 1 


1012 Katzwinkel (Sieg) 07132080 1 


1013 Kaub, Stadt 07141069 1 


1014 Kausen 07132059 1 


1015 Kehlbach 07141070 1 


1016 Kehrig 07137043 1 


1017 Keidelheim 07140065 1 


1018 Kelberg 07233218 1 


1019 Kell am See 07235058 1 


1020 Kellenbach 07133202 1 


1021 Kemmenau 07141071 1 


1022 Kempenich 07131502 1 


1023 Kempfeld 07134046 1 


1024 Kenn 07235060 1 


1025 Keppeshausen 07232066 1 


1026 Kerben 07137048 1 


1027 Kerpen (Eifel) 07233038 1 


1028 Kerschenbach 07233219 1 


1029 Kerzenheim 07333038 2 


1030 Kescheid 07132060 1 


1031 Kesfeld 07232247 1 


1032 Kesseling 07131039 1 


1033 Kesten 07231066 1 


1034 Kestert 07141072 1 


1035 Kettenhausen 07132061 1 


1036 Kettenheim 07331042 2 


1037 Kettig 07137211 1 


1038 Kickeshausen 07232248 1 


1039 Kindenheim 07332029 2 


1040 Kinderbeuern 07231067 1 


1041 Kindsbach 07335018 2 


1042 Kinheim 07231068 1 


1043 Kinzenburg 07232249 1 


1044 Kirburg 07143248 1 


1045 Kirchberg (Hunsrück) 07140067 1 
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1046 Kircheib 07132062 1 


1047 Kirchen (Sieg),Stadt 07132063 1 


1048 Kirchheim an der W. 07332030 2 


1049 Kirchheimbolanden 07333039 2 


1050 Kirchsahr 07131040 1 


1051 Kirchwald 07137049 1 


1052 Kirchweiler 07233039 1 


1053 Kirf 07235062 1 


1054 Kirn, Stadt 07133052 1 


1055 Kirrweiler 07336050 1 


1056 Kirrweiler (Pfalz) 07337047 2 


1057 Kirsbach 07233220 1 


1058 Kirschroth 07133053 1 


1059 Kirschweiler 07134047 1 


1060 Kisselbach 07140068 1 


1061 Klausen 07231069 1 


1062 Kleinbundenbach 07340213 1 


1063 Kleinfischlingen 07337048 2 


1064 Kleinich 07231070 1 


1065 Kleinkarlbach 07332031 2 


1066 Kleinlangenfeld 07232250 1 


1067 Kleinmaischeid 07138034 1 


1068 Kleinniedesheim 07338015 3 


1069 Kleinsteinhausen 07340214 1 


1070 Klein-Winternheim 07339032 3 


1071 Kliding 07135048 1 


1072 Klingelbach 07141073 1 


1073 Klingenmünster 07337049 2 


1074 Klosterkumbd 07140070 1 


1075 Klotten 07135049 1 


1076 Kludenbach 07140071 1 


1077 Klüsserath 07235063 1 


1078 Knittelsheim 07334014 2 


1079 Knopp-Labach 07340215 1 


1080 Knöringen 07337050 2 


1081 Kobern-Gondorf 07137212 1 


1082 Koblenz, kfr. St. 07111000 3 


1083 Kölbingen 07143249 1 


1084 Kollig 07137053 1 


1085 Kollweiler 07335019 2 


1086 Kolverath 07233222 1 


1087 Kommen 07231071 1 


1088 Köngernheim 07339033 3 


1089 Königsau 07133203 1 


1090 Königsfeld 07131041 1 


1091 Konken 07336052 1 


1092 Konz, Stadt 07235068 3 


1093 Kopp 07233223 1 


1094 Körborn 07336051 1 


1095 Kordel 07235069 1 


1096 Kördorf 07141074 1 


1097 Korlingen 07235070 1 


1098 Körperich 07232067 1 


1099 Korweiler 07140073 1 


1100 Kottenborn 07131042 1 
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1101 Kottenheim 07137055 1 


1102 Kötterichen 07233221 1 


1103 Kottweiler-Schwanden 07335020 2 


1104 Köwerich 07235067 1 


1105 Koxhausen 07232068 1 


1106 Kraam 07132064 1 


1107 Kradenbach 07233040 1 


1108 Krähenberg 07340216 1 


1109 Kratzenburg 07140075 1 


1110 Krautscheid 07232253 1 


1111 Kreimbach-Kaulbach 07336053 1 


1112 Kretz 07137056 1 


1113 Krickenbach 07335021 2 


1114 Kriegsfeld 07333040 2 


1115 Kronweiler 07134048 1 


1116 Kroppach 07143250 1 


1117 Kröppen 07340026 1 


1118 Krottelbach 07336054 1 


1119 Kröv 07231072 1 


1120 Kruchten 07232069 1 


1121 Kruft 07137057 1 


1122 Krümmel 07143041 1 


1123 Krummenau 07134049 1 


1124 Krunkel 07132065 1 


1125 Kuhardt 07334015 2 


1126 Kuhnhöfen 07143251 1 


1127 Külz (Hunsrück) 07140076 1 


1128 Kümbdchen 07140077 1 


1129 Kundert 07143252 1 


1130 Kurtscheid 07138036 1 


1131 Kusel, Stadt 07336055 1 


1132 Kyllburg, Stadt 07232070 1 


1133 Kyllburgweiler 07232071 1 


1134 Lahnstein, gr.kr.St. 07141075 2 


1135 Lahr 07140502 1 


1136 Lahr 07232072 1 


1137 Lambertsberg 07232254 1 


1138 Lambrecht (Pfalz) 07332032 2 


1139 Lambsborn 07335201 2 


1140 Lambsheim 07338016 3 


1141 Lampaden 07235072 1 


1142 Landau i.d.Pf.kfr.St 07313000 3 


1143 Landkern 07135051 1 


1144 Landscheid 07231503 1 


1145 Landstuhl, Sicking. 07335022 2 


1146 Langenbach 07336056 1 


1147 Langenbach b.Kirburg 07143253 1 


1148 Langenfeld 07137060 1 


1149 Langenhahn 07143254 1 


1150 Langenlonsheim 07133054 1 


1151 Langenscheid 07141076 1 


1152 Langenthal 07133055 1 


1153 Langscheid 07137061 1 


1154 Langsur 07235073 1 


1155 Langweiler 07134502 1 
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1156 Langweiler 07336057 1 


1157 Langwieden 07335202 2 


1158 Lascheid 07232255 1 


1159 Lasel 07232256 1 


1160 Laubach 07135052 1 


1161 Laubach 07140079 1 


1162 Laubenheim 07133056 1 


1163 Laudert 07140080 1 


1164 Laufeld 07231074 1 


1165 Laufersweiler 07140081 1 


1166 Laumersheim 07332033 2 


1167 Lauperath 07232258 1 


1168 Laurenburg 07141077 1 


1169 Lauschied 07133057 1 


1170 Lauterecken, Stadt 07336058 1 


1171 Lautersheim 07333041 2 


1172 Lautert 07141078 1 


1173 Lautzenbrücken 07143255 1 


1174 Lautzenhausen 07140082 1 


1175 Lehmen 07137504 1 


1176 Leidenborn 07232259 1 


1177 Leienkaul 07135502 1 


1178 Leimbach 07131044 1 


1179 Leimbach 07232073 1 


1180 Leimen 07340027 1 


1181 Leimersheim 07334016 2 


1182 Leiningen 07140084 1 


1183 Leinsweiler 07337051 2 


1184 Leisel 07134050 1 


1185 Leitzweiler 07134051 1 


1186 Leiwen 07235074 1 


1187 Lemberg 07340028 1 


1188 Lettweiler 07133058 1 


1189 Leubsdorf 07138037 1 


1190 Leuterod 07143042 1 


1191 Leutesdorf 07138038 1 


1192 Lichtenborn 07232260 1 


1193 Liebenscheid 07143256 1 


1194 Liebshausen 07140085 1 


1195 Lieg 07135053 1 


1196 Lierfeld 07232261 1 


1197 Lierschied 07141079 1 


1198 Liesenich 07135054 1 


1199 Lieser 07231075 1 


1200 Ließem 07232074 1 


1201 Limbach 07133059 1 


1202 Limbach 07143257 1 


1203 Limburgerhof 07338017 4 


1204 Lind 07131047 1 


1205 Lind 07137063 1 


1206 Linden 07143258 1 


1207 Linden 07335023 2 


1208 Lindenberg 07332034 2 


1209 Lindenschied 07140086 1 


1210 Lingenfeld 07334017 2 
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1211 Lingerhahn 07140087 1 


1212 Linkenbach 07138040 1 


1213 Linz am Rhein, Stadt 07138041 1 


1214 Lipporn 07141080 1 


1215 Lirstal 07233224 1 


1216 Lissendorf 07233041 1 


1217 Lochum 07143259 1 


1218 Löf 07137214 1 


1219 Lohnsfeld 07333042 2 


1220 Lohnweiler 07336060 1 


1221 Lohrheim 07141081 1 


1222 Löllbach 07133060 1 


1223 Lollschied 07141082 1 


1224 Longen 07235077 1 


1225 Longkamp 07231077 1 


1226 Longuich 07235078 1 


1227 Lonnig 07137065 1 


1228 Lonsheim 07331043 2 


1229 Lorscheid 07235080 1 


1230 Lörzweiler 07339034 3 


1231 Lösnich 07231076 1 


1232 Lötzbeuren 07231206 1 


1233 Luckenbach 07143260 1 


1234 Lückenburg 07231078 1 


1235 Ludwigshafen, kfr.St 07314000 4 


1236 Ludwigshöhe 07339035 3 


1237 Ludwigswinkel 07340029 1 


1238 Lug 07340030 1 


1239 Lünebach 07232262 1 


1240 Lustadt 07334018 2 


1241 Lütz 07135056 1 


1242 Lutzerath 07135057 1 


1243 Lützkampen 07232263 1 


1244 Luxem 07137066 1 


1245 Lykershausen 07141083 1 


1246 Macken 07137215 1 


1247 Mackenbach 07335024 2 


1248 Mackenrodt 07134052 1 


1249 Mähren 07143502 1 


1250 Maikammer 07337052 2 


1251 Mainz, kfr. St. 07315000 6 


1252 Maisborn 07140089 1 


1253 Maitzborn 07140090 1 


1254 Malberg 07132066 1 


1255 Malberg 07232075 1 


1256 Malbergweich 07232076 1 


1257 Malborn 07231079 1 


1258 Mammelzen 07132067 1 


1259 Mandel 07133061 1 


1260 Mandern 07235081 1 


1261 Manderscheid 07232264 1 


1262 Manderscheid, Stadt 07231080 1 


1263 Mannebach 07233225 1 


1264 Mannebach 07235082 1 


1265 Mannweiler-Cölln 07333043 2 
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1266 Manubach 07339036 3 


1267 Marienfels 07141084 1 


1268 Marienhausen 07138201 1 


1269 Marienrachdorf 07143044 1 


1270 Maring-Noviand 07231081 1 


1271 Marnheim 07333045 2 


1272 Maroth 07143045 1 


1273 Martinshöhe 07335203 2 


1274 Martinstein 07133062 1 


1275 Marzhausen 07143261 1 


1276 Masburg 07135058 1 


1277 Maßweiler 07340217 1 


1278 Mastershausen 07140204 1 


1279 Masthorn 07232265 1 


1280 Matzenbach 07336107 1 


1281 Matzerath 07232266 1 


1282 Mauchenheim 07331044 2 


1283 Mauden 07132068 1 


1284 Mauel 07232267 1 


1285 Mauschbach 07340218 1 


1286 Maxdorf 07338018 3 


1287 Maxsain 07143046 1 


1288 Mayen, gr.kr.St. 07137068 2 


1289 Mayschoß 07131049 1 


1290 Meckel 07232077 1 


1291 Meckenbach 07133063 1 


1292 Meckenbach 07134053 1 


1293 Meckenheim 07332035 2 


1294 Medard 07336061 1 


1295 Meddersheim 07133064 1 


1296 Meerfeld 07231082 1 


1297 Mehlbach 07335025 2 


1298 Mehlingen 07335026 2 


1299 Mehren 07132069 1 


1300 Mehren 07233042 1 


1301 Mehring 07235083 1 


1302 Meinborn 07138042 1 


1303 Meisburg 07233043 1 


1304 Meisenheim, Stadt 07133065 1 


1305 Melsbach 07138043 1 


1306 Mendig, Stadt 07137069 1 


1307 Mengerschied 07140092 1 


1308 Menningen 07232078 1 


1309 Merkelbach 07143262 1 


1310 Merlscheid 07232270 1 


1311 Mermuth 07140093 1 


1312 Merschbach 07231083 1 


1313 Mertesdorf 07235085 1 


1314 Mertesheim 07332036 2 


1315 Mertloch 07137070 1 


1316 Merxheim 07133066 1 


1317 Merzalben 07340031 1 


1318 Merzkirchen 07235154 1 


1319 Merzweiler 07336062 1 


1320 Mesenich 07135060 1 
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1321 Messerich 07232079 1 


1322 Mettendorf 07232080 1 


1323 Mettenheim 07331045 2 


1324 Metterich 07232081 1 


1325 Mettweiler 07134054 1 


1326 Metzenhausen 07140094 1 


1327 Meudt 07143263 1 


1328 Meuspath 07131050 1 


1329 Michelbach 07140095 1 


1330 Michelbach (Ww) 07132070 1 


1331 Miehlen 07141085 1 


1332 Miellen 07141086 1 


1333 Minden 07232082 1 


1334 Minderlittgen 07231085 1 


1335 Minfeld 07334020 2 


1336 Minheim 07231086 1 


1337 Misselberg 07141087 1 


1338 Mittelbrunn 07335027 2 


1339 Mittelfischbach 07141088 1 


1340 Mittelhof 07132011 1 


1341 Mittelreidenbach 07134055 1 


1342 Mittelstrimmig 07135061 1 


1343 Mogendorf 07143047 1 


1344 Molsberg 07143266 1 


1345 Mölsheim 07331046 2 


1346 Molzhain 07132071 1 


1347 Mommenheim 07339037 3 


1348 Monreal 07137074 1 


1349 Monsheim 07331048 2 


1350 Montabaur, Stadt 07143048 2 


1351 Möntenich 07135062 1 


1352 Monzelfeld 07231087 1 


1353 Monzernheim 07331049 2 


1354 Monzingen 07133067 1 


1355 Morbach 07231502 1 


1356 Moritzheim 07135064 1 


1357 Mörlen 07143264 1 


1358 Mörsbach 07143265 1 


1359 Mörschbach 07140096 1 


1360 Morscheid 07235090 1 


1361 Morschheim 07333047 2 


1362 Mörschied 07134056 1 


1363 Mörsdorf 07140503 1 


1364 Mörsfeld 07333046 2 


1365 Morshausen 07140205 1 


1366 Mörstadt 07331047 2 


1367 Mosbruch 07233226 1 


1368 Moschheim 07143049 1 


1369 Moselkern 07135065 1 


1370 Mückeln 07233046 1 


1371 Müden (Mosel) 07135066 1 


1372 Mudenbach 07143267 1 


1373 Mudersbach 07132072 1 


1374 Mudershausen 07141089 1 


1375 Mühlpfad 07140098 1 
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1376 Mülbach 07232083 1 


1377 Mülheim a.d.Mosel 07231090 1 


1378 Mülheim-Kärlich 07137216 2 


1379 Müllenbach 07131051 1 


1380 Müllenbach 07135067 1 


1381 Münchwald 07133068 1 


1382 Münchweiler an d.A. 07333048 2 


1383 Münchweiler an d.R. 07340032 1 


1384 Münchweiler,Klingb. 07337054 2 


1385 Mündersbach 07143268 1 


1386 Münk 07137077 1 


1387 Münsterappel 07333049 2 


1388 Münstermaifeld,Stadt 07137501 1 


1389 Münster-Sarmsheim 07339038 3 


1390 Mürlenbach 07233227 1 


1391 Müsch 07131052 1 


1392 Müschenbach 07143269 1 


1393 Musweiler 07231091 1 


1394 Mutterschied 07140099 1 


1395 Mutterstadt 07338019 4 


1396 Mützenich 07232271 1 


1397 Muxerath 07232084 1 


1398 Nachtsheim 07137079 1 


1399 Nack 07331050 2 


1400 Nackenheim 07339039 3 


1401 Nannhausen 07140100 1 


1402 Nanzdietschweiler 07336064 1 


1403 Nasingen 07232085 1 


1404 Nassau, Stadt 07141091 1 


1405 Nastätten, Stadt 07141092 1 


1406 Nattenheim 07232086 1 


1407 Naunheim 07137080 1 


1408 Nauort 07143050 1 


1409 Naurath (Eifel) 07235091 1 


1410 Naurath (Wald) 07235092 1 


1411 Nauroth 07132073 1 


1412 Neef 07135068 1 


1413 Nehren 07135069 1 


1414 Neichen 07233048 1 


1415 Neidenbach 07232087 1 


1416 Neidenfels 07332037 2 


1417 Neitersen 07132074 1 


1418 Nentershausen 07143051 1 


1419 Nerdlen 07233049 1 


1420 Neroth 07233050 1 


1421 Nerzweiler 07336065 1 


1422 Netzbach 07141093 1 


1423 Neu-Bamberg 07133069 1 


1424 Neuburg am Rhein 07334021 2 


1425 Neuendorf 07232272 1 


1426 Neuerburg, Stadt 07232088 1 


1427 Neuerkirch 07140101 1 


1428 Neuhäusel 07143052 1 


1429 Neuheilenbach 07232273 1 


1430 Neuhemsbach 07335028 2 
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1431 Neuhofen 07338020 3 


1432 Neuhütten 07235093 1 


1433 Neuleiningen 07332038 2 


1434 Neumagen-Dhron 07231092 1 


1435 Neunkhausen 07143270 1 


1436 Neunkirchen 07143271 1 


1437 Neunkirchen 07231093 1 


1438 Neunkirchen a.Potzb. 07336066 1 


1439 Neupotz 07334022 2 


1440 Neustadt (Wied) 07138044 1 


1441 Neustadt a.d.W.kfr.S 07316000 2 


1442 Neustadt/Westerwald 07143272 1 


1443 Neuwied, gr.kr.St. 07138045 2 


1444 Newel 07235094 1 


1445 Ney 07140102 1 


1446 Nickenich 07137081 1 


1447 Nieder Kostenz 07140105 1 


1448 Niederahr 07143273 1 


1449 Niederalben 07336067 1 


1450 Niederbachheim 07141094 1 


1451 Niederbreitbach 07138047 1 


1452 Niederbrombach 07134057 1 


1453 Niederburg 07140104 1 


1454 Niederdreisbach 07132075 1 


1455 Niederdürenbach 07131054 1 


1456 Niederelbert 07143053 1 


1457 Niedererbach 07143054 1 


1458 Niederfell 07137217 1 


1459 Niederfischbach 07132076 1 


1460 Niedergeckler 07232089 1 


1461 Niederhambach 07134058 1 


1462 Niederhausen 07133070 1 


1463 Niederhausen an d.A. 07333050 2 


1464 Niederheimbach 07339040 3 


1465 Nieder-Hilbersheim 07339041 3 


1466 Niederhofen 07138048 1 


1467 Niederhorbach 07337055 2 


1468 Niederhosenbach 07134059 1 


1469 Niederirsen 07132077 1 


1470 Niederkirchen 07335029 2 


1471 Niederkirchen b.D. 07332039 2 


1472 Niederkumbd 07140106 1 


1473 Niederlauch 07232276 1 


1474 Niedermohr 07335030 2 


1475 Niedermoschel 07333051 2 


1476 Niederneisen 07141095 1 


1477 Niederöfflingen 07231095 1 


1478 Nieder-Olm, Stadt 07339042 3 


1479 Niederotterbach 07337056 2 


1480 Niederpierscheid 07232277 1 


1481 Niederraden 07232090 1 


1482 Niederroßbach 07143274 1 


1483 Niedersayn 07143275 1 


1484 Niederscheidweiler 07231096 1 


1485 Niederschlettenbach 07340033 1 
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1486 Niedersohren 07140107 1 


1487 Niederstadtfeld 07233052 1 


1488 Niederstaufenbach 07336068 1 


1489 Niederstedem 07232091 1 


1490 Niedersteinebach 07132078 1 


1491 Niedert 07140108 1 


1492 Niedertiefenbach 07141096 1 


1493 Niederwallmenach 07141097 1 


1494 Niederwambach 07138050 1 


1495 Niederweiler 07140109 1 


1496 Niederweiler 07232092 1 


1497 Niederweis 07232093 1 


1498 Niederwerth 07137218 1 


1499 Nieder-Wiesen 07331051 2 


1500 Niederwörresbach 07134060 1 


1501 Niederzissen 07131055 1 


1502 Niehl 07232094 1 


1503 Niersbach 07231504 1 


1504 Nierstein, Stadt 07339043 3 


1505 Nievern 07141098 1 


1506 Nimshuscheid 07232279 1 


1507 Nimsreuland 07232280 1 


1508 Nister 07143276 1 


1509 Nisterau 07143277 1 


1510 Nisterberg 07132079 1 


1511 Nister-Möhrendorf 07143278 1 


1512 Nistertal 07143279 1 


1513 Nittel 07235095 1 


1514 Nitz 07233228 1 


1515 Nochern 07141099 1 


1516 Nohen 07134061 1 


1517 Nohn 07233229 1 


1518 Nomborn 07143055 1 


1519 Norath 07140110 1 


1520 Nordhofen 07143056 1 


1521 Norheim 07133071 1 


1522 Norken 07143280 1 


1523 Nörtershausen 07137219 1 


1524 Nothweiler 07340034 1 


1525 Nünschweiler 07340035 1 


1526 Nürburg 07131058 1 


1527 Nusbaum 07232095 1 


1528 Nußbach 07336069 1 


1529 Nußbaum 07133072 1 


1530 Ober Kostenz 07140111 1 


1531 Oberahr 07143281 1 


1532 Oberalben 07336070 1 


1533 Oberarnbach 07335031 2 


1534 Oberbachheim 07141100 1 


1535 Oberbettingen 07233053 1 


1536 Oberbillig 07235096 1 


1537 Oberbrombach 07134062 1 


1538 Oberdiebach 07339044 3 


1539 Oberdreis 07138052 1 


1540 Oberdürenbach 07131059 1 
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1541 Oberehe-Stroheich 07233054 1 


1542 Oberelbert 07143057 1 


1543 Oberelz 07233230 1 


1544 Obererbach 07143058 1 


1545 Obererbach (Ww) 07132081 1 


1546 Oberfell 07137220 1 


1547 Oberfischbach 07141101 1 


1548 Ober-Flörsheim 07331052 2 


1549 Obergeckler 07232096 1 


1550 Oberhaid 07143059 1 


1551 Oberhambach 07134063 1 


1552 Oberhausen 07337058 2 


1553 Oberhausen an d.A. 07333053 2 


1554 Oberhausen an d.Nahe 07133074 1 


1555 Oberhausen bei Kirn 07133073 1 


1556 Oberheimbach 07339045 3 


1557 Ober-Hilbersheim 07339046 3 


1558 Oberhonnefeld-Gier. 07138053 1 


1559 Oberhosenbach 07134064 1 


1560 Oberirsen 07132082 1 


1561 Oberkail 07232282 1 


1562 Oberkirn 07134065 1 


1563 Oberlahr 07132083 1 


1564 Oberlascheid 07232283 1 


1565 Oberlauch 07232284 1 


1566 Obermoschel, Stadt 07333054 2 


1567 Obernau 07132084 1 


1568 Oberndorf 07333055 2 


1569 Oberneisen 07141102 1 


1570 Obernheim-Kirchen. 07340219 1 


1571 Obernhof 07141103 1 


1572 Oberöfflingen 07231100 1 


1573 Ober-Olm 07339047 3 


1574 Oberotterbach 07337059 2 


1575 Oberpierscheid 07232285 1 


1576 Oberraden 07138054 1 


1577 Oberreidenbach 07134066 1 


1578 Oberrod 07143282 1 


1579 Oberroßbach 07143283 1 


1580 Oberscheidweiler 07231101 1 


1581 Oberschlettenbach 07337060 2 


1582 Obersimten 07340036 1 


1583 Oberstadtfeld 07233055 1 


1584 Oberstaufenbach 07336071 1 


1585 Oberstedem 07232097 1 


1586 Obersteinebach 07132085 1 


1587 Oberstreit 07133075 1 


1588 Obersülzen 07332040 2 


1589 Obertiefenbach 07141104 1 


1590 Oberwallmenach 07141105 1 


1591 Oberwambach 07132086 1 


1592 Oberweiler 07232098 1 


1593 Oberweiler im Tal 07336072 1 


1594 Oberweiler-Tiefenb. 07336073 1 


1595 Oberweis 07232099 1 
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1596 Oberwesel, Stadt 07140112 1 


1597 Oberwies 07141106 1 


1598 Oberwiesen 07333056 2 


1599 Oberwörresbach 07134067 1 


1600 Oberzissen 07131060 1 


1601 Obrigheim (Pfalz) 07332041 2 


1602 Ochtendung 07137086 1 


1603 Ockenfels 07138055 1 


1604 Ockenheim 07339048 3 


1605 Ockfen 07235098 1 


1606 Odenbach 07336074 1 


1607 Odernheim am Glan 07133076 1 


1608 Oelsberg 07141107 1 


1609 Offenbach an der Q. 07337061 2 


1610 Offenbach-Hundheim 07336075 1 


1611 Offenheim 07331053 2 


1612 Offstein 07331054 2 


1613 Ohlenhard 07131062 1 


1614 Ohlweiler 07140113 1 


1615 Ohmbach 07336076 1 


1616 Ollmuth 07235100 1 


1617 Olmscheid 07232287 1 


1618 Olsbrücken 07335033 2 


1619 Olsdorf 07232100 1 


1620 Ölsen 07132087 1 


1621 Olzheim 07232288 1 


1622 Onsdorf 07235101 1 


1623 Oppenheim, Stadt 07339049 3 


1624 Oppertshausen 07140115 1 


1625 Orbis 07333057 2 


1626 Orenhofen 07232289 1 


1627 Orfgen 07132088 1 


1628 Orlenbach 07232290 1 


1629 Ormont 07233232 1 


1630 Orsfeld 07232101 1 


1631 Osann-Monzel 07231103 1 


1632 Osburg 07235103 1 


1633 Osterspai 07141108 1 


1634 Osthofen, Stadt 07331055 2 


1635 Otterbach 07335034 2 


1636 Otterberg, Stadt 07335035 2 


1637 Ottersheim 07333058 2 


1638 Ottersheim b.Landau 07334023 2 


1639 Otterstadt 07338021 3 


1640 Ötzingen 07143060 1 


1641 Otzweiler 07133077 1 


1642 Palzem 07235104 1 


1643 Pantenburg 07231104 1 


1644 Panzweiler 07135070 1 


1645 Partenheim 07331056 2 


1646 Paschel 07235105 1 


1647 Patersberg 07141109 1 


1648 Peffingen 07232103 1 


1649 Pellingen 07235106 1 


1650 Pelm 07233056 1 
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1651 Perscheid 07140116 1 


1652 Petersberg 07340037 1 


1653 Peterslahr 07132089 1 


1654 Peterswald-Löffels. 07135071 1 


1655 Pfaffen-Schwabenheim 07133078 1 


1656 Pfalzfeld 07140117 1 


1657 Pfeffelbach 07336077 1 


1658 Philippsheim 07232104 1 


1659 Pickließem 07232105 1 


1660 Piesport 07231105 1 


1661 Pillig 07137087 1 


1662 Pintesfeld 07232291 1 


1663 Pirmasens, kfr. St. 07317000 1 


1664 Pittenbach 07232292 1 


1665 Plaidt 07137088 1 


1666 Plascheid 07232106 1 


1667 Platten 07231107 1 


1668 Pleckhausen 07132090 1 


1669 Plein 07231108 1 


1670 Pleisweiler-Oberhof. 07337062 2 


1671 Pleitersheim 07133080 1 


1672 Pleizenhausen 07140118 1 


1673 Plütscheid 07232293 1 


1674 Pluwig 07235107 1 


1675 Pohl 07141111 1 


1676 Polch, Stadt 07137089 1 


1677 Pölich 07235108 1 


1678 Pommern 07135072 1 


1679 Pomster 07131065 1 


1680 Pottum 07143284 1 


1681 Pracht 07132091 1 


1682 Prath 07141112 1 


1683 Preischeid 07232294 1 


1684 Preist 07232107 1 


1685 Pronsfeld 07232295 1 


1686 Prüm, Stadt 07232296 1 


1687 Prümzurlay 07232108 1 


1688 Puderbach 07138057 1 


1689 Pünderich 07135073 1 


1690 Queidersbach 07335037 2 


1691 Quiddelbach 07131066 1 


1692 Quirnbach 07143061 1 


1693 Quirnbach/Pfalz 07336501 1 


1694 Quirnheim 07332042 2 


1695 Racksen 07132092 1 


1696 Ralingen 07235111 1 


1697 Ramberg 07337064 2 


1698 Rammelsbach 07336079 1 


1699 Ramsen 07333060 2 


1700 Ramstein-Miesenbach 07335038 2 


1701 Ransbach-Baumbach 07143062 1 


1702 Ranschbach 07337065 2 


1703 Ransweiler 07333061 2 


1704 Rascheid 07235112 1 


1705 Rathskirchen 07333201 2 
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1706 Rathsweiler 07336081 1 


1707 Ratzert 07138058 1 


1708 Raubach 07138059 1 


1709 Raumbach 07133081 1 


1710 Ravengiersburg 07140119 1 


1711 Raversbeuren 07140120 1 


1712 Rayerschied 07140121 1 


1713 Rech 07131068 1 


1714 Reckenroth 07141113 1 


1715 Reckershausen 07140122 1 


1716 Rehbach 07133082 1 


1717 Rehborn 07133083 1 


1718 Rehe 07143285 1 


1719 Rehweiler 07336082 1 


1720 Reich 07140123 1 


1721 Reichenbach 07134068 1 


1722 Reichenbach-Steegen 07335501 2 


1723 Reichenberg 07141114 1 


1724 Reichsthal 07333202 2 


1725 Reichweiler 07336084 1 


1726 Reidenhausen 07135074 1 


1727 Reifenberg 07340220 1 


1728 Reiferscheid 07132093 1 


1729 Reiff 07232297 1 


1730 Reiffelbach 07133084 1 


1731 Reifferscheid 07131069 1 


1732 Reil 07231110 1 


1733 Reimerath 07233233 1 


1734 Reinsfeld 07235114 1 


1735 Reipeldingen 07232298 1 


1736 Reipoltskirchen 07336085 1 


1737 Reitzenhain 07141115 1 


1738 Relsberg 07336086 1 


1739 Remagen, Stadt 07131070 3 


1740 Rengsdorf 07138061 1 


1741 Rennerod, Stadt 07143286 1 


1742 Retterath 07233234 1 


1743 Rettersen 07132094 1 


1744 Rettershain 07141116 1 


1745 Rettert 07141117 1 


1746 Reudelsterz 07137092 1 


1747 Reuth 07233235 1 


1748 Rhaunen 07134069 1 


1749 Rheinböllen, Stadt 07140125 1 


1750 Rheinbreitbach 07138062 1 


1751 Rheinbrohl 07138063 1 


1752 Rheinzabern 07334024 2 


1753 Rhens, Stadt 07137221 1 


1754 Rhodt unter Rietburg 07337066 2 


1755 Riedelberg 07340221 1 


1756 Rieden 07137093 1 


1757 Riegenroth 07140126 1 


1758 Rieschweiler-Mühlb. 07340222 1 


1759 Riesweiler 07140127 1 


1760 Rimsberg 07134070 1 
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1761 Rinnthal 07337067 2 


1762 Rinzenberg 07134071 1 


1763 Riol 07235115 1 


1764 Rittersdorf 07232109 1 


1765 Rittersheim 07333062 2 


1766 Rivenich 07231111 1 


1767 Riveris 07235116 1 


1768 Rockenhausen, Stadt 07333502 2 


1769 Rockeskyll 07233058 1 


1770 Rodalben, Stadt 07340038 1 


1771 Rodder 07131072 1 


1772 Rödelhausen 07140128 1 


1773 Rodenbach 07335040 2 


1774 Rodenbach b.Puderb. 07138064 1 


1775 Rödern 07140129 1 


1776 Rodershausen 07232110 1 


1777 Rödersheim-Gronau 07338022 3 


1778 Roes 07135075 1 


1779 Röhl 07232111 1 


1780 Rohrbach 07134073 1 


1781 Rohrbach 07140130 1 


1782 Rohrbach 07337068 2 


1783 Römerberg 07338023 3 


1784 Rommersheim 07232300 1 


1785 Rorodt 07231112 1 


1786 Roschbach 07337069 2 


1787 Roscheid 07232301 1 


1788 Rosenheim (Altenk.) 07132095 1 


1789 Rosenkopf 07340223 1 


1790 Roßbach 07138065 1 


1791 Roßbach 07143287 1 


1792 Rotenhain 07143288 1 


1793 Roth 07132096 1 


1794 Roth 07133085 1 


1795 Roth 07140131 1 


1796 Roth 07141118 1 


1797 Roth an der Our 07232112 1 


1798 Roth bei Prüm 07232302 1 


1799 Rothenbach 07143289 1 


1800 Rothselberg 07336087 1 


1801 Rötsweiler-Nockenth. 07134072 1 


1802 Rott 07132097 1 


1803 Roxheim 07133086 1 


1804 Rüber 07137095 1 


1805 Rückeroth 07143064 1 


1806 Rückweiler 07134074 1 


1807 Rüdesheim 07133117 1 


1808 Rülzheim 07334025 2 


1809 Rumbach 07340039 1 


1810 Rümmelsheim 07133087 1 


1811 Ruppach-Goldhausen 07143065 1 


1812 Ruppertsberg 07332043 2 


1813 Ruppertsecken 07333065 2 


1814 Ruppertshofen 07141120 1 


1815 Ruppertsweiler 07340040 1 
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1816 Ruschberg 07134075 1 


1817 Rüscheid 07138066 1 


1818 Rüssingen 07333064 2 


1819 Ruthweiler 07336088 1 


1820 Rutsweiler a.Lauter 07336090 1 


1821 Rutsweiler am Glan 07336089 1 


1822 Saalstadt 07340041 1 


1823 Saarburg, Stadt 07235118 1 


1824 Saffig 07137096 1 


1825 Salm 07233060 1 


1826 Salmtal 07231113 1 


1827 Salz 07143290 1 


1828 Salzburg 07143291 1 


1829 Sankt Alban 07333066 2 


1830 Sankt Aldegund 07135076 1 


1831 Sankt Goar, Stadt 07140133 1 


1832 Sankt Goarshausen 07141121 1 


1833 Sankt Johann 07137097 1 


1834 Sankt Johann 07339050 3 


1835 Sankt Julian 07336095 1 


1836 Sankt Katharinen 07133088 1 


1837 Sankt Katharinen(NR) 07138068 1 


1838 Sankt Martin 07337070 2 


1839 Sankt Sebastian 07137222 1 


1840 Sankt Thomas 07232113 1 


1841 Sargenroth 07140134 1 


1842 Sarmersbach 07233061 1 


1843 Sassen 07233236 1 


1844 Sauerthal 07141122 1 


1845 Saulheim 07331058 2 


1846 Saxler 07233062 1 


1847 Schalkenbach 07131073 1 


1848 Schalkenmehren 07233063 1 


1849 Schallodenbach 07335041 2 


1850 Schankweiler 07232114 1 


1851 Scharfbillig 07232115 1 


1852 Schauerberg 07340042 1 


1853 Schauren 07134076 1 


1854 Schauren 07135077 1 


1855 Scheibenhardt 07334027 2 


1856 Scheid 07233237 1 


1857 Scheidt 07141124 1 


1858 Scheitenkorb 07232116 1 


1859 Schellweiler 07336091 1 


1860 Schenkelberg 07143066 1 


1861 Scheuerfeld 07132098 1 


1862 Scheuern 07232117 1 


1863 Schiersfeld 07333067 2 


1864 Schiesheim 07141125 1 


1865 Schifferstadt, Stadt 07338025 3 


1866 Schillingen 07235119 1 


1867 Schindhard 07340043 1 


1868 Schladt 07231114 1 


1869 Schleich 07235120 1 


1870 Schleid 07232118 1 







18.06.2019 10:35:30 


lfd. Nr. Gemeindename 
AGS  


(8-stellig) 
31.12.2016 


Mieten-
stufe 


1871 Schlierschied 07140135 1 


1872 Schloßböckelheim 07133089 1 


1873 Schmalenberg 07340044 1 


1874 Schmidthachenbach 07134077 1 


1875 Schmißberg 07134078 1 


1876 Schmitshausen 07340224 1 


1877 Schmitt 07135078 1 


1878 Schmittweiler 07133090 1 


1879 Schneckenhausen 07335042 2 


1880 Schneppenbach 07133204 1 


1881 Schnorbach 07140138 1 


1882 Schoden 07235122 1 


1883 Schömerich 07235123 1 


1884 Schönau (Pfalz) 07340045 1 


1885 Schönbach 07233064 1 


1886 Schönberg 07231115 1 


1887 Schönborn 07140139 1 


1888 Schönborn 07141126 1 


1889 Schönborn 07333068 2 


1890 Schöndorf 07235124 1 


1891 Schöneberg 07132099 1 


1892 Schöneberg 07133091 1 


1893 Schönecken 07232304 1 


1894 Schönenberg-Kübelb. 07336092 1 


1895 Schopp 07335204 2 


1896 Schornsheim 07331059 2 


1897 Schuld 07131074 1 


1898 Schüller 07233239 1 


1899 Schürdt 07132100 1 


1900 Schutz 07233065 1 


1901 Schutzbach 07132101 1 


1902 Schwabenheim a.Selz 07339051 3 


1903 Schwall 07140140 1 


1904 Schwanheim 07340047 1 


1905 Schwarzen 07140141 1 


1906 Schwarzenborn 07231116 1 


1907 Schwarzerden 07133205 1 


1908 Schwedelbach 07335043 2 


1909 Schwegenheim 07334028 2 


1910 Schweich, Stadt 07235125 1 


1911 Schweigen-Rechtenb. 07337071 2 


1912 Schweighausen 07141127 1 


1913 Schweighofen 07337072 2 


1914 Schweinschied 07133092 1 


1915 Schweisweiler 07333069 2 


1916 Schweix 07340048 1 


1917 Schweppenhausen 07133093 1 


1918 Schwerbach 07134079 1 


1919 Schwirzheim 07232305 1 


1920 Schwollen 07134080 1 


1921 Seck 07143292 1 


1922 Seelbach 07141128 1 


1923 Seelbach(Westerwald) 07132103 1 


1924 Seelbach,Hamm(Sieg) 07132102 1 


1925 Seelen 07333203 2 
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1926 Seesbach 07133094 1 


1927 Seffern 07232119 1 


1928 Sefferweich 07232120 1 


1929 Sehlem 07231117 1 


1930 Seibersbach 07133095 1 


1931 Seifen 07132104 1 


1932 Seinsfeld 07232306 1 


1933 Seiwerath 07232307 1 


1934 Selbach (Sieg) 07132105 1 


1935 Selchenbach 07336094 1 


1936 Sellerich 07232308 1 


1937 Selters (Ww), Stadt 07143067 1 


1938 Selzen 07339053 3 


1939 Sembach 07335205 2 


1940 Sengerich 07232309 1 


1941 Senheim 07135079 1 


1942 Senscheid 07131075 1 


1943 Sensweiler 07134081 1 


1944 Serrig 07235126 1 


1945 Sessenbach 07143068 1 


1946 Sessenhausen 07143069 1 


1947 Sevenig (Our) 07232310 1 


1948 Sevenig b.Neuerburg 07232121 1 


1949 Siebeldingen 07337073 2 


1950 Siebenbach 07137099 1 


1951 Siefersheim 07331060 2 


1952 Sien 07134082 1 


1953 Sienhachenbach 07134083 1 


1954 Sierscheid 07131076 1 


1955 Siershahn 07143070 1 


1956 Siesbach 07134084 1 


1957 Silz 07337074 2 


1958 Simmern 07143071 1 


1959 Simmern/Hunsrück,St. 07140144 1 


1960 Simmertal 07133096 1 


1961 Singhofen 07141129 1 


1962 Sinspelt 07232122 1 


1963 Sinzig, Stadt 07131077 2 


1964 Sippersfeld 07333071 2 


1965 Sitters 07333072 2 


1966 Sohren 07140145 1 


1967 Sohrschied 07140146 1 


1968 Sommerau 07235129 1 


1969 Sommerloch 07133098 1 


1970 Sonnenberg-Winnenb. 07134085 1 


1971 Sonnschied 07134086 1 


1972 Sörgenloch 07339054 3 


1973 Sörth 07132106 1 


1974 Sosberg 07135080 1 


1975 Spabrücken 07133099 1 


1976 Spall 07133100 1 


1977 Spangdahlem 07232311 1 


1978 Spay 07137223 1 


1979 Speicher, Stadt 07232123 1 


1980 Spesenroth 07140147 1 
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1981 Spessart 07131208 1 


1982 Speyer, kfr. St. 07318000 3 


1983 Spiesheim 07331061 2 


1984 Spirkelbach 07340049 1 


1985 Sponheim 07133101 1 


1986 Sprendlingen 07339056 3 


1987 Stadecken-Elsheim 07339057 3 


1988 Stadtkyll 07233240 1 


1989 Stahlberg 07333073 2 


1990 Stahlhofen 07143072 1 


1991 Stahlhofen,Wiesensee 07143293 1 


1992 Standenbühl 07333074 2 


1993 Starkenburg 07231120 1 


1994 Staudernheim 07133102 1 


1995 Staudt 07143073 1 


1996 Stebach 07138069 1 


1997 Steffeln 07233241 1 


1998 Steimel 07138070 1 


1999 Steinalben 07340050 1 


2000 Steinbach 07140148 1 


2001 Steinbach am Glan 07336096 1 


2002 Steinbach Donnersb. 07333075 2 


2003 Stein-Bockenheim 07331062 2 


2004 Steinborn 07232313 1 


2005 Steinebach a.d.Wied 07143294 1 


2006 Steinebach/Sieg 07132107 1 


2007 Steineberg 07233067 1 


2008 Steinefrenz 07143074 1 


2009 Steinen 07143075 1 


2010 Steineroth 07132108 1 


2011 Steinfeld 07337076 2 


2012 Steiningen 07233068 1 


2013 Stein-Neukirch 07143295 1 


2014 Steinsberg 07141130 1 


2015 Steinweiler 07334030 2 


2016 Steinwenden 07335044 2 


2017 Stein-Wingert 07143296 1 


2018 Stelzenberg 07335045 2 


2019 Stetten 07333076 2 


2020 Stipshausen 07134087 1 


2021 Stockem 07232124 1 


2022 Stockhausen-Illfurth 07143297 1 


2023 Stockum-Püschen 07143298 1 


2024 Straßenhaus 07138071 1 


2025 Streithausen 07143299 1 


2026 Strickscheid 07232315 1 


2027 Strohn 07233070 1 


2028 Stromberg, Stadt 07133103 1 


2029 Strotzbüsch 07233071 1 


2030 Strüth 07141131 1 


2031 Stürzelbach 07132109 1 


2032 Sülm 07232125 1 


2033 Sulzbach 07134088 1 


2034 Sulzbach 07141132 1 


2035 Sulzbachtal 07335046 2 
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AGS  


(8-stellig) 
31.12.2016 


Mieten-
stufe 


2036 Sulzheim 07331063 2 


2037 Taben-Rodt 07235131 1 


2038 Talling 07231122 1 


2039 Tawern 07235132 1 


2040 Tellig 07135081 1 


2041 Temmels 07235133 1 


2042 Teschenmoschel 07333077 2 


2043 Thaleischweiler-Frö. 07340051 1 


2044 Thalfang 07231123 1 


2045 Thalhausen 07138072 1 


2046 Thallichtenberg 07336097 1 


2047 Theisbergstegen 07336098 1 


2048 Thomm 07235135 1 


2049 Thörlingen 07140149 1 


2050 Thörnich 07235134 1 


2051 Thür 07137101 1 


2052 Tiefenbach 07140150 1 


2053 Tiefenthal 07133104 1 


2054 Tiefenthal 07332044 2 


2055 Todenroth 07140151 1 


2056 Traben-Trarbach, St. 07231124 1 


2057 Traisen 07133105 1 


2058 Trassem 07235136 1 


2059 Trechtingshausen 07339058 3 


2060 Treis-Karden 07135082 1 


2061 Trier, kfr. St. 07211000 3 


2062 Trierscheid 07131079 1 


2063 Trierweiler 07235137 1 


2064 Trimbs 07137102 1 


2065 Trimport 07232126 1 


2066 Trippstadt 07335047 2 


2067 Trittenheim 07235207 1 


2068 Trulben 07340052 1 


2069 Übereisenbach 07232127 1 


2070 Udenheim 07331064 2 


2071 Üdersdorf 07233075 1 


2072 Udler 07233074 1 


2073 Uelversheim 07339059 3 


2074 Uersfeld 07233242 1 


2075 Ueß 07233243 1 


2076 Uhler 07140153 1 


2077 Ulmen, Stadt 07135083 1 


2078 Ulmet 07336099 1 


2079 Undenheim 07339060 3 


2080 Unkel, Stadt 07138073 1 


2081 Unkenbach 07333078 2 


2082 Unnau 07143300 1 


2083 Unterjeckenbach 07336100 1 


2084 Untershausen 07143077 1 


2085 Unzenberg 07140154 1 


2086 Uppershausen 07232128 1 


2087 Urbach 07138074 1 


2088 Urbar 07137224 1 


2089 Urbar 07140155 1 


2090 Urmersbach 07135084 1 
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lfd. Nr. Gemeindename 
AGS  


(8-stellig) 
31.12.2016 


Mieten-
stufe 


2091 Urmitz 07137225 1 


2092 Urschmitt 07135085 1 


2093 Ürzig 07231125 1 


2094 Usch 07232129 1 


2095 Utscheid 07232102 1 


2096 Üttfeld 07232333 1 


2097 Utzenhain 07140156 1 


2098 Utzerath 07233077 1 


2099 Üxheim 07233076 1 


2100 Vallendar, Stadt 07137226 1 


2101 Valwig 07135086 1 


2102 Veitsrodt 07134089 1 


2103 Veldenz 07231126 1 


2104 Vendersheim 07331065 2 


2105 Venningen 07337077 2 


2106 Vettelschoß 07138075 1 


2107 Vielbach 07143078 1 


2108 Vierherrenborn 07235140 1 


2109 Vinningen 07340053 1 


2110 Virneburg 07137105 1 


2111 Völkersweiler 07337078 2 


2112 Volkerzen 07132110 1 


2113 Volkesfeld 07137106 1 


2114 Vollmersbach 07134090 1 


2115 Vollmersweiler 07334031 2 


2116 Volxheim 07133106 1 


2117 Vorderweidenthal 07337079 2 


2118 Wachenheim 07331066 2 


2119 Wachenheim a. d.W. 07332046 2 


2120 Wackernheim 07339061 3 


2121 Wagenhausen 07135087 1 


2122 Wahlbach 07140158 1 


2123 Wahlenau 07140159 1 


2124 Wahlheim 07331067 2 


2125 Wahlrod 07143301 1 


2126 Wahnwegen 07336101 1 


2127 Waigandshain 07143302 1 


2128 Waldalgesheim 07339062 3 


2129 Waldböckelheim 07133107 1 


2130 Waldbreitbach 07138076 1 


2131 Waldesch 07137227 1 


2132 Waldfischbach-Burg. 07340054 1 


2133 Waldgrehweiler 07333079 2 


2134 Waldhambach 07337080 2 


2135 Waldhof-Falkenstein 07232130 1 


2136 Waldlaubersheim 07133108 1 


2137 Waldleiningen 07335048 2 


2138 Waldmohr 07336102 1 


2139 Waldmühlen 07143303 1 


2140 Waldorf 07131081 1 


2141 Waldrach 07235141 1 


2142 Waldrohrbach 07337081 2 


2143 Waldsee 07338026 3 


2144 Waldweiler 07235142 1 


2145 Walhausen 07135088 1 


lfd. Nr. Gemeindename 
AGS  


(8-stellig) 
31.12.2016 


Mieten-
stufe 


2146 Wallenborn 07233079 1 


2147 Wallendorf 07232131 1 


2148 Wallersheim 07232318 1 


2149 Wallertheim 07331068 2 


2150 Wallhalben 07340225 1 


2151 Wallhausen 07133109 1 


2152 Wallmenroth 07132111 1 


2153 Wallmerod 07143304 1 


2154 Wallscheid 07231127 1 


2155 Walsdorf 07233080 1 


2156 Walshausen 07340226 1 


2157 Walsheim 07337082 2 


2158 Walterschen 07132112 1 


2159 Warmsroth 07133110 1 


2160 Wartenberg-Rohrbach 07333080 2 


2161 Wasenbach 07141133 1 


2162 Wassenach 07131209 1 


2163 Wasserliesch 07235143 1 


2164 Wattenheim 07332047 2 


2165 Watzerath 07232320 1 


2166 Wawern 07232321 1 


2167 Wawern 07235144 1 


2168 Waxweiler 07232322 1 


2169 Wehr 07131210 1 


2170 Weibern 07131211 1 


2171 Weiden 07134091 1 


2172 Weidenbach 07141134 1 


2173 Weidenbach 07233081 1 


2174 Weidenhahn 07143305 1 


2175 Weidenthal 07332048 2 


2176 Weidingen 07232132 1 


2177 Weiler 07135089 1 


2178 Weiler 07137110 1 


2179 Weiler bei Bingen 07339063 3 


2180 Weiler bei Monzingen 07133111 1 


2181 Weilerbach 07335049 2 


2182 Weinähr 07141135 1 


2183 Weingarten (Pfalz) 07334032 2 


2184 Weinolsheim 07339064 3 


2185 Weinsheim 07133112 1 


2186 Weinsheim 07232226 1 


2187 Weisel 07141136 1 


2188 Weisenheim am Berg 07332049 2 


2189 Weisenheim am Sand 07332050 2 


2190 Weißenthurm, Stadt 07137228 1 


2191 Weitefeld 07132113 1 


2192 Weitersbach 07134092 1 


2193 Weitersborn 07133113 1 


2194 Weitersburg 07137229 1 


2195 Weitersweiler 07333081 2 


2196 Welcherath 07233244 1 


2197 Welchweiler 07336103 1 


2198 Welgesheim 07339065 3 


2199 Welkenbach 07143306 1 


2200 Wellen 07235146 1 
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lfd. Nr. Gemeindename 
AGS  


(8-stellig) 
31.12.2016 


Mieten-
stufe 


2201 Welling 07137112 1 


2202 Welschbillig 07235501 1 


2203 Welschenbach 07137113 1 


2204 Welschneudorf 07143079 1 


2205 Welterod 07141137 1 


2206 Weltersburg 07143307 1 


2207 Wendelsheim 07331070 2 


2208 Werkhausen 07132114 1 


2209 Wernersberg 07337083 2 


2210 Weroth 07143080 1 


2211 Wershofen 07131082 1 


2212 Weselberg 07340055 1 


2213 Westerburg, Stadt 07143308 1 


2214 Westernohe 07143309 1 


2215 Westheim (Pfalz) 07334033 2 


2216 Westhofen 07331071 2 


2217 Wettlingen 07232133 1 


2218 Weyer 07141138 1 


2219 Weyerbusch 07132115 1 


2220 Weyher in der Pfalz 07337084 2 


2221 Wickenrodt 07134093 1 


2222 Wiebelsheim 07140161 1 


2223 Wied 07143310 1 


2224 Wierschem 07137114 1 


2225 Wiersdorf 07232134 1 


2226 Wiesbach 07340227 1 


2227 Wiesbaum 07233083 1 


2228 Wiesemscheid 07131083 1 


2229 Wiesweiler 07336104 1 


2230 Wilgartswiesen 07340057 1 


2231 Willingen 07143311 1 


2232 Willmenrod 07143312 1 


2233 Willroth 07132116 1 


2234 Willwerscheid 07231132 1 


2235 Wilsecker 07232135 1 


2236 Wiltingen 07235148 1 


2237 Wilzenberg-Hußweiler 07134094 1 


2238 Wimbach 07131084 1 


2239 Wincheringen 07235149 1 


2240 Winden 07141139 1 


2241 Winden 07334034 2 


2242 Windesheim 07133114 1 


2243 Windhagen 07138077 1 


2244 Winkel (Eifel) 07233084 1 


2245 Winkelbach 07143313 1 


2246 Winnen 07143314 1 


2247 Winnerath 07131085 1 


2248 Winningen 07137230 1 


2249 Winnweiler 07333503 2 


2250 Winringen 07232327 1 


2251 Winterbach 07133115 1 


2252 Winterbach (Pfalz) 07340228 1 


2253 Winterborn 07333083 2 


2254 Winterburg 07133116 1 


2255 Winterscheid 07232328 1 


lfd. Nr. Gemeindename 
AGS  


(8-stellig) 
31.12.2016 


Mieten-
stufe 


2256 Wintersheim 07339066 3 


2257 Winterspelt 07232329 1 


2258 Winterwerb 07141140 1 


2259 Wintrich 07231133 1 


2260 Wirft 07131086 1 


2261 Wirfus 07135090 1 


2262 Wirges, Stadt 07143081 1 


2263 Wirscheid 07143082 1 


2264 Wirschweiler 07134095 1 


2265 Wissen, Stadt 07132117 1 


2266 Wißmannsdorf 07232501 1 


2267 Wittgert 07143084 1 


2268 Wittlich, Stadt 07231134 2 


2269 Woldert 07138078 1 


2270 Wölferlingen 07143085 1 


2271 Wolfsheim 07339202 3 


2272 Wolfstein, Stadt 07336105 1 


2273 Wolken 07137231 1 


2274 Wollmerath 07135091 1 


2275 Wöllstein 07331072 2 


2276 Wölmersen 07132118 1 


2277 Wolsfeld 07232137 1 


2278 Womrath 07140163 1 


2279 Wonsheim 07331075 2 


2280 Woppenroth 07140164 1 


2281 Worms, kfr. St. 07319000 3 


2282 Wörrstadt, Stadt 07331073 2 


2283 Wörth am Rhein, St. 07334501 3 


2284 Würrich 07140165 1 


2285 Würzweiler 07333084 2 


2286 Wüschheim 07140166 1 


2287 Zehnhausen,Rennerod 07143315 1 


2288 Zehnhausen,Wallmerod 07143316 1 


2289 Zeiskam 07334036 2 


2290 Zell (Mosel), Stadt 07135092 1 


2291 Zellertal 07333501 2 


2292 Zeltingen-Rachtig 07231136 1 


2293 Zemmer 07235151 1 


2294 Zendscheid 07232331 1 


2295 Zerf 07235152 1 


2296 Zettingen 07135093 1 


2297 Ziegenhain 07132119 1 


2298 Zilshausen 07140504 1 


2299 Zimmerschied 07141141 1 


2300 Zornheim 07339067 3 


2301 Zotzenheim 07339068 3 


2302 Züsch 07235153 1 


2303 Zweibrücken, kfr. St 07320000 1 


2304 Zweifelscheid 07232138 1 
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Saarland 


lfd. Nr. Gemeindename 
AGS  


(8-stellig) 
31.12.2016 


Mieten-
stufe 


1 Beckingen 10042111 1 


2 Bexbach,Stadt 10045111 1 


3 Blieskastel,Stadt 10045112 1 


4 Bous 10044122 1 


5 Dillingen/Saar,Stadt 10044111 2 


6 Ensdorf 10044123 1 


7 Eppelborn 10043111 1 


8 Freisen 10046111 1 


9 Friedrichsthal,Stadt 10041511 1 


10 Gersheim 10045113 1 


11 Großrosseln 10041512 1 


12 Heusweiler 10041513 1 


13 Homburg,Kreisstadt 10045114 2 


14 Illingen 10043112 1 


15 Kirkel 10045115 1 


16 Kleinblittersdorf 10041514 2 


17 Lebach,Stadt 10044112 1 


18 Losheim am See 10042112 1 


19 Mandelbachtal 10045116 1 


20 Marpingen 10046112 1 


21 Merchweiler 10043113 1 


22 Merzig,Kreisstadt 10042113 1 


23 Mettlach 10042114 1 


24 Nalbach 10044113 1 


25 Namborn 10046113 1 


26 Neunkirchen,Kreisstadt 10043114 1 


27 Nohfelden 10046114 1 


lfd. Nr. Gemeindename 
AGS  


(8-stellig) 
31.12.2016 


Mieten-
stufe 


28 Nonnweiler 10046115 1 


29 Oberthal 10046116 1 


30 Ottweiler,Stadt 10043115 1 


31 Perl 10042115 1 


32 Püttlingen,Stadt 10041515 1 


33 Quierschied 10041516 1 


34 Rehlingen-Siersburg 10044114 1 


35 Riegelsberg 10041517 1 


36 
 


Saarbrücken,Landeshaupts
tadt 10041100 3 


37 Saarlouis,Kreisstadt 10044115 2 


38 Saarwellingen 10044116 1 


39 Schiffweiler 10043116 1 


40 Schmelz 10044117 1 


41 Schwalbach 10044118 1 


42 Spiesen-Elversberg 10043117 1 


43 St. Ingbert,Stadt 10045117 1 


44 St. Wendel,Kreisstadt 10046117 1 


45 Sulzbach/Saar,Stadt 10041518 2 


46 Tholey 10046118 1 


47 Überherrn 10044119 1 


48 Völklingen,Stadt, 10041519 1 


49 Wadern,Stadt 10042116 1 


50 Wadgassen 10044120 1 


51 Wallerfangen 10044121 1 


52 Weiskirchen 10042117 1 


 


Sachsen 


lfd. Nr. Gemeindename 
AGS  


(8-stellig) 
31.12.2016 


Mieten-
stufe 


1 Adorf/Vogtl., Stadt 14523010 1 


2 Altenberg, Stadt 14628010 2 


3 Altmittweida 14522010 2 


4 Amtsberg 14521010 1 


5 Annaberg-Buchholz, Stadt 14521020 1 


6 Arnsdorf 14625010 1 


7 Arzberg 14730010 1 


8 Aue, Stadt 14521030 1 


9 Auerbach 14521040 1 


10 Auerbach/Vogtl., Stadt 14523020 1 


11 Augustusburg, Stadt 14522020 2 


12 Bad Brambach 14523030 1 


13 Bad Düben, Stadt 14730020 1 


14 Bad Elster, Stadt 14523040 1 


15 
 


Bad Gottleuba-
Berggießhübel, Stadt 14628020 2 


16 Bad Lausick, Stadt 14729010 2 


17 Bad Muskau, Stadt 14626010 1 


18 Bad Schandau, Stadt 14628030 2 


19 Bad Schlema 14521050 1 


20 Bahretal 14628040 2 


21 Bannewitz 14628050 3 


lfd. Nr. Gemeindename 
AGS  


(8-stellig) 
31.12.2016 


Mieten-
stufe 


22 Bärenstein 14521060 1 


23 Bautzen, Stadt 14625020 2 


24 Beiersdorf 14626020 1 


25 Beilrode 14730030 1 


26 Belgern-Schildau, Stadt 14730045 1 


27 Belgershain 14729020 2 


28 Bennewitz 14729030 2 


29 Bergen 14523050 1 


30 Bernsdorf 14524010 1 


31 Bernsdorf, Stadt 14625030 1 


32 Bernstadt a. d. Eigen, Stadt 14626030 1 


33 Bertsdorf-Hörnitz 14626050 1 


34 Bischofswerda, Stadt 14625040 2 


35 Bobritzsch-Hilbersdorf 14522035 2 


36 Bockau 14521080 1 


37 Böhlen, Stadt 14729040 2 


38 Borna, Stadt 14729050 2 


39 Börnichen/Erzgeb. 14521090 1 


40 Borsdorf 14729060 2 


41 Bösenbrunn 14523060 1 


42 Boxberg/O.L. 14626060 1 
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43 Brand-Erbisdorf, Stadt 14522050 2 


44 Brandis, Stadt 14729070 2 


45 Breitenbrunn/Erzgeb. 14521110 1 


46 Burgstädt, Stadt 14522060 2 


47 Burkau 14625060 1 


48 Burkhardtsdorf 14521120 1 


49 Callenberg 14524020 1 


50 Cavertitz 14730050 1 


51 Chemnitz, Stadt 14511000 2 


52 Claußnitz 14522070 2 


53 Colditz, Stadt 14729080 2 


54 Coswig, Stadt 14627010 3 


55 Crimmitschau, Stadt 14524030 1 


56 Crinitzberg 14524040 1 


57 Crostwitz 14625080 1 


58 Crottendorf 14521130 1 


59 Cunewalde 14625090 1 


60 Dahlen, Stadt 14730060 1 


61 Delitzsch, Stadt 14730070 2 


62 Demitz-Thumitz 14625100 1 


63 Dennheritz 14524050 1 


64 Deutschneudorf 14521140 1 


65 Diera-Zehren 14627020 2 


66 Dippoldiswalde, Stadt 14628060 2 


67 Döbeln, Stadt 14522080 2 


68 Doberschau-Gaußig 14625110 1 


69 Doberschütz 14730080 1 


70 Dohma 14628070 2 


71 Dohna, Stadt 14628080 2 


72 Dommitzsch, Stadt 14730090 1 


73 Dorfchemnitz 14522090 2 


74 Dorfhain 14628090 2 


75 Drebach 14521150 1 


76 Dreiheide 14730100 1 


77 Dresden, Stadt 14612000 3 


78 Dürrhennersdorf 14626070 1 


79 Dürrröhrsdorf-Dittersbach 14628100 2 


80 Ebersbach 14627030 2 


81 
 


Ebersbach-Neugersdorf, 
Stadt 14626085 1 


82 Ehrenfriedersdorf, Stadt 14521160 1 


83 Eibenstock, Stadt 14521170 1 


84 Eichigt 14523080 1 


85 Eilenburg, Stadt 14730110 2 


86 Ellefeld 14523090 1 


87 Elsnig 14730120 1 


88 Elsterberg, Stadt 14523100 1 


89 Elsterheide 14625120 1 


90 Elstertrebnitz 14729100 2 


91 Elstra, Stadt 14625130 1 


92 Elterlein, Stadt 14521180 1 


93 Eppendorf 14522110 2 


94 Erlau 14522120 2 


95 Falkenstein/Vogtl., Stadt 14523120 1 


96 Flöha, Stadt 14522140 2 


97 Frankenberg/Sa., Stadt 14522150 2 


lfd. Nr. Gemeindename 
AGS  


(8-stellig) 
31.12.2016 


Mieten-
stufe 


98 Frankenthal 14625140 1 


99 Frauenstein, Stadt 14522170 2 


100 Fraureuth 14524060 1 


101 
 


Freiberg, Stadt, 
Universitätsstadt 14522180 2 


102 Freital, Stadt 14628110 2 


103 Frohburg, Stadt 14729140 2 


104 Gablenz 14626100 1 


105 Geithain, Stadt 14729150 2 


106 Gelenau/Erzgeb. 14521200 1 


107 Geringswalde, Stadt 14522190 2 


108 Gersdorf 14524070 1 


109 Geyer, Stadt 14521210 1 


110 Glashütte, Stadt 14628130 2 


111 Glaubitz 14627040 2 


112 Glauchau, Stadt 14524080 2 


113 Göda 14625150 1 


114 Gohrisch 14628140 2 


115 Görlitz, Stadt 14626110 1 


116 Gornau/Erzgeb. 14521220 1 


117 Gornsdorf 14521230 1 


118 Grimma, Stadt 14729160 2 


119 Gröditz, Stadt 14627050 2 


120 Groitzsch, Stadt 14729170 2 


121 Groß Düben 14626120 1 


122 Großdubrau 14625160 1 


123 Großenhain, Stadt 14627060 2 


124 Großharthau 14625170 1 


125 Großhartmannsdorf 14522200 2 


126 Großnaundorf 14625180 1 


127 Großolbersdorf 14521240 1 


128 Großpösna 14729190 2 


129 Großpostwitz/O.L. 14625190 1 


130 Großröhrsdorf, Stadt 14625200 1 


131 Großrückerswalde 14521250 1 


132 Großschirma, Stadt 14522210 2 


133 Großschönau 14626140 1 


134 Großschweidnitz 14626150 1 


135 Großweitzschen 14522220 2 


136 Grünbach 14523130 1 


137 Grünhain-Beierfeld, Stadt 14521260 1 


138 Grünhainichen 14521270 1 


139 Hähnichen 14626160 1 


140 Hainewalde 14626170 1 


141 Hainichen, Stadt 14522230 2 


142 Halsbrücke 14522240 2 


143 Hartenstein, Stadt 14524090 1 


144 Hartha, Stadt 14522250 2 


145 Hartmannsdorf 14522260 2 


146 Hartmannsdorf b. Kirchberg 14524100 1 


147 Hartmannsdorf-Reichenau 14628150 2 


148 Haselbachtal 14625220 1 


149 Heidenau, Stadt 14628160 2 


150 Heidersdorf 14521280 1 


151 Heinsdorfergrund 14523150 1 


152 Hermsdorf/Erzgeb. 14628170 2 
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153 Herrnhut, Stadt 14626180 1 


154 Hirschfeld 14524110 1 


155 Hirschstein 14627070 2 


156 Hochkirch 14625230 1 


157 Hohendubrau 14626190 1 


158 Hohenstein-Ernstthal, Stadt 14524120 2 


159 Hohndorf 14521290 1 


160 Hohnstein, Stadt 14628190 2 


161 Horka 14626200 1 


162 Hoyerswerda, Stadt 14625240 2 


163 Jahnsdorf/Erzgeb. 14521310 1 


164 Jesewitz 14730140 1 


165 Johanngeorgenstadt, Stadt 14521320 1 


166 Jöhstadt, Stadt 14521330 1 


167 Jonsdorf, Kurort 14626210 1 


168 Käbschütztal 14627080 2 


169 Kamenz, Stadt 14625250 2 


170 Kirchberg, Stadt 14524130 1 


171 Kitzscher, Stadt 14729220 2 


172 Klingenberg 14628205 2 


173 Klingenthal, Stadt 14523160 1 


174 Klipphausen 14627100 1 


175 Kodersdorf 14626230 1 


176 Kohren-Sahlis, Stadt 14729230 2 


177 Königsbrück, Stadt 14625270 1 


178 Königsfeld 14522280 2 


179 Königshain 14626240 1 


180 Königshain-Wiederau 14522290 2 


181 
 


Königstein/Sächs. Schw., 
Stadt 14628210 2 


182 Königswalde 14521340 1 


183 Königswartha 14625280 1 


184 Kottmar 14626245 1 


185 Krauschwitz 14626250 1 


186 Kreba-Neudorf 14626260 1 


187 Kreischa 14628220 2 


188 Kriebstein 14522300 2 


189 Krostitz 14730150 1 


190 Kubschütz 14625290 1 


191 Lampertswalde 14627110 2 


192 Langenbernsdorf 14524140 1 


193 Langenweißbach 14524150 1 


194 Laußig 14730160 1 


195 Laußnitz 14625300 1 


196 Lauta, Stadt 14625310 1 


197 Lauter-Bernsbach, Stadt 14521355 1 


198 Lawalde 14626270 1 


199 Leipzig, Stadt 14713000 2 


200 Leisnig, Stadt 14522310 2 


201 Lengenfeld, Stadt 14523170 1 


202 Leubsdorf 14522320 2 


203 Leutersdorf 14626280 1 


204 Lichtenau 14522330 2 


205 Lichtenberg 14625320 1 


206 Lichtenberg/Erzgeb. 14522340 2 


207 Lichtenstein/Sa., Stadt 14524160 2 


lfd. Nr. Gemeindename 
AGS  


(8-stellig) 
31.12.2016 


Mieten-
stufe 


208 Lichtentanne 14524170 1 


209 Liebschützberg 14730170 1 


210 Liebstadt, Stadt 14628230 2 


211 Limbach 14523190 1 


212 Limbach-Oberfrohna, Stadt 14524180 2 


213 Löbau, Stadt 14626290 1 


214 Löbnitz 14730180 1 


215 Lohmen 14628240 2 


216 Lohsa 14625330 1 


217 Lommatzsch, Stadt 14627130 2 


218 Lossatal 14729245 2 


219 Lößnitz, Stadt 14521370 1 


220 Lugau/Erzgeb., Stadt 14521380 1 


221 Lunzenau, Stadt 14522350 2 


222 Machern 14729250 2 


223 Malschwitz 14625340 1 


224 Marienberg, Stadt 14521390 1 


225 Markersdorf 14626300 1 


226 Markkleeberg, Stadt 14729260 3 


227 Markneukirchen, Stadt 14523200 1 


228 Markranstädt, Stadt 14729270 3 


229 Meerane, Stadt 14524190 2 


230 Meißen, Stadt 14627140 2 


231 Mildenau 14521400 1 


232 Mittelherwigsdorf 14626310 1 


233 
 


Mittweida, Stadt, 
Hochschulstadt 14522360 2 


234 Mockrehna 14730190 1 


235 Moritzburg 14627150 2 


236 Mücka 14626320 1 


237 Mügeln, Stadt 14730200 1 


238 Müglitztal 14628250 2 


239 Mühlau 14522380 2 


240 Mühlental 14523230 1 


241 Mulda/Sa. 14522390 2 


242 Muldenhammer 14523245 1 


243 Mülsen 14524200 1 


244 Narsdorf 14729290 2 


245 Naundorf 14730210 1 


246 Naunhof, Stadt 14729300 2 


247 Nebelschütz 14625350 1 


248 Neißeaue 14626330 1 


249 Neschwitz 14625360 1 


250 Netzschkau, Stadt 14523260 1 


251 Neuensalz 14523270 1 


252 Neuhausen/Erzgeb. 14522400 2 


253 Neukieritzsch 14729320 2 


254 Neukirch 14625370 1 


255 Neukirch/Lausitz 14625380 1 


256 Neukirchen/Erzgeb. 14521410 1 


257 Neukirchen/Pleiße 14524210 1 


258 Neumark 14523280 1 


259 Neusalza-Spremberg, Stadt 14626350 1 


260 Neustadt i. Sa., Stadt 14628260 2 


261 Neustadt/Vogtl. 14523290 1 


262 Niederau 14627170 2 
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31.12.2016 
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263 Niederdorf 14521420 1 


264 Niederfrohna 14524220 1 


265 Niederwiesa 14522420 2 


266 Niederwürschnitz 14521430 1 


267 Niesky, Stadt 14626370 1 


268 Nossen, Stadt 14627180 1 


269 Nünchritz 14627190 2 


270 Obergurig 14625390 1 


271 Oberlungwitz, Stadt 14524230 1 


272 Oberschöna 14522430 2 


273 Oberwiera 14524240 1 


274 
 


Oberwiesenthal, Kurort, 
Stadt 14521440 1 


275 Oderwitz 14626390 1 


276 Oederan, Stadt 14522440 2 


277 Oelsnitz/Erzgeb., Stadt 14521450 2 


278 Oelsnitz/Vogtl., Stadt 14523300 1 


279 Ohorn 14625410 1 


280 Olbernhau, Stadt 14521460 1 


281 Olbersdorf 14626400 1 


282 Oppach 14626410 1 


283 Oschatz, Stadt 14730230 2 


284 Oßling 14625420 1 


285 Ostrau 14522450 2 


286 Ostritz, Stadt 14626420 1 


287 Ottendorf-Okrilla 14625430 1 


288 Otterwisch 14729330 2 


289 Oybin 14626430 1 


290 Panschwitz-Kuckau 14625440 1 


291 Parthenstein 14729340 2 


292 Pausa-Mühltroff, Stadt 14523310 1 


293 Pegau, Stadt 14729350 2 


294 Penig, Stadt 14522460 2 


295 Pirna, Stadt 14628270 3 


296 Plauen, Stadt 14523320 1 


297 Pockau-Lengefeld, Stadt 14521495 1 


298 Pöhl 14523330 1 


299 Priestewitz 14627200 2 


300 Pulsnitz, Stadt 14625450 1 


301 Puschwitz 14625460 1 


302 Quitzdorf am See 14626440 1 


303 Rabenau, Stadt 14628300 2 


304 Räckelwitz 14625470 1 


305 Rackwitz 14730250 1 


306 Radeberg, Stadt 14625480 3 


307 Radebeul, Stadt 14627210 3 


308 Radeburg, Stadt 14627220 2 


309 Radibor 14625490 1 


310 Ralbitz-Rosenthal 14625500 1 


311 Rammenau 14625510 1 


312 Raschau-Markersbach 14521500 1 


313 Rathen, Kurort 14628310 2 


314 Rathmannsdorf 14628320 2 


315 Rechenberg-Bienenmühle 14522470 2 


316 Regis-Breitingen, Stadt 14729360 2 


317 Reichenbach im Vogtland, 14523340 1 


lfd. Nr. Gemeindename 
AGS  


(8-stellig) 
31.12.2016 


Mieten-
stufe 


Stadt 


318 Reichenbach/O.L., Stadt 14626450 1 


319 Reinhardtsdorf-Schöna 14628330 2 


320 Reinsberg 14522480 2 


321 Reinsdorf 14524250 1 


322 Remse 14524260 1 


323 Riesa, Stadt 14627230 2 


324 Rietschen 14626460 1 


325 Rochlitz, Stadt 14522490 2 


326 Röderaue 14627240 2 


327 Rodewisch, Stadt 14523360 1 


328 Rosenbach 14626470 1 


329 Rosenbach/Vogtl. 14523365 1 


330 Rosenthal-Bielatal 14628340 2 


331 Rossau 14522500 2 


332 Roßwein, Stadt 14522510 2 


333 Rötha, Stadt 14729370 2 


334 Rothenburg/O.L., Stadt 14626480 1 


335 Sayda, Stadt 14522520 2 


336 Scheibenberg, Stadt 14521510 1 


337 
 


Schirgiswalde-Kirschau, 
Stadt 14625525 1 


338 Schkeuditz, Stadt 14730270 2 


339 Schleife 14626490 1 


340 Schlettau, Stadt 14521520 1 


341 Schmölln-Putzkau 14625530 1 


342 Schneeberg, Stadt 14521530 2 


343 
 


Schönau-Berzdorf a. d. 
Eigen 14626500 1 


344 Schönbach 14626510 1 


345 Schönberg 14524270 1 


346 Schöneck/Vogtl., Stadt 14523370 1 


347 Schönfeld 14627250 2 


348 Schönheide 14521540 1 


349 Schönteichen 14625540 1 


350 Schönwölkau 14730280 1 


351 Schöpstal 14626520 1 


352 
 


Schwarzenberg/Erzgeb., 
Stadt 14521550 2 


353 Schwepnitz 14625550 1 


354 Sebnitz, Stadt 14628360 2 


355 Seelitz 14522530 2 


356 Sehmatal 14521560 1 


357 Seiffen/Erzgeb., Kurort 14521570 1 


358 Seifhennersdorf, Stadt 14626530 1 


359 Sohland a. d. Spree 14625560 1 


360 Spreetal 14625570 1 


361 St. Egidien 14524280 1 


362 Stadt Wehlen, Stadt 14628370 2 


363 Stauchitz 14627260 2 


364 Steina 14625580 1 


365 Steinberg 14523380 1 


366 Steinigtwolmsdorf 14625590 1 


367 Stollberg/Erzgeb., Stadt 14521590 2 


368 Stolpen, Stadt 14628380 2 


369 Strehla, Stadt 14627270 2 


370 Striegistal 14522540 2 
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371 Struppen 14628390 2 


372 Stützengrün 14521600 1 


373 Tannenberg 14521610 1 


374 Taucha, Stadt 14730300 3 


375 Taura 14522550 2 


376 Thalheim/Erzgeb., Stadt 14521620 1 


377 Thallwitz 14729380 2 


378 Tharandt, Stadt 14628400 2 


379 Thermalbad Wiesenbad 14521630 1 


380 Theuma 14523410 1 


381 Thiendorf 14627290 2 


382 Thum, Stadt 14521640 1 


383 Tirpersdorf 14523420 1 


384 Torgau, Stadt 14730310 2 


385 Trebendorf 14626560 1 


386 Trebsen/Mulde, Stadt 14729400 2 


387 Treuen, Stadt 14523430 1 


388 Triebel/Vogtl. 14523440 1 


389 Trossin 14730320 1 


390 Vierkirchen 14626570 1 


391 Wachau 14625600 1 


392 Waldenburg, Stadt 14524290 1 


393 Waldheim, Stadt 14522570 2 


394 Waldhufen 14626580 1 


395 Wechselburg 14522580 2 


396 Weinböhla 14627310 3 


397 Weischlitz 14523450 1 


lfd. Nr. Gemeindename 
AGS  


(8-stellig) 
31.12.2016 


Mieten-
stufe 


398 Weißenberg, Stadt 14625610 1 


399 Weißenborn/Erzgeb. 14522590 2 


400 Weißkeißel 14626590 1 


401 Weißwasser/O.L., Stadt 14626600 2 


402 Werda 14523460 1 


403 Werdau, Stadt 14524300 1 


404 Wermsdorf 14730330 1 


405 Wiedemar 14730340 1 


406 Wildenfels, Stadt 14524310 1 


407 Wilkau-Haßlau, Stadt 14524320 2 


408 Wilsdruff, Stadt 14628410 2 


409 Wilthen, Stadt 14625630 1 


410 Wittichenau, Stadt 14625640 1 


411 Wolkenstein, Stadt 14521670 1 


412 Wülknitz 14627340 2 


413 Wurzen, Stadt 14729410 2 


414 Zeithain 14627360 2 


415 Zettlitz 14522600 2 


416 Zittau, Stadt 14626610 1 


417 Zschaitz-Ottewig 14522620 2 


418 Zschepplin 14730360 1 


419 Zschopau, Stadt 14521690 1 


420 Zschorlau 14521700 1 


421 Zwenkau, Stadt 14729430 2 


422 Zwickau, Stadt 14524330 2 


423 Zwönitz, Stadt 14521710 1 


  


Sachsen-Anhalt 


lfd. Nr. Gemeindename 
AGS  


(8-stellig) 
31.12.2016 


Mieten-
stufe 


1 Ahlsdorf 15087010 1 


2 Aken (Elbe), Stadt 15082005 2 


3 Aland 15090003 1 


4 Allstedt, Stadt 15087015 1 


5 Alsleben (Saale), Stadt 15089005 2 


6 Altenhausen 15083020 1 


7 Altmärkische Höhe 15090007 1 


8 Altmärkische Wische 15090008 1 


9 Am Großen Bruch 15083025 1 


10 An der Poststraße 15084012 1 


11 Angern 15083030 1 


12 Annaburg, Stadt 15091010 1 


13 
 


Apenburg-Winterfeld, 
Flecken 15081026 1 


14 Arendsee (Altmark), Stadt 15081030 1 


15 Arneburg, Stadt 15090010 1 


16 Arnstein, Stadt 15087031 1 


17 Aschersleben, Stadt 15089015 2 


18 Ausleben 15083035 1 


19 Bad Bibra, Stadt 15084015 1 


20 Bad Dürrenberg, Stadt 15088020 2 


21 
 


Bad Lauchstädt, 
Goethestadt 15088025 2 


22 Bad Schmiedeberg, Stadt 15091020 1 


lfd. Nr. Gemeindename 
AGS  


(8-stellig) 
31.12.2016 


Mieten-
stufe 


23 Balgstädt 15084025 1 


24 Ballenstedt, Stadt 15085040 1 


25 Barby, Stadt 15089026 2 


26 Barleben 15083040 1 


27 Barnstädt 15088030 2 


28 Beendorf 15083060 1 


29 Beetzendorf 15081045 1 


30 Benndorf 15087045 1 


31 Berga 15087055 1 


32 Bernburg (Saale), Stadt 15089030 2 


33 Biederitz 15086005 2 


34 Bismark (Altmark), Stadt 15090070 1 


35 Bitterfeld-Wolfen, Stadt 15082015 3 


36 Blankenburg (Harz), Stadt 15085055 1 


37 Blankenheim 15087070 1 


38 Bördeaue 15089041 2 


39 Börde-Hakel 15089043 2 


40 Bördeland 15089042 2 


41 Borne 15089045 2 


42 Bornstedt 15087075 1 


43 Braunsbedra, Stadt 15088065 2 


44 Brücken-Hackpfüffel 15087101 1 


45 Bülstringen 15083115 1 
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46 Burg, Stadt 15086015 2 


47 Burgstall 15083120 1 


48 Calbe (Saale), Stadt 15089055 2 


49 Calvörde 15083125 1 


50 Colbitz 15083130 1 


51 Coswig (Anhalt), Stadt 15091060 1 


52 Dähre 15081095 1 


53 Dessau-Roßlau, Stadt 15001000 2 


54 Diesdorf, Flecken 15081105 1 


55 Ditfurt 15085090 1 


56 Droyßig 15084115 1 


57 Eckartsberga, Stadt 15084125 1 


58 Edersleben 15087125 1 


59 Egeln, Stadt 15089075 2 


60 Eichstedt (Altmark) 15090135 1 


61 Eilsleben 15083190 1 


62 Eisleben, Lutherstadt 15087130 2 


63 Elbe-Parey 15086035 2 


64 Elsteraue 15084130 1 


65 Erxleben 15083205 1 


66 Falkenstein/Harz, Stadt 15085110 1 


67 Farnstädt 15088100 2 


68 Finne 15084132 1 


69 Finneland 15084133 1 


70 Flechtingen 15083230 1 


71 Freyburg (Unstrut), Stadt 15084135 1 


72 Gardelegen, Hansestadt 15081135 1 


73 Genthin, Stadt 15086040 1 


74 Gerbstedt, Stadt 15087165 1 


75 Giersleben 15089130 2 


76 Gleina 15084150 1 


77 Goldbeck 15090180 1 


78 Gommern, Stadt 15086055 2 


79 Goseck 15084170 1 


80 Gräfenhainichen, Stadt 15091110 1 


81 Gröningen, Stadt 15083245 1 


82 Groß Quenstedt 15085125 1 


83 Güsten, Stadt 15089165 2 


84 Gutenborn 15084207 1 


85 Halberstadt, Stadt 15085135 2 


86 Haldensleben, Stadt 15083270 2 


87 Halle (Saale), Stadt 15002000 3 


88 Harbke 15083275 1 


89 Harsleben 15085140 1 


90 Harzgerode, Stadt 15085145 1 


91 Hassel 15090220 1 


92 Havelberg, Hansestadt 15090225 1 


93 Hecklingen, Stadt 15089175 2 


94 Hedersleben 15085160 1 


95 Helbra 15087205 1 


96 Hergisdorf 15087210 1 


97 Hettstedt, Stadt 15087220 2 


98 Hohe Börde 15083298 1 


99 Hohenberg-Krusemark 15090245 1 


100 Hohenmölsen, Stadt 15084235 1 


lfd. Nr. Gemeindename 
AGS  


(8-stellig) 
31.12.2016 


Mieten-
stufe 


101 Hötensleben 15083320 1 


102 Huy 15085185 1 


103 Iden 15090270 1 


104 Ilberstedt 15089185 2 


105 Ilsenburg (Harz), Stadt 15085190 1 


106 Ingersleben 15083323 1 


107 Jerichow, Stadt 15086080 2 


108 Jessen (Elster), Stadt 15091145 1 


109 Jübar 15081225 1 


110 Kabelsketal 15088150 2 


111 Kaiserpfalz 15084246 1 


112 Kalbe (Milde), Stadt 15081240 1 


113 Kamern 15090285 1 


114 Karsdorf 15084250 1 


115 Kelbra (Kyffhäuser), Stadt 15087250 1 


116 Kemberg, Stadt 15091160 1 


117 Klietz 15090310 1 


118 Klostermansfeld 15087260 1 


119 Klötze, Stadt 15081280 1 


120 Könnern, Stadt 15089195 2 


121 Köthen (Anhalt), Stadt 15082180 2 


122 Kretzschau 15084275 1 


123 Kroppenstedt, Stadt 15083355 1 


124 Kuhfelde 15081290 1 


125 Landsberg, Stadt 15088195 1 


126 Lanitz-Hassel-Tal 15084282 1 


127 
 


Laucha an der Unstrut, 
Stadt 15084285 1 


128 Leuna, Stadt 15088205 2 


129 Loitsche-Heinrichsberg 15083361 1 


130 Lützen, Stadt 15084315 1 


131 
 


Magdeburg, 
Landeshauptstadt 15003000 3 


132 Mansfeld, Stadt 15087275 1 


133 Meineweh 15084013 1 


134 Merseburg, Stadt 15088220 3 


135 Mertendorf 15084335 1 


136 Möckern, Stadt 15086140 1 


137 Molauer Land 15084341 1 


138 Möser 15086145 2 


139 Mücheln (Geiseltal), Stadt 15088235 2 


140 Muldestausee 15082241 1 


141 Naumburg (Saale), Stadt 15084355 2 


142 Nebra (Unstrut), Stadt 15084360 1 


143 Nemsdorf-Göhrendorf 15088250 2 


144 Niedere Börde 15083390 1 


145 Nienburg (Saale), Stadt 15089235 2 


146 Nordharz 15085227 1 


147 
 


Oberharz am Brocken, 
Stadt 15085228 1 


148 Obhausen 15088265 2 


149 
 


Oebisfelde-Weferlingen, 
Stadt 15083411 2 


150 Oranienbaum-Wörlitz, Stadt 15091241 1 


151 Oschersleben (Bode), Stadt 15083415 2 


152 
 


Osterburg (Altmark), 
Hansestadt 15090415 2 


153 Osterfeld, Stadt 15084375 1 
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154 Osternienburger Land 15082256 2 


155 Osterwieck, Stadt 15085230 1 


156 Petersberg 15088295 2 


157 Plötzkau 15089245 2 


158 Quedlinburg, Welterbestadt 15085235 2 


159 Querfurt, Stadt 15088305 1 


160 Raguhn-Jeßnitz, Stadt 15082301 2 


161 Rochau 15090435 1 


162 Rogätz 15083440 1 


163 Rohrberg 15081440 1 


164 Salzatal 15088319 2 


165 Salzwedel, Hansestadt 15081455 2 


166 Sandau (Elbe), Stadt 15090445 1 


167 Sandersdorf-Brehna, Stadt 15082340 2 


168 Sangerhausen, Stadt 15087370 2 


169 Schkopau 15088330 2 


170 Schnaudertal 15084442 1 


171 Schollene 15090485 1 


172 Schönburg 15084445 1 


173 Schönebeck (Elbe), Stadt 15089305 2 


174 Schönhausen (Elbe) 15090500 1 


175 Schraplau, Stadt 15088340 2 


176 Schwanebeck, Stadt 15085285 1 


177 Seegebiet Mansfelder Land 15087386 1 


178 
 


Seehausen (Altmark), 
Hansestadt 15090520 1 


179 Seeland, Stadt 15089307 2 


180 Selke-Aue 15085287 1 


181 Sommersdorf 15083485 1 


182 Staßfurt, Stadt 15089310 2 


183 Steigra 15088355 2 


184 Stendal, Hansestadt 15090535 2 


185 Stößen, Stadt 15084470 1 


186 Südharz 15087412 1 


187 Südliches Anhalt, Stadt 15082377 2 


188 Sülzetal 15083490 1 
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(8-stellig) 
31.12.2016 


Mieten-
stufe 


189 Tangerhütte, Stadt 15090546 2 


190 Tangermünde, Stadt 15090550 2 


191 Teuchern, Stadt 15084490 1 


192 Teutschenthal 15088365 2 


193 Thale, Stadt 15085330 1 


194 Ummendorf 15083505 1 


195 Völpke 15083515 1 


196 Wallhausen 15087440 1 


197 Wallstawe 15081545 1 


198 Wanzleben-Börde, Stadt 15083531 2 


199 Wefensleben 15083535 1 


200 Wegeleben, Stadt 15085365 1 


201 Weißenfels, Stadt 15084550 2 


202 Werben (Elbe), Hansestadt 15090610 1 


203 Wernigerode, Stadt 15085370 2 


204 Westheide 15083557 1 


205 Wethau 15084560 1 


206 Wetterzeube 15084565 1 


207 Wettin-Löbejün, Stadt 15088216 2 


208 Wimmelburg 15087470 1 


209 Wittenberg, Lutherstadt 15091375 2 


210 Wolmirsleben 15089365 2 


211 Wolmirstedt, Stadt 15083565 2 


212 Wust-Fischbeck 15090631 1 


213 Zahna-Elster, Stadt 15091391 1 


214 Zehrental 15090635 1 


215 Zeitz, Stadt 15084590 2 


216 Zerbst/Anhalt, Stadt 15082430 2 


217 Zielitz 15083580 1 


218 Zörbig, Stadt 15082440 2 


 


 


 


Schleswig-Holstein 


lfd. Nr. Gemeindename 
AGS  


(8-stellig) 
31.12.2016 


Mieten-
stufe 


1 Aasbüttel 01061001 2 


2 Achterwehr 01058001 2 


3 Achtrup 01054001 2 


4 Aebtissinwisch 01061002 2 


5 Agethorst 01061003 2 


6 Ahlefeld-Bistensee 01058175 2 


7 Ahneby 01059102 1 


8 Ahrensbök 01055001 3 


9 Ahrensburg, Stadt 01062001 6 


10 Ahrenshöft 01054002 2 


11 Ahrenviöl 01054003 2 


12 Ahrenviölfeld 01054004 2 


13 Albersdorf 01051001 1 


14 Albsfelde 01053001 3 


lfd. Nr. Gemeindename 
AGS  


(8-stellig) 
31.12.2016 


Mieten-
stufe 


15 Alkersum 01054005 2 


16 Almdorf 01054006 2 


17 Alt Bennebek 01059001 1 


18 Alt Duvenstedt 01058003 2 


19 Alt Mölln 01053002 3 


20 Altenhof 01058004 2 


21 Altenholz 01058005 2 


22 Altenkrempe 01055002 3 


23 Altenmoor 01061004 2 


24 Alveslohe 01060002 3 


25 Ammersbek 01062090 4 


26 Appen 01056001 4 


27 Arkebek 01051002 1 


28 Arlewatt 01054007 2 
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29 Armstedt 01060003 3 


30 Arnis, Stadt 01059002 1 


31 Arpsdorf 01058007 2 


32 Ascheberg (Holstein) 01057001 3 


33 Ascheffel 01058008 2 


34 Aukrug 01058009 2 


35 Aumühle 01053003 3 


36 Ausacker 01059103 1 


37 Auufer 01061005 2 


38 Aventoft 01054009 2 


39 Averlak 01051003 1 


40 Bad Bramstedt, Stadt 01060004 4 


41 Bad Oldesloe, Stadt 01062004 4 


42 Bad Schwartau, Stadt 01055004 5 


43 Bad Segeberg, Stadt 01060005 4 


44 Badendorf 01062003 4 


45 Bahrenfleth 01061006 2 


46 Bahrenhof 01060006 3 


47 Bäk 01053004 3 


48 Bälau 01053005 3 


49 Bargenstedt 01051004 1 


50 Bargfeld-Stegen 01062005 4 


51 Bargstall 01058010 2 


52 Bargstedt 01058011 2 


53 Bargteheide, Stadt 01062006 5 


54 Bargum 01054010 2 


55 Bark 01060007 3 


56 Barkelsby 01058012 2 


57 Barkenholm 01051005 1 


58 Barlt 01051006 1 


59 Barmissen 01057002 3 


60 Barmstedt, Stadt 01056002 4 


61 Barnitz 01062008 4 


62 Barsbek 01057003 3 


63 Barsbüttel 01062009 6 


64 Basedow 01053006 3 


65 Basthorst 01053007 3 


66 Bebensee 01060008 3 


67 Behlendorf 01053008 3 


68 Behrendorf 01054011 2 


69 Behrensdorf (Ostsee) 01057004 3 


70 Beidenfleth 01061007 2 


71 Bekdorf 01061008 2 


72 Bekmünde 01061010 2 


73 Belau 01057005 3 


74 Beldorf 01058013 2 


75 Bendfeld 01057006 3 


76 Bendorf 01058014 2 


77 Bergenhusen 01059005 1 


78 Bergewöhrden 01051008 1 


79 Beringstedt 01058015 2 


80 Berkenthin 01053009 3 


81 Beschendorf 01055006 3 


82 Besdorf 01061011 2 


83 Besenthal 01053010 3 


lfd. Nr. Gemeindename 
AGS  


(8-stellig) 
31.12.2016 


Mieten-
stufe 


84 Bevern 01056003 4 


85 Bilsen 01056004 4 


86 Bimöhlen 01060009 3 


87 Bissee 01058016 2 


88 Blekendorf 01057007 3 


89 Bliestorf 01053011 3 


90 Blomesche Wildnis 01061012 2 


91 Blumenthal 01058018 2 


92 Blunk 01060010 3 


93 Böel 01059006 1 


94 Bohmstedt 01054012 2 


95 Böhnhusen 01058019 2 


96 Bokel 01056006 4 


97 Bokel 01058021 2 


98 Bokelrehm 01061013 2 


99 Bokholt-Hanredder 01056008 4 


100 Bokhorst 01061014 2 


101 Böklund 01059008 1 


102 Boksee 01057010 3 


103 Bollingstedt 01059010 1 


104 Bondelum 01054013 2 


105 Bönebüttel 01057008 3 


106 Bönningstedt 01056005 4 


107 Boostedt 01060011 3 


108 Bordelum 01054014 2 


109 Bordesholm 01058022 2 


110 Boren 01059187 1 


111 Borgdorf-Seedorf 01058023 2 


112 Borgstedt 01058024 2 


113 Borgsum 01054015 2 


114 Borgwedel 01059012 1 


115 Börm 01059009 1 


116 Bornholt 01058025 2 


117 Bornhöved 01060012 3 


118 Börnsen 01053012 3 


119 Borsfleth 01061015 2 


120 Borstel 01060013 3 


121 Borstel-Hohenraden 01056009 4 


122 Borstorf 01053013 3 


123 Bosau 01055007 3 


124 Bosbüll 01054016 2 


125 Bösdorf 01057009 3 


126 Bothkamp 01057011 3 


127 Bovenau 01058026 2 


128 Böxlund 01059105 1 


129 Braak 01062011 4 


130 Braderup 01054017 2 


131 Brammer 01058027 2 


132 Bramstedtlund 01054018 2 


133 Brande-Hörnerkirchen 01056010 4 


134 Brebel 01059014 1 


135 Bredenbek 01058028 2 


136 Bredstedt, Stadt 01054019 2 


137 Breiholz 01058029 2 


138 Breitenberg 01061016 2 
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139 Breitenburg 01061017 2 


140 Breitenfelde 01053014 3 


141 Brekendorf 01058030 2 


142 Breklum 01054020 2 


143 Brickeln 01051010 1 


144 Brinjahe 01058031 2 


145 Brodersby 01058032 2 


146 Brodersby 01059016 1 


147 Brodersdorf 01057012 3 


148 Brokdorf 01061018 2 


149 Brokstedt 01061019 2 


150 Bröthen 01053015 3 


151 Brügge 01058033 2 


152 Brunsbek 01062088 4 


153 Brunsbüttel, Stadt 01051011 2 


154 Brunsmark 01053016 3 


155 Brunstorf 01053017 3 


156 Büchen 01053020 3 


157 Buchholz 01051012 1 


158 Buchholz 01053018 3 


159 Buchhorst 01053019 3 


160 Büdelsdorf, Stadt 01058034 3 


161 Bühnsdorf 01060015 3 


162 Bullenkuhlen 01056011 4 


163 Bünsdorf 01058035 2 


164 Bunsoh 01051015 1 


165 Burg (Dithmarschen) 01051016 1 


166 Busdorf 01059018 1 


167 Busenwurth 01051017 1 


168 Büsum 01051013 1 


169 Büsumer Deichhausen 01051014 1 


170 Büttel 01061020 2 


171 Christiansholm 01058036 2 


172 Christinenthal 01061021 2 


173 Dagebüll 01054022 2 


174 Dägeling 01061022 2 


175 Dahme 01055010 3 


176 Dahmker 01053021 3 


177 Daldorf 01060016 3 


178 Dalldorf 01053022 3 


179 Damendorf 01058039 2 


180 Damlos 01055011 3 


181 Dammfleth 01061023 2 


182 Damp 01058040 2 


183 Damsdorf 01060017 3 


184 Dänischenhagen 01058037 2 


185 Dannau 01057013 3 


186 Dannewerk 01059019 1 


187 Dassendorf 01053023 3 


188 Dätgen 01058038 2 


189 Delingsdorf 01062014 4 


190 Dellstedt 01051019 1 


191 Delve 01051020 1 


192 Dersau 01057015 3 


193 Diekhusen-Fahrstedt 01051021 1 
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194 Dingen 01051022 1 


195 Dobersdorf 01057016 3 


196 Dollerup 01059106 1 


197 Dollrottfeld 01059021 1 


198 Dörnick 01057017 3 


199 Dörphof 01058042 2 


200 Dörpling 01051023 1 


201 Dörpstedt 01059020 1 


202 Drage 01054023 2 


203 Drage 01061024 2 


204 Dreggers 01060018 3 


205 Drelsdorf 01054024 2 


206 Düchelsdorf 01053024 3 


207 Dunsum 01054025 2 


208 Duvensee 01053025 3 


209 Eckernförde, Stadt 01058043 4 


210 Ecklak 01061025 2 


211 Eddelak 01051024 1 


212 Eggebek 01059107 1 


213 Eggstedt 01051026 1 


214 Ehndorf 01058044 2 


215 Einhaus 01053026 3 


216 Eisendorf 01058045 2 


217 Elisabeth-Sophien-Koog 01054026 2 


218 Ellerau 01060019 3 


219 Ellerbek 01056013 4 


220 Ellerdorf 01058046 2 


221 Ellerhoop 01056014 4 


222 Ellhöft 01054027 2 


223 Ellingstedt 01059023 1 


224 Elmenhorst 01053027 3 


225 Elmenhorst 01062016 4 


226 Elmshorn, Stadt 01056015 4 


227 Elpersbüttel 01051027 1 


228 Elsdorf-Westermühlen 01058047 2 


229 Elskop 01061026 2 


230 Embühren 01058048 2 


231 Emkendorf 01058049 2 


232 Emmelsbüll-Horsbüll 01054166 2 


233 Engelbrechtsche Wildnis 01061027 2 


234 Enge-Sande 01054167 2 


235 Epenwöhrden 01051028 1 


236 Erfde 01059024 1 


237 Escheburg 01053028 3 


238 Esgrus 01059109 1 


239 Eutin, Stadt 01055012 4 


240 Fahrdorf 01059026 1 


241 Fahren 01057018 3 


242 Fahrenkrug 01060020 3 


243 Fargau-Pratjau 01057090 3 


244 Fedderingen 01051030 1 


245 Fehmarn, Stadt 01055046 4 


246 Felde 01058050 2 


247 Feldhorst 01062093 4 


248 Felm 01058051 2 
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249 Fiefbergen 01057020 3 


250 Fitzbek 01061028 2 


251 Fitzen 01053029 3 


252 Fleckeby 01058052 2 


253 Flensburg, Stadt 01001000 3 


254 Flintbek 01058053 2 


255 Fockbek 01058054 2 


256 Föhrden-Barl 01060021 3 


257 Fredeburg 01053030 3 


258 Fredesdorf 01060022 3 


259 Freienwill 01059182 1 


260 Fresendelf 01054032 2 


261 Frestedt 01051032 1 


262 Friedrichsgabekoog 01051033 1 


263 Friedrichsgraben 01058055 2 


264 Friedrichsholm 01058056 2 


265 Friedrichskoog 01051034 1 


266 Friedrichstadt, Stadt 01054033 2 


267 
 


Friedrich-Wilhelm-Lübke-
Koog 01054034 2 


268 Fuhlendorf 01060023 3 


269 Fuhlenhagen 01053031 3 


270 Galmsbüll 01054165 2 


271 Gammelby 01058057 2 


272 Garding, Kirchspiel 01054035 2 


273 Garding, Stadt 01054036 2 


274 Gaushorn 01051035 1 


275 Geesthacht, Stadt 01053032 4 


276 Gelting 01059112 1 


277 Geltorf 01059032 1 


278 Geschendorf 01060024 3 


279 Gettorf 01058058 2 


280 Giekau 01057021 3 


281 Giesensdorf 01053033 3 


282 Glasau 01060025 3 


283 Glinde, Stadt 01062018 5 


284 Glücksburg (Ostsee), Stadt 01059113 1 


285 Glückstadt, Stadt 01061029 2 


286 Glüsing 01051036 1 


287 Gnutz 01058059 2 


288 Göhl 01055014 3 


289 Gokels 01058061 2 


290 Goldebek 01054037 2 


291 Goldelund 01054038 2 


292 Göldenitz 01053034 3 


293 Goltoft 01059033 1 


294 Gönnebek 01060026 3 


295 Goosefeld 01058102 2 


296 Göttin 01053035 3 


297 Grabau 01053036 3 


298 Grabau 01062019 4 


299 Grambek 01053037 3 


300 Grande 01062020 4 


301 Grauel 01058062 2 


302 Grebin 01057022 3 


303 Gremersdorf 01055015 3 
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304 Grevenkop 01061030 2 


305 Grevenkrug 01058063 2 


306 Gribbohm 01061031 2 


307 Grinau 01053038 3 


308 Gröde 01054039 2 


309 Grödersby 01059034 1 


310 Grömitz 01055016 3 


311 Grönwohld 01062021 4 


312 Groß Boden 01053039 3 


313 Groß Buchwald 01058064 2 


314 Groß Disnack 01053040 3 


315 Groß Grönau 01053041 3 


316 Groß Kummerfeld 01060028 3 


317 Groß Niendorf 01060029 3 


318 Groß Nordende 01056016 4 


319 Groß Offenseth-Aspern 01056017 4 


320 Groß Pampau 01053042 3 


321 Groß Rheide 01059035 1 


322 Groß Rönnau 01060030 3 


323 Groß Sarau 01053043 3 


324 Groß Schenkenberg 01053044 3 


325 Groß Vollstedt 01058065 2 


326 Groß Wittensee 01058066 2 


327 Großbarkau 01057023 3 


328 Großenaspe 01060027 3 


329 Großenbrode 01055017 3 


330 Großenrade 01051037 1 


331 Großensee 01062022 4 


332 Großenwiehe 01059115 1 


333 Großhansdorf 01062023 4 


334 Großharrie 01057024 3 


335 Großsolt 01059116 1 


336 Grothusenkoog 01054040 2 


337 Grove 01053045 3 


338 Groven 01051038 1 


339 Grube 01055018 3 


340 Grundhof 01059118 1 


341 Güby 01058067 2 


342 Gudendorf 01051039 1 


343 Gudow 01053046 3 


344 Gülzow 01053047 3 


345 Güster 01053048 3 


346 Haale 01058068 2 


347 Haby 01058069 2 


348 Hadenfeld 01061033 2 


349 Hagen 01060031 3 


350 Hallig Hooge 01054050 2 


351 Halstenbek 01056018 6 


352 Hamberge 01062025 4 


353 Hamdorf 01058070 2 


354 Hamfelde 01053049 3 


355 Hamfelde 01062026 4 


356 Hammoor 01062027 4 


357 Hamwarde 01053050 3 


358 Hamweddel 01058071 2 
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359 Handewitt 01059183 1 


360 Hanerau-Hademarschen 01058072 2 


361 Hardebek 01060033 3 


362 Harmsdorf 01053051 3 


363 Harmsdorf 01055020 3 


364 Harrislee 01059120 3 


365 Hartenholm 01060034 3 


366 Haselau 01056019 4 


367 Haseldorf 01056020 4 


368 Haselund 01054041 2 


369 Hasenkrug 01060035 3 


370 Hasenmoor 01060036 3 


371 Hasloh 01056021 4 


372 Hasselberg 01059121 1 


373 Haßmoor 01058073 2 


374 Hattstedt 01054042 2 


375 Hattstedtermarsch 01054043 2 


376 Havekost 01053052 3 


377 Havetoft 01059037 1 


378 Hedwigenkoog 01051043 1 


379 Heede 01056022 4 


380 Heide, Stadt 01051044 3 


381 Heidekamp 01062031 4 


382 Heidgraben 01056023 4 


383 Heidmoor 01060037 3 


384 Heidmühlen 01060038 3 


385 Heikendorf 01057025 3 


386 Heiligenhafen, Stadt 01055021 3 


387 Heiligenstedten 01061034 2 


388 Heiligenstedtenerkamp 01061035 2 


389 Heilshoop 01062032 4 


390 Heinkenborstel 01058074 2 


391 Heist 01056024 4 


392 Helgoland 01056025 4 


393 
 


Hellschen-Heringsand-
Unterschaar 01051045 1 


394 Helmstorf 01057026 3 


395 Helse 01051046 1 


396 Hemdingen 01056026 4 


397 Hemme 01051047 1 


398 Hemmingstedt 01051048 1 


399 Hennstedt 01051049 1 


400 Hennstedt 01061036 2 


401 Henstedt-Ulzburg 01060039 4 


402 Heringsdorf 01055022 3 


403 Herzhorn 01061037 2 


404 Hetlingen 01056027 4 


405 Hillgroven 01051050 1 


406 Hingstheide 01061038 2 


407 Hitzhusen 01060040 3 


408 Hochdonn 01051051 1 


409 Hodorf 01061039 2 


410 Hoffeld 01058076 2 


411 Högel 01054045 2 


412 Högersdorf 01060041 3 


413 Högsdorf 01057027 3 
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414 Hohenaspe 01061040 2 


415 Hohenfelde 01057029 3 


416 Hohenfelde 01061041 2 


417 Hohenfelde 01062033 4 


418 Hohenhorn 01053053 3 


419 Hohenlockstedt 01061042 2 


420 Hohenwestedt 01058077 2 


421 Hohn 01058078 2 


422 Höhndorf 01057028 3 


423 Hohwacht (Ostsee) 01057030 3 


424 Hoisdorf 01062035 4 


425 Hollenbek 01053054 3 


426 Hollingstedt 01051053 1 


427 Hollingstedt 01059039 1 


428 Holm 01054048 2 


429 Holm 01056028 4 


430 Holstenniendorf 01061043 2 


431 Holt 01059124 1 


432 Holtsee 01058080 2 


433 Holzbunge 01058081 2 


434 Holzdorf 01058082 2 


435 Honigsee 01057031 3 


436 Hornbek 01053056 3 


437 Hörnum (Sylt) 01054046 2 


438 Horst 01053057 3 


439 Horst (Holstein) 01061044 2 


440 Horstedt 01054052 2 


441 Hörsten 01058075 2 


442 Hörup 01059123 1 


443 Hövede 01051052 1 


444 Hude 01054054 2 


445 Huje 01061045 2 


446 Hummelfeld 01058084 2 


447 Humptrup 01054055 2 


448 Hürup 01059126 1 


449 Husby 01059127 1 


450 Hüsby 01059041 1 


451 Husum, Stadt 01054056 3 


452 Hüttblek 01060042 3 


453 Hütten 01058083 2 


454 Idstedt 01059042 1 


455 Immenstedt 01051054 1 


456 Immenstedt 01054057 2 


457 Itzehoe, Stadt 01061046 3 


458 Itzstedt 01060043 3 


459 Jagel 01059043 1 


460 Jahrsdorf 01058085 2 


461 Janneby 01059128 1 


462 Jardelund 01059129 1 


463 Jerrishoe 01059131 1 


464 Jersbek 01062036 4 


465 Jevenstedt 01058086 2 


466 Joldelund 01054059 2 


467 Jörl 01059132 1 


468 Jübek 01059044 1 
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469 Juliusburg 01053058 3 


470 Kaaks 01061047 2 


471 Kabelhorst 01055023 3 


472 Kaisborstel 01061048 2 


473 Kaiser-Wilhelm-Koog 01051057 1 


474 Kaltenkirchen, Stadt 01060044 4 


475 Kalübbe 01057032 3 


476 Kampen (Sylt) 01054061 2 


477 Kankelau 01053059 3 


478 Kappeln, Stadt 01059045 1 


479 Karby 01058087 2 


480 Karlum 01054062 2 


481 Karolinenkoog 01051058 1 


482 Kasseburg 01053060 3 


483 Kasseedorf 01055024 3 


484 Kastorf 01053061 3 


485 Katharinenheerd 01054063 2 


486 Kattendorf 01060045 3 


487 Kayhude 01060046 3 


488 Kellenhusen (Ostsee) 01055025 3 


489 Kellinghusen, Stadt 01061049 2 


490 Kiebitzreihe 01061050 2 


491 Kiel, Landeshauptstadt 01002000 5 


492 Kirchbarkau 01057033 3 


493 Kirchnüchel 01057034 3 


494 Kisdorf 01060047 3 


495 Kittlitz 01053062 3 


496 Klamp 01057035 3 


497 Klanxbüll 01054065 2 


498 Klappholz 01059049 1 


499 Klein Barkau 01057037 3 


500 Klein Bennebek 01059050 1 


501 Klein Gladebrügge 01060048 3 


502 Klein Nordende 01056029 4 


503 
 


Klein Offenseth-
Sparrieshoop 01056030 4 


504 Klein Pampau 01053064 3 


505 Klein Rheide 01059051 1 


506 Klein Rönnau 01060049 3 


507 Klein Wesenberg 01062039 4 


508 Klein Wittensee 01058088 2 


509 Klein Zecher 01053066 3 


510 Klempau 01053067 3 


511 Kletkamp 01057038 3 


512 Kleve 01051060 1 


513 Kleve 01061052 2 


514 Klinkrade 01053068 3 


515 Klixbüll 01054068 2 


516 Koberg 01053069 3 


517 Köhn 01057039 3 


518 Koldenbüttel 01054070 2 


519 Kolkerheide 01054071 2 


520 Kollmar 01061118 2 


521 Kollmoor 01061053 2 


522 Kölln-Reisiek 01056031 4 


523 Kollow 01053071 3 
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524 Königshügel 01058089 2 


525 Kosel 01058090 2 


526 Köthel 01053070 3 


527 Köthel 01062040 4 


528 Kotzenbüll 01054072 2 


529 Krempdorf 01061054 2 


530 Krempe, Stadt 01061055 2 


531 Krempel 01051061 1 


532 Kremperheide 01061056 2 


533 Krempermoor 01061057 2 


534 Krems II 01060050 3 


535 Krogaspe 01058091 2 


536 Krokau 01057040 3 


537 Kronprinzenkoog 01051062 1 


538 Kronsgaard 01059136 1 


539 Kronshagen 01058092 4 


540 Kronsmoor 01061058 2 


541 Kropp 01059053 1 


542 Kröppelshagen-Fahrendorf 01053072 3 


543 Krukow 01053074 3 


544 Krummbek 01057041 3 


545 Krummendiek 01061059 2 


546 Krummesse 01053075 3 


547 Krummwisch 01058093 2 


548 Krumstedt 01051063 1 


549 Krüzen 01053073 3 


550 Kuddewörde 01053076 3 


551 Kuden 01051064 1 


552 Kudensee 01061060 2 


553 Kühren 01057042 3 


554 Kühsen 01053077 3 


555 Kükels 01060051 3 


556 Kulpin 01053078 3 


557 Kummerfeld 01056032 4 


558 Labenz 01053079 3 


559 Laboe 01057043 3 


560 Ladelund 01054073 2 


561 Lägerdorf 01061061 2 


562 Lammershagen 01057044 3 


563 Landrecht 01061062 2 


564 Landscheide 01061063 2 


565 Langballig 01059137 1 


566 Langeln 01056034 4 


567 Langeneß 01054074 2 


568 Langenhorn 01054075 2 


569 Langenlehsten 01053080 3 


570 Langstedt 01059138 1 


571 Langwedel 01058094 2 


572 Lankau 01053081 3 


573 Lanze 01053082 3 


574 Lasbek 01062089 4 


575 Latendorf 01060052 3 


576 Lauenburg/Elbe, Stadt 01053083 4 


577 Lebrade 01057045 3 


578 Leck 01054076 2 
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579 Leezen 01060053 3 


580 Lehe 01051065 1 


581 Lehmkuhlen 01057046 3 


582 Lehmrade 01053084 3 


583 Lensahn 01055027 3 


584 Lentföhrden 01060054 3 


585 Lexgaard 01054077 2 


586 Lieth 01051067 1 


587 Linau 01053085 3 


588 Lindau 01058096 2 


589 Linden 01051068 1 


590 Lindewitt 01059179 1 


591 List 01054078 2 


592 Lockstedt 01061064 2 


593 Lohbarbek 01061065 2 


594 Lohe-Föhrden 01058097 2 


595 Lohe-Rickelshof 01051069 1 


596 Loit 01059055 1 


597 Looft 01061066 2 


598 Loop 01058098 2 


599 Loose 01058099 2 


600 Löptin 01057047 3 


601 Lottorf 01059056 1 


602 Löwenstedt 01054079 2 


603 Lübeck, Hansestadt 01003000 4 


604 Lüchow 01053086 3 


605 Luhnstedt 01058101 2 


606 Lunden 01051071 1 


607 Lürschau 01059057 1 


608 Lütau 01053087 3 


609 Lütjenburg, Stadt 01057048 3 


610 Lütjenholm 01054080 2 


611 Lütjensee 01062045 4 


612 Lütjenwestedt 01058100 2 


613 Lutterbek 01057049 3 


614 Lutzhorn 01056035 4 


615 Maasbüll 01059141 1 


616 Maasholm 01059142 1 


617 Malente 01055028 3 


618 Manhagen 01055029 3 


619 Marne, Stadt 01051072 1 


620 Marnerdeich 01051073 1 


621 Martensrade 01057050 3 


622 Mechow 01053088 3 


623 Meddewade 01062046 4 


624 Medelby 01059143 1 


625 Meezen 01058103 2 


626 Meggerdorf 01059058 1 


627 Mehlbek 01061067 2 


628 Meldorf, Stadt 01051074 1 


629 Melsdorf 01058104 2 


630 Meyn 01059144 1 


631 Midlum 01054083 2 


632 Mielkendorf 01058105 2 


633 Mildstedt 01054084 2 
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634 Mittelangeln 01059185 1 


635 Möhnsen 01053089 3 


636 Mohrkirch 01059060 1 


637 Molfsee 01058107 2 


638 Mölln, Stadt 01053090 3 


639 Mönkeberg 01057051 3 


640 Mönkhagen 01062048 4 


641 Mönkloh 01060056 3 


642 Moordiek 01061068 2 


643 Moorhusen 01061070 2 


644 Moorrege 01056036 4 


645 Mörel 01058106 2 


646 Mözen 01060057 3 


647 Mucheln 01057052 3 


648 Mühbrook 01058108 2 


649 Mühlenbarbek 01061071 2 


650 Mühlenrade 01053091 3 


651 Munkbrarup 01059145 1 


652 Münsterdorf 01061072 2 


653 Müssen 01053092 3 


654 Mustin 01053093 3 


655 Nahe 01060058 3 


656 Nebel 01054085 2 


657 Negenharrie 01058109 2 


658 Negernbötel 01060059 3 


659 Nehms 01060060 3 


660 Nehmten 01057053 3 


661 Neritz 01062050 4 


662 Nettelsee 01057054 3 


663 Neu Duvenstedt 01058111 2 


664 Neuberend 01059062 1 


665 Neudorf-Bornstein 01058110 2 


666 Neuenbrook 01061073 2 


667 Neuendeich 01056037 4 


668 Neuendorf bei Elmshorn 01061074 2 


669 Neuendorf-Sachsenbande 01061119 2 


670 Neuengörs 01060061 3 


671 Neuenkirchen 01051075 1 


672 Neufeld 01051076 1 


673 Neufelderkoog 01051077 1 


674 Neukirchen 01054086 2 


675 Neukirchen 01055031 3 


676 Neumünster, Stadt 01004000 3 


677 Neustadt in Holstein, Stadt 01055032 3 


678 Neuwittenbek 01058112 2 


679 Neversdorf 01060062 3 


680 Nieblum 01054087 2 


681 Niebüll, Stadt 01054088 2 


682 Nieby 01059147 1 


683 Nienborstel 01058113 2 


684 Nienbüttel 01061076 2 


685 Niendorf bei Berkenthin 01053094 3 


686 Niendorf/Stecknitz 01053095 3 


687 Nienwohld 01062051 4 


688 Niesgrau 01059148 1 
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689 Nindorf 01051078 1 


690 Nindorf 01058115 2 


691 Noer 01058116 2 


692 Norddeich 01051079 1 


693 Norddorf auf Amrum 01054089 2 


694 Norderbrarup 01059063 1 


695 Norderfriedrichskoog 01054090 2 


696 Norderheistedt 01051080 1 


697 Nordermeldorf 01051137 1 


698 Norderstapel 01059064 1 


699 Norderstedt, Stadt 01060063 6 


700 Norderwöhrden 01051081 1 


701 Nordhackstedt 01059149 1 


702 Nordhastedt 01051082 1 


703 Nordstrand 01054091 2 


704 Norstedt 01054092 2 


705 Nortorf 01061077 2 


706 Nortorf, Stadt 01058117 2 


707 Nottfeld 01059065 1 


708 Nübbel 01058118 2 


709 Nübel 01059098 1 


710 Nusse 01053096 3 


711 Nutteln 01061078 2 


712 Nützen 01060064 3 


713 Ockholm 01054093 2 


714 Odderade 01051083 1 


715 Oelixdorf 01061079 2 


716 Oering 01060065 3 


717 Oersberg 01059067 1 


718 Oersdorf 01060066 3 


719 Oeschebüttel 01061080 2 


720 Oesterdeichstrich 01051084 1 


721 Oesterwurth 01051140 1 


722 Oevenum 01054094 2 


723 Oeversee 01059184 1 


724 Offenbüttel 01051085 1 


725 Oldenborstel 01061081 2 


726 
 


Oldenburg in Holstein, 
Stadt 01055033 3 


727 Oldenbüttel 01058119 2 


728 Oldendorf 01061082 2 


729 Oldenhütten 01058120 2 


730 Oldenswort 01054095 2 


731 Oldersbek 01054096 2 


732 Olderup 01054097 2 


733 Oldsum 01054098 2 


734 Osdorf 01058121 2 


735 Ostenfeld (Husum) 01054099 2 


736 Ostenfeld (Rendsburg) 01058122 2 


737 Osterby 01058123 2 


738 Osterby 01059151 1 


739 Osterhever 01054100 2 


740 Osterhorn 01056038 4 


741 Oster-Ohrstedt 01054101 2 


742 Osterrade 01051086 1 


743 Osterrönfeld 01058124 2 
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744 Osterstedt 01058125 2 


745 Ostrohe 01051087 1 


746 Oststeinbek 01062053 4 


747 Ottenbüttel 01061083 2 


748 Ottendorf 01058126 2 


749 Owschlag 01058127 2 


750 Padenstedt 01058128 2 


751 Pahlen 01051088 1 


752 Panker 01057055 3 


753 Panten 01053097 3 


754 Passade 01057056 3 


755 Peissen 01061084 2 


756 Pellworm 01054103 2 


757 Pinneberg, Stadt 01056039 6 


758 Plön, Stadt 01057057 3 


759 Pogeez 01053098 3 


760 Poggensee 01053099 3 


761 Pohnsdorf 01057058 3 


762 Pölitz 01062056 4 


763 Pommerby 01059152 1 


764 Poppenbüll 01054104 2 


765 Pöschendorf 01061085 2 


766 Postfeld 01057059 3 


767 Poyenberg 01061086 2 


768 Prasdorf 01057060 3 


769 Preetz, Stadt 01057062 4 


770 Prinzenmoor 01058129 2 


771 Prisdorf 01056040 4 


772 Probsteierhagen 01057063 3 


773 Pronstorf 01060067 3 


774 Puls 01061087 2 


775 Quarnbek 01058130 2 


776 Quarnstedt 01061088 2 


777 Quickborn 01051089 1 


778 Quickborn, Stadt 01056041 6 


779 Raa-Besenbek 01056042 4 


780 Rabel 01059154 1 


781 Rabenholz 01059155 1 


782 Rabenkirchen-Faulück 01059068 1 


783 Rade 01061089 2 


784 Rade bei Hohenwestedt 01058131 2 


785 Rade bei Rendsburg 01058132 2 


786 Ramhusen 01051090 1 


787 Ramstedt 01054105 2 


788 Rantrum 01054106 2 


789 Rantzau 01057065 3 


790 Rastorf 01057066 3 


791 Ratekau 01055035 4 


792 Rathjensdorf 01057067 3 


793 Ratzeburg, Stadt 01053100 4 


794 Rausdorf 01062058 4 


795 Reesdorf 01058133 2 


796 Reher 01061091 2 


797 Rehhorst 01062059 4 


798 Rehm-Flehde-Bargen 01051092 1 
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799 Reinbek, Stadt 01062060 5 


800 Reinfeld (Holstein), Stadt 01062061 4 


801 Reinsbüttel 01051093 1 


802 Rellingen 01056043 5 


803 Remmels 01058134 2 


804 Rendsburg, Stadt 01058135 3 


805 Rendswühren 01057068 3 


806 Rethwisch 01061092 2 


807 Rethwisch 01062062 4 


808 Reußenköge 01054108 2 


809 Rickert 01058136 2 


810 Rickling 01060068 3 


811 Riepsdorf 01055036 3 


812 Rieseby 01058137 2 


813 Ringsberg 01059157 1 


814 Risum-Lindholm 01054109 2 


815 Ritzerau 01053101 3 


816 Rodenäs 01054110 2 


817 Rodenbek 01058138 2 


818 Rohlstorf 01060069 3 


819 Römnitz 01053102 3 


820 Rondeshagen 01053103 3 


821 Rosdorf 01061093 2 


822 Roseburg 01053104 3 


823 Rügge 01059070 1 


824 Ruhwinkel 01057069 3 


825 Rumohr 01058139 2 


826 Rümpel 01062065 4 


827 Sahms 01053106 3 


828 Salem 01053107 3 


829 Sandesneben 01053108 3 


830 Sankt Annen 01051096 1 


831 Sankt Margarethen 01061095 2 


832 Sankt Michaelisdonn 01051097 1 


833 Sankt Peter-Ording 01054113 2 


834 Sarlhusen 01061096 2 


835 Sarzbüttel 01051098 1 


836 Saustrup 01059072 1 


837 Schaalby 01059073 1 


838 Schacht-Audorf 01058140 2 


839 Schackendorf 01060070 3 


840 Schafflund 01059158 1 


841 Schafstedt 01051099 1 


842 Schalkholz 01051100 1 


843 Scharbeutz 01055044 5 


844 Schashagen 01055037 3 


845 Scheggerott 01059074 1 


846 Schellhorn 01057070 3 


847 Schenefeld 01061097 2 


848 Schenefeld, Stadt 01056044 6 


849 Schieren 01060071 3 


850 Schierensee 01058141 2 


851 Schillsdorf 01057071 3 


852 Schinkel 01058142 2 


853 Schiphorst 01053109 3 
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854 Schlesen 01057072 3 


855 Schleswig, Stadt 01059075 3 


856 Schlichting 01051102 1 


857 Schlotfeld 01061098 2 


858 Schmalensee 01060072 3 


859 Schmalfeld 01060073 3 


860 Schmalstede 01058143 2 


861 Schmedeswurth 01051103 1 


862 Schmilau 01053110 3 


863 Schnakenbek 01053111 3 


864 Schnarup-Thumby 01059076 1 


865 Schönbek 01058144 2 


866 Schönberg 01053112 3 


867 Schönberg (Holstein) 01057073 3 


868 Schönhorst 01058145 2 


869 Schönkirchen 01057074 3 


870 Schönwalde am Bungsberg 01055038 3 


871 Schretstaken 01053113 3 


872 Schrum 01051104 1 


873 Schuby 01059077 1 


874 Schulendorf 01053115 3 


875 Schülldorf 01058146 2 


876 Schülp 01051105 1 


877 Schülp bei Nortorf 01058147 2 


878 Schülp bei Rendsburg 01058148 2 


879 Schürensöhlen 01053114 3 


880 Schwabstedt 01054116 2 


881 Schwartbuck 01057076 3 


882 Schwarzenbek, Stadt 01053116 4 


883 Schwedeneck 01058150 2 


884 Schwentinental, Stadt 01057091 4 


885 Schwesing 01054118 2 


886 Schwissel 01060074 3 


887 Seedorf 01053117 3 


888 Seedorf 01060075 3 


889 Seefeld 01058151 2 


890 Seester 01056033 4 


891 Seestermühe 01056045 4 


892 Seeth 01054119 2 


893 Seeth-Ekholt 01056046 4 


894 Sehestedt 01058152 2 


895 Selent 01057077 3 


896 Selk 01059078 1 


897 Seth 01060076 3 


898 Siebenbäumen 01053118 3 


899 Siebeneichen 01053119 3 


900 Siek 01062069 4 


901 Sierksdorf 01055039 3 


902 Sierksrade 01053120 3 


903 Sievershütten 01060077 3 


904 Sieverstedt 01059159 1 


905 Silberstedt 01059079 1 


906 Silzen 01061100 2 


907 Simonsberg 01054120 2 


908 Sirksfelde 01053121 3 
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909 Sollerup 01059162 1 


910 Sollwitt 01054123 2 


911 Sommerland 01061101 2 


912 Sönnebüll 01054121 2 


913 Sophienhamm 01058154 2 


914 Sören 01058153 2 


915 Sörup 01059161 1 


916 Sprakebüll 01054124 2 


917 Stadum 01054125 2 


918 Stafstedt 01058155 2 


919 Stakendorf 01057078 3 


920 Stangheck 01059163 1 


921 Stapelfeld 01062071 4 


922 Stedesand 01054126 2 


923 Steenfeld 01058156 2 


924 Stein 01057079 3 


925 Steinberg 01059164 1 


926 Steinbergkirche 01059186 1 


927 Steinburg 01062091 4 


928 Steinfeld 01059080 1 


929 Steinhorst 01053122 3 


930 Stelle-Wittenwurth 01051107 1 


931 Sterley 01053123 3 


932 Sterup 01059167 1 


933 Stipsdorf 01060079 3 


934 Stockelsdorf 01055040 4 


935 Stocksee 01060080 3 


936 Stolk 01059081 1 


937 Stolpe 01057080 3 


938 Stoltebüll 01059168 1 


939 Stoltenberg 01057081 3 


940 Stördorf 01061102 2 


941 Störkathen 01061103 2 


942 Strande 01058157 2 


943 Strübbel 01051108 1 


944 Struckum 01054128 2 


945 Strukdorf 01060081 3 


946 Struvenhütten 01060082 3 


947 Struxdorf 01059082 1 


948 Stubben 01053124 3 


949 Stuvenborn 01060084 3 


950 Süderau 01061104 2 


951 Süderbrarup 01059083 1 


952 Süderdeich 01051109 1 


953 Süderdorf 01051139 1 


954 Süderende 01054129 2 


955 Süderfahrenstedt 01059084 1 


956 Süderhackstedt 01059169 1 


957 Süderhastedt 01051110 1 


958 Süderheistedt 01051141 1 


959 Süderhöft 01054130 2 


960 Süderlügum 01054131 2 


961 Südermarsch 01054132 2 


962 Süderstapel 01059085 1 


963 Sülfeld 01060085 3 
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964 Süsel 01055041 3 


965 Sylt 01054168 6 


966 Taarstedt 01059086 1 


967 Tackesdorf 01058158 2 


968 Talkau 01053125 3 


969 Tangstedt 01056047 4 


970 Tangstedt 01062076 4 


971 Tappendorf 01058159 2 


972 Tarbek 01060086 3 


973 Tarp 01059171 1 


974 Tasdorf 01057083 3 


975 Tastrup 01059101 1 


976 Tating 01054134 2 


977 Techelsdorf 01058160 2 


978 Tellingstedt 01051114 1 


979 Tensbüttel-Röst 01051138 1 


980 Tensfeld 01060087 3 


981 Tetenbüll 01054135 2 


982 Tetenhusen 01059087 1 


983 Thaden 01058161 2 


984 Thumby 01058162 2 


985 Tielen 01059088 1 


986 Tielenhemme 01051117 1 


987 Timmaspe 01058163 2 


988 Timmendorfer Strand 01055042 3 


989 Tinningstedt 01054136 2 


990 Todenbüttel 01058164 2 


991 Todendorf 01062078 4 


992 Todesfelde 01060088 3 


993 Tolk 01059090 1 


994 Tönning, Stadt 01054138 2 


995 Tornesch, Stadt 01056048 4 


996 Tramm 01053126 3 


997 Trappenkamp 01060089 3 


998 Travenbrück 01062092 4 


999 Travenhorst 01060090 3 


1000 Traventhal 01060091 3 


1001 Treia 01059092 1 


1002 Tremsbüttel 01062081 4 


1003 Trennewurth 01051118 1 


1004 Trittau 01062082 4 


1005 Tröndel 01057082 3 


1006 Tümlauer Koog 01054140 2 


1007 Tüttendorf 01058165 2 


1008 Twedt 01059097 1 


1009 Uelvesbüll 01054141 2 


1010 Uetersen, Stadt 01056049 4 


1011 Ülsby 01059093 1 


1012 Ulsnis 01059094 1 


1013 Uphusum 01054142 2 


1014 Utersum 01054143 2 


1015 Vaale 01061105 2 


1016 Vaalermoor 01061106 2 


1017 Viöl 01054144 2 


1018 Vollerwiek 01054145 2 
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1019 Vollstedt 01054146 2 


1020 Volsemenhusen 01051119 1 


1021 Waabs 01058166 2 


1022 Wacken 01061107 2 


1023 Wagersrott 01059095 1 


1024 Wahlstedt, Stadt 01060092 3 


1025 Wahlstorf 01057084 3 


1026 Wakendorf I 01060093 3 


1027 Wakendorf II 01060094 3 


1028 Walksfelde 01053127 3 


1029 Wallen 01051120 1 


1030 Wallsbüll 01059173 1 


1031 Wanderup 01059174 1 


1032 Wangelau 01053128 3 


1033 Wangels 01055043 3 


1034 Wankendorf 01057085 3 


1035 Wapelfeld 01058167 2 


1036 Warder 01058168 2 


1037 Warnau 01057086 3 


1038 Warringholz 01061108 2 


1039 Warwerort 01051121 1 


1040 Wasbek 01058169 2 


1041 Wattenbek 01058170 2 


1042 Weddelbrook 01060095 3 


1043 Weddingstedt 01051122 1 


1044 Wedel, Stadt 01056050 6 


1045 Weede 01060096 3 


1046 Wees 01059176 1 


1047 Weesby 01059177 1 


1048 Welmbüttel 01051125 1 


1049 Welt 01054148 2 


1050 Wendtorf 01057087 3 


1051 Wennbüttel 01051126 1 


1052 
 


Wenningstedt - Braderup 
(Sylt) 01054149 2 


1053 Wensin 01060097 3 


1054 
 


Wentorf (Amt 
Sandesneben-Nusse) 01053130 3 


1055 Wentorf bei Hamburg 01053129 4 


1056 Wesenberg 01062094 4 


1057 Wesselburen, Stadt 01051127 1 


1058 
 


Wesselburener 
Deichhausen 01051128 1 


1059 Wesselburenerkoog 01051129 1 


1060 Wesseln 01051130 1 


1061 Westensee 01058171 2 


1062 Westerau 01062083 4 


1063 Westerborstel 01051131 1 


1064 Westerdeichstrich 01051132 1 


1065 Westerhever 01054150 2 


1066 Westerholz 01059178 1 


lfd. Nr. Gemeindename 
AGS  


(8-stellig) 
31.12.2016 


Mieten-
stufe 


1067 Westerhorn 01056051 4 


1068 Westermoor 01061109 2 


1069 Wester-Ohrstedt 01054152 2 


1070 Westerrade 01060098 3 


1071 Westerrönfeld 01058172 2 


1072 Westre 01054154 2 


1073 Wewelsfleth 01061110 2 


1074 Wiedenborstel 01061111 2 


1075 Wiemersdorf 01060099 3 


1076 Wiemerstedt 01051133 1 


1077 Wiershop 01053131 3 


1078 Willenscharen 01061112 2 


1079 Wilster, Stadt 01061113 2 


1080 Windbergen 01051134 1 


1081 Windeby 01058173 2 


1082 Winnemark 01058174 2 


1083 Winnert 01054156 2 


1084 Winseldorf 01061114 2 


1085 Winsen 01060100 3 


1086 Wisch 01054157 2 


1087 Wisch 01057088 3 


1088 Witsum 01054158 2 


1089 Wittbek 01054159 2 


1090 Wittdün auf Amrum 01054160 2 


1091 Wittenbergen 01061115 2 


1092 Wittenborn 01060101 3 


1093 Wittmoldt 01057089 3 


1094 Witzeeze 01053132 3 


1095 Witzhave 01062086 4 


1096 Witzwort 01054161 2 


1097 Wobbenbüll 01054162 2 


1098 Wohlde 01059096 1 


1099 Wohltorf 01053133 3 


1100 Wöhrden 01051113 1 


1101 Wolmersdorf 01051135 1 


1102 Woltersdorf 01053134 3 


1103 Worth 01053135 3 


1104 Wrist 01061116 2 


1105 Wrixum 01054163 2 


1106 Wrohm 01051136 1 


1107 Wulfsmoor 01061117 2 


1108 Wyk auf Föhr, Stadt 01054164 2 


1109 Zarpen 01062087 4 


1110 Ziethen 01053136 3 


 


Thüringen 
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1 Abtsbessingen 16065001 1 


2 Ahlstädt 16069001 1 


3 Albersdorf 16074001 2 


4 Alkersleben 16070001 2 


5 Allendorf 16073001 2 


6 Alperstedt 16068001 1 


7 Altenberga 16074002 2 


8 Altenbeuthen 16073002 2 


9 Altenburg, Stadt 16077001 2 


10 Altenfeld 16070002 2 


11 Altengottern 16064001 1 


12 Altersbach 16066001 1 


13 Altkirchen 16077002 1 


14 Am Ohmberg 16061116 1 


15 Amt Wachsenburg 16070028 2 


16 Andisleben 16068002 1 


17 Angelroda 16070003 2 


18 Anrode 16064073 1 


19 Apolda, Stadt 16071001 2 


20 Arenshausen 16061001 1 


21 Arnstadt, Stadt 16070004 2 


22 Artern/Unstrut, Stadt 16065002 1 


23 Asbach-Sickenberg 16061002 1 


24 Aschenhausen 16066002 1 


25 Auengrund 16069058 1 


26 Auma-Weidatal, Stadt 16076092 1 


27 Bachfeld 16072001 1 


28 Bad Berka, Stadt 16071003 2 


29 Bad Blankenburg, Stadt 16073005 2 


30 
 


Bad Colberg-Heldburg, 
Stadt 16069002 1 


31 
 
 


Bad 
Frankenhausen/Kyffhäuser, 
Stadt 16065003 1 


32 Bad Klosterlausnitz 16074003 2 


33 Bad Köstritz, Stadt 16076003 1 


34 Bad Langensalza, Stadt 16064003 2 


35 Bad Liebenstein, Stadt 16063099 1 


36 Bad Lobenstein, Stadt 16075062 2 


37 Bad Salzungen, Stadt 16063003 2 


38 Bad Sulza, Stadt 16071004 2 


39 Bad Tennstedt, Stadt 16064004 1 


40 Ballhausen 16064005 1 


41 Ballstädt 16067003 1 


42 Ballstedt 16071005 2 


43 Barchfeld-Immelborn 16063004 1 


44 Bechstedt 16073006 2 


45 Bechstedtstraß 16071006 2 


46 Beichlingen 16068003 1 


47 Beinerstadt 16069003 1 


48 Bellstedt 16065005 1 


49 Belrieth 16066005 1 


50 Benshausen 16066006 1 


51 Berga/Elster, Stadt 16076004 1 


52 Berka v. d. Hainich 16063006 1 


53 Berka/Werra, Stadt 16063007 1 
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54 Berlingerode 16061003 1 


55 Berlstedt 16071007 2 


56 Bermbach 16066008 1 


57 
 


Bernterode bei Heilbad 
Heiligenstadt 16061004 1 


58 Bethenhausen 16076006 1 


59 Bibra 16074004 2 


60 Bienstädt 16067004 1 


61 Bilzingsleben 16068004 1 


62 Birkenfelde 16061007 1 


63 Birkenhügel 16075002 2 


64 Birx 16066012 1 


65 Bischofrod 16069004 1 


66 Bischofroda 16063008 1 


67 Blankenberg 16075003 2 


68 Blankenburg 16064007 1 


69 Blankenhain, Stadt 16071008 2 


70 Blankenstein 16075004 2 


71 Bleicherode, Stadt 16062002 1 


72 Bobeck 16074005 2 


73 Bocka 16076007 1 


74 Bodelwitz 16075006 2 


75 Bodenrode-Westhausen 16061012 1 


76 Böhlen 16070005 2 


77 Bollberg 16074006 2 


78 Bornhagen 16061014 1 


79 Borxleben 16065008 1 


80 Bösleben-Wüllersleben 16070006 2 


81 Bothenheilingen 16064008 1 


82 Brahmenau 16076008 1 


83 Braunichswalde 16076009 1 


84 Brehme 16061015 1 


85 Breitenworbis 16061017 1 


86 Breitungen/Werra 16066013 1 


87 Bremsnitz 16074007 2 


88 Bretleben 16065011 1 


89 Brotterode-Trusetal, Stadt 16066074 1 


90 Bruchstedt 16064009 1 


91 Brüheim 16067005 1 


92 Brünn/Thür. 16069006 1 


93 Brunnhartshausen 16063009 1 


94 Bucha 16074008 2 


95 Bucha 16075008 2 


96 Büchel 16068005 1 


97 Buchfart 16071009 2 


98 Buchholz 16062004 1 


99 Bufleben 16067006 1 


100 Buhla 16061019 1 


101 Bürgel, Stadt 16074009 2 


102 Burgk 16075009 2 


103 Burgwalde 16061021 1 


104 Buttelstedt, Stadt 16071011 2 


105 Buttlar 16063011 1 


106 Buttstädt, Stadt 16068006 1 


107 Büttstedt 16061018 1 


108 Caaschwitz 16076012 1 
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109 Christes 16066015 1 


110 Clingen, Stadt 16065012 1 


111 Crawinkel 16067008 1 


112 Creuzburg, Stadt 16063013 1 


113 Crimla 16076014 1 


114 Crispendorf 16075013 2 


115 Crossen an der Elster 16074012 2 


116 Cursdorf 16073013 2 


117 Daasdorf a. Berge 16071012 2 


118 Dachwig 16067009 1 


119 Dankmarshausen 16063014 1 


120 Deesbach 16073014 2 


121 Dermbach 16063015 1 


122 Deuna 16061022 1 


123 Diedorf/Rhön 16063016 1 


124 Dieterode 16061023 1 


125 Dietzenrode/Vatterode 16061024 1 


126 Dillstädt 16066016 1 


127 Dingelstädt, Stadt 16061025 1 


128 Dingsleben 16069008 1 


129 Dippach 16063017 1 


130 Dittersdorf 16075014 2 


131 Dobitschen 16077003 1 


132 Döbritschen 16071013 2 


133 Döbritz 16075016 2 


134 Döllstädt 16067011 1 


135 Donndorf 16065013 1 


136 Dornburg-Camburg, Stadt 16074011 2 


137 Dornheim 16070008 2 


138 Döschnitz 16073017 2 


139 Dreba 16075018 2 


140 Drei Gleichen 16067086 1 


141 Dreitzsch 16075019 2 


142 Dröbischau 16073021 2 


143 Drogen 16077004 1 


144 Drognitz 16073107 2 


145 Dünwald 16064014 1 


146 Ebeleben, Stadt 16065014 1 


147 Ebenshausen 16063019 1 


148 Eberstedt 16071015 2 


149 Ecklingerode 16061026 1 


150 Eckstedt 16068007 1 


151 Effelder 16061027 1 


152 Ehrenberg 16069009 1 


153 Eichenberg 16069011 1 


154 Eichenberg 16074016 2 


155 Eichstruth 16061028 1 


156 Eineborn 16074017 2 


157 Einhausen 16066017 1 


158 Eisenberg, Stadt 16074018 2 


159 Eisfeld, Stadt 16069012 1 


160 Elgersburg 16070011 2 


161 Elleben 16070012 2 


162 Ellersleben 16068008 1 


163 Ellingshausen 16066018 1 
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164 Ellrich, Stadt 16062005 1 


165 Elxleben 16068009 1 


166 Elxleben 16070013 2 


167 Emleben 16067013 1 


168 Empfertshausen 16063023 1 


169 Endschütz 16076017 1 


170 Erbenhausen 16066019 1 


171 Eschenbergen 16067016 1 


172 Eßbach 16075023 2 


173 Eßleben-Teutleben 16068011 1 


174 Ettenhausen a.d. Suhl 16063024 1 


175 Ettersburg 16071017 2 


176 Etzelsrode 16062006 1 


177 Etzleben 16065016 1 


178 Fambach 16066022 1 


179 Ferna 16061031 1 


180 Flarchheim 16064017 1 


181 Floh-Seligenthal 16066023 1 


182 Fockendorf 16077005 1 


183 Föritz 16072005 1 


184 Frankenblick 16072023 1 


185 Frankendorf 16071019 2 


186 Frankenhain 16070014 2 


187 Frankenheim/Rhön 16066024 1 


188 Frankenroda 16063028 1 


189 Frauenprießnitz 16074019 2 


190 Frauensee 16063029 1 


191 Frauenwald 16070015 2 


192 Freienbessingen 16065018 1 


193 Freienhagen 16061032 1 


194 Freienorla 16074021 2 


195 Fretterode 16061033 1 


196 Friedelshausen 16066025 1 


197 Friedersdorf 16070016 2 


198 Friedrichroda, Stadt 16067019 1 


199 Friedrichsthal 16062007 1 


200 Friedrichswerth 16067021 1 


201 Friemar 16067022 1 


202 Frohnsdorf 16077006 1 


203 Frömmstedt 16068012 1 


204 Gangloffsömmern 16068013 1 


205 Gauern 16076019 1 


206 Gebesee, Stadt 16068014 1 


207 Gefell, Stadt 16075131 2 


208 Gehlberg 16070017 2 


209 Gehofen 16065019 1 


210 Gehren, Stadt 16070018 2 


211 Geisa, Stadt 16063032 1 


212 Geisenhain 16074022 2 


213 Geisleden 16061034 1 


214 Geismar 16061035 1 


215 Georgenthal/Thür. Wald 16067025 1 


216 Geraberg 16070019 2 


217 Gerbershausen 16061036 1 


218 Gernrode 16061037 1 
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219 Geroda 16075029 2 


220 Gerstenberg 16077007 1 


221 Gerstengrund 16063033 1 


222 Gerstungen 16063097 1 


223 Gerterode 16061038 1 


224 Gertewitz 16075031 2 


225 Geschwenda 16070021 2 


226 Gierstädt 16067026 1 


227 Gillersdorf 16070022 2 


228 Glasehausen 16061039 1 


229 Gneus 16074024 2 


230 Göhren 16077008 1 


231 Goldbach 16067027 1 


232 Goldisthal 16072006 1 


233 Göllnitz 16077009 1 


234 Golmsdorf 16074026 2 


235 Gompertshausen 16069015 1 


236 Göpfersdorf 16077011 1 


237 Görkwitz 16075033 2 


238 Görsbach 16062008 1 


239 Gorsleben 16065022 1 


240 Göschitz 16075034 2 


241 Gösen 16074025 2 


242 Gossel 16070023 2 


243 Gössitz 16075035 2 


244 Gößnitz, Stadt 16077012 1 


245 Gotha, Stadt 16067029 2 


246 Grabfeld 16066094 1 


247 Gräfenhain 16067032 1 


248 Gräfenroda 16070024 2 


249 Gräfenthal, Stadt 16073028 2 


250 Graitschen b. Bürgel 16074028 2 


251 Greiz, Stadt 16076022 1 


252 Greußen, Stadt 16065023 1 


253 Griefstedt 16068015 1 


254 Grimmelshausen 16069016 1 


255 Grobengereuth 16075039 2 


256 Großbartloff 16061041 1 


257 Großbockedra 16074029 2 


258 Großbreitenbach, Stadt 16070025 2 


259 Großbrembach 16068016 1 


260 Großenehrich, Stadt 16065084 1 


261 Großengottern 16064018 1 


262 Großensee 16063036 1 


263 Großenstein 16076023 1 


264 Großeutersdorf 16074031 2 


265 Großfahner 16067033 1 


266 Großheringen 16071022 2 


267 Großlöbichau 16074032 2 


268 Großlohra 16062009 1 


269 Großmölsen 16068017 1 


270 Großneuhausen 16068019 1 


271 Großobringen 16071023 2 


272 Großpürschütz 16074033 2 


273 Großrudestedt 16068021 1 
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AGS  
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stufe 


274 Großschwabhausen 16071025 2 


275 Großvargula 16064019 1 


276 Grub 16069017 1 


277 Gumperda 16074034 2 


278 Günstedt 16068022 1 


279 Günthersleben-Wechmar 16067085 1 


280 Guthmannshausen 16068023 1 


281 Haina 16067035 1 


282 Hainichen 16074036 2 


283 Hainrode/Hainleite 16062014 1 


284 Hainspitz 16074037 2 


285 Hallungen 16063037 1 


286 Hammerstedt 16071027 2 


287 Hardisleben 16068024 1 


288 Harra 16075042 2 


289 Harth-Pöllnitz 16076088 1 


290 Hartmannsdorf 16074038 2 


291 Hartmannsdorf 16076026 1 


292 Harztor 16062065 1 


293 Harzungen 16062016 1 


294 Haselbach 16077015 1 


295 Haßleben 16068025 1 


296 Hausen 16061043 1 


297 Haussömmern 16064021 1 


298 Hauteroda 16065031 1 


299 Haynrode 16061044 1 


300 Heichelheim 16071028 2 


301 Heideland 16074039 2 


302 Heilbad Heiligenstadt, Stadt 16061045 2 


303 Helbedündorf 16065032 1 


304 Heldrungen, Stadt 16065033 1 


305 Hellingen 16069019 1 


306 Helmsdorf 16061046 1 


307 Hemleben 16065034 1 


308 Henfstädt 16069021 1 


309 Henneberg 16066028 1 


310 Henschleben 16068026 1 


311 Herbsleben 16064022 1 


312 Heringen/Helme, Stadt 16062064 1 


313 Hermsdorf, Stadt 16074041 2 


314 Heroldishausen 16064023 1 


315 Herrenhof 16067036 1 


316 Herrmannsacker 16062018 1 


317 Herrnschwende 16068027 1 


318 Herschdorf 16070027 2 


319 Hetschburg 16071031 2 


320 Heukewalde 16077016 1 


321 Heuthen 16061047 1 


322 Heyersdorf 16077017 1 


323 Heygendorf 16065035 1 


324 Hilbersdorf 16076027 1 


325 Hildburghausen, Stadt 16069024 2 


326 Hirschberg, Stadt 16075046 2 


327 Hirschfeld 16076028 1 


328 Hochheim 16067037 1 
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329 Hohenfelden 16071032 2 


330 Hohengandern 16061048 1 


331 Hohenkirchen 16067039 1 


332 Hohenleuben, Stadt 16076029 1 


333 Hohenstein 16062062 1 


334 Hohenwarte 16073035 2 


335 Hohes Kreuz 16061049 1 


336 Holzsußra 16065038 1 


337 Hopfgarten 16071034 2 


338 Hornsömmern 16064027 1 


339 Hörsel 16067088 1 


340 Hörselberg-Hainich 16063098 1 


341 Hummelshain 16074042 2 


342 Hümpfershausen 16066033 1 


343 Hundeshagen 16061052 1 


344 Hundhaupten 16076033 1 


345 Ichstedt 16065039 1 


346 Ifta 16063039 1 


347 Ilmenau, Stadt 16070029 2 


348 Ilmtal 16070056 2 


349 Ilmtal-Weinstraße 16071101 2 


350 Isseroda 16071036 2 


351 Issersheilingen 16064029 1 


352 Jenalöbnitz 16074043 2 


353 Jonaswalde 16077018 1 


354 Jückelberg 16077019 1 


355 Judenbach 16072009 1 


356 Kahla, Stadt 16074044 2 


357 Kalbsrieth 16065042 1 


358 Kallmerode 16061054 1 


359 Kaltennordheim, Stadt 16063102 1 


360 Kaltensundheim 16066035 1 


361 Kaltenwestheim 16066036 1 


362 Kammerforst 16064032 1 


363 Kamsdorf 16073036 2 


364 Kannawurf 16068028 1 


365 Kapellendorf 16071037 2 


366 Karlsdorf 16074045 2 


367 Katzhütte 16073037 2 


368 Kauern 16076034 1 


369 Kaulsdorf 16073038 2 


370 Kefferhausen 16061055 1 


371 Kehmstedt 16062024 1 


372 Keila 16075047 2 


373 Kella 16061056 1 


374 Kiliansroda 16071038 2 


375 Kindelbrück, Stadt 16068029 1 


376 Kirchgandern 16061057 1 


377 Kirchheilingen 16064033 1 


378 Kirchheim 16070031 2 


379 Kirchworbis 16061058 1 


380 Kirschkau 16075048 2 


381 Kleinbartloff 16061059 1 


382 Kleinbockedra 16074046 2 


383 Kleinbodungen 16062025 1 
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384 Kleinbrembach 16068031 1 


385 Kleinebersdorf 16074047 2 


386 Kleineutersdorf 16074048 2 


387 Kleinfurra 16062026 1 


388 Kleinmölsen 16068032 1 


389 Kleinneuhausen 16068033 1 


390 Kleinobringen 16071039 2 


391 Kleinschwabhausen 16071042 2 


392 Kleinwelsbach 16064035 1 


393 Klettbach 16071043 2 


394 Klettstedt 16064036 1 


395 Kloster Veßra 16069025 1 


396 Knau 16075049 2 


397 Ködderitzsch 16071044 2 


398 Kölleda, Stadt 16068034 1 


399 
 


Königsee-Rottenbach, 
Stadt 16073112 2 


400 Korbußen 16076036 1 


401 Körner 16064037 1 


402 Kospoda 16075051 2 


403 Kraftsdorf 16076089 1 


404 Kraja 16062029 1 


405 Kranichfeld, Stadt 16071046 2 


406 Krauthausen 16063046 1 


407 Krautheim 16071047 2 


408 Krayenberggemeinde 16063101 1 


409 Kreuzebra 16061061 1 


410 Kriebitzsch 16077022 1 


411 Krölpa 16075129 2 


412 Krombach 16061062 1 


413 Kromsdorf 16071048 2 


414 Kühdorf 16076038 1 


415 Kühndorf 16066038 1 


416 Küllstedt 16061063 1 


417 Kutzleben 16064038 1 


418 Kyffhäuserland 16065085 1 


419 Laasdorf 16074049 2 


420 Langenleuba-Niederhain 16077023 1 


421 Langenorla 16075054 2 


422 Langenwetzendorf 16076039 1 


423 Langenwolschendorf 16076041 1 


424 Langewiesen, Stadt 16070032 2 


425 Lauscha, Stadt 16072011 1 


426 
 


Lausnitz b. Neustadt an der 
Orla 16075056 2 


427 Lauterbach 16063049 1 


428 Lederhose 16076042 1 


429 Lehesten 16074051 2 


430 Lehesten, Stadt 16073046 2 


431 Lehnstedt 16071049 2 


432 Leimbach 16063051 1 


433 Leinatal 16067083 1 


434 Leinefelde-Worbis, Stadt 16061115 1 


435 Lemnitz 16075057 2 


436 Lengfeld 16069026 1 


437 Lenterode 16061065 1 
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438 Leutenberg, Stadt 16073106 2 


439 Leutenthal 16071051 2 


440 Leutersdorf 16066039 1 


441 Lichte 16073049 2 


442 Liebenstein 16070033 2 


443 
 


Linda b. Neustadt an der 
Orla 16075061 2 


444 Linda b. Weida 16076043 1 


445 Lindenkreuz 16076044 1 


446 Lindewerra 16061066 1 


447 Lindig 16074052 2 


448 Lippersdorf-Erdmannsdorf 16074053 2 


449 Lipprechterode 16062033 1 


450 Löberschütz 16074054 2 


451 Löbichau 16077026 1 


452 Lödla 16077027 1 


453 Löhma 16075063 2 


454 Lucka, Stadt 16077028 1 


455 Luisenthal 16067044 1 


456 Lumpzig 16077029 1 


457 Lutter 16061067 1 


458 Mackenrode 16061068 1 


459 Magdala, Stadt 16071053 2 


460 Mannstedt 16068035 1 


461 Marisfeld 16069028 1 


462 Marksuhl 16063052 1 


463 Markvippach 16068036 1 


464 Marolterode 16064043 1 


465 Marth 16061069 1 


466 Martinroda 16070034 2 


467 Masserberg 16069061 1 


468 Mechelroda 16071055 2 


469 Mehmels 16066041 1 


470 Mehna 16077031 1 


471 Meiningen, Stadt 16066042 2 


472 Mellenbach-Glasbach 16073054 2 


473 Mellingen 16071056 2 


474 Melpers 16066043 1 


475 Menteroda 16064072 1 


476 Mertendorf 16074055 2 


477 Metzels 16066044 1 


478 Meura 16073055 2 


479 Meusebach 16074056 2 


480 Meuselbach-Schwarzmühle 16073056 2 


481 Meuselwitz, Stadt 16077032 2 


482 Miesitz 16075065 2 


483 Mihla 16063055 1 


484 Milda 16074057 2 


485 Mittelpöllnitz 16075066 2 


486 Mittelsömmern 16064045 1 


487 Möckern 16074058 2 


488 
 


Mohlsdorf-
Teichwolframsdorf 16076093 1 


489 Molschleben 16067047 1 


490 Mönchenholzhausen 16071057 2 


491 Mönchpfiffel-Nikolausrieth 16065046 1 
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492 Monstab 16077034 1 


493 Moorgrund 16063094 1 


494 Mörsdorf 16074059 2 


495 Moßbach 16075068 2 


496 Moxa 16075069 2 


497 
 


Mühlhausen/Thüringen, 
Stadt 16064046 2 


498 Mülverstedt 16064047 1 


499 Münchenbernsdorf, Stadt 16076049 1 


500 Nahetal-Waldau 16069059 1 


501 Nauendorf 16071059 2 


502 Nausitz 16065047 1 


503 Nausnitz 16074061 2 


504 Nazza 16063058 1 


505 Neidhartshausen 16063059 1 


506 Nesse-Apfelstädt 16067087 1 


507 Neubrunn 16066045 1 


508 Neuengönna 16074063 2 


509 
 


Neuhaus am Rennweg, 
Stadt 16072013 1 


510 Neuhaus-Schierschnitz 16072014 1 


511 Neumark, Stadt 16071061 2 


512 Neumühle/Elster 16076052 1 


513 Neundorf (bei Lobenstein) 16075071 2 


514 Neundorf (bei Schleiz) 16075072 2 


515 Neunheilingen 16064048 1 


516 Neusiß 16070037 2 


517 Neustadt am Rennsteig 16070038 2 


518 Neustadt an der Orla, Stadt 16075073 2 


519 Neustadt/Harz 16062036 1 


520 Niederbösa 16065048 1 


521 Niedergebra 16062037 1 


522 Niederorschel 16061074 1 


523 Niedertrebra 16071064 2 


524 Niederzimmern 16071065 2 


525 Nimritz 16075074 2 


526 Nöbdenitz 16077037 1 


527 Nobitz 16077036 1 


528 Nöda 16068037 1 


529 Nohra 16062039 1 


530 Nohra 16071067 2 


531 Nordhausen, Stadt 16062041 2 


532 Nottleben 16067052 1 


533 Oberbodnitz 16074064 2 


534 Oberbösa 16065051 1 


535 Oberhain 16073063 2 


536 Oberheldrungen 16065052 1 


537 Oberhof, Stadt 16066047 1 


538 Oberkatz 16066048 1 


539 Obermaßfeld-Grimmenthal 16066049 1 


540 Obermehler 16064052 1 


541 Oberoppurg 16075075 2 


542 Oberschönau, Kurort 16066051 1 


543 Oberstadt 16069035 1 


544 Obertrebra 16071069 2 


545 Oberweid 16066052 1 
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546 
Oberweißbach/Thür. Wald, 
Stadt 16073065 2 


547 Oechsen 16063062 1 


548 Oepfershausen 16066053 1 


549 Oettern 16071071 2 


550 Oettersdorf 16075076 2 


551 Ohrdruf, Stadt 16067053 1 


552 Olbersleben 16068038 1 


553 Oldisleben 16065054 1 


554 Ollendorf 16068039 1 


555 Oppershausen 16064053 1 


556 Oppurg 16075077 2 


557 Orlamünde, Stadt 16074065 2 


558 Osthausen-Wülfershausen 16070041 2 


559 Ostramondra 16068041 1 


560 Ottendorf 16074066 2 


561 Ottstedt a. Berge 16071073 2 


562 Paitzdorf 16076055 1 


563 Paska 16075079 2 


564 Pennewitz 16070042 2 


565 Petersberg 16074067 2 


566 Petriroda 16067054 1 


567 Peuschen 16075081 2 


568 Pfaffschwende 16061075 1 


569 Pferdingsleben 16067055 1 


570 Piesau 16073066 2 


571 Plaue, Stadt 16070043 2 


572 Plothen 16075083 2 


573 Pölzig 16076058 1 


574 Ponitz 16077039 1 


575 Pörmitz 16075084 2 


576 Pößneck, Stadt 16075085 2 


577 Posterstein 16077041 1 


578 Pottiga 16075086 2 


579 Poxdorf 16074068 2 


580 Probstzella 16073067 2 


581 Quaschwitz 16075087 2 


582 Quirla 16074069 2 


583 Ramsla 16071076 2 


584 Ranis, Stadt 16075088 2 


585 Rannstedt 16071077 2 


586 Rastenberg, Stadt 16068042 1 


587 Rattelsdorf 16074071 2 


588 Rauda 16074072 2 


589 Rauschwitz 16074073 2 


590 Rausdorf 16074074 2 


591 Reichenbach 16074075 2 


592 Reichmannsdorf 16073068 2 


593 Reichstädt 16076059 1 


594 Reinholterode 16061076 1 


595 Reinsdorf 16065056 1 


596 Reinstädt 16074076 2 


597 Remda-Teichel, Stadt 16073105 2 


598 Remptendorf 16075134 2 


599 Remstädt 16067056 1 


600 Renthendorf 16074077 2 
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601 Reurieth 16069037 1 


602 Rhönblick 16066093 1 


603 Riethgen 16068043 1 


604 Riethnordhausen 16068044 1 


605 Ringleben 16065057 1 


606 Ringleben 16068045 1 


607 Rippershausen 16066056 1 


608 Ritschenhausen 16066057 1 


609 Rittersdorf 16071079 2 


610 Rockhausen 16070044 2 


611 Rockstedt 16065058 1 


612 Rodeberg 16064055 1 


613 Rohr 16066058 1 


614 Rohrbach 16071081 2 


615 Rohrbach 16073074 2 


616 Rohrberg 16061078 1 


617 Röhrig 16061077 1 


618 Römhild, Stadt 16069062 1 


619 Ronneburg, Stadt 16076061 1 


620 Rosa 16066059 1 


621 Rosendorf 16075093 2 


622 Rositz 16077042 1 


623 Roßdorf 16066061 1 


624 Roßleben, Stadt 16065061 1 


625 Rothenstein 16074079 2 


626 Rotterode 16066062 1 


627 Rückersdorf 16076062 1 


628 Rudersdorf 16068046 1 


629 Rudolstadt, Stadt 16073076 2 


630 Ruhla, Stadt 16063066 1 


631 Rustenfelde 16061082 1 


632 Ruttersdorf-Lotschen 16074081 2 


633 Saalburg-Ebersdorf, Stadt 16075135 2 


634 Saaleplatte 16071099 2 


635 Saalfeld/Saale, Stadt 16073077 2 


636 Saalfelder Höhe 16073108 2 


637 Saara 16076064 1 


638 Sachsenbrunn 16069039 1 


639 Sachsenhausen 16071082 2 


640 Schachtebich 16061083 1 


641 Schalkau, Stadt 16072015 1 


642 Scheiditz 16074082 2 


643 Schillingstedt 16068047 1 


644 Schimberg 16061113 1 


645 Schkölen, Stadt 16074116 2 


646 Schlechtsart 16069041 1 


647 Schlegel 16075097 2 


648 Schleid 16063068 1 


649 Schleifreisen 16074084 2 


650 Schleiz, Stadt 16075098 2 


651 Schleusegrund 16069042 1 


652 Schleusingen, Stadt 16069043 1 


653 Schlöben 16074085 2 


654 Schloßvippach 16068048 1 


655 Schlotheim, Stadt 16064057 1 
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656 
Schmalkalden, Kurort, 
Stadt 16066063 1 


657 Schmeheim 16069044 1 


658 Schmiedefeld 16073079 2 


659 
 


Schmiedefeld am 
Rennsteig 16070046 2 


660 Schmiedehausen 16071083 2 


661 Schmieritz 16075099 2 


662 Schmölln, Stadt 16077043 2 


663 Schmorda 16075101 2 


664 Schöndorf 16075102 2 


665 Schöngleina 16074086 2 


666 Schönhagen 16061084 1 


667 Schönstedt 16064058 1 


668 Schöps 16074087 2 


669 Schwaara 16076067 1 


670 Schwabhausen 16067059 1 


671 Schwallungen 16066064 1 


672 Schwarza 16066065 1 


673 Schwarzbach 16076068 1 


674 Schwarzburg 16073082 2 


675 Schweickershausen 16069046 1 


676 Schwerstedt 16068049 1 


677 Schwerstedt 16071085 2 


678 Schwobfeld 16061085 1 


679 Seebach 16063071 1 


680 Seelingstädt 16076069 1 


681 Seisla 16075103 2 


682 Seitenroda 16074089 2 


683 Serba 16074091 2 


684 Sickerode 16061086 1 


685 Silberhausen 16061087 1 


686 Silbitz 16074092 2 


687 Sitzendorf 16073084 2 


688 Solkwitz 16075105 2 


689 Sollstedt 16062049 1 


690 Sömmerda, Stadt 16068051 2 


691 Sondershausen, Stadt 16065067 2 


692 Sonneberg, Stadt 16072018 2 


693 Sonneborn 16067063 1 


694 Sonnenstein 16061117 1 


695 Springstille 16066067 1 


696 Sprötau 16068052 1 


697 St.Bernhard 16069047 1 


698 St.Gangloff 16074093 2 


699 St.Kilian 16069048 1 


700 Stadt Eisenach 16056000 3 


701 Stadt Erfurt 16051000 3 


702 Stadt Gera 16052000 2 


703 Stadt Jena 16053000 4 


704 Stadt Suhl 16054000 2 


705 Stadt Weimar 16055000 3 


706 Stadtilm, Stadt 16070048 2 


707 Stadtlengsfeld, Stadt 16063072 1 


708 Stadtroda, Stadt 16074094 2 


709 Stanau 16075106 2 
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710 Starkenberg 16077044 1 


711 Steinach, Stadt 16072019 1 


712 Steinbach 16061089 1 


713 
 


Steinbach-Hallenberg, 
Kurort, Stadt 16066069 1 


714 Steinheuterode 16061091 1 


715 Stepfershausen 16066071 1 


716 Straufhain 16069049 1 


717 Straußfurt 16068053 1 


718 Stützerbach 16070049 2 


719 Südeichsfeld 16064074 1 


720 Sulza 16074095 2 


721 Sülzfeld 16066073 1 


722 Sundhausen 16064061 1 


723 Tabarz/Thür. Wald 16067064 1 


724 
 


Tambach-Dietharz/Thür. 
Wald, Stadt 16067065 1 


725 Tanna, Stadt 16075132 2 


726 Tastungen 16061094 1 


727 Tautenburg 16074096 2 


728 Tautendorf 16074097 2 


729 Tautenhain 16074098 2 


730 Tegau 16075109 2 


731 Teichwitz 16076074 1 


732 Teistungen 16061114 1 


733 Thalwenden 16061096 1 


734 Themar, Stadt 16069051 1 


735 Thierschneck 16074099 2 


736 Thonhausen 16077047 1 


737 Thüringenhausen 16065072 1 


738 Tiefenort 16063075 1 


739 Tissa 16074101 2 


740 Tömmelsdorf 16075114 2 


741 Tonna 16067067 1 


742 Tonndorf 16071087 2 


743 Topfstedt 16065074 1 


744 Tottleben 16064062 1 


745 Treben 16077048 1 


746 Trebra 16065075 1 


747 Treffurt, Stadt 16063076 1 


748 Triptis, Stadt 16075116 2 


749 Tröbnitz 16074103 2 


750 Tröchtelborn 16067068 1 


751 Trockenborn-Wolfersdorf 16074102 2 


752 Troistedt 16071088 2 


753 Tüttleben 16067071 1 


754 Uder 16061097 1 


755 Udestedt 16068055 1 


756 Uhlstädt-Kirchhasel 16073109 2 


757 Ummerstadt, Stadt 16069052 1 


758 Umpferstedt 16071089 2 


759 Unstruttal 16064071 1 


760 Unterbodnitz 16074104 2 


761 Unterbreizbach 16063078 1 


762 Unterkatz 16066075 1 


763 Untermaßfeld 16066076 1 
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764 Unterschönau 16066077 1 


765 Unterweid 16066078 1 


766 Unterweißbach 16073094 2 


767 Unterwellenborn 16073111 2 


768 Urbach 16062054 1 


769 Urleben 16064064 1 


770 Urnshausen 16063081 1 


771 Utendorf 16066079 1 


772 Vacha, Stadt 16063082 1 


773 Vachdorf 16066081 1 


774 Veilsdorf 16069053 1 


775 Viernau 16066082 1 


776 Vippachedelhausen 16071092 2 


777 Vogelsberg 16068056 1 


778 Vogtei 16064075 1 


779 Voigtstedt 16065076 1 


780 Volkerode 16061098 1 


781 Volkmannsdorf 16075119 2 


782 Vollersroda 16071093 2 


783 Vollmershain 16077049 1 


784 Wachstedt 16061101 1 


785 Wahlhausen 16061102 1 


786 Wahns 16066083 1 


787 Waldeck 16074105 2 


788 Wallbach 16066084 1 


789 Walldorf 16066085 1 


790 Walpernhain 16074106 2 


791 Walschleben 16068057 1 


792 Waltersdorf 16074107 2 


793 Waltershausen, Stadt 16067072 2 


794 Wangenheim 16067074 1 


795 Warza 16067075 1 


796 Wasserthaleben 16065077 1 


797 Wasungen, Stadt 16066086 1 


798 Weberstedt 16064065 1 


799 Wehnde 16061103 1 


800 Weida, Stadt 16076079 1 


801 Weilar 16063084 1 


802 Weinbergen 16064066 1 


803 Weira 16075121 2 


804 Weißbach 16074108 2 


805 Weißenborn 16074109 2 


806 Weißendorf 16076081 1 


807 Weißensee, Stadt 16068058 1 


808 Wernburg 16075124 2 
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809 Werningshausen 16068059 1 


810 Werther 16062063 1 


811 Westgreußen 16065079 1 


812 Westhausen 16067078 1 


813 Westhausen 16069056 1 


814 Wichmar 16074112 2 


815 Wiegendorf 16071095 2 


816 Wiehe, Stadt 16065081 1 


817 Wiesenfeld 16061105 1 


818 Wiesenthal 16063086 1 


819 Wildenbörten 16077051 1 


820 Wildenspring 16070052 2 


821 Wilhelmsdorf 16075125 2 


822 Windischleuba 16077052 1 


823 Wingerode 16061107 1 


824 Wipfratal 16070053 2 


825 Wipperdorf 16062058 1 


826 Witterda 16068061 1 


827 Wittgendorf 16073101 2 


828 Witzleben 16070054 2 


829 Wohlsborn 16071097 2 


830 Wolferschwenda 16065082 1 


831 Wölfershausen 16066088 1 


832 Wölfis 16067081 1 


833 Wolfsberg 16070055 2 


834 Wolfsburg-Unkeroda 16063089 1 


835 Wolkramshausen 16062059 1 


836 Wundersleben 16068062 1 


837 Wünschendorf/Elster 16076084 1 


838 Wurzbach, Stadt 16075133 2 


839 Wüstheuterode 16061111 1 


840 Wutha-Farnroda 16063092 1 


841 Zedlitz 16076086 1 


842 Zella/Rhön 16063093 1 


843 Zella-Mehlis, Stadt 16066092 2 


844 Zeulenroda-Triebes, Stadt 16076087 1 


845 Ziegelheim 16077055 1 


846 Ziegenrück, Stadt 16075127 2 


847 Zimmern 16074113 2 


848 Zimmernsupra 16067082 1 


849 Zöllnitz 16074114 2 
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Die Gewerbesteuermessbescheide 2007 bis 2013 vom 21. Juli 2016 in
Gestalt der Einspruchsentscheidung vom 30. Januar 2017 und der
Gewerbesteuermessbescheid 2014 vom 22. Mai/1. Juni 2017 werden
dergestalt geändert, dass bei der Ermittlung der Gewerbeerträge
Kürzungen in Höhe der Hinzurechnungsbeträge nach dem AStG i.H.v.
… € in 2007, … € in 2008, … € in 2009, … € in 2010, … € in 2011 und
… € in 2012 vorgenommen und die Besteuerungsgrundlagen für 2013
um … € und für 2014 um … € gemindert werden.


Die Berechnung der Messbeträge für die Streitjahre 2007 bis 2012 und
der geänderten Besteuerungsgrundlagen für die Streitjahre 2013 und
2014 wird dem Beklagten übertragen.


Die Kosten des Verfahrens trägt der Beklagte.


Die Revision wird nicht zugelassen.


Das Urteil ist wegen der Kosten gegen Sicherheitsleistung in Höhe des
jeweils zu vollstreckenden Betrages vorläufig vollstreckbar.


Tatbestand


Die Beteiligten streiten im vorliegenden Verfahren über die Kürzung des Gewinns und der
Hinzurechnungen um den Teil des Gewerbeertrages eines inländischen Unternehmens,
der auf nicht im Inland belegene Betriebsstätten von Tochter- und/oder
Enkelgesellschaften entfällt. Zu Grunde liegen die hinsichtlich der einschlägigen Regelung
identischen Gewerbesteuergesetze – GewStG – für die Erhebungszeiträume 2006 bis
2013 (vgl. § 9 Nr. 3 Satz 1 GewStG in allen einschlägigen Fassungen).


Die Klägerin ist eine im Jahr … gegründete Gesellschaft mit beschränkter Haftung (vgl.
Handelsregister B des Amtsgerichts A Nr. …), die in Deutschland unbeschränkt
körperschaftsteuersteuerpflichtig ist (vgl. § 1 Abs. 1 Nr. 1 des Körperschaftsteuergesetzes
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– KStG –). Sie war in den relevanten Jahren 2010 bis 2013 unmittelbar und bis zum Jahr
2009 sowohl mittelbar als auch unmittelbar zu 100 % an schweizerischen
Kapitalgesellschaften beteiligt.


In diesem Zusammenhang wurde bei ihr als inländischer Beteiligter aufgrund einer
Prüfungsanordnung aus dem November 2015 eine Außenprüfung durchgeführt, die zu der
Feststellung führte, die schweizerischen Kapitalgesellschaften hätten Zwischeneinkünfte
erzielt, die als passive Einkünfte mit Kapitalanlagecharakter im Sinne des § 7 Abs. 1, Abs.
6, Abs. 6a und des § 8 Abs. 1 Nr. 7 des Außensteuergesetzes – AStG – zu qualifizieren
seien. Als solche unterlägen sie bei der Klägerin der Hinzurechnungsbesteuerung nach §
10 AStG. Wegen der Einzelheiten insoweit wird auf den Außenprüfungsbericht vom 14.
Januar 2016 zur Steuernummer … verwiesen.


In der Folge erließ das zuständige Finanzamt M unter dem 25. Januar 2016
entsprechende Feststellungsbescheide nach § 18 Abs. 1 bis 3 AStG, mit denen der
Klägerin Hinzurechnungsbeträge gemäß § 10 AStG in folgender Höhe zugerechnet
wurden:


Hinzurechnungszeitpunkt
Hinzurechnungsbetrag
i.S.d. § 10 AStG


Steuern der
Zwischengesellschaft
i.S.d. § 12 AStG


Gesamtbetrag,
gerundet


1. Januar 2007 … € … € … €


1. Januar 2008 … € … € … €


1. Januar 2009 … € … € … €


1. Januar 2010 … € … € … €


1. Januar 2011 … € 0 € … €


1. Januar 2012 … € 0 € … €


1. Januar 2013 … € 0 € … €


1. Januar 2014 … € 0 € … €


Die Umrechnung der bei den schweizerischen Gesellschaften in Schweizer Franken
angefallenen Gewinne und Steuern in Euro ist rechnerisch zwischen den
Verfahrensbeteiligten unstreitig. Die Steuerbeträge der Zwischengesellschaften sind auf
die deutsche Körperschaftsteuer angerechnet worden. Daher sind für die Jahre 2007 bis
2010 gemäß § 12 Abs. 1 Satz 2 AStG die Hinzurechnungsbeträge um diese Steuern
erhöht worden.


Bei der Berechnung der Gewinne aus Gewerbebetrieb für die Veranlagung zur
Körperschaftsteuer für die Jahre 2007 bis 2014 wurden diese in der Tabelle als
Gesamtbeträge ausgewiesenen Hinzurechnungsbeträge einbezogen. Dies ergibt sich aus
den von der Klägerin vorgelegten Unterlagen über die Betriebsprüfung sowie den
Körperschaftsteuerbescheiden für die Veranlagungszeiträume 2007 bis 2014 vom 29.
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August 2016 (2007 bis 2012) und 22. Mai/1. Juni 2017 (2013 und 2014).


Auf der Basis dieser unter anderem wegen der Zwischeneinkünfte veränderten
Berechnungen der körperschaftsteuerpflichtigen Gewinne aus Gewerbebetrieb ergingen
unter dem 21. Juli 2016 nach § 164 Abs. 2 der Abgabenordnung – AO – geänderte
Gewerbesteuermessbescheide, mit denen die Gewerbesteuermessbeträge wie folgt
festgesetzt wurden:


Erhebungszeitraum Steuermessbetrag


2007 … €


2008 … €


2009 … €


2010 … €


2011 … €


2012 … €


2013 0 €


2014 0 €


Dagegen wandte sich die Klägerin mit fristgerecht erhobenen Einsprüchen. Mit ihnen
machte sie unter Bezugnahme auf die Entscheidung des Bundesfinanzhofs – BFH – vom
11. März 2015 (I R 10/14, BStBl II 2015, 1049) geltend, der Beklagte habe zu Unrecht ihre
Gewerbegewinne nicht nach § 9 Nr. 3 Satz 1 GewStG um die nach § 10 AStG
zugerechneten Beträge gekürzt. Die gegen die Entscheidung des BFH gerichteten
Nichtanwendungserlasse der obersten Finanzbehörden der Länder vom 14. Dezember
2015 seien nicht überzeugend.


Unabhängig von dieser Argumentation stützte sich die Klägerin unter Bezugnahme auf die
Entscheidung des Gerichtshofes der Europäischen Union – EuGH – vom 12. September
2006 in der Rechtssache Cadbury Schweppes (C-196/04, Sammlung 2006, I-7995) auf
die Kapitalverkehrsfreiheit im Sinne des Art. 63 des Vertrages über die Arbeitsweise der
Europäischen Union – AEUV –. Wegen der Einzelheiten wird auf die
Einspruchsbegründungsschrift vom 16. November 2016 verwiesen.


Der Beklagte wies die Einsprüche mit verbundener Einspruchsentscheidung vom
30. Januar 2017 als unbegründet zurück. Ausgehend von dem unstreitigen Sachverhalt
konstatierte er, die Entscheidung des BFH sei wegen der Nichtanwendungserlasse nicht
über den entschiedenen Einzelfall hinaus anzuwenden. Entgegen der Auffassung des
BFH und der Klägerin handele es sich bei dem Hinzurechnungsbetrag nach § 10 AStG
nicht um ausländische, sondern um inländische Einkünfte. Das habe der Gesetzgeber
bereits in der Begründung zu § 10 AStG zum Ausdruck gebracht. Auf die
europarechtlichen Einwendungen der Klägerin ging der Beklagte nicht ein. Wegen der
weiteren Einzelheiten wird auf die Einspruchsentscheidung verwiesen.
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Dagegen wendet sich die Klägerin mit ihrer fristgerecht am 1. März 2017 bei Gericht
eingegangenen Klage. Mit ihr verfolgt sie, ausgehend von dem zwischen den Beteiligten
unstreitigen Lebenssachverhalt, weiterhin das Ziel einer Kürzung der Gewerbeerträge um
die in der obigen Tabelle dargestellten, teilweise gerundeten
(Gesamt-)Hinzurechnungsbeträge. Dabei setzt sich die Klage hinsichtlich des
Gewerbesteuermessbetrages 2014 an dem zwischen Klageerhebung und
Klagebegründung erlassenen Änderungsbescheid vom 22. Mai 2017, mit dem der
Gewerbesteuermessbetrag weiterhin auf null Euro festgesetzt wurde, sowie dem
inhaltsgleichen Bescheid vom 1. Juni 2017 (Bekanntgabe durch die Stadt A) fort.


In Übereinstimmung mit ihrem Vorbringen im außergerichtlichen Rechtsbehelfsverfahren
beruft sich die Klägerin sowohl auf das Urteil des BFH in BStBl II 2015, 1049 als auch auf
Art. 63 AEUV.


Grundsätzlich gelte nach § 9 Nr. 3 Satz 1 GewStG, dass die auf eine nicht im Inland
belegene Betriebsstätte entfallenden Gewerbeerträge zu kürzen seien. Der BFH habe mit
der bezeichneten Entscheidung erkannt, dass zum Gewerbeertrag eines inländischen
Unternehmens auch die passiven Einkünfte gehörten, die dem Unternehmen als
Gesellschafter einer ausländischen Zwischengesellschaft nach § 10 Abs. 1 Satz 1 AStG
hinzuzurechnen seien. Darauf aufbauend bejahe er die Anwendung der Kürzungsnorm § 9
Nr. 3 Satz 1 GewStG für passive Einkünfte, die dem Unternehmen als Gesellschafter der
ausländischen Zwischengesellschaft nach § 10 Abs. 1 Satz 1 AStG hinzugerechnet
worden seien.


Zwar erfasse § 9 Nr. 3 Satz 1 GewStG nur den Teil des Gewerbeertrages, der auf eine
nicht im Inland belegene Betriebsstätte entfalle. Diese Voraussetzungen seien beim
Hinzurechnungsbetrag aber erfüllt. Der Wortlaut des Gesetzes erfordere nicht
zwangsläufig einen Gewinnanteil aus einer eigenen ausländischen Betriebsstätte.
Vielmehr sei es ausreichend, dass der Gewinn aus einer ausländischen Betriebsstätte der
Zwischengesellschaft stamme. Da das Gesetz die Einkünfte der Zwischengesellschaft in
solche der an ihr qualifiziert beteiligten Inlandsgesellschaft umforme, seien die Einkünfte
auch einer Auslandsbetriebsstätte im Sinne des § 9 Nr. 3 Satz 1 GewStG zuzuordnen.
Daran ändere die gesetzlich vorgegebene Zuordnung zu den Kapitaleinkünften nichts.


Das so gefundene Ergebnis sei auch systemkonform. Wesentliches Strukturmerkmal der
Gewerbesteuer sei deren Inlandsbezug. Dem widerspräche es, wenn Steuern, die im
Ausland zu Lasten der Zwischengesellschaft von den dem Hinzurechnungsbetrag zu
Grunde liegenden Einkünften erhoben würden, nur auf die Einkommen- und
Körperschaftsteuer, nicht aber auf die Gewerbesteuer angerechnet würden. Überdies
würden ausländische Tochtergesellschaften und Betriebsstätten andernfalls ungleich
behandelt, was aber, wie sich aus § 20 Abs. 2 AStG ergebe, nicht dem gesetzgeberischen
Plan entspreche.


Unter Hinweis auf die Gesetzesbegründung zum AStG (vgl. Bundestagsdrucksache – BT-
Drs. – VI/2883 vom 2. Dezember 1971, Tz. 27 ff., 32, 83, Seite 18/19, 27) verweist die
Klägerin darauf, der Zweck der Hinzurechnungsbesteuerung sei es, ungerechtfertigten
Steuervorteilen entgegenzuwirken, die sich Steuerinländer durch den Einsatz von
Zwischengesellschaften verschaffen könnten. Es sei jedoch nicht Sinn und Zweck der
Hinzurechnungsbesteuerung, Vermögensmehrungen, die in der Person eines
unbeschränkt Steuerpflichtigen nicht steuerbare Einkünfte wären, dadurch in steuerbare
umzuwandeln, dass man sie wie Gewinn behandle und ermittele (vgl. BFH-Urteil vom
21. Januar 1998 I R 3/96, BStBl II 1998, 468 Rdnr. 16 unter Hinweis auf BT-Drs. VI/2883
und IV/2412 vom 23. Juni 1964 – Bericht der Bundesregierung an den Deutschen
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Bundestag über Wettbewerbsverfälschungen, die sich aus Sitzverlagerungen in das
Ausland und aus dem zwischenstaatlichen Steuergefälle ergeben).


Soweit der Beklagte unter Bezugnahme auf die gleichlautenden Erlasse der obersten
Finanzbehörden der Länder vom 14. Dezember 2015 (BStBl I 2015, 1090) zu der
Grundsatzentscheidung des BFH die Auffassung vertrete, es handele sich nicht um
ausländische Einkünfte, sei dem nicht zu folgen. Der Gesetzgeber habe sich in § 2 Abs. 1
GewStG für eine territoriale Begrenzung der Gewerbesteuerpflicht entschieden. Diese sei
in den §§ 8, 9 i.V.m. § 2 Abs. 1 GewStG folgerichtig geregelt worden. Daher sei die
Auffassung der Verwaltung, die Voraussetzungen des § 9 Nr. 3 GewStG lägen im Streitfall
nicht vor, abzulehnen. Vielmehr werde durch Kürzung nach § 9 Nr. 3 Satz 1 GewStG die
territoriale Begrenzung der Gewerbesteuerpflicht realisiert.


Soweit vorgetragen werde, der Gesetzgeber habe bereits in der Begründung zu § 10
AStG zum Ausdruck gebracht, dass der Hinzurechnungsbetrag nicht zu den
ausländischen, sondern zu den inländischen Einkünften zähle, sei anzumerken, dass der
Begriff der inländischen Einkünfte in der Bundestagsdrucksache nicht vorkomme.
Vielmehr würde nur die abschirmende Wirkung ausländischer Kapitalgesellschaften
steuerlich nicht anerkannt, die Regelungen setzten beim inländischen Steuerpflichtigen
an.


Tatsächlich sprächen die §§ 7, 10 Abs. 2 AStG von der ausländischen Gesellschaft, die
per Definition ihren Sitz und Ort der Geschäftsleitung im Ausland haben müsse. Diese
Einordnung indiziere, dass der Gesetzgeber den Hinzurechnungsbetrag konzeptionell in
der Nähe der ausländischen Einkünfte verortet wissen wollte.


Auch die Begründung der Ländererlasse, der zur Hinzurechnung Verpflichtete unterhalte
keine ausländische Betriebsstätte, sondern sei nur an einer ausländischen Gesellschaft
beteiligt, überzeuge im Ergebnis nicht. Die Argumentation gehe an den
Entscheidungsgründen des BFH vorbei, der gerade darauf abgestellt habe, dass es sich
nicht um eine Betriebsstätte des inländischen Beteiligten gehandelt habe, sondern eine
Betriebsstätte der ausländischen Gesellschaft. Weitere Ausführungen beziehen sich auf
die vom BFH nicht herangezogene Regelung in § 9 Nr. 7 Satz 1 GewStG.


In der Sache lägen auch konkret die Voraussetzungen des § 9 Nr. 3 GewStG vor. Die
schweizerischen Gesellschaften, die vom Beklagten als Zwischengesellschaften
angesehen worden seien, hätten in allen relevanten Zeiträumen über eine Betriebsstätte
im Sinne von § 12 AO in der Schweiz verfügt. Insbesondere die Geschäftsleitung der
Gesellschaften habe in allen relevanten Erhebungszeiträumen in der Schweiz gelegen.


Die erzielten passiven Einkünfte seien auch den jeweiligen Betriebsstätten der
schweizerischen Gesellschaften zuzurechnen, da diese nicht über inländische (deutsche)
Betriebsstätten verfügt hätten. Daher seien die Einkünfte der schweizerischen
Gesellschaften Auslandsbetriebsstätten im Sinne des § 9 Nr. 3 GewStG zuzuordnen.


Eine ausdrückliche gesetzliche Regelung zur gewerbesteuerlichen Kürzung oder Nicht-
Kürzung von Hinzurechnungsbeträgen habe in den Streitjahren nicht existiert. Erst mit
dem Gesetz zur Umsetzung der Änderungen der EU-Amtshilferichtlinie etc. vom
20. Dezember 2016 (BGBl. I 2016, 3000 – im Folgenden: EU-Amtshilferichtlinien-
Umsetzungsgesetz) seien entsprechende Regelungen in das GewStG aufgenommen
worden. Die Neuregelungen seien aber nicht auf die Streitjahre anwendbar, da nach der
Anwendungsregelung in § 36 Abs. 2a GewStG der neugefasste § 7 Satz 8 GewStG
erstmals für den Erhebungszeitraum 2017 anzuwenden sei und nach Art. 19 Abs. 2 des
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Gesetzes die Änderungen des Gewerbesteuergesetzes (Art. 16) nicht sofort, sondern erst
ab dem 1. Januar 2017 in Kraft getreten seien. Mangels ausdrücklicher Regelung einer
rückwirkenden Anwendung könne die gesetzliche Neuregelung für die hier
streitbefangenen Zeiträume 2007 bis 2014 keine Geltung beanspruchen.


Soweit der Beklagte in der Klageerwiderung die Auffassung vertrete, die gesetzliche
Neuregelung sei auf alle noch offenen Fälle anzuwenden, stehe dies im Widerspruch zu
den Vorschriften über das Inkrafttreten und die Anwendbarkeit der Neuregelung. Die
Auffassung des Beklagten führe zu dem merkwürdigen Ergebnis, dass trotz vorheriger
Verkündung des Gesetzes im Bundesgesetzblatt am Ende des Jahres 2016 die
Neuregelung für die Streitjahre nicht gegolten hätte, ab dem 1. Januar 2017 aber eine
rückwirkende Geltung eingetreten wäre. Sähe man dies anders, läge nach Überzeugung
der Klägerin eine verfassungsrechtlich unzulässige echte Rückwirkung vor. Wegen der
weiteren Ausführungen zur Bildung von Vertrauensschutz wird auf Seite 18 bis 20 der
Klagebegründungsschrift verwiesen.


Handele es sich entgegen ihrer Überzeugung, wie vom Beklagten vorgetragen, um eine
Klarstellung, wären die neu eingefügten Regelungen bereits in der alten Fassung des
Gesetzes inzident enthalten gewesen, so dass auch der alte Gesetzestext ohne
Abweichung herangezogen werden könne.


Soweit der Beklagte in der Klageerwiderung eine von der Klagebegründung abweichende
Auffassung zum Willen des Gesetzgebers vortrage, sei zu beachten, dass nicht nur zu
würdigen sei, was der Gesetzgeber möglicherweise einmal beabsichtigt habe, sondern
vorrangig, was die maßgeblichen gesetzlichen Regelungen als solche und im gesamten
Zusammenhang, insbesondere der Gesetzessystematik, aussagten.


Das AStG führe im Streitfall dazu, dass im Ausland erwirtschaftete Gewinne einer
ausländischen Gesellschaft in Form der Hinzurechnungsbeträge bestimmten inländischen
Anteilseignern – hier der Klägerin – ohne eine Gewinnausschüttung zugerechnet würden.
Dies habe hinsichtlich der Körperschaftsteuer zu einer Erhöhung der
Besteuerungsgrundlagen bei ihr geführt, was – ungeachtet europarechtlicher Zweifel an
der Rechtmäßigkeit – zwischen ihr und dem Beklagten unstreitig geblieben sei.


Daraus könne aber nicht abgeleitet werden, dass die entsprechende Erhöhung auch bei
der eigenen Regeln folgenden Gewerbesteuer erfolgen müsse. Die Gewerbesteuer sei
eine Gemeindesteuer und solle die finanziellen Lasten ausgleichen, die durch
Gewerbebetriebe im Gemeindegebiet ausgelöst würden. Damit knüpfe die Gewerbesteuer
örtlich an das Gebiet der betroffenen inländischen Gemeinde an und sei insgesamt auf
das Inland beschränkt. § 9 Nr. 3 Satz 1 GewStG sei innerhalb des Gesetzes eine
Bestätigung des in § 2 Abs. 1 Satz 1 GewStG zum Ausdruck kommenden
Territorialprinzips. Die Argumentation des Beklagten und der Nichtanwendungserlasse
missachte diese konzeptionelle Ausrichtung der Gewerbesteuer auf das Territorialprinzip,
auf die der BFH in seiner Entscheidung verwiesen habe.


Bei den hier streitgegenständlichen Gewinnen handele es sich ausschließlich um in der
Schweiz, also nicht in einer inländischen Gemeinde erwirtschaftete Gewinne. Diese
dürften nach dem Konzept der Gewerbesteuer im Inland nicht besteuert werden.


Auch bei der durch die Anwendung des Außensteuergesetzes erreichten transparenten
Struktur, bei der die Besteuerungswirkungen in Gestaltungen mit ausländischen
Tochtergesellschaften denen der Inlandsgesellschaft mit ausländischen Betriebsstätten
stark angenähert würden, ergebe sich kein anderes materielles steuerliches Ergebnis.
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Auch bei Anwendung des § 20 Abs. 2 Satz 1 AStG sei in der für die Streitjahre geltenden
Gesetzesfassung keine Belastung mit Gewerbesteuer eingetreten. Das gleiche Ergebnis
werde im Streitfall über § 9 Nr. 3 GewStG erreicht.


Die Regelung in § 8 Nr. 5 Satz 2 GewStG i.V.m. § 3 Nr. 41a des
Einkommensteuergesetzes – EStG – stelle nur klar, dass Ausschüttungen, die einer
Vorbelastung im Rahmen der Hinzurechnungsbesteuerung unterlegen hätten, generell
nicht der Gewerbesteuer unterfallen sollten. Dies sei sachgerecht und folgerichtig. Da der
Hinzurechnungsbetrag bereits nicht der Gewerbesteuer unterfalle, könne für die
Nachschüttung dieser Beträge nichts anderes gelten.


Neben der auf die Entscheidung des BFH gestützten Begründung zur Anwendbarkeit des
§ 9 Nr. 3 GewStG auf die streitbefangenen Zwischeneinkünfte stützt die Klägerin ihr
Begehren auch auf einen Verstoß gegen Art. 63 AEUV.


Unabhängig von der Auffassung des Finanzgerichts Rheinland-Pfalz in der Entscheidung
vom 16. März 2016 (1 K 1345/13, EFG 2016, 1318), wonach über die Auswirkungen der
gemeinschaftsrechtlichen Grundfreiheiten auf die Hinzurechnungsbesteuerung nach dem
AStG im Rahmen der gesonderten Feststellungen nach § 18 AStG entschieden werde,
und den möglichen Auswirkungen der gegen das Urteil gerichteten Revision (BFH-Az. I R
47/16), fehle es im Streitfall an einer entsprechenden Bindungswirkung.


Die den Körperschaftsteuerbescheiden zu Grunde liegenden Feststellungen nach § 18
AStG ließen nicht erkennen, dass eine Entscheidung über europarechtliche
Fragestellungen getroffen worden sei. Da Unklarheiten in Verwaltungsakten zu Lasten der
Verwaltungsbehörde gingen, seien die Feststellungsbescheide dahingehend zu verstehen,
dass mit ihnen noch keine Entscheidung über die Anwendbarkeit des
Außensteuergesetzes vor dem Hintergrund der Kapitalverkehrsfreiheit erfolgt sei. Im
Übrigen könne eine entsprechende Entscheidung im Feststellungsverfahren nicht
getroffen werden, da die Hinzurechnung im Rahmen der Körperschaftsteuer und die
Hinzurechnung im Rahmen der Gewerbesteuer unterschiedlich beurteilt werden könnten.
Wegen der weiteren Einzelheiten insoweit wird auf die Ausführungen auf Seite 21 bis 23
der Klagebegründungsschrift verwiesen.


Die Klägerin begründet ausführlich die vom erkennenden Senat in seiner bisherigen
Rechtsprechung (vgl. Urteile vom 24. Februar 2011 13 K 80/06, EFG 2011, 1651 und vom
22. November 2011 13 K 2853/07, EFG 2012, 1085) durchgängig zu Grunde gelegte
Auffassung, in Drittlandsfällen ergebe sich auch in Konstellationen mit Mehrheits- bzw.
Beherrschungsbeteiligung keine Exklusivität der Niederlassungsfreiheit (vgl. Art. 49 AEUV)
vor der Kapitalverkehrsfreiheit (Art. 63 AEUV), wenn die streitgegenständliche Vorschrift
eine Mehrheit oder Beherrschung nicht erfordere. Dies führe im Streitfall zur Anwendung
der Kapitalverkehrsfreiheit, da die Anwendung der Hinzurechnungsbesteuerung keine
Beteiligung mit bestimmendem Einfluss voraussetze. So habe der BFH in der EuGH-
Vorlage vom 12. Oktober 2016 (I R 80/14, BStBl II 2017, 615; Leitsatz 3, Rdnr. 52) deutlich
gemacht, dass für die Hinzurechnungsbesteuerung bei den Zwischeneinkünften mit
Kapitalanlagecharakter im Sinne des § 7 Abs. 6 AStG bereits eine Beteiligungshöhe von 1
% ausreiche. Wegen der weiteren Einzelheiten der Begründung und den Hinweisen auf
die Rechtsprechung des BFH und des EuGH wird auf die Seiten 24 bis 27 der
Klagebegründungsschrift verwiesen.


Letztlich liege in den Fällen der Hinzurechnungsbesteuerung auch eine Diskriminierung im
Sinne der EuGH-Rechtsprechung vor. Während im reinen Inlandsfall Kapitalgesellschaften
isoliert besteuert würden und eine Besteuerung beim Gesellschafter erst im Fall der
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Ausschüttung eintrete, werde im Fall der Auslandsinvestition die abschirmende Wirkung
der juristischen Person durchbrochen. Diese gleichheitswidrige Schlechterstellung lasse
sich auch nicht rechtfertigen. Insbesondere die Bekämpfung von missbräuchlichen
Gestaltungen sei zur Rechtfertigung ungeeignet. So fehle die nach der Rechtsprechung
des EuGH (Hinweis auf EuGH-Urteil in der Sache Cadbury Schweppes) erforderliche
Möglichkeit für den Steuerpflichtigen, den typisiert angenommenen Missbrauch im
Einzelfall widerlegen zu können. Die typisierte Annahme eines Missbrauchstatbestandes
bei einer Ertragsbesteuerung von weniger als 25 % im Ausland sei bei einer inländischen
Körperschaftsteuer von 15 % nicht zu erklären. Die Erfassung auch unbedeutender
Beteiligungen nur wegen einer durch andere Steuerpflichtige vermittelten über 50-
prozentigen Beteiligung von Inländern oder in den Fällen des § 7 Abs. 6 AStG auch ohne
kumulierten deutschen Mehrheitsbesitz lasse keine Missbrauchstatbestände erkennen.


Der Anwendung des Art. 63 AEUV stehe auch nicht die Regelung in Art. 64 AEUV (Stand-
Still-Klausel) für am 31. Dezember 1993 bestehende Einschränkungen entgegen.
Insbesondere durch das Steuersenkungsgesetz und das
Unternehmensteuerfortführungsgesetz im Jahr 2001 sei die Hinzurechnungsbesteuerung
von einer zeitlich vorgezogenen Besteuerung mit Druck zur Ausschüttung innerhalb von
vier Jahren in eine Definitivsteuer umgestaltet worden. Weitere grundlegende Änderungen
ergäben sich im Zusammenhang mit der Absenkung der Mindestbeteiligungsquote und mit
dem Steuervergünstigungsabbaugesetz im Jahr 2003, das zum Fortfall des DBA-Schutzes
im Rahmen der Hinzurechnungsbesteuerung geführt habe. Ungeachtet der Frage, ob dies
zu Änderungen im Hinblick auf die konkreten Absprachen zwischen Deutschland und der
Schweiz geführt habe, sei das Grundprinzip in einer die Anwendung des Art. 64 AEUV
ausschließenden Weise verändert worden.


Eine weitere Änderung sei im Hinblick auf die hier streitbefangene Gewerbesteuer durch
das EU-Amtshilferichtlinien-Umsetzungsgesetz erfolgt, dass nunmehr – entgegen der
Rechtsprechung des BFH zur vorherigen Rechtslage – den Hinzurechnungsbetrag fiktiv
einer inländischen Betriebsstätte zuordne. Rechtfertigungsgründe für die diskriminierende
ungleiche Behandlung seien nicht ersichtlich.


Die Klägerin sieht sich durch die Entscheidung des EuGH vom 20. September 2018 (EV
C- 685/16, DStR 2018, 2016) indirekt in ihrer Argumentation bestätigt. Der EuGH hat –
nach dem Verständnis der Klägerin – in dem Verfahren entschieden, dass § 9
Nr. 7 GewStG gegen die Art. 63 bis 65 AEUV verstoße, soweit eine Kürzung um die
Gewinne aus Anteilen an einer Kapitalgesellschaft mit Geschäftsführung und Sitz in einem
Drittstaat an strengere Bedingungen geknüpft werde, als die Kürzung um die Gewinne aus
Anteilen an einer nicht steuerbefreiten inländischen Kapitalgesellschaft. Damit seien auch
passive Dividenden aus Drittstaaten nicht mehr Gegenstand der Gewerbesteuer. Eine
Gleichbehandlung mit den Hinzurechnungsbeträgen werde folglich nur erreicht, wenn
auch diese nicht der Gewerbesteuer unterfielen.


Die Klägerin sieht sich weiterhin in ihren Ausführungen zu Art. 64 AEUV bestätigt. Der
EuGH habe eine sehr strenge und enge Sichtweise für die Auslegung des Art. 64 AEUV
gewählt. Unter Berücksichtigung der bereits dargelegten Veränderungen durch
Verschärfung der Beteiligungsverhältnisse, Systemänderungen des Steuerrechts und die
zwischenzeitlich überhöhte Grenze zur Niedrigbesteuerung seien die Voraussetzungen für
die Anwendung der Stand-Still-Klausel jedenfalls nicht mehr gegeben. Wegen der
weiteren Einzelheiten wird auf den Schriftsatz vom 15. Oktober 2018 verwiesen.


In der mündlichen Verhandlung hat die Klägerin ergänzend dargelegt, dass die
festgestellten Hinzurechnungsbeträge auf der Abwicklung eines aktiven
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Geschäftsbetriebes beruhten. Sie habe in den Vorjahren für ca. … € eine schweizerische
… erworben und – nachdem sich das Investment nicht in der gewünschten Weise
entwickelt habe – die einzelnen Teile sukzessive wieder veräußert. Die im Rahmen der
Abwicklung angefallenen Guthaben hätten die streitbefangenen passiven Einkünfte
ausgelöst.


Die Klägerin beantragt,


unter Aufhebung der Einspruchsentscheidung vom 30. Januar 2017 und Änderung der
Gewerbesteuermessbescheide 2007 bis 2013 vom 21. Juli 2016 sowie unter Änderung
des Gewerbesteuermessbescheides 2014 vom 22. Mai/1. Juni 2017 bei der Ermittlung der
Gewerbeerträge Kürzungen in Höhe der Hinzurechnungsbeträge nach dem AStG i.H.v. …
€ (2007), … € (2008), … € (2009), … € (2010), … € (2011), … € (2012), … € (2013) und
… € (2014) vorzunehmen und die Gewerbesteuermessbeträge für 2007 bis 2012 bzw. die
Besteuerungsgrundlagen für 2013 und 2014 entsprechend anzupassen.


Der Beklagte beantragt,


die Klage abzuweisen.


Der Beklagte tritt der Klage entgegen. Er vertritt weiterhin die Auffassung, die Anwendung
des § 9 Nr. 3 GewStG auf Sachverhalte wie im Streitfall verbiete sich aus grammatischen,
historischen, systematischen und teleologischen Gründen.


Nach § 9 Nr. 3 GewStG werde die Summe des Gewinns und der Hinzurechnungen um
den Teil des Gewerbeertrags eines inländischen Unternehmens gekürzt, der auf eine nicht
im Inland belegene Betriebsstätte entfalle.


Nach Überzeugung des Beklagten erfasst die Regelung nur eigene ausländische
Betriebsstätten des inländischen Unternehmens. In systematischer Hinsicht könne nur
eine eigene Betriebsstätte des inländischen Unternehmers gemeint sein, weil der Gewinn
einer fremden Betriebsstätte in der Ausgangsgröße, nämlich dem Gewinn des
inländischen Unternehmens, überhaupt nicht enthalten wäre.


Auch in grammatischer Hinsicht überzeuge nur dieses Ergebnis. Wenn der Gesetzgeber in
§ 9 Nr. 3 Satz 1 GewStG von einem inländischen Unternehmen spreche und dann in
einem Relativsatz eine Rechtsfolge für eine nicht im Inland belegene Betriebsstätte
anordne, dürfte es weder vom Begriffskern noch vom Begriffshof gedeckt sein, darin die
Bezugnahme auf die Betriebsstätte eines anderen Unternehmens zu sehen.


Der so gefundene mögliche Wortsinn stelle die Grenze zulässiger Auslegung dar. Zwar sei
der BFH in der Grundsatzentscheidung zu einer anderen Einschätzung gelangt. So habe
er einerseits eine Wortsinnerweiterung erwogen, andererseits für möglich gehalten, dass §
10 Abs. 2 Satz 1 und 2 AStG bewirke, dass die Auslandsbetriebsstätte der
Zwischengesellschaft dem inländischen Unternehmer zugerechnet werde. Dies überzeuge
ihn, den Beklagten, aber nicht.


Der Zweck der Hinzurechnungsbesteuerung sei die Aufschub- und Abschirmwirkung
inländerbeherrschter Auslandskapitalgesellschaften für niedrig besteuerte Passiveinkünfte
zu beseitigen. Ziel sei die Gleichstellung mit Inländern, die derartige Einkünfte nicht bei
Auslandskapitalgesellschaften ansiedelten. Dies ergebe sich aus Rdnr. 30 der BT-Drs.
VI/2883. Davon ausgehend sei es zwingend, die ausländischen Einkünfte der inländischen
Besteuerung auch bei der Gewerbesteuer zu unterwerfen. Dass dies das Ziel des
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deutschen Gesetzgebers gewesen sei ergebe sich auch aus Seite 43 der BT-Drs.
14/6882, wo im Hinblick auf § 10 Abs. 2 AStG ausgeführt sei:


„Die Sätze 1 und 2 entsprechen wieder der vor der Änderung durch das
Steuersenkungsgesetz gültigen Fassung. Satz 2 stellt jedoch ergänzend klar, dass der
Hinzurechnungsbetrag gewerbesteuerpflichtig ist, wenn die Beteiligung an der
ausländischen Gesellschaft zu einem Gewerbebetrieb gehört.“


Dieser vom Gesetzgeber verfolgte Zweck würde unterlaufen wenn die
Rechtsfolgeanordnung des § 10 Abs. 2 Satz 1 und 2 AStG dahingehend interpretiert
würde, dass diese ein erweitertes Regelungsverständnis des § 9 Nr. 3 GewStG in dem
vom BFH vertretenen Sinn eröffnete.


Aus der Formulierung des § 10 Abs. 2 Satz 2 AStG könne entnommen werden, dass die
gegenüber der Klägerin festgestellten Hinzurechnungsbeträge auf Grund der
Rechtsfolgeanordnung des AStG zu den Einkünften aus Gewerbebetrieb gehörten. Die
Formulierung entspreche der Regelung in § 7 Abs. 1 Satz 1 GewStG. Schon aus diesem
Grund verbiete sich eine anschließende Anwendung von gewerbesteuerlichen
Kürzungstatbeständen auf diesen Teil der Ausgangsgröße des Gewerbeertrags. Die
Regelungsanordnung in § 10 Abs. 2 Satz 2 AStG, wonach der Hinzurechnungsbetrag den
nach dem Einkommen- oder Körperschaftsteuergesetz ermittelten Gewinn des Betriebs
erhöhe, enthalte inzident einen Ausschluss der gewerbesteuerlichen
Kürzungstatbestände, sofern diese tatbestandsmäßig überhaupt einschlägig seien. Schon
dies sei im Hinblick auf § 9 Nr. 3 GewStG jedoch nicht der Fall.


Das AStG enthalte insbesondere keine Fiktion, durch die die Betriebsstätte der
Zwischengesellschaft dem Gesellschafter als eigene Betriebsstätte zugerechnet werde.
Gegenteiliges ergebe sich auch nicht aus § 7 Abs. 1 AStG, der lediglich eine anteilige
Zurechnung der passiven Einkünfte an mehrere inländische Gesellschafter regle, aber
keine Zuordnung der Betriebsstätte an die inländischen Gesellschafter.


Gehe man davon aus, dass es keine betriebsstättenlosen Einkünfte gebe, müsse dem
entnommen werden, dass die passiven Einkünfte der Zwischengesellschaft der
inländischen Betriebsstätte des inländischen Gesellschafters zuzuordnen seien.


Eine Kürzung des Hinzurechnungsbetrages könne auch nicht auf § 9 Nr. 7 GewStG
gestützt werden. Es handle sich bei dem Hinzurechnungsbetrag nicht um einen
Gewinnanteil im Sinne der Vorschrift. Vielmehr gehöre der Hinzurechnungsbetrag in den
Fällen, in denen der Anteil an der ausländischen Gesellschaft im Betriebsvermögen
gehalten werde, unmittelbar zu den Einkünften aus Gewerbebetrieb. In der
Zusammenschau mit § 7 Abs. 1 AStG ergebe sich, dass die passiven Einkünfte der
Zwischengesellschaft selbst dem inländischen Gesellschafter zugerechnet würden, keine
Gewinnanteile. Wegen der weiteren Einzelheiten insoweit wird auf Seite 4 und 5 der
Klageerwiderung verwiesen.


Auch § 8 Nr. 5 Satz 2 GewStG mache deutlich, dass der Gesetzgeber davon
ausgegangen sei, dass die Hinzurechnungsbeträge der Gewerbesteuer unterlägen. Von
der Einkommensteuer nach § 3 Nr. 41a EStG im Hinblick auf die frühere Erfassung als
Hinzurechnungsbeträge freigestellte Gewinnausschüttungen würden bei der
Gewerbesteuer nicht hinzugerechnet.


Letztlich verweist der Beklagte auf die Änderung des Gewerbesteuergesetzes durch das
Gesetz vom 20. Dezember 2016 (EU-Amtshilferichtlinien-Umsetzungsgesetz). Die neue
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Regelung stelle nach der Gesetzesbegründung nur eine Klarstellung dar. Sie sei daher in
allen offenen Fällen zu beachten.


Der Senat hat die Beteiligten darauf hingewiesen, dass sich die Klage hinsichtlich des
Gewerbesteuermessbescheides 2014 nach der einschlägigen Rechtsprechung des BFH
an dem letzten bekannt gegebenen Bescheid vom 1. Juni 2017, auch wenn es sich
insoweit um eine wiederholende Verfügung handeln sollte, fortsetzt.


Entscheidungsgründe


Die Klage ist in vollem Umfang begründet. Die angefochtenen
Gewerbesteuermessbescheide sind rechtswidrig und verletzen die Klägerin in ihren
Rechten (§ 100 Abs. 1 Satz 1 der Finanzgerichtsordnung – FGO –).


Der Beklagte hat zu Unrecht die von der Klägerin begehrte – rechnerisch unstreitige –
Kürzung der Gewerbeerträge nach § 9 Nr. 3 GewStG bei der Berechnung des
Gewerbeertrags nach § 7 Satz 1 GewStG abgelehnt.


Nach § 9 Nr. 3 Satz 1 GewStG wird die Summe des Gewinns und der Hinzurechnungen
um den Teil des Gewerbeertrages eines inländischen Unternehmens, der auf eine nicht im
Inland betriebene Betriebsstätte entfällt, gekürzt.


1. Entgegen der Auffassung des Beklagten ist dieser Gesetzestext nicht in dem Sinne
klargestellt worden, dass der mit dem EU-Amtshilferichtlinien-Umsetzungsgesetz
geänderte Text bereits in den Streitjahren (inhaltlich) zur Anwendung käme. Dies gilt
insbesondere für die Regelungen in § 7 Satz 7 und 8 GewStG n.F., wonach
Hinzurechnungsbeträge im Sinne des § 10 Abs. 1 AStG Einkünfte sind, die in einer
inländischen Betriebsstätte anfallen. Einkünfte im Sinne des § 20 Abs. 2 Satz 1 AStG
gelten danach als in einer inländischen Betriebsstätte erzielt. Ebenso unbeachtet bleibt die
Neufassung des § 9 Nr. 3 GewStG, wonach eine Kürzung nur noch um den Teil des
Gewerbeertrags eines inländischen Unternehmens, der auf eine nicht im Inland belegene
Betriebsstätte dieses Unternehmens entfällt, vorzunehmen ist und dies nicht für Einkünfte
im Sinne des § 7 Satz 8 GewStG gilt.


Wie die Klägerin zutreffend dargelegt hat, enthält das EU-Amtshilferichtlinien-
Umsetzungsgesetz in seinem Art. 16 Nr. 6 eine Regelung zur Anwendung der Neufassung
des § 7 Satz 8 GewStG n.F. Insoweit ist eine Anwendung erstmals für den
Erhebungszeitraum 2017 angeordnet. Die weiteren Änderungen des
Gewerbesteuergesetzes traten nach Art. 19 Abs. 2 des EU-Amtshilferichtlinien-
Umsetzungsgesetzes am 1. Januar 2017 in Kraft.


Der Gesetzestext enthält insoweit keine Anhaltspunkte, die für eine rückwirkende
Klarstellung entgegen der bereits erfolgten höchstrichterlichen Auslegung des Gesetzes
sprechen könnten. Vielmehr spricht er für die Anwendung erst mit Wirkung für den
Erhebungszeitraum 2017 (vgl. z.B. Selder in Glanegger/Güroff, GewStG, 9. Aufl., 2017,
§ 7 Rdnr. 21;


Die gegenteilige Auffassung des Beklagten beruht offensichtlich auf der Begründung
sowohl des Referentenentwurfs (insbesondere Seite 62/63 und Seite 65) als auch des
Regierungsentwurfs (BT-Drs. 406/16, insbesondere Seite 63/64 und 66) zum EU-
Amtshilferichtlinien-Umsetzungsgesetz, in denen der Wille zu einer rückwirkenden
Klarstellung zum Ausdruck kommt.


Im Rahmen der gebotenen verfassungskonformen Auslegung ist die Annahme einer
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rückwirkenden Klarstellung aber zu verwerfen. Da das Bundesverfassungsgericht –
BVerfG – mit dem Beschluss vom 17. Dezember 2013 (1 BvL 5/08, BGBl. I 2014, 255,
DStR 2014, 520) die Grenzen verfassungsgemäßer rückwirkender Klarstellung von
belastenden Gesetzen geklärt und der Beklagte keine Argumente vorgebracht hat, die die
von ihm reklamierte rückwirkende Klarstellung im Lichte der verfassungsrechtlichen
Anforderungen rechtfertigen könnten, kann sich der Senat in diesem Punkt kurz fassen.


Eine nachträgliche, klärende Feststellung des geltenden Rechts durch den Gesetzgeber
ist grundsätzlich als unzulässige konstitutiv rückwirkende Regelung anzusehen, wenn der
Gesetzgeber eine Rechtslage rückwirkend klärt, um nachträglich einer höchstrichterlich
geklärten Auslegung des Gesetzes den Boden zu entziehen (vgl. BVerfG a.a.O. Rdnr. 55).
Derartige rückwirkende belastende Gesetze sind grundsätzlich unzulässig (vgl. BVerfG
a.a.O. Rdnr. 63). Der Grundsatz der Unzulässigkeit echter Rückwirkung gilt nur dann
ausnahmsweise nicht, wenn der Betroffene mit einer Änderung einer unklaren und
verworrenen Rechtslage rechnen musste oder wenn das bisherige Recht derartig
systemwidrig und unbillig war, dass ernsthafte Zweifel an seiner Verfassungsmäßigkeit
bestanden (vgl. BVerfG a.a.O. Rdnr. 64, 65).


Die Voraussetzungen eines der genannten Ausnahmetatbestände können im Streitfall
nicht festgestellt werden. Vielmehr zeigt die vernichtende Kritik in der
Sachverständigenanhörung zum Referentenentwurf (vgl. Stellungnahme des Instituts der
Wirtschaftsprüfer – IDW –, Seite 7 ff.; der Deutschen Kreditwirtschaft, Seite 14; der
Bundessteuerberaterkammer – BStBK –, Seite 11 sowie des Zentralverbandes des
deutschen Handwerks und anderer Spitzenorganisationen der deutschen Wirtschaft, Seite
18 ff.), mit der insbesondere die extreme Systemwidrigkeit und der Verstoß gegen das
Territorialitätsprinzip sowie eine drohende Übermaßbesteuerung bei der geplanten
Neuregelung gerügt wurden, dass nicht das hier zu Grunde liegende Gesetz systemwidrig
war, sondern vielmehr die Neufassung zur Systemwidrigkeit geführt hat. Die (konstitutive)
Neufassung missachtet den Grundgedanken der Territorialität und stellt damit letztlich den
Objektsteuercharakter der Gewerbesteuer infrage.


Dies ist ebenso wie die Ablehnung einer rückwirkenden Anwendbarkeit auch die ganz
überwiegende Auffassung in der einschlägigen Fachliteratur. Auch dort wird die
Behauptung einer Klarstellung für nicht nachvollziehbar gehalten (vgl. Roser in Lenski/
Steinberg, § 9 Nr. 3 Rdnr. 6b). Gosch (in Blümich, EStG/KStG/GewStG, § 9 GewStG Rdnr.
221b), der ebenfalls davon ausgeht, dass die Gesetzesänderung nicht rückwirkend
anwendbar ist, führt aus: „Dass die Regelungsergänzung im 1. HS der Vorschrift, wie die
gesetzliche Entwurfsbegründung weismachen will, bloß „klarstellend“ sein soll, ist falsch,
sie ist de jure konstitutiver Natur.“ Zutreffend wird darauf verwiesen, dass die
Gesetzesbegründung einerseits von einer Klarstellung, andererseits aber von
Neuregelungen und der Schließung bestehender Besteuerungslücken spreche (vgl.
Adrian/Rautenstrauch/Sterner in DStR 2017, 1457, 1460). Auch insoweit wird von einem
erstmaligen Anwendungszeitraum 2017 ausgegangen (ebenso: Kahlenberg in NWB 2018,
181). Die Änderungen führen zu einer wesentlichen Verschärfung der
Hinzurechnungsbesteuerung und stellen ganz überwiegend eine nicht deklaratorische
Neuregelung dar (vgl. Kohlruss in IStR 2017, 522).


2. Ausgehend von der Anwendung der daher hinsichtlich der anzuwendenden Vorschriften
mit der Grundsatzentscheidung des BFH in BStBl II 2015, 1049 übereinstimmenden
Gesetzeslage sieht der erkennende Senat keine durchgreifenden Gründe, von der
Rechtsprechung des BFH abzuweichen.


Der Senat kann dabei offenlassen, ob die Summe des Gewinns und der Hinzurechnungen


12 von 17







78


79


80


81


82


83


zutreffend durch die Hinzurechnungsbeträge nach § 7 Abs. 1 AStG erhöht worden, dies
ggf. durch die Tatbestandswirkung der Feststellungsbescheide nach § 18 AStG oder die
bestandskräftigen Körperschaftsteuerbescheide vorgegeben ist oder ob, wegen der –
erstmalig in der mündlichen Verhandlung vorgetragenen – Zuordnung zu der Abwicklung
eines aktiven Handelsgeschäftes, materiell keine Zwischeneinkünfte im Sinne des § 7
AStG vorgelegen haben oder die Hinzurechnung wegen Verstoßes gegen die
Kapitalverkehrsfreiheit im Sinne des Art. 63 AEUV hätte unterbleiben müssen. Der Klage
ist auch dann, wenn man die zwischen den Beteiligten nicht umstrittene Einbeziehung der
Hinzurechnungsbeträge in die Summe des Gewinns und der Hinzurechnungen zu Grunde
legt, begründet.


a. Die hinzugerechneten, in der Höhe unstreitigen Zwischeneinkünfte sind nach § 9 Nr. 3
Satz 1 GewStG – als auf eine nicht im Inland betriebene Betriebsstätte entfallend – zu
kürzen.


Wie der BFH in der Grundsatzentscheidung dargelegt hat, ist die Regelung vom Wortlaut
her einschlägig, wenn Gewinne tatsächlich in einer ausländischen Betriebsstätte der
Zwischengesellschaft angefallen sind. Es kommt nicht darauf an, dass es sich nicht um
eine Betriebsstätte der inländischen Gesellschafterin, sondern um eine Betriebsstätte der
Zwischengesellschaft handelt. Der Gesetzeswortlaut stellt nur darauf ab, dass die
Einkünfte auf eine nicht im Inland belegene Betriebsstätte entfallen. Indem das Gesetz die
Einkünfte der Zwischengesellschaft in solche der an ihr qualifiziert beteiligten
Inlandsgesellschaft umformt, eröffnet es zugleich ein erweitertes Regelungsverständnis,
wonach die betreffenden Einkünfte beim Gesellschafter – hier der Klägerin – nicht als
betriebsstättenlose Auslandseinkünfte in der Luft hängen, sondern vielmehr einer
Auslandsbetriebsstätte zuzuordnen sind, die die Anforderungen des § 9 Nr. 3 Satz 1
GewStG erfüllt. Alles andere zöge ohne Not systematische Verwerfungen nach sich, die
unsachgemäß wären. Es unterwürfe den anteiligen Gewinn der Gewerbesteuer, obschon
dieser Gewinn nicht nur auslandsradiziert ist, sondern auch bei dem Gesellschafter
steuerwirksam erfasst wird (vgl. BFH a.a.O. Rdnrn. 9, 10).


Dieses Rechtsverständnis, dem sich der Senat anschließt, trägt auch im hier zur
Entscheidung anstehenden Fall. Die Gewinne sind in den schweizerischen Betriebsstätten
der schweizerischen Zwischengesellschaften angefallen. Deutsche Betriebsstätten haben
die Zwischengesellschaften nicht unterhalten. Der Sachverhalt ist insoweit unstreitig.


Auf die Argumentation des Beklagten, die Klägerin habe keine eigenen ausländischen
Betriebsstätten unterhalten, sondern sei nur an ausländischen Zwischengesellschaften
beteiligt gewesen, kommt es daher nicht an. Der BFH hat die Problematik in dem
sachverhaltsmäßig vergleichbaren Fall gesehen und eine Zurechnung der ausländischen
Betriebsstätte vorgenommen, weil der hier relevante Gesetzestext nicht auf eine
Betriebsstätte des Inländers (hier der Klägerin), sondern – wie zuvor bereits dargelegt –
abstrakt auf eine ausländische Betriebsstätte abstellt.


b. Die weitere gegen den BFH gerichtete, vom Beklagten referierte Argumentation der
Nichtanwendungserlasse, es handele sich bei Hinzurechnungsbeträgen nach § 10 AStG
nicht um ausländische Einkünfte, denn solche wären nicht im Gewinn im Sinne des § 7
GewStG enthalten, vermag den Senat nicht zu überzeugen. Die Argumentation stellt
letztlich einen Zirkelschluss dar.


Unstreitig sind die Zwischeneinkünfte aufgrund der Hinzurechnung nach § 10 Abs. 2 AStG
in dem dem Gewerbeertrag zu Grunde liegenden, nach den Regelungen des KStG und
des EStG ermittelten Gewinn (§ 7 Satz 1 GewStG) der Klägerin enthalten. Auch stammen
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diese Einkünfte aus einer (oder mehreren) ausländischen Gesellschaft(en) im Sinne des §
7 AStG. Bei derartigen ausländischen Gesellschaften müssen die im Streitfall allein
relevanten Geschäftsleitungsbetriebsstätten nach § 7 Abs. 1 AStG im Ausland liegen.


Die danach im Ausland erzielten Zwischeneinkünfte werden nach § 7 Abs. 1 AStG nur den
an der Zwischengesellschaft beteiligten unbeschränkt Steuerpflichtigen anteilig
zugerechnet, entfallen also auf die Auslandsbetriebsstätte (vgl. z.B.
Wassermeyer/Schönfeld in Flick/Wassermeyer/Baumhoff/Schönfeld, AStG, § 10 Rdnr.
187.1; Gosch a.a.O. § 9 GewStG Rdnr. 221a, jeweils m.w.N.).


Die Argumentation des Beklagten könnte daher nur dann überzeugen, wenn aufgrund
gesetzlicher Regelung aus den unstreitig tatsächlich im Ausland erzielten Einkünften kraft
gesetzlicher Regelung inländische Einkünfte würden oder eine anderweitige eindeutige
Regelung für die Erfassung und weitere Behandlung bei der Gewerbesteuer bestünde.


Eine die Annahme inländischer Einkünfte anordnende (fingierende), eindeutige
gesetzliche Regelung fehlt jedoch in den Streitjahren. Selbst der Beklagte beruft sich nicht
auf eine derartige gesetzliche Regelung.


Eindeutige für die hier betroffenen Erhebungszeiträume anwendbare gesetzliche
Regelungen über die Behandlung von Zwischeneinkünften bei der Gewerbesteuer fehlen
ebenfalls. Früher bestehende ausdrückliche Regelungen für die Behandlung bei der
Gewerbesteuer (z.B. § 13 Abs. 1 Nr. 2 AStG in der Fassung bis zum 31. Dezember 2000;
vgl. dazu z.B. Gosch a.a.O. § 9 GewStG Rdnr. 221a m.w.N.) sind vor den Streitjahren
aufgehoben worden.


Eine Gesetzesauslegung gegen den BFH im Sinne einer Qualifizierung der
Hinzurechnungseinkünfte als inländische Einkünfte lässt sich auch nicht zwingend aus der
von den Nichtanwendungserlassen in Bezug genommenen Gesetzesbegründung in BT-
Drs. VI/2883 vom 2. Dezember 1971 begründen.


Die von der Verwaltung angesprochenen Randnummern 30 und 31 (vgl. Seite 19 der
Drucksache) enthalten keine klare Aussage in dieser Frage. Der Gesetzgeber wollte sich
mit der Hinzurechnungsbesteuerung gegen eine ungerechtfertigte Ausklammerung von
Einkünften aus der deutschen Besteuerung durch die Nutzung von Basisgesellschaften
wenden. Die durch solche Gestaltungen eintretende Abschirmung gegen die deutsche
Steuerpflicht könne – so die Gesetzesbegründung – inländischen Steuerpflichtigen nicht
mehr ohne Einschränkung auf das sachlich Vertretbare zugestanden bleiben. Das in
ausländischen Basisgesellschaften angefallene Einkommen, das nicht aus aktiver
Wirtschaftstätigkeit der Gesellschaft stamme, solle den die Basisgesellschaft
beherrschenden Inländern zur Besteuerung zugerechnet werden (Rdnr. 30). Die
Zurechnung des in ausländischen Basisgesellschaften anfallenden Einkommens in die
Steuerpflicht der maßgeblich beteiligten Inländer solle nur Raum haben, wenn es sich um
so genannte Basiseinkommen handele (Rdnr. 31).


Die hier sinngemäß wiedergegebenen Textpassagen wie auch alle weiteren Ausführungen
in den genannten Randnummern der Bundestagsdrucksache enthalten keine Aussage im
Sinne einer fiktionalen Umwandlung oder Umqualifizierung der Auslandseinkünfte in
inländische Einkünfte. Vielmehr geht es ausschließlich um die unter Anerkennung
ausländischer Rechtsgebilde vorzunehmende Zurechnung des in ausländischen
Gesellschaften anfallenden Einkommens in die Steuerpflicht der maßgeblich beteiligten
Inländer (vgl. Rdnr. 31).


Folgerichtig regelt Rdnr. 32 der Drucksache, dass alle ausländischen Steuern, die auf dem
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in die deutsche Besteuerung einzubeziehenden ausländischen Basiseinkommen lasten,
bei der deutschen Zurechnungsbesteuerung ausgeglichen werden.


Neben dem Wortlaut der Gesetzesbegründung, der mehrfach ausdrücklich auf
ausländische Einkünfte abstellt, spricht insbesondere die vom Gesetzgeber vorgesehene
Beschränkung der Abschirmwirkung auf das sachlich Vertretbare für die Auslegung des
BFH, denn diese berücksichtigt im Gegensatz zur Auffassung der Verwaltung den
strukturellen Inlandsbezug der Gewerbesteuer. Der BFH betont überzeugend die
Beschränkung der Gewerbesteuer auf die Erträge aus inländischen Betriebstätten (vgl.
z.B. auch BFH-Urteil vom 20. Juli 2016 I R 50/15, BStBl II 2017, 230).


Die Einbeziehung der Hinzurechnungsbeträge in die Gewerbesteuerpflicht widerspräche
diesem strukturellen Inlandsbezug der Gewerbesteuer (vgl. § 2 Abs. 1 Satz 1 GewStG)
und zöge eine unsystematische Doppelbesteuerung nach sich, weil die Steuern, welche
im Ausland zu Lasten der Zwischengesellschaft von den dem Hinzurechnungsbetrag
zugrundeliegenden Einkünften erhoben worden sind, nach § 12 Abs. 1 i.V.m. § 10 Abs. 1
und § 7 Abs. 1 AStG nur auf die Einkommen- und Körperschaftsteuer, nicht aber auf die
Gewerbesteuer angerechnet werden (vgl. BFH in BStBl II 2015, 1049 Rdnr. 10). Die in der
Grundsatzentscheidung herausgestellte Orientierung am Territorialitätsprinzip liegt auch
der nachfolgenden Rechtsprechung des BFH, z.B. der Entscheidung vom 20. Juli 2016 (I
R 50/15, BStBl II 2017, 230) zu Grunde. Auch dort macht der BFH deutlich, dass mit der
Kürzungsvorschrift § 9 Nr. 3 GewStG letztendlich die Konsequenz aus § 2 Abs. 1 Sätze 1
und 3 GewStG gezogen werden soll, wonach der Gewerbesteuer jeder stehende
Gewerbebetrieb unterliegt, soweit er im Inland betrieben wird.


Überdies würden bei Zugrundelegung der Verwaltungsauffassung ausländische
Tochtergesellschaften und Betriebsstätten in den Streitjahren ungleich behandelt. Genau
solches sollte für die außensteuerrechtliche Hinzurechnungsbesteuerung aber vermieden
werden, wie sich aus § 20 Abs. 2 AStG ergibt, der im Kern einen Rechtsfolgengleichklang
vorsieht, wenn die betreffenden Einkünfte nicht in einer ausländischen selbständigen
Tochtergesellschaft, sondern in einer Auslandsbetriebsstätte anfallen (vgl. BFH a.a.O.
Rdnr. 10).


Im Ergebnis sind insoweit keine durchgreifenden Gründe ersichtlich, von den auf den
dogmatischen Grundprinzipien der Gewerbesteuer beruhenden
Rechtsprechungsgrundsätzen des BFH abzuweichen, die im Übrigen für den hier zu
Grunde liegenden Rechtszustand vor dem Erhebungszeitraum 2017 auch ganz
überwiegend Zustimmung in der einschlägigen Fachliteratur finden (vgl. z.B.
Wassermeyer/Schönfeld a.a.O. § 10 Rdnr. 186 ff.; Gosch a.a.O. § 9 GewStG Rdnr. 221a
m.w.N.; Roser a.a.O. § 9 Nr. 3 Rdnr. 6b; Adrian/Rautenstrauch/Sterner, DStR 2017, 1457;
Kahlenberg, NWB 2018, 181; weitere Nachweise bei Güroff in Glanegger/Güroff, GewStG,
§ 9 Nr. 3 Rdnr. 4a, der die Entscheidung des BFH kritisch sieht, aber ebenfalls von einer
gesetzlichen Neuregelung ab dem Erhebungszeitraum 2017 ausgeht, die die bisherige
gewerbesteuerliche Verschonung der Einkünfte nach § 20 Abs. 2 AStG entfallen lässt).


c. Auch der gegen das Verständnis der hier entscheidenden Rechtsvorschriften durch den
BFH vorgetragene Einwand mangelnder Folgerichtigkeit überzeugt nicht.


Soweit darauf hingewiesen wird, die unterschiedliche Behandlung von Gewinnanteilen
nach § 9 Nr. 3 Satz 1 GewStG und von Schachteldividenden nach § 9 Nr. 7 GewStG sei
nicht folgerichtig, hat der BFH die Rechtfertigung unterschiedlicher Behandlung in der
Grundsatzentscheidung bereits dargelegt (BFH a.a.O. Rdnr. 11). Der Senat verweist zur
Vermeidung von Wiederholungen auf die dortigen Ausführungen.
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Im Übrigen käme es bei Zugrundelegung der Verwaltungsauffassung zu einer ebenfalls
nicht folgerichtigen Ungleichbehandlung von Einkünften aus ausländischen
Tochtergesellschaften und ausländischen Betriebsstätten. Eine Rechtfertigung dafür hat
der Beklagte nicht vorgetragen. Sie ist auch nicht ersichtlich.


Außerdem hat der EuGH auf Vorlage des Finanzgerichts Münster (vgl. Beschluss vom 20.
September 2016 9 K 3911/13 F, EFG 2017, 323) mit Urteil vom 20. September 2018 (EV
gegen Finanzamt Lippstadt, C-685/16) entschieden, dass § 9 Nr. 7 GewStG gegen die
Kapitalverkehrsfreiheit im Sinne des Art. 63 AEUV verstößt. Eine europarechtswidrige
Vorschrift dürfte aber als Referenzvorschrift grundsätzlich ungeeignet sein.


d. Bei § 9 Nr. 3 GewStG handelt es sich auch nicht um eine nur deklaratorische Vorschrift.


Folgerichtig zur Annahme, Hinzurechnungsbeträge als ausländische Einkünfte wären nicht
im Gewinn im Sinne des § 7 GewStG enthalten, erklärt der Beklagte – entsprechend der
Argumentation der Nichtanwendungserlasse – § 9 Nr. 3 GewStG zu einer
deklaratorischen, also überflüssigen Vorschrift. Dafür kann er sich aber nicht berechtigt auf
die von ihm zur Begründung in Bezug genommene Entscheidung des BFH vom 6. Juli
2005 (VIII R 72/02, BStBl II 2010, 828) berufen. Diese basiert auf § 7 Satz 2 GewStG
2000 (jetzt § 7 Satz 3 GewStG) und der darin angeordneten Fiktion des nach § 5a EStG
(Tonnagebesteuerung) ermittelten Gewinns als Gewerbeertrag. Nur in den Fällen dieser
Fiktion sind Hinzurechnungen und Kürzungen nach den §§ 8, 9 GewStG ausgeschlossen.
Demgegenüber stehen Kürzungen nach § 9 Nr. 3 Satz 1 GewStG in systematischem
Zusammenhang mit dem Gewerbeertrag im Sinne des § 7 Satz 1 GewStG, der allein
Gegenstand des hier zur Entscheidung anstehenden Verfahrens ist.


Zusammenfassend ist zu konstatieren, dass es dem Beklagten nicht gelungen ist,
durchgreifende Argumente gegen die Auslegung des § 9 Nr. 3 Satz 1 GewStG (in der in
den Streitjahren geltenden Fassung) durch den BFH vorzutragen. Unter Berücksichtigung
seiner Rechtsprechung (vgl. Urteil vom 12. April 2011 13 K 3136/04, EFG 2011, 2014
Rdnr. 98 ff.) zur Aufgabenverteilung zwischen den Instanzgerichten und dem BFH sieht
der erkennende Senat im Streitfall daher keine Veranlassung, von der überzeugend
begründeten Rechtsprechung des BFH zum ausgelaufenen Recht abzuweichen.


e. Die Berechnung der demnach um die tenorierten rechnerisch unstreitigen
Hinzurechnungsbeträge zu mindernden Gewerbesteuermessbeträge bzw.
Gewerbeerträge ist dem Beklagten übertragen worden, da dieser über die
entsprechenden technischen Einrichtungen zur automatisierten Berechnung der
Messbeträge und Gewerbeerträge verfügt.


3. Die Kostenentscheidung beruht auf § 135 Abs. 1 FGO.


4. Die Revision ist nach § 115 Abs. 2 Nr. 1 und 2 FGO nicht zuzulassen. Die Entscheidung
betrifft ausgelaufenes Recht und steht in völliger Übereinstimmung mit der
Grundsatzentscheidung des BFH.


Da der Streitfall nach Überzeugung des erkennenden Senats (vgl. oben unter 1.)
ausgelaufenes Recht betrifft, fehlt es ungeachtet der Nichtanwendungserlasse (vgl. dazu
z.B. Lange in Hübschmann/Hepp/Spitaler, AO/FGO, § 115 FGO Rdnr. 109 m.w.N.; Seer in
Tipke/Kruse, AO/FGO, § 115 FGO Rdnr. 51 m.w.N.) an der für eine Revisionszulassung
erforderlichen grundsätzlichen Bedeutung, da sich die Rechtsfrage für die geltende
Fassung des Gesetzes nicht mehr stellt. Der Beklagte hat auch nicht darlegt, dass
erhebliche weitere Verfahren zu diesem Themenkreis anhängig wären (vgl. zur
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Revisionszulassung in derartigen Fällen z.B. Seer a.a.O. § 115 FGO Rdnr. 55; Lange
a.a.O. § 115 FGO Rdnr. 98/99 m.w.N.). Auch die Überprüfung des Senats hat nicht zur
Feststellung weiterer vergleichbarer Verfahren geführt.


Die beim BFH anhängigen Verfahren zu § 9 Nr. 3 GewStG sind Fälle der
Tonnagebesteuerung. Diese betreffen die hier vorliegende Problematik aber nicht. Der
BFH hat insoweit schon zur Nichtanwendbarkeit der Vorschriften von Hinzurechnung und
Kürzung wegen der Fiktionsklausel (§ 7 Satz 3 GewStG) entschieden.


Die Frage, ob die aktuelle Rechtsprechung des EuGH zu § 9 Nr. 7 GewStG die Ableitung
zulässt, dass § 9 Nr. 3 Satz 1 GewStG a.F. mit dem von der Finanzverwaltung
angenommenen Inhalt gegen Art. 63 AEUV verstoßen hat, kann danach offenbleiben.


Die Entscheidung über die vorläufige Vollstreckbarkeit beruht auf §§ 151 Abs. 3, 155 FGO
i. V. m. § 709 der Zivilprozessordnung.
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BUNDESFINANZHOF Urteil vom 11.3.2015, I R 10/14


Kürzung des Gewinns aus Gewerbebetrieb um den Hinzurechnungsbetrag nach § 10 Abs. 1 Satz 1 AStG


Leitsätze


Bei dem Hinzurechnungsbetrag nach § 10 Abs. 1 Satz 1 AStG handelt es sich um einen Teil des Gewerbeertrags eines
inländischen Unternehmens, der auf eine nicht im Inland belegene Betriebsstätte entfällt. Der Gewinn des inländischen
Unternehmens ist deswegen um diesen Betrag nach § 9 Nr. 3 Satz 1 GewStG 2002 zu kürzen.


Tenor


Auf die Revision der Klägerin wird das Urteil des Finanzgerichts Düsseldorf vom 28. November 2013  16 K 2513/12 G
aufgehoben.
Der angefochtene Gewerbesteuermessbescheid wird abgeändert.
Dem Beklagten wird aufgegeben, die geänderte Festsetzung nach Maßgabe der Urteilsgründe zu errechnen.
Die Kosten des Rechtsstreits fallen dem Beklagten zur Last.


Tatbestand


1 I. Die Klägerin und Revisionsklägerin (Klägerin), eine GmbH, war im Streitjahr 2009 alleinige Gesellschafterin einer
singapurischen Kapitalgesellschaft, der A-Ltd. Letztere erzielte im Streitjahr Einkünfte aus sog. passiver Tätigkeit
(Zinsen und Währungsdifferenzen) i.S. von § 10 Abs. 2 (i.V.m. §§ 7 und 8) des Gesetzes über die Besteuerung bei
Auslandsbeziehungen (Außensteuergesetz) --AStG-- in Höhe von 110.567 EUR. Dieser Betrag wurde
erklärungsgemäß dem körperschaftsteuerrechtlichen Einkommen hinzugerechnet. In ihrer Gewerbesteuererklärung
kürzte die Klägerin jedoch diesen Betrag nach § 7 Satz 1 i.V.m. § 9 Nr. 3 des Gewerbesteuergesetzes (GewStG 2002).
Dem folgte der Beklagte und Revisionsbeklagte (das Finanzamt --FA--), anders als in den Vorjahren, nicht. Die Klage
gegen den hiernach ergangenen Gewerbesteuermessbescheid blieb erfolglos (Urteil des Finanzgerichts --FG--
Düsseldorf vom 28. November 2013  16 K 2513/12 G, abgedruckt in Entscheidungen der Finanzgerichte --EFG-- 2014,
304).


2 Mit ihrer Revision rügt die Klägerin Verletzung materiellen Rechts. Sie beantragt sinngemäß, das angefochtene FG-
Urteil aufzuheben und den Gewerbesteuermessbetrag 2009 dahingehend abzuändern, dass der Messbetrag auf
0 EUR festgesetzt wird.


3 Das FA beantragt, die Revision zurückzuweisen.


Entscheidungsgründe


4 II. Die Revision ist begründet. FA und FG haben die von der Klägerin bei der Ermittlung des
Gewerbesteuermessbetrages beanspruchte Kürzung des Hinzurechnungsbetrages zu Unrecht abgelehnt. Das FG-
Urteil ist deshalb aufzuheben und der angefochtene Gewerbesteuermessbescheid ist antragsgemäß abzuändern
(§ 126 Abs. 3 Satz 1 Nr. 1 der Finanzgerichtsordnung --FGO--).


5 1. Die Klägerin als unbeschränkt steuerpflichtige Körperschaft (vgl. § 1 Abs. 1 des Körperschaftsteuergesetzes --KStG
2002--) war im Streitjahr an der singapurischen A-Ltd. als Körperschaft im Sinne des Körperschaftsteuergesetzes
ohne Sitz und Geschäftsleitung im Inland zu mehr als der Hälfte beteiligt. Sie ist deshalb nach § 7 Abs. 1 AStG mit
den Einkünften, für die die A-Ltd. Zwischengesellschaft ist, mit dem Teil steuerpflichtig, der auf die ihr zuzurechnende
Beteiligung am Nennkapital der ausländischen Gesellschaft entfällt. Die A-Ltd. wiederum ist nach den tatrichterlichen
und den Senat bindenden (vgl. § 118 Abs. 2 FGO) Feststellungen Zwischengesellschaft in diesem Sinne, weil sie mit
den hier in Rede stehenden Einkünften aus Zinsen und Währungsdifferenzen Einkünfte erzielt, die einer niedrigen
Besteuerung nach § 8 Abs. 3 AStG unterliegen und die sog. passive Einkünfte sind, weil sie nicht aus dem
Einkunftskatalog stammen, welcher in § 8 Abs. 1 AStG aufgelistet ist. Damit ist der Tatbestand des § 7 Abs. 1 AStG
erfüllt und die Klägerin unterfällt der Hinzurechnungsbesteuerung, die nach ihrem Zweck der Missbrauchsabwehr
dient. Das alles ist unter den Beteiligten einvernehmlich. Der festgestellte Sachverhalt gibt nichts dafür her, dieses
Einvernehmen in Frage zu stellen. Weitere Ausführungen dazu erübrigen sich daher.


6 2. Nach § 7 Satz 1 GewStG 2002 ist Gewerbeertrag der nach den Vorschriften des Einkommensteuergesetzes (EStG
2002) oder des Körperschaftsteuergesetzes zu ermittelnde Gewinn aus dem Gewerbebetrieb, der bei der Ermittlung
des Einkommens für den dem Erhebungszeitraum (vgl. § 14 GewStG 2002) entsprechenden Veranlagungszeitraum
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zu berücksichtigen ist, vermehrt und vermindert um die in den §§ 8 und 9 GewStG 2002 bezeichneten Beträge. Zu
den betreffenden Vorschriften des (hier allein einschlägigen) Körperschaftsteuergesetzes (vgl. § 8 Abs. 1 KStG 2002)
gehört auch die außensteuerrechtliche Hinzurechnungsbesteuerung. Denn der Hinzurechnungsbetrag seinerseits
gehört nach § 10 Abs. 2 Satz 1 AStG zu den Einkünften i.S. des § 20 Abs. 1 Nr. 1 EStG (2002). Gehören Anteile an
der ausländischen Gesellschaft zu einem Betriebsvermögen, so gehört der Hinzurechnungsbetrag zu den Einkünften
(u.a.) aus Gewerbebetrieb, § 10 Abs. 2 Satz 2 AStG. Letzteres ist die Situation des Streitfalls und auch das steht als
solches hier nicht in Streit. Und dass der Hinzurechnungsbetrag aus Gründen einer spezielleren gesetzlichen
Anordnung überhaupt nicht der Gewerbesteuer unterfallen sollte, lässt sich den Regelungszusammenhängen nicht
entnehmen. Die Anwendungsvorschriften in § 21 Abs. 4 Satz 1 Nr. 2 und Abs. 7 AStG gebieten vielmehr das
Gegenteil (vgl. Senatsurteil vom 21. Dezember 2005 I R 4/05, BFHE 212, 226, BStBl II 2006, 555; R 38 Abs. 1 Satz 6
Nr. 2 der Gewerbesteuer-Richtlinien 2008). Auch darüber streiten die Beteiligten denn auch nicht.


7 3. Kontrovers ist unter den Beteiligten allerdings, ob der Hinzurechnungsbetrag unter jene Beträge fällt, um welche
der Gewinn der Klägerin als Ausgangsgröße nach Maßgabe von § 7 Satz 1 i.V.m. § 9 GewStG 2002 zu kürzen ist.
Entgegen der Annahme von FA und FG ist das zu bejahen.


8 a) Einschlägig ist dafür § 9 Nr. 3 Satz 1 GewStG 2002. Danach wird die Summe des Gewinns und der
Hinzurechnungen gekürzt um den Teil des Gewerbeertrags eines inländischen Unternehmens, der auf eine nicht im
Inland belegene Betriebsstätte entfällt. So verhält es sich hier. Der Hinzurechnungsbetrag bestimmt sich nach dem
quotalen Anteil der Zwischeneinkünfte und das sind wiederum die Einkünfte der Zwischengesellschaft, die ihrerseits
aus einer ausländischen Betriebsstätte (nach Maßgabe von § 12 der Abgabenordnung --AO--, vgl. Blümich/Gosch,
§ 9 GewStG Rz 218) resultieren.


9 Nun handelt es sich, das liegt auf der Hand, bei jener Betriebsstätte um eine solche der Zwischengesellschaft, hier
der A-Ltd., nicht aber der Klägerin. Der Regelungswortlaut des § 9 Nr. 3 Satz 1 GewStG 2002 nimmt darauf indessen
keine Rücksicht; es genügt, wie beschrieben, wenn die Einkünfte auf "eine" nicht im Inland belegene Betriebsstätte
entfallen. Doch selbst dann, wenn man die darin angelegte Verallgemeinerung vernachlässigt und grundsätzlich
einfordert, dass es sich um eine Betriebsstätte des gewerbesteuerpflichtigen inländischen Unternehmens --hier also
der Klägerin-- handeln muss, liegt jedenfalls unter den hier zu beurteilenden Gegebenheiten der Tatbestand der
Vorschrift vor: Zwar verändert die Hinzurechnungsbesteuerung (anders als die allgemeine Missbrauchsverhinderung
nach § 42 Abs. 1 AO) "rechtstechnisch" nicht die Einkünftezurechnung (vgl. § 2 Abs. 1 EStG 2002). Die ausländische
Zwischengesellschaft in ihrer subjektiven Existenz und das daraus abgeleitete korporationsrechtliche
Trennungsprinzip bleiben auch aus steuerrechtlicher Sicht unberührt; der entgegenstehenden Annahme des FG ist
nicht beizupflichten. Indem das Gesetz die Einkünfte der Zwischengesellschaft in solche der an ihr qualifiziert
beteiligten Inlandsgesellschaft umformt, eröffnet es aber zugleich ein erweiterndes Regelungsverständnis, wonach die
betreffenden Einkünfte beim Gesellschafter nicht als "betriebsstättenlose" Auslandseinkünfte --so aber das FG-- "in
der Luft hängen", vielmehr einer Auslandsbetriebsstätte zuzuordnen sind, die die Anforderungen des § 9 Nr. 3 Satz 1
GewStG 2002 erfüllt. Die in § 10 Abs. 2 Satz 1 AStG getroffene Anordnung, dass der Hinzurechnungsbetrag zu den
Kapitaleinkünften gehört, bewirkt nichts anderes. Dadurch wird der Hinzurechnungsbetrag lediglich fiktiv einer
Einkunftsart zugeordnet; an der Zuordnung des zugrundeliegenden Gewerbeertrags zu der Betriebsstätte der
Zwischengesellschaft ändert das jedoch nichts. Diese Zuordnung bestimmt sich nach wie vor allein nach den --hier
außer Frage stehenden-- tatsächlichen Gegebenheiten, sie wird nicht fiktiv durch einen gegenläufigen
Regelungsbefehl überlagert.


10 Alles andere zöge ohne Not systematische Verwerfungen nach sich, die unsachgemäß wären. Es unterwürfe den
anteiligen Gewinn der Gewerbesteuer, obschon dieser Gewinn nicht nur auslandsradiziert ist, sondern auch bei dem
Gesellschafter steuerwirksam erfasst wird. Das aber widerspräche dem strukturellen Inlandsbezug der Gewerbesteuer
(vgl. § 2 Abs. 1 Satz 1 GewStG 2002) und das zöge zudem eine unsystematische Doppelbesteuerung nach sich, weil
die Steuern, welche im Ausland zu Lasten der Zwischengesellschaft von den dem Hinzurechnungsbetrag
zugrundeliegenden Einkünften erhoben worden sind, nach § 12 Abs. 1 i.V.m. § 10 Abs. 1 und § 7 Abs. 1 AStG nur auf
die Einkommen- und Körperschaftsteuer, nicht aber auf die Gewerbesteuer angerechnet werden. Überdies würden
ausländische Tochtergesellschaften und Betriebsstätten andernfalls ungleich behandelt. Genau solches soll für die
außensteuerrechtliche Hinzurechnungsbesteuerung aber vermieden werden, wie sich augenfällig aus § 20 Abs. 2
AStG ergibt, der im Kern einen Rechtsfolgengleichklang vorsieht, wenn die betreffenden Einkünfte nicht in einer
ausländischen selbständigen Tochtergesellschaft, sondern in einer Auslandsbetriebsstätte anfallen (s. zum
prinzipiellen Gleichbehandlungsgebot von Tochtergesellschaften und Betriebsstätten in grenzüberschreitenden
Zusammenhängen auch aus unionsrechtlicher Sicht Urteile des Gerichtshofs der Europäischen Gemeinschaften, jetzt
Gerichtshof der Europäischen Union, CLT-UFA vom 23. Februar 2006 C-253/03, EU:C:2006:129, Slg. 2006, I-1831,
und Oy AA vom 18. Juli 2007 C-231/05, EU:C:2007:439, Slg. 2007, I-6373, und nachgehend Senatsurteile vom
9. August 2006 I R 31/01, BFHE 214, 496, BStBl II 2007, 838; vom 19. Dezember 2012 I R 73/11, BFHE 240, 99,
BStBl II 2013, 392). Übereinstimmend damit bleiben nach § 10 Abs. 3 Satz 4 AStG auf den Hinzurechnungsbetrag
denn auch bestimmte steuerliche Vergünstigungen unberücksichtigt, welche (u.a.) an das Bestehen eines
(inländischen) Betriebs oder einer (inländischen) Betriebsstätte anknüpfen. Ein anderweitiges Regelungsverständnis
des § 9 Nr. 3 GewStG 2002 trüge dem nicht hinreichend Rechnung; es bliebe sozusagen auf halber Strecke stecken.
Das aber ist nicht nötig, weil der Regelungswortlaut, wie beschrieben, ein sachangemessenes Verständnis ermöglicht
(im Ergebnis ebenso z.B. Rödder/ Schumacher, Deutsches Steuerrecht 2002, 105, 112; Fuhrmann in
Mössner/Fuhrmann, Außensteuergesetz, 2. Aufl., § 10 Rz 105; Sieker, Internationales Steuerrecht --IStR-- 2003, 78,
79; Haun/Reiser/Cortez in Wöhrle/Schelle/Gross, Außensteuergesetz, § 10 Rz 137; Luckey in Strunk/Kaminski/Köhler,
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AStG/DBA, § 10 AStG Rz 10.1 und 10.2; Edelmann in Kraft, AStG, § 10 Rz 358; Rödder/Liekenbrock, Die
Unternehmensbesteuerung --Ubg-- 2013, 23; Kraft/Schreiber, IStR 2015, 149; wohl auch Wassermeyer/ Schönfeld in
Flick/Wassermeyer/Baumhoff/Schönfeld, Außensteuerrecht, § 10 AStG Rz 187.1; sowie im Ausgangspunkt
Hagemann, Ubg 2014, 706, 707 ff.; s.a. Blümich/Gosch, § 9 GewStG Rz 221a; derselbe, Außensteuerliche Aspekte
der Gewerbesteuer, Grüne Hefte Nr. 177/2011, S. 21; Roser in Lenski/Steinberg, Gewerbesteuergesetz, § 9 Nr. 1
Rz 116; anders z.B. Ruf/Wohlfahrt, Ubg 2009, 496, 498; Schnitger, IStR 2011, 328, 330; Güroff in Glanegger/Güroff,
GewStG, 8. Aufl., § 9 Nr. 3 Rz 4; Schnitter in G. Frotscher/Maas, KStG/GewStG/ UmwStG, § 9 GewStG Rz 164c;
insoweit wohl auch Quilitzsch, Internationale Steuer-Rundschau --ISR-- 2014, 193; Schnorbeger/Dust/Golz, IStR
2014, 271).


11 b) Ein derartiges Regelungsverständnis lässt nicht außer acht, dass mit § 9 Nr. 7 Satz 1 GewStG 2002 eine weitere
Möglichkeit gegeben wird, Auslandseinkünfte als Kürzungsposition anzusetzen, nämlich unter bestimmten
Beteiligungs- und Aktivitätsvoraussetzungen die Gewinne aus Anteilen an einer Auslands-Kapitalgesellschaft. Es
steht im Streitfall fest, dass die A-Ltd. als Tochtergesellschaft der Klägerin die qualifizierenden
Aktivitätsvoraussetzungen dieser Kürzungsvorschrift, die sich mit Abweichungen an jene des Außensteuergesetzes
anlehnen, nicht erfüllt; es wird deswegen darauf verzichtet, diese Voraussetzungen näher vorzustellen. Für den
Streitfall genügt es festzuhalten, dass die Auslegung von § 9 Nr. 3 Satz 1 GewStG 2002 durch die
Kürzungsmöglichkeit nach Nr. 7 Satz 1 der Vorschrift nicht beeinflusst wird. Zwar repräsentieren die Gewinnanteile an
der Auslandsgesellschaft beim Gesellschafter aus wirtschaftlicher Sicht auch deren Einkünfte. Und richtig ist es auch,
dass, wie bereits dargetan, der Hinzurechnungsbetrag durch § 10 Abs. 2 Satz 1 AStG als Einkünfte i.S. von § 20
Abs. 1 Nr. 1 EStG (2002) und damit (auch) als Gewinnanteile bestimmt wird. Doch ändert das nichts daran, dass die
der Inlandsgesellschaft über den Hinzurechnungsbetrag zugerechneten Einkünfte der ausländischen
Zwischengesellschaft als solche eben keine (bloßen) Gewinnanteile (Dividenden) sind, sondern dass sie unmittelbar
aus der Einkunftsermittlung der Zwischengesellschaft (wenn auch in entsprechender Anwendung der Vorschriften des
deutschen Steuerrechts, s. § 10 Abs. 3 Satz 1 AStG) herrühren. Dieser Unterschied rechtfertigt es, sie als Teil des auf
die Auslandsbetriebsstätte entfallenden Gewerbeertrags i.S. von § 9 Nr. 3 Satz 1 GewStG 2002 anzusehen und von
den Gewinnanteilen i.S. von § 9 Nr. 7 Satz 1 GewStG 2002 abzugrenzen.


12 Hagemann (Ubg 2014, 706, 711) gibt zu bedenken, dass das --auf der anderen Seite-- im Ergebnis die Besserstellung
des Hinzurechnungsbetrages gegenüber solchen Auslandseinkünften zur Folge habe, die zwar ebenfalls "passiv"
sind, jedoch keiner niedrigen Besteuerung unterfallen; letztere blieben gewerbesteuerpflichtig. Dieser Einwand trifft im
Kern zu. Er wiegt aber gering, weil er sich eben auf die Referenzgröße für die Kürzung nach § 9 Nr. 7 Satz 1 GewStG
2002 bezieht, nämlich auf den "normalen" Gewinnanteil an der ausländischen Kapitalgesellschaft, nicht jedoch auf die
Einkünfte der Auslandsgesellschaft als solche, die aber von der Hinzurechnungsbesteuerung und auch von § 9 Nr. 3
Satz 1 GewStG 2002 erfasst werden. Die konstatierte Ungleichbehandlung ist also eine wirtschaftliche. Dieser Befund
erzwingt jedoch nicht notwendigerweise die auch rechtliche Ungleichbehandlung ein und derselben Einkünfte,
jedenfalls dann nicht, wenn sich diese Ungleichbehandlung wie hier aufgrund der tatbestandlichen Vorgaben
vermeiden lässt. Eine Anwendung von § 9 Nr. 3 Satz 1 GewStG 2002 wird folglich nicht durch einen
Anwendungsvorrang von § 9 Nr. 7 Satz 1 GewStG 2002 versperrt.


13 c) Die Unterscheidung von Gewinnanteil und Auslandseinkünften betrifft in gleicher Weise den Kürzungsbetrag, den
§ 9 Nr. 8 Satz 1 GewStG 2002 für die Gewinne aus Anteilen an einer ausländischen Gesellschaft anordnet, die nach
einem Abkommen zur Vermeidung der Doppelbesteuerung unter der Voraussetzung einer Mindestbeteiligung von der
Gewerbesteuer befreit sind. Das ist hier aber nicht einschlägig. Zum einen, weil das im Streitfall anzuwendende
Abkommen zwischen der Bundesrepublik Deutschland und der Republik Singapur zur Vermeidung der
Doppelbesteuerung auf dem Gebiet der Steuern vom Einkommen und vom Vermögen vom 28. Juni 2004 (BGBl II
2006, 931, BStBl I 2007, 158) --DBA-Singapur 2004-- für die aus einer Hinzurechnung nach Maßgabe von §§ 7 ff.
AStG hergeleiteten fiktiven Gewinnanteile mangels hinreichender Aktivität der zugrundeliegenden Tätigkeiten der
Zwischengesellschaft keine Steuerfreistellung als Grundvoraussetzung für jene Kürzung zulässt (Art. 24 Abs. 1
Buchst. a i.V.m. Buchst. b und c und Art. 7 und Art. 10 DBA-Singapur 2004). Zum anderen, weil die
Hinzurechnungsbesteuerung sich nach § 20 Abs. 1 AStG über etwaige anderweitige Besteuerungszuordnungen in
einem Abkommen zur Vermeidung der Doppelbesteuerung allemal hinwegsetzt, und das betrifft dann auch die
Gewerbesteuer, wie sich aus § 7 Satz 1 GewStG 2002 und ebenso unmissverständlich aus § 21 Abs. 4 Satz 1 Nr. 2
und Abs. 7 AStG ergibt.


14 4. In Anbetracht des Vorstehenden kann hier dahinstehen, ob die Hinzurechnungsbesteuerung im Allgemeinen gegen
die unionsrechtlich verbürgte Kapitalverkehrsfreiheit (Art. 63 des Vertrags über die Arbeitsweise der Europäischen
Union i.d.F. des Vertrags von Lissabon zur Änderung des Vertrags über die Europäische Union und des Vertrags zur
Gründung der Europäischen Gemeinschaft --AEUV--, Amtsblatt der Europäischen Union 2008, Nr. C-115, 47)
verstößt, diese Grundfreiheit ihrerseits trotz des Erfordernisses einer Mindestbeteiligung nicht durch die
Niederlassungsfreiheit (Art. 49 i.V.m. Art. 54 AEUV) verdrängt wird (s. dazu z.B. Senatsurteil vom 29. August 2012
I R 7/12, BFHE 239, 45, BStBl II 2013, 89, m.w.N.) und deswegen drittstaatenweit --im Streitfall also auch bezogen
auf die singapurische A-Ltd.-- wirkt. Es kann gleichermaßen unbeantwortet bleiben, ob auch § 9 Nr. 7 Satz 1 GewStG
2002 und die darin abgeforderte Aktivität der Auslandstochtergesellschaft in ähnlicher Weise gegen das Unionsrecht
verstößt (so z.B. C. Pohl in Hidien/Pohl/Schnitter, Gewerbesteuer, 15. Aufl., Kap. 7 S. 784; Roser in Lenski/Steinberg,
a.a.O., § 9 Nr. 7 Rz 20a; Blümich/Gosch, § 9 GewStG Rz 297; derselbe, Außensteuerliche Aspekte der
Gewerbesteuer, Grüne Hefte Nr. 177/2011, S. 14 f.; Quilitzsch, ISR 2014, 193; Güroff in Glanegger/Güroff, a.a.O., § 9
Nr. 7 Rz 4). Und es soll unbeantwortet bleiben, ob --bejahendenfalls-- die Drittstaatenwirkung an der sog. Stand still-
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Klausel des Art. 64 Abs. 1 AEUV scheitern könnte. Schließlich ist auch zu den unspezifisch vorgebrachten
verfassungsrechtlichen Einwendungen der Klägerin nichts weiter auszuführen.


15 5. Die Vorinstanz hat eine dem entgegen stehende Rechtsauffassung vertreten. Die Sache ist spruchreif. Der
angefochtene Steuerbescheid ist antragsgemäß abzuändern. Die Ermittlung und Berechnung des festzusetzenden
Messbetrages wird dem FA nach Maßgabe der Gründe dieser Entscheidung überlassen (§ 100 Abs. 2 Satz 2 FGO).


16 6. Die Kostenentscheidung beruht auf § 135 Abs. 1 FGO.
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